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AKurzfassung
Strukturwandel ist ein ständiger Prozess der Stadtentwicklung. So wie die Industria-
lisierung ab der Mitte des 19. Jahrhunderts Struktur prägend für die Städte war, 
führte die Mitte der 1960er Jahre einsetzende De-Industrialisierung zur Verände-
rung der Stadtstrukturen. Der Strukturwandel hat Flächenfreisetzungen zur Folge, 
die von den Grundstückseigentümern oder deren Beauftragten mit Unterstützung 
der gemeindlichen Planungs- und Genehmigungsprozesse einer neuen Nutzung 
zugeführt werden.
In der Literatur werden für die Revitalisierung von Flächen des Strukturwandels 
hauptsächlich Handlungs- und Organisationsvorschläge behandelt. Hier steht das 
Flächen- und Baulandmanagement im Vordergrund, das immer komplexer wird. 
Strategien des Flächen- und Baulandmanagements zur Entwicklung des Innenbe-
reiches umfassen die Umwandlung von aufgegebenen Industrie- und Gewerbege-
bieten, Post-, Bahn- und Militärflächen, Baulücken und Einzelgrundstücke sowie 
Flächenpotenziale, die durch Nachverdichtung oder Um- und Rückbau gewonnen 
werden können. Zur Bewältigung der komplexen Umsetzungsprozesse ist ein Flä-
chen- und Baulandmanagement erforderlich, das neben der Bauleitplanung, der 
Bodenordnung, der Erschließung, der Herstellung der erforderlichen Infrastruktur-, 
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen auch die Bereitstellung der baureifen 
Grundstücke und deren Vermarktung  umfasst.   
In der Literatur und in der Forschung wird die Frage, welche Rollen die Prozessab-
läufe und  Akteursbeziehungen in den komplexen Planungs- und Realisierungspro-
zessen von Umstrukturierungen einnehmen und welche Ansätze einer Prozess-
steuerung sich ergeben, kaum behandelt. Dieses Defizit zu beheben ist Ausgangs-
punkt der Arbeit und  begründet das Forschungsinteresse. Zur Gewinnung von Er-
kenntnissen über die Rahmenbedingungen von komplexen Erneuerungs- und Um-
strukturierungsprozessen werden die Entwicklungsabläufe von neun Düsseldorfer 
und vier externen Konversionsfällen analysiert und bewertet.  
Warum beispielhaft Düsseldorf? Düsseldorf umfasst, bis auf Zechenanlagen, den 
gesamten typologischen Querschnitt der Flächenfreisetzungen aus Montanindust-
rie1, Bahn, Post und Hafen und ist daher für eine beispielhafte Betrachtung des 
Strukturwandels, der Umstrukturierung der freigesetzten Flächen und deren Pro-
zessabläufe gut geeignet. Zur typologischen Komplettierung werden in die Untersu-
chung Zechenanlagen aus Moers, Herten und Dortmund und als Vergleich zum 
Düsseldorfer Hafen der Duisburger Innenhafen einbezogen. 
Die Evaluation befasst sich mit den Fragestellungen nach den Entwicklungsabläu-
fen und Prozessstrukturen, von den Flächenfreisetzungen bis zum Abschluss der 
Realisierung. Dabei werden insbesondere die Akteurskonstellationen, die Zeitab-
läufe, der strategische Hintergrund, die Kooperationsstrukturen zwischen öffentli-
cher Verfahrenssteuerung und privatem Projektmanagement, die Restriktionen, 
Hemmnisse und Erfolgsfaktoren betrachtet. Ziel ist die Überprüfung der These, 
dass für die bisherigen und zukünftigen Stadterneuerungsprozesse eine strategi-
sche und kooperative Steuerung unerlässlich ist. 
Meine Analyse und Bewertung kommt zu dem Ergebnis, dass die ausgewählten 
Fallbeispiele sehr lange Umwandlungszeiten aufweisen. Bei einigen Gebieten führ-
te die Veränderung der Rahmenbedingungen auf Grund der langen Umsetzungs-
zeiten zu anderen Planungs- und Realisierungszielen sowie zu veränderten Ak-
teurskonstellationen. Es werden unterschiedliche Entwicklungsgeschwindigkeiten 
der Gebiete festgestellt. Dabei zeigt sich, dass diejenigen Gebiete, die durchgängig 
von der Verwaltung und dem Vorhabenträger betreut und gesteuert werden, kürze-
1 Funktional eng miteinander verflochtene Komplex von Kohlen- und Erzbergbau sowie der Eisen- und Stahlindus-  
  trie
Bre Umwandlungszeiten aufweisen als diejenigen, die der Marktumsetzung überlas-
sen wurden. Bei diesen Gebieten kommt es nur punktuell während der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren zu einer Kooperation der Akteure. Es fehlte hier eine 
koordinierte Gesamtsteuerung. Die langen Umwandlungszeiten bedeuten auch, 
dass der Zeitraum der Realisierung und Marktwirksamkeit der auf diesen Gebieten 
befindlichen Potenziale an Wohnungen, Gewerbe und Büros unkalkulierbar wird 
und damit eine vorausschauende Stadtentwicklung erschwert wird.   
Als Ergebnis wird abgeleitet, dass eine durchgängige aktive und kooperative Steue-
rung der Planungs- und Realisierungsprozesse durch Vorhabenträger und Gemein-
de unerlässlich ist. Neben der Steuerungstätigkeit des Vorhabenträgers leistet die 
Gemeinde eine kooperative und unterstützende Komplementärsteuerung der Pro-
zesse während der langen Realisierungszeiträume. Im Zentrum liegt dabei die städ-
tebauliche Steuerung, über deren Instrumente der Interessenausgleich zwischen 
Investor, Kommune und Bürgerschaft geregelt wird. Das gemeinsam im Konsens 
entwickelte städtebauliche Konzept bedeutet die Weichenstellung für die Art und 
Qualität der gesamten Umstrukturierung in städtebaulicher, stadtgestalterischer,  
ökonomischer und ökologischer Hinsicht. Dieses wird mit dem Bebauungsplan ab-
gesichert. Der städtebauliche Vertrag regelt Kostenbeteiligungen und gemeinsames 
Vorgehen der Akteure. 
Die Steuerungsanforderungen der Stadterneuerung und deren strategische Aus-
richtung werden zukünftig eine größere Bedeutung gewinnen. Bezog sich der 
Strukturwandel bisher auf die Nutzungsaufgabe und Flächenfreisetzungen von Ein-
zelsegmenten wie Gewerbe und Industrie, Bahn und Post, wird er in der Zukunft 
zusätzlich die Städte als Ganzes im regionalen und globalen Kontext erfassen. Ver-
änderungen der Wirtschaftsstruktur, Bevölkerungsschrumpfung oder -wachstum, 
sich verändernde Nachfragestrukturen, Folgen der Klimaveränderung u.a. führen 
zu negativen Entwicklungen in den Städten, die ein aktives Gegensteuern erfor-
dern. Je nach der individuellen Situation der Gemeinden werden zielorientierte An-
passungs- und Stadterneuerungsmaßnahmen notwendig. Als Reaktion auf diese 
Veränderungsanforderungen wird die strategisch einzusetzende und kooperativ zu 
steuernde Stadterneuerung durch Stadtumbau eine bedeutendere Rolle einneh-
men, als es bisher der Fall war. Damit steigt die Komplexität der Stadterneuerungs- 
und der erforderlichen Steuerungsaufgaben der Gemeinden, die sich darauf inhalt-
lich und organisatorisch einstellen müssen. 
Summary
Structural change is a constant process in urban development. In the same way 
that industrialisation had a dramatic effect for the towns on shaping their structure 
from the middle of the 19th century onwards, the process of deindustrialisation that 
began from the middle of the 1960’s also led to changes in the structure of towns. 
The structural change shows the way to areas being abandoned that could be used 
in new ways by the owners of the land or by persons operating on their behalf, with 
the support of the relevant planning and approval processes by the local authorities.  
The literature primarily covers proposals for action and organisation regarding the 
revitalisation of the areas involved in these structural changes. Here the manage-
ment of the land or area available for construction, which is becoming increasingly 
complex, is put in the foreground. Strategies for the management of the land or 
area available for construction to develop inner urban areas comprise the conver-
sion of industrial and commercial areas, post office, railway and military areas, gaps 
between buildings and individual plots, plus the utilization of areas of land that have 
potential for a denser form of use or by clearance and conversion. In order to be 
able to cope with the complex implementation processes in such cases, a strategy 
is required for the management of the land or area available for construction. That 
also includes the provision and the marketing of the sites that are ready for building 
on in addition to the construction planning, the real estate regulations, the develop-
Cment of the land, the provision of the required infrastructure, facilities to meet com-
munal needs and associated facilities.  
The literature and research hardly touch at all on the question as to which roles the 
process sequences and relations of the main protagonists involved adopt in the 
complex planning and implementation processes  that are part of restructuring and 
which approaches by control of the processes arise. Clearing this deficit is the star-
ting point of this work and justifies the interest in researching it. The development 
sequences of nine cases from Düsseldorf and four external conversion cases were 
analysed and evaluated so as to obtain a knowledge of the overall conditions in-
volved in complex renewal and restructuring processes.  
Why take Düsseldorf as an example? Düsseldorf contains, except for the collieries, 
the complete typological cross-section of abandoned areas that had formerly been 
used by the Montan industry2, the railways, the post office and the harbour, an ex-
emplary case that it is very suitable to examine the structural changes and the re-
structuring of the abandoned areas and the involved processes. In order to com-
plete the typological picture, collieries from Moers, Herten and Dortmund were in-
cluded in the investigation, and the harbour of Duisburg was brought in as a com-
parison with the harbour of Düsseldorf. 
The evaluation deals with the questions after the development processes and pro-
cess structures from the areas abandoned up to the completion of the realization. 
Particularly the combination of participants, the chronological sequences, the stra-
tegic background, the cooperation structures between public control of the proce-
dures and private project management, the restrictions, obstructions and success 
factors were looked at. The aim is to verify the thesis that a strategic and coopera-
tive form of control of urban renewal processes is crucial to future urban develop-
ment.
My analysis and evaluation comes to the conclusion that the cases that had been 
selected show very long times for conversion. In some areas changes in the overall 
conditions resulting from the lengthy implementation times led to changes in the 
planning and implementation goals and also to a change in the structure of players 
involved. Varying rates of speed of development of the areas concerned were 
found. The result of it is that those areas being managed and run by the municipal 
administration and the persons responsible for the project have shorter implementa-
tion times than those that had been left entirely to market forces. In the latter areas 
there was only cooperation between the main players from time to time during the 
planning and approval procedures. A form of coordinated overall control was miss-
ing here. The long times to make the changes also meant that the period of the 
implementation and effective marketability of potential items on these sites such as 
apartments, shops, commercial buildings and offices is impossible to calculate.  
This makes it harder to plan the urban development in advance.  
The conclusion to be derived from this is that an active and cooperative form of 
control throughout the planning and implementation processes by the municipal 
authorities and the persons responsible for the project is indispensable. In addition 
to the requirement for control by the persons responsible for the project, this also 
involves in the case of the municipal authorities a cooperative and supportive form 
of complementary control during the prolonged periods of implementation. At the 
centre of this is the urban planning, by which the instruments should be balanced 
out the various interests of investors, the administrative authorities and the local 
citizens. The urban planning concept that has been developed jointly through a 
consensus is the base for the type and quality of the entire restructuring process 
from urban planning, urban design, economic and ecological points of view. This is 
2 A complex that is functionally closely interlinked of coal and iron mining plus the iron and steel industry
Dsecured by the municipal development planning. The urban construction contract 
regulates the sharing of the costs and the joint actions of the players involved. 
The control requirements related to urban renewal and their strategic orientation will 
be of increasing importance in future. While in the past the structural changes re-
lated to the giving up land use that became available for other purposes in individ-
ual segments such as commerce and industry, railways and post offices, in the fu-
ture it will also be necessary to look at the towns and cities as a whole within their 
regional and global context. Changes in the economic structure, shrinking or growth 
of the population, changing demand structures, the consequences of climatic chan-
ge, among others, all lead to negative trends in the towns and which need to be 
actively counteracted. Depending on the individual situation of the administrative 
regions, goal-oriented measures to adapt and renew urban areas are required. The 
urban renewal through urban restructuring that is to be applied strategically and 
controlled cooperatively as a reaction to these requirements for change was taken 
on an increasingly more important role than was the case formerly. As a result, this 
increases the complexity of the urban renewal tasks and the associated control 
tasks of the administrative authorities, which need to prepare for them in terms of 
their contents and the organisation required.
EVorwort  
Während meiner aktiven Dienstzeit im Stadtplanungsamt Düsseldorf habe ich mich  
in unterschiedlichen Zeiträumen und Funktionen mit den Düsseldorfer Konversions-
gebieten befasst: In der ersten Zeit als städtebaulicher Leiter des Projektes Haupt-
bahnhof, danach als Koordinator von städtebaulichen Wettbewerben, die zumeist 
Umstrukturierungsgebiete zum Inhalt hatten, und später als „Stadtentwickler“ mit 
dem Gesamtkomplex Strukturwandel und Konversionsgebiete. Zwar wurde für viele 
Umstrukturierungsgebiete zügig Baurecht geschaffen, aber die anschließende Um-
setzung- und Realisierung erstreckte sich über lange Zeiträume, deren Abschluss 
ungewiss war. Häufig waren sich die Akteure - Vorhabenträger, Verwaltung und 
Bürgerschaft - untereinander, je nachdem in welchem Verantwortungsbereich sich 
die Umstrukturierung befand, im Unklaren darüber, welchen Entwicklungsstand die 
Konversion aufwies. Bei der Beschäftigung mit diesen Gebieten ergaben sich mit 
der Zeit eine Fülle von Fragen im Zusammenhang mit den unterschiedlichen Ent-
wicklungsabläufen. Warum dauern die Umwandlungszeiten so lange? Warum ent-
steht eine so große zeitliche Lücke zwischen Planung und Realisierung? Welche 
Gründe gibt es für die unterschiedlichen „Biografien“ der einzelnen Umstrukturie-
rungsgebiete? Warum haben diese Gebiete eine unterschiedliche Entwicklungsge-
schwindigkeit? Welche internen und externen Rahmenbedingungen beeinflussen 
den Entwicklungsablauf? Welche Akteure steuern ihn? Welche Bedeutung haben 
Wettbewerbe bei langen Umwandlungszeiten? Welchen Einfluss hat das städte-
bauliche Konzept für die Umwandlung? Wie können vereinbarte und beschlossene 
Planungsziele über lange Zeiträume durchgehalten und gesichert werden? 
Zur Beantwortung dieser Fragen entstand meine Motivation, eine grundlegende 
Analyse und Bewertung des Strukturwandels, der Entwicklung der Konversionsge-
biete und deren komplexen Entwicklungs- und Verantwortungsstrukturen vorzu-
nehmen und diese mit dem wissenschaftlichen Diskurs zu verbinden.     
Für das Gelingen dieses Vorhabens möchte ich mich besonders bei den Betreuern 
Herrn Universitätsprofessor Dipl. Ing. Kunibert Wachten und Herrn Universitätspro-
fessor em. Gerhard Curdes bedanken, die mit kritischer Offenheit und wissen-
schaftlichem Rat die Arbeit förderten.  
Bedanken möchte ich mich ebenfalls bei Herrn Dipl. Ing. Richard Erben, Dipl. Ing. 
Lars Kolk und meiner Nachfolgerin Dipl. Ing. Ulrike Geßner vom Stadtplanungsamt 
Düsseldorf, die die Arbeit unterstützten. 
Last but not least gilt mein Dank meiner Familie, die mich zu diesem Vorhaben mit 
viel Geduld und vielen Ideen bestärkte. 
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A  Fragestellung und Zielsetzung der Arbeit
1. Der Strukturwandel als Konstante der Stadtentwicklung
„Strukturwandel verbunden mit Stadtumbau und Stadterneuerung ist eigentlich 
nichts Neues. Städte verändern sich ständig. Die aktuelle Situation ist gekennzeich-
net vom Niedergang auf der einen Seite und vom Aufstieg auf der anderen. Diese  
Prozesse laufen gleichzeitig ab. In den letzten 30 Jahren haben wir eine Orientierung 
von der Industriegesellschaft hin zur Dienstleistungsgesellschaft  erlebt.“ 1
Auch in früheren Zeiten führte der Strukturwandel zu Stadtumbau und Stadterneue-
rung. So veränderte zum Beispiel  im 18. Jahrhundert in vielen Städten der Bau von 
Befestigungsanlagen die Stadtstruktur einschneidend. Ebenfalls eröffnete die Weg-
nahme dieser Fortifikationen mit den in der Folge frei werdenden Flächen eine große 
Chance für den Stadtumbau. Als bekanntestes Beispiel kann hier die Stadt Wien an- 
geführt werden, wo im 19. Jahrhundert auf dem frei gewordenen Glacis die Ringstra-
ße mit ihren Monumentalbauten angelegt wurden.
In Paris führte der Strukturwandel von der noch mittelalterlich geprägten Stadt zur 
Stadt der Neuzeit durch die Planungen und Realisierung der Boulevard-Stadt des 
Baron Haussmann zur Auflösung des mittelalterlichen Stadtkerns.
In Düsseldorf wurden zu Beginn des 18. Jahrhundert, wie nach dem Frieden von 
Luneville 1803 erforderlich, die nach der Art von Vauban gebauten Befestigungsanla-
gen geschliffen. Auf den freigelegten Flächen wurden durch Gartenbaumeister Maxi- 
milian von Weyhe und Hofbaumeister Kaspar-Anton Huschberger die Königsallee 
und der Hofgarten angelegt.
Städte des 19. Jahrhundert, insbesondere die von Rhein-Ruhr, wurden von der 
aufkommenden Industrialisierung geprägt, die viele Menschen anzog und mit der 
Gründerzeit große Wohnareale entstehen ließ. Die im Zeitraum 1870 bis 1910 
entstandenen Gründerzeitviertel wurden in Fluchtlinienplänen mit geschlossener 
Bauweise an Straßen und Plätzen und einheitlichen Bauhöhen vorausgeplant. Sie 
realisierten sich ringförmig um die mittelalterlichen Stadtkerne. Die Industrieareale 
siedelten sich im Osten der Städte an, an die Arbeiterwohnquartiere angebunden 
wurden.
Die letzten 30 Jahre wurden von der De-Industrialisierung, insbesondere von der 
Montanindustrie2 und dem Wandel zur Dienstleistungsstadt geprägt. Dieser Struktur-
wandel setzte in erheblichem Umfang Flächen frei. Die deutsche Einheit  mit den Fol- 
gen des Abzuges der alliierten Streitkräfte, die durch den Wegfall des Kalten Kriegs 
erforderliche Neustrukturierung der Bundeswehr sowie die Neuorganisation der 
Deutschen Bahn und Post führten zu erheblichen Freisetzungen von Militär-, Bahn- 
und Postflächen. 
Als Fazit kann hier festgehalten werden, dass sich der Strukturwandel als eine  Kon- 
stante der Stadtentwicklung zeigt. Ein großer Teil der Flächen3 befindet sich, aller-
dings individuell in unterschiedlichen Zeiträumen, in einem Flächen- und Nutzungs-
kreislauf, der von Flächennutzung, Nutzungsaufgabe, Flächenfreisetzung, Um- 
1 Stadtumbau West, 2003,  v. d. Mühlen M.: Seite 89
2 Zechen, Stahlwerke, Röhrenwerke, u.a.
3 Der historische und geschützte Baubestand entzieht sich dem Flächen- und Nutzungskreislauf.
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wandlungsprozess, neue Flächennutzung, Nutzungsaufgabe und so fort geprägt 
wird. Die Art und Qualität des Strukturwandels ist jedoch ständigen Veränderungen 
unterworfen: sie stellt sich in jeder Epoche wieder neu. 
2. Veränderte Qualität des zukünftigen Strukturwandels
War der bisherige Strukturwandel auf Flächenfreisetzungen in Teilräumen der Stadt, 
z.B. Freisetzungen im Zuge der Deindustrialisierung oder Veränderungen der Bahn- 
und Poststruktur beschränkt, wird er sich in der Zukunft auf mehrere strukturbestim-
mende Veränderung beziehen, mit deren Auswirkungen sich die Städte wegen der  
zunehmend komplexer werdenden ökonomischen und sozialen Prozesse auseinan-
dersetzen müssen. Die Folgen der Strukturveränderungen, der demografischen Ent- 
wicklung, der anhaltenden Transformation von der Industrie- zur Dienstleistungs- 
und Wissensgesellschaft, der Wirtschaft in globaler Abhängigkeit mit Dekonzentra-
tions- und Konzentrationsentwicklungen, der sozialen Strukturen, der Zuwanderung 
und der Veränderung der Arbeits- und Wohnbedingungen wirken sich unmittelbar 
auf die Entwicklung der Städte und Regionen aus. „Diese Veränderungen führen zu 
Weichenstellungen im Städtebau, in der Architektur, im Wohnen und prägen die 
Zukunftsbilder von unseren Städten und Landschaften.“4 Als Antwort auf diese 
Herausforderungen werden in Zukunft zügige Modernisierung und  Anpassung  eine 
entscheidende Rolle für die Positionierung der Städte einnehmen. „Die Städte sind 
gezwungen, Maßnahmen des Stadtumbaues zu ergreifen, um sich im weltweiten 
ökonomischen Wettbewerb zu behaupten.“5 Wegen der im Ballungskern zur Neige 
gehenden, in Regional- und Flächennutzungsplänen gesicherten Bauflächenpotenzi-
ale und des von der Landesplanung vorgesehenen strikten Freiraumschutzes wird 
sich in der Zukunft  die Innenentwicklung als das entscheidende Entwicklungspoten-
zial der Städte erweisen. 
Zur Steuerung der zukünftig stärker zu erwartenden Anpassungs- und Erneue-
rungsprozesse  wird der aktiv, präventiv und instrumental eingesetzte  Stadtumbau 
durch Umnutzung als Zukunftsaufgabe der Städte an Bedeutung gewinnen.
3. Stand der Diskussion 
Die Literatur zu den Themenkreisen „Strukturwandel“, „Brachflächenrecycling“ 
„Stadtumbau“ und „Strategisches und kooperatives Flächenmanagement“ zeigt eine 
große Fülle von Beiträgen. Es wird nachfolgend eine Auswahl aus der Forschung 
und dem öffentlichen Diskurs aufgeführt, die den aktuellen Stand der Diskussion 
wiedergibt. 
Dabei werden in den Forschungs- und Untersuchungsberichten die Themen jeweils 
mit Schwerpunkten auf die ökologische Betrachtung, die stadtentwicklungs- und  
städtebauliche sowie die  organisatorische und durchführungsbezogene Sichtweise  
gesetzt.
4 Stadtumbau West, 2003,  Reicher C.: Seite 47
5 Bodenschatz H., Laible U. (Hg), Laible U., 2008: Seite 8 
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Vor dem Hintergrund der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung, die eine 
drastische Begrenzung des Flächenverbrauchs auf 30 ha/Tag bis zum Jahr 2020 
vorsieht, rücken eine Reihe von Forschungsberichten und der öffentlichen Diskurs 
die Innenentwicklung und damit auch die Reaktivierung von brach gefallenen Flä-
chen als Kompensation zu dem hohen Flächenverbrauch an den Stadträndern in den 
Vordergrund. 
Fläche im Kreis
Als Überbau zu dem gesamten Themenkreis kann das  nachfolgend beschriebene 
Forschungsprojekt angesehen werden. Im Zeitraum 2003 bis 2007 wurde das 
Forschungsfeld „Fläche im Kreis – Kreislaufwirtschaft in der städtischen/stadtre-
gionalen Flächennutzung“ im Rahmen des Forschungsprogramms ExWoST6 des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, des Bundesamtes für 
Bauwesen und Raumordnung und des Deutschen Institutes für Urbanistik (Difu) 
durchgeführt.  Mit der Flächenkreislaufwirtschaft wurde ein integrativer Politik- und 
Steuerungsansatz untersucht, der eine „veränderte Nutzungsphilosophie mit der 
Formel Vermeiden - Verwerten - Ausgleichen im Rahmen der Flächeninanspruch-
nahme zu Grunde legt“7 und ein Umdenken weg von der Siedlungsexpansion hin zur 
Bestandserneuerung fordert.
Ziel der Kreislaufwirtschaft ist es, bestehende Flächenpotenziale zu mobilisieren und 
für neue Nutzungen aufzubereiten. „In der Kreislaufwirtschaft ist nicht mehr der 
Freiraum, sondern die brach gefallenen Flächen, die Bestandsflächen der ´Rohstoff’ 
für neue Nutzungen.“8 Der Flächenkreislauf wird als Analogie zum Stoffkreislauf 
gesehen.  
Die Zukunft liegt auf Brachflächen
Auch das Umweltbundesamt bezieht sich auf das Ziel der Verringerung des Flächen-
verbrauchs und betont, dass dieser nicht nur ein zentrales Ziel der Bundesregierung 
ist, sondern dass die Verringerung des Flächenverbrauchs auch auf dem Programm 
zahlreicher Bundesländer und Kommunen steht. Das Umweltbundesamt gab 2005 
als Arbeitshilfe einen Leitfaden zur Aktivierung von Brachflächen für Investoren, 
Bauherren und Immobilieneigentümer mit dem Titel „Die Zukunft liegt auf Brachflä-
chen – Reaktivierung urbaner Flächenreserven“ heraus und versucht dieses Thema 
für die Städte aber auch für Investoren und Eigentümer attraktiv zu machen. Es 
werden gute Gründe für ein Flächenrecycling aufgezeigt, das Städte für Bewohner 
und Arbeitskräfte lebenswerter und für Unternehmensansiedlung attraktiver macht. 
Für die Eigentümer ist die gewinnbringende Aktivierung von untergenutzten oder 
brachliegenden Flächen vorteilhaft, weil das in Wert gesetzte Immobilieneigentum zu 
einer Verbesserung der Unternehmensbilanz beiträgt. Es werden die Rentabilität des 
Flächenrecyclings, die Marktchancen der Immobilienwirtschaft und Lösungswege für 
die Altlastenbeseitigung aufgezeigt. Anhand von vier erfolgreich abgewickelten Fall- 
6 Experimenteller Wohnungs- und Städtebau
7 Bundesministerium für Bauwesen und Raumordnung, Kreislaufwirtschaft, Werkstatt Praxis, 2007: Seite 1
8 Ebenda: Seite 8
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beispielen9 wird der Umgang mit Risiken und Nachteilen sowie eine erfolgreiche 
Projektorganisation und die kooperative Zusammenarbeit zwischen den Projektbetei-
ligten wie Bauherren, Grundstückseigentümern, Planer und Behörden herausgestellt.
Arbeitshilfen zur Aktivierung von Brachflächen
Auch die Länder Baden Württemberg und Niedersachsen haben umfassende Arbeits-
hilfen zur Aktivierung von Brachflächen herausgegeben. Der Schwerpunkt der Ar-
beitshilfe Baden Württemberg10 liegt eher in dem ökologischen Aspekt der Aktivie- 
rung der Innenentwicklung. Die Handlungsanweisungen an die Kommunen beziehen 
sich  auf sieben Themen, die für eine aktive Innenentwicklung von Bedeutung sind:
1. Schließen von Baulücken
2. Optimieren des Nutzwertes von Flächen
3. Wiedernutzung von Brachflächen
4. Umgang mit Bodenmaterial
5. Minimierung des Versiegelungsgrads
6. Schutz leistungsfähiger Böden
7. Schutz und Entwicklung von Freiflächen
Bei dem Thema „Wiedernutzung von Brachflächen“ wird der Entwicklung und Neu-
nutzung von Brachflächen im Rahmen eines kommunalen Bauflächenmanagements 
große Chancen für eine nachhaltige Stadtentwicklung und Neuordnung eingeräumt.  
Die Arbeitshilfe weist darauf hin, dass die Wiedernutzung der Brachflächen einer 
aktiven Projektentwicklung von Seiten der Kommunen bedarf. „Die Projektentwick-
lung übersteigt meist die gewohnten kommunalen Planungsaufgaben, so dass die 
Kommunen in der Regel personell wie finanziell auf diese Herausforderung schlecht 
vorbereitet sind.“11
Als Beispiel für eine städtebauliche Betrachtung mit organisatorischen und verfah-
rensmäßigen Vorschlägen hat das Land Niedersachsen12 unter dem Titel „Neue 
Nutzung für alte Strukturen – Revitalisierung von Brachflächen“ eine Planungshilfe 
für niedersächsische Städte und Gemeinden herausgegeben. Die Arbeitshilfe um-
fasst Handlungsempfehlungen zur Vitalisierung von Brachflächen, für ein Flächenma-
nagement, für die Planung, für ein Verfahrensmanagement sowie für die Aufberei- 
tung der Flächen und deren Vermarktung. Sie enthält Handlungsanleitungen, vorhan-
dene planungsrechtliche Instrumente, den Einsatz öffentlicher Mittel sowie die ver-
trags- und verwaltungsbezogene Durchführung von Revitalisierungsmaßnahmen er- 
folgversprechend anzuwenden.
Baulandmanagement
Der nachfolgende Bericht bezieht sich schwerpunktmäßig auf das Thema „Bau-
landmanagement“, das immer komplexer wird. In Nordrhein-Westfalen haben sich 
35 Städte und Institutionen zu dem Bauland-FORUM-Management  zusammenge-
9 Colosseum Theater Weststadt Essen, Channel Hamburg, Industriepark Hoechst und Stadthausprojekt Dresden
10 Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg, Kommunales Flächenmanagement – Arbeitshilfe, 2003
11 Ebenda: Seite 33
12 Habermann-Nieße K., Nieße B., Niedersächsisches Innenministerium, 2002
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schlossen und eine Koordinierungsstelle  „Forum Baulandmanagement“ beim Institut 
für Landes- und Stadtentwicklung (ILS) eingerichtet. Aspekte zum Baulandmanage-
ment wurden 2003 in drei Arbeitsgruppen von Vertretern der Mitgliedsstädte disku-
tiert und vom Institut für Bodenmanagement (IBoMa), Stadtforschung, Bodenord- 
nung, Wertermittlung aufbereitet und als Veröffentlichung des Forum Baulandma-
nagement NRW mit dem Titel „Baulandmanagement auf neuen Wegen, strategisch - 
kooperativ - finanzierbar“13  herausgegeben. Die drei  Themen, die jeweils von einer 
Arbeitsgruppe bearbeitet wurden, waren 
1.  Strategien des Baulandmanagements zur Entwicklung des Innenbereichs 
2.  Baulandmanagement in stadtregionaler Zusammenarbeit und 
3.  Baulandfinanzierung 
Das Thema 1 enthält Teilaspekte der Fragestellung der Arbeit. Bevölkerungsrück-
gänge oder verlangsamtes Bevölkerungswachstum, veränderte Nachfragestruktu-
ren erfordern eine strategische Neuausrichtung des kommunalen Baulandmanage-
ments und eine Anpassung an veränderte Rahmenbedingungen. „Baulandmanage- 
ment bedeutet nicht nur die quantitative Bereitstellung von Flächen; vielmehr gewin-
nen vor dem Hintergrund des Bevölkerungsrückganges zunehmend qualitative As-
pekte an Bedeutung.“14 Die räumliche Steuerung der Baulandbereitstellung wird sich 
insbesondere in Kommunen, die von Suburbanisierungstendenzen betroffen sind, 
verstärkt auf die städtischen Innenbereiche konzentrieren. Die Baulandentwicklung 
des Innenbereiches umfasst die Umstrukturierung von aufgegebenen Industrie- und 
Gewerbebrachen, Post-, Bahn- und Militärflächen, Baulücken und Einzelgrundstü-
cke sowie Flächenpotenziale, die durch Nachverdichtung oder Um- und Rückbau 
gewonnen werden können. Zur Bewältigung der komplexen Umsetzungsprozesse ist  
ein strategisches Baulandmanagement erforderlich, das neben der Bauleitplanung, 
der Bodenordnung, der Erschließung, der Herstellung der erforderlichen Infrastruktur- 
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen auch die Bereitstellung der baureifen 
Grundstücke und deren Vermarktung  umfasst.  
Strategisches Flächenmanagement und Bodenwirtschaft
Das folgende Beispiel stellt die Umwandlung von Brachflächen in den zukünftig auf 
die Städte zukommenden Entwicklungszusammenhang. Daraus werden Anforde-
rungen an die Städte hergeleitet und Vorschläge für ein strategisches kommunales 
Handeln zur nachhaltigen Entwicklung herausgearbeitet. Ein nachhaltiges, strategi-
sches und kooperatives Flächenmanagement wird in dem 2002 vom Deutschen 
Städtetag in dem Positionspapier „Strategisches Flächenmanagement und Boden-
wirtschaft“ gefordert. Veränderungen der Rahmenbedingungen15 ergeben verän-
derte Anforderungen an Stadtplanung, Planrealisierung und Bodenwirtschaft in den 
Städten. „Effizienz, Flexibilität und Finanzierbarkeit lassen sich durch ein nachhal-
tiges, strategisches Flächenmanagement in kommunaler Verantwortung verbes-
13 Dransfeld E., Forum Bauland Management, Baulandmanagement auf neuen Wegen,  2004
14 Ebenda, Vorwort
15 Wirtschaftlich-technologischer Strukturwandel und Globalisierung, europaweite Standortkonkurrenz, Internatio- 
    nalisierung der Immobilienmärkte, kürzere Nutzungszyklen, Migration, Klimaveränderung  u.a.
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sern.“16  Da die Voraussetzungen in den Städten unterschiedlich sind, gibt es für ein 
strategisches und kooperatives Flächenmanagement „kein Patentrezept“. „Unab-
hängig von den spezifischen Bedingungen in den Städten gelten generelle Leitlinien:  
Integrierte, langfristig orientierte strategische Planung ist Voraussetzung für 
zukunftsfähige Projekte
Kooperation mit Bürgerinnen und Bürgern, mit Unternehmen und Investoren 
sowie mit Partnern in der Region ist unverzichtbar
Städte brauchen für eine nachhaltige Stadtentwicklung auch künftig eine ange-
messene strategische Grundstücksreserve“17
Das Positionspapier richtet folgende Empfehlungen an die Mitgliederstädte des 
Deutschen Städtetages:
Kooperationsstrukturen in der Verwaltung sollen stärker miteinander vernetzt 
werden, z.B. durch einen Lenkungskreis Flächenmanagement und Bodenwirt-
schaft.
Auf der operativen Ebene wird für größere Projekte die Einrichtung einer 
ressortübergreifenden Projektsteuerung empfohlen. Bei Kooperationspro-
jekten sollten die privaten Partner in die Projektstruktur eingebunden werden.
Es wird als eine strategische Grundstücksreserve die Einrichtung eines revol-
vierenden Grundstücksfonds als wirtschaftlich selbständiges Sondervermögen 
empfohlen.
Es werden Forderungen zur Deregulierungs- und Wettbewerbspolitik der EU 
gestellt.
Flächenmanagement Stuttgart und München
Als Beispiel für die Implementierung eines nachhaltigen und strategischen Flächen-
managements auf der Gemeindeebene können die Städte Stuttgart und München 
angeführt werden.
Stuttgart hat 2003 das Projekt „Nachhaltiges Bauflächenmanagement Stuttgart 
(NBS)“ zusammen mit der Universität Karlsruhe und der Landesentwicklungsgesell-
schaft (LEG) Baden-Württemberg durchgeführt. Mit diesem Projekt sollen das auf 
Nachhaltigkeit und Stärkung der Innenentwicklung ausgelegte Entwicklungskonzept 
des Flächennutzungsplans 2010 in seiner praktischen Umsetzung gestärkt werden. 
Die Bausteine für ein nachhaltiges Bauflächenmanagement sind einmal die Schaf-
fung einer operationalen Basis, deren Grundlagen eine Informationsplattform mit re- 
gelmäßiger Fortschreibung sämtlicher Baugebiete, die Einrichtung einer referats-
übergreifenden Arbeitsgruppe zur Koordinierung des Flächen- und Projektmanage-
ments umfassen. Zum anderen werden die Aktivitäten der Stadt auf Schwerpunkte 
der Innenentwicklung konzentriert. Dazu werden geeignete informelle Planungsver-
fahren als Mittel zur besseren Lageerkundung sowie geeignete Verfahren für die 
Projektentwicklung festgelegt. Als zusätzliche Ressourcen sollen ein  revolvierender 
16 Deutscher Städtetag, Positionspapier Strategisches Flächenmanagement, 2002: Seite 3
17 Ebenda: Seite 5
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Grundstücksfonds für die Innenentwicklung, städtische Altlastenfonds und ein Marke-
ting der Projekte zur besseren Beratung und Information eingesetzt werden.18
Die Stadt München hat schon 1994 mit den „Verfahrensgrundsätzen der sozial 
gerechten Bodennutzung“ Grundlagen für ein „Kooperatives Flächenmanagement“ 
gelegt. Bisherige Praxis der Bebauungsplanung war die Angebotsplanung, bei der 
sich die Kommune nur auf das Schaffen von Baurecht beschränkt. Die durch die 
Planung erzeugte Steigerung des Grundstückswertes und die Wertsteigerung der 
verbesserten Nutzung des Grundstückes wurde bisher dem Grundstückseigentümer 
überlassen. Um die Abschöpfung der Wertsteigerung zur Finanzierung von kommu-
nalen Planungs- und Folgekosten zu erreichen, erfolgt nach diesem Beschluss keine 
Baurechtsschaffung, ohne dass sich die Planungsbegünstigten bereit erklären, bis 
zu zwei Drittel der Bodenwertsteigerungen für die Infrastruktur und andere ursächlich 
ausgelöste Lasten einzusetzen. 
Es werden keine Bebauungspläne aufgestellt, ohne dass es zu einer Vereinbarung, 
niedergelegt in privatrechtlichen Städtebaulichen Verträgen, zwischen der Stadt und 
einem Investor kommt. 1998  beschloss der Stadtrat  das Stadtentwicklungskonzept 
PERSPEKTIVE MÜNCHEN unter dem Leitsatz „München: kompakt, urban, grün“, 
das auf den Prinzipien der Nachhaltigkeit und der Urbanität und dem Grundsatz 
„Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ basiert. Dieses Konzept19 ist inzwischen 
mehrfach fortgeschrieben. Erfolgreiche Innenentwicklung setzt ein ebenen- und 
ressortübergreifendes, private Akteure einbeziehendes strategisches Flächen- und 
Projektmanagement voraus. Hoheitliche Planungsinstrumente sind dazu durch öko-
nomische Lenkungsimpulse und privatrechtliche Kooperationsformen mit Inves-
toren zu ergänzen. Die Umsetzung des Konzeptes ist kein Selbstläufer, es erfordert 
aktive und gezielte Strategien neben der klassischen Stadtentwicklungs- und Bau-
leitplanung. 
Als Handlungsfelder werden ressortübergreifende Informationssysteme und Projekt-
gruppen, ein Flächenmonitoring, die Kombination hoheiticher (z.B. Bauleitplanung, 
Umlegung) und privatrechtlicher Instrumente (z.B. Verträge), die Verknüpfung der 
Baulandentwicklung und ihrer Investitionskosten mit der mittelfristigen Investitions-
planung; Städtebauliche Verträge zur Finanzierung der entwicklungsbedingten Infra-
strukturkosten und eine aktive Bodenwirtschaft durch kommunale Bodenfonds.
Unterschiedliche Kooperations- und Partizipationsformen
Das Thema Kooperatives Flächenmanagement wird unter unterschiedlichen Koope-
rations- und Partizipationsformen in dem Forschungsprojekt „Win-Win-Lösungen im 
Flächenmanagement - Kooperatives Flächenmanagement zwischen Wirtschaft und 
Bürgerschaft in Baden Württemberg"20 betrachtet. Anhand von Fallbeispielen zu diffe-
renzierten Handlungsfeldern (z.B. Flächenrecycling, Städtebauliche Nachverdich-
tung) wird in verschiedenen Städten Baden-Württembergs unter der Fragestellung 
untersucht, „ob, mit wem und wie mit Hilfe kooperativer und partizipativer Verfahren 
18 Landeshauptstadt Stuttgart, Nachhaltiges Bauflächenmanagement Stuttgart (NBS), Kurzfassung
19 Reiß-Schmidt S., Strategisches Flächenmanagement in München, 2006
20 Langer K., Oppermann B., Humborg C., 2003
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Lösungen im Flächenmanagement erzielt werden können, die von allen Seiten 
als Erfolg bewertet werden."21  Bei der Untersuchung der Kommunikation in Pla- 
nungsprozessen werden folgende unterschiedliche Kommunikationsformen 
betrachtet:                                                                                           
1.  Kommunikation als Koordination
2.  Kommunikation als Kooperation und Partizipation
3.  Kommunikation als Informationsvermittlung, Marketing, Öffentlichkeitsarbeit
Die planerische Praxis des Flächenmanagements umfasst vielfältige, je nach 
Projektart (Flächenrecycling, Nachverdichtung, Sanierung u.a.) „unterschiedliche 
Akteurskonstellationen, die zu unterschiedlichen Zeiträumen in parallelen oder 
hintereinander folgenden Teilräumen aufeinander treffen."22
Als Ergebnis der Analyse der Fallbeispiele und des Delphiverfahrens geht hervor, 
dass eine angestrebte „Win-Win-Lösung" „eine planerische Haltung und Strategie 
[darstellt], durch konsensorientierte Verhandlungsunterstützung das Planungssystem, 
zumindest den Bereich der informellen Instrumente, zu bereichern."23
Nutzungswandel und städtebauliche Steuerung
Mit dem Thema „Nutzungswandel und städtebauliche Steuerung“ befasst sich ein 
Forschungsvorhaben des Deutschen Institutes für Urbanistik im Auftrag der 
Wüstenrotstiftung.24 Der Forschungsbericht beschreibt den Wandel des öffentlichen 
Steuerungsanspruchs in der Städtebaupolitik. Dabei geht es um die Austarierung der 
Gewichte zwischen Staat, Markt und Gesellschaft. Es wurden „zwei Strategien 
verfolgt: Rückbau öffentlicher Steuerung und/oder Integration gesellschaftlicher Ak-
teure in die staatliche administrative Steuerung (in Form eines gemischt öffentlich-
privaten Steuerungsregimes). Für die erste Strategie stehen vor allen Dingen Stich-
worte wie Entstaatlichung, Deregulierung, Privatisierung, Aufgabenkritik und schlan-
ker Staat, für die zweite Beteiligung und Kooperation“.25 Auf der Gemeindebene 
führten die zwei Strategien einmal zu einem Rückzug  auf die gesetzlich vorgeschrie-
benen Aufgaben, der zur Reduzierung des kommunalen Anspruchs der Ausfüllung 
der kommunalen Planungshoheit und damit zur Einschränkung des Anspruches 
einer städtebaulichen Steuerung führte. Zum anderen erfolgte parallel eine Verlage-
rung bisher öffentlich wahrgenommener Tätigkeiten ins Private. Da zum Beispiel die 
Bereitstellungskosten für neues Bauland (Planung, Baureifmachung) nicht durch 
Einnahmen aus gesetzlichen Beiträgen für die Erschließung gedeckt werden können 
- die Gemeinde zahlt in der Regel zu - , mussten von den Gemeinden neue Wege der 
Baulandbereitstellung in Kooperation und Konsens mit den Grundstückseigentümern 
und Investoren im gegenseitigen Interesse gegangen werden. Diese sahen einen 
Interessenausgleich unter win-win-Bedingungen mit einer stärkeren Kostenentlas-
tung der Gemeinden sowie eine Kostenbeteiligung der Grundstückseigentümer vor. 
21 Ebenda: Seite 9
22 Ebenda, Seite 17
23 Ebenda, Seite 91
24 Bunzel A.; Sander R., Nutzungswandel und städtebauliche Steuerung, 2003
25 Ebenda, 2003: Seite 17f
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Hier kommt es zu einem Verhandlungserfordernis, weil das Vorhaben und damit der 
Kapitaleinsatz des Investors nur über einen Bebauungsplan realisiert werden kann 
und die Gemeinde ihre Zustimmung für die Aufstellung des Bebauungsplans zur 
Abschöpfung der Wertsteigerung von der Finanzierungsbeteiligung des Investors an 
der Erschließung und Infrastruktur abhängig macht. 
Der Forschungsbericht enthält eine Analyse zentraler Entwicklungstrends wie demo-
grafischer Wandel, Wirtschaft und Beschäftigte, Wohnen sowie Freizeit und Freizeit-
verkehr und deren räumlichen Auswirkungen. Diesen Trends werden städtebauliche 
Steuerungserfordernisse und -ansätze gegenübergestellt. Zur Beeinflussung von 
Nutzungsverlagerungen und -verschiebungen, Ansiedlung neuer Nutzungen und 
Konversionen auf kommunaler Ebene werden Potenziale und Defizite insbesondere 
des städtebaulichen Steuerungsinstrumentariums analysiert, vor allem: 
“die Bauleitplanung (Flächennnutzungs- und Bebauungsplan)
die Baunutzungsverordnung als bundesrechtlicher Rahmen für die Bauleitpla- 
      nung
die Regelungen über die planungsrechtliche Zulassung von Vorhaben [...]
der städtebauliche Vertrag und 
städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen, Erhaltungssatzungen    
      und andere Instrumente des besonderen Städtebaurechts“26
„Akteure der Steuerung (Steuernde und Adressaten) im Städtebau sind vor allem 
folgende:
der Staat als rahmensetzende Instanz (Gesetze, Zuwendungen etc.)
die Gemeinden als Träger der Planungshoheit [...]
die Eigentümer der Grundstücke als Inhaber von Nutzungsrechten
die potenziellen Nutzer der Grundstücke als Nachfrager/Erwerber von Bau-
rechten
die Developer, die die Baureifmachung von Grundstücken als Zweck ihrer 
Geschäftstätigkeiten haben
die Kreditinstitute als Finanziers städtebaulicher Vorhaben“27
Der Forschungsbericht rückt damit die städtebauliche Steuerung in den Vordergrund.
Stadtumbau im regionalen und globalen Kontext
Bezog sich der Strukturwandel bisher auf die Nutzungsaufgabe und Flächenfreiset-
zungen von Einzelsegmenten wie Gewerbe und Industrie, Bahn und Post, wird er in  
Zukunft zusätzlich die Städte und ihre zugehörigen Regionen als Ganzes im regio-
nalen und globalen Kontext erfassen. Veränderungen der Wirtschaftsstruktur, Bevöl-
kerungsschrumpfung oder -wachstum, veränderte Nachfragestrukturen u.a. haben 
negative siedlungsstrukturelle und städtebauliche Auswirkungen, die ein Gegensteu-
ern der Kommunen erfordern. Je nach der individuellen Situation der Gemeinden 
26 Bunzel A.; Sander R., Nutzungswandel und städtebauliche Steuerung, 2003: Seite 140
27 Ebenda: Seite 140
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werden Anpassungs- und Stadterneuerungsmaßnahmen notwendig, um die Gemein-
den im regionalen und globalen Wettbewerb zu positionieren. Welche internationalen 
Strategien des Stadtumbaues sich zeigen, welche städtebaulichen Antworten bei- 
spielhaft bedeutende Städte von Barcelona, London, Moskau bis Tokyo zur Lösung 
ihrer jeweiligen Problemlage entwickelt und umgesetzt haben, beschreibt das Buch 
„Großstädte von morgen.“28
„Von zentraler Bedeutung sind die rasanten wirtschaftlichen Transformationen. Die 
Städte sind gezwungen, Maßnahmen des Stadtumbaus zu ergreifen, um sich im 
weltweiten ökonomischen Wettbewerb zu behaupten. In vielen Metropolen ist gera-
dezu ein städtebaulicher Boom zu verzeichnen. Das Spektrum ist breit und reicht von 
Projekten der Rezentralisierung bis hin zur Stärkung von Stadtteilzentren, von der 
Neuorganisation des Wohnungsbaus bis zur Gestaltung öffentlicher Räume.“29
3.1  Zusammenfassung 
Die aufgeführten Literaturbeispiele können folgenden Gruppen zugeordnet werden:
1. Beispiele mit ökologischem Schwerpunkt
2. Beispiele mit stadtentwicklungsbezogenem und städtebaulichem Schwerpunkt
3. Beispiele der Implementierung eines Flächenmanagements in der jeweils indi-
viduellen Situation von Städten
4. Beispiel mit dem  Schwerpunkt der Auswertung von Fallbeispielen  und der 
Ableitung von Aussagen zur Struktur und Steuerung des Flächenmanagements
Die Untersuchungen mit ökologischem Schwerpunkt mit der Verringerung des Flä-
chenverbrauchs beziehen sich auf die nationale Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes-
regierung. Sie streben eine veränderte Nutzungsphilosophie an, die die  Formel 
Vermeiden - Verwerten - Ausgleichen im Rahmen der Flächeninanspruchnahme zu 
Grunde legt und ein Umdenken weg von der Siedlungsexpansion hin zur Bestandser-
neuerung fordert.30 Der Schwerpunkt liegt auf der Betrachtung der Innenentwicklung 
als Ganzes, wobei Wiedernutzung von Brachflächen neben der Schließung von 
Baulücken, Optimieren des Nutzwertes von Flächen etwa durch Nachverdichtung ein 
Thema unter mehreren darstellt. Es werden  Handlungsempfehlungen an die Städte 
und Gemeinden zur Umsetzung der Themen, so auch der Brachflächenmobilisierung, 
gemacht.
Die Untersuchungen und Forschungsberichte mit stadtentwicklungs- und stadt-  
planerischem Schwerpunkt  leiten aus der zukünftigen Stadtentwicklung Anforde-
rungen  an die Städte und Gemeinden ab und entwickeln daraufhin Handlungs- und 
Organisationsvorschläge für die Abwicklung der Flächen des Strukturwandels. Hier 
steht einmal das Baulandmanagement im Vordergrund, das immer komplexer wird. 
Strategien des Baulandmanagements zur Entwicklung des Innenbereiches umfas-
sen  die Umsetzung von aufgegebenen Industrie- und Gewerbebrachen, Post-, Bahn- 
und Militärflächen, Baulücken und Einzelgrundstücke sowie Flächenpotenziale, die 
durch Nachverdichtung oder Um- und Rückbau gewonnen werden können. Zur Be- 
28 Bodenschaftz H., 2008
29 Laible  U. in: Bodenschatz H., Großstädte von morgen, 2008: Seite 8
30 Bundesamt für Bauwesen, Kreislaufwirtschaft: Seite 1
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wältigung der komplexen Umsetzungsprozesse ist ein strategisches Baulandma-
nagement erforderlich, das neben der Bauleitplanung, der Bodenordnung, der Er-
schließung, der Herstellung der erforderlichen Infrastruktur-, Gemeinbedarfs- und 
Folgeeinrichtungen auch die Bereitstellung der baureifen Grundstücke und deren 
Vermarktung  umfasst.  
Die Städtebeispiele entwickeln Konzepte, wie das Bauflächenmanagement in ihren 
Städten aussehen sollte. Ein Beispiel untersucht eine  Fragestellung auf die koopera-
tionsbezogenen Kommunikationsstrukturen unter einer win-win-Situation und leitet 
daraus Handlungsempfehlungen ab.  
3.2  Bewertung der ausgewählten Literatur
Die meisten Literaturangaben leiten ihre Vorschläge aus der zu verstärkenden 
Innenentwicklung sowie der zukünftig zu erwartenden Rahmenbedingungen der 
Stadtentwicklung ab und fordern zur Umsetzung ein strategisches und kooperatives 
Flächenmanagement31. Als Handlungsfelder werden ressortübergreifende Informa-
tionssysteme, Flächenmonitoring, die Kombination hoheitlicher (z.B. Bauleitplanung, 
Umlegung) und privatrechtlicher Instrumente (z.B. Verträge), Städtebauliche Verträ-
ge zur Finanzierung der entwicklungsbedingten Infrastrukturkosten und eine aktive 
Bodenwirtschaft gesehen. In vielen Städten wird bereits die Umsetzung von brach 
gefallenen Flächen kooperativ zwischen Vorhabenträgern und Verwaltung praktiziert. 
Die Fragestellung der Gemeinden richtet sich daher nicht mehr in erster Linie auf die 
Einführung eines Flächenmanagements, sondern vielmehr auf die Verbesserung der 
bereits bestehenden Aufgabenerfüllung mit einer Optimierung der Organisations-
strukturen und einer Verbesserung der Verfahrensabläufe der kooperativen Pla-
nungs- und Genehmigungsprozesse insbesondere in Hinblick auf die zukünftig zu 
erwartenden Anforderungen. Die Probleme der Umsetzung von Stadterneuerungs-
projekten liegen in der für die Lösung der komplexen Zukunftsaufgaben einge-
schränkt geeigneten Struktur der operativen Ebene der Verwaltung und der häufig 
fehlenden Prozesssteuerung. Neue Handlungsfelder, wie in den vielen Literaturquel-
len gefordert, erfordern auch eine Anpassung der Organisationsstruktur mit der Ein- 
führung von Projektstrukturen und der besseren Organisation der Verfahrensabläufe 
der Planungs- und Genehmigungsprozesse. 
In der Literatur und der Forschung fehlen Analysen der Verfahrensabläufe und der 
Akteursbeziehungen komplexer Planungs- und Realisierungsprozesse, die Grundla-
ge einer Organisationsstruktur sein sollten. Die Sanierung von Brachflächen ist wie 
der Stadtumbau eine „hochkomplexe und vielschichtige nachfrageorientierte Pla-
nungs- und Durchführungsaufgabe im Bestand, die vorrangig mit informellen Pla-
nungen, zweckmäßigen Subventionen, externen Finanzierungsbeiträgen, städte- 
baulichen Verträgen [… ] gesteuert wird.“32 Da bei der Umsetzung von Umstrukturie-
rungsgebieten unterschiedliche Bedürfnisse und Interessen sowie Verantwortlich-
keiten zusammengeführt und gesteuert werden müssen, rückt die Prozesssteuerung 
der Kommunen in Kooperation mit privaten Vorhabenträgern in den Vordergrund. In 
31 Flächenmanagement umfasst die Planung, Steuerung, Ordnung, Erschließung und Mobilisierung von Flächen für bauliche 
    und sonstige Zwecke  (Kötter T., 2000). Das Flächenmanagement ist Teil der Bodenpolitik und Bodenordnung.
32 Goldschmidt J., 2005, website www.staedtebau-recht.de unter „Urban Management“
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diesem Prozess werden die  immobilienwirtschaftlichen Ziele  und Interessen des In- 
vestors nach Kapitalverwertung und die stadtplanerischen Ziele der Kommune sowie 
der Bürgerschaft effektiv verzahnt. Wegen der unterschiedlichen Auftraggeber, Ver-
antwortlichkeiten und Zielvorstellungen sowie  der komplexen Abläufe kann nicht von 
einem singulärem Projekt und dessen Steuerung, sondern eher von einer Vielzahl 
von Prozessen und deren Steuerung gesprochen werden, die zusammengeführt und 
bezogen auf die gemeinsame Zielerreichung der Realisierung gesteuert werden 
müssen. Zu dem in Zukunft strategisch als Reaktion auf ökonomische und soziale 
Veränderungen erforderlichen Stadtumbau werden für die Gemeinden zusätzliche 
komplexe Stadterneuerungsaufgaben hinzukommen, die eine kooperative Projekt- 
und Prozesssteuerung erfordern. Bei all diesen Projekten steht die städtebauliche 
Steuerung im Zentrum, über deren Instrumente Bauleitplanung, Städtebauliche Ver- 
träge, Stadtumbau-, Entwicklungs-, und Sanierungsmaßnahmen der Ausgleich zwi-
schen privaten und öffentlichen Interessen hergestellt wird. Über die städtebauliche 
Steuerung entsteht eine Schnittstelle zwischen dem privaten Projektziel einer Um-
strukturierung und den öffentlichen stadtentwicklungspolitischen Zielen einer Kom-
mune, die mit dem Interessenausgleich eine Kompatibilität der getrennten Zielsyste- 
me herbeiführt. 
4. Fragestellung und Zielsetzung der Arbeit
In der Literatur und der Forschung gibt es kaum Analysen von Prozessabläufen und  
Akteursbeziehungen komplexer Planungs- und Realisierungsprozesse und die Aus-
wirkungen auf die Organisationsstruktur. Dieser Mangel stellt den Ausgangspunkt 
meiner Arbeit dar und begründet mein Forschungsinteresse. Auf Grund der in 
Zukunft zu bewältigenden Modernisierungs- und Anpassungsleistungen der Städte 
wird es erforderlich sein, die Erneuerungs- und Umstrukturierungsprozesse zu ana- 
lysieren und zu bewerten, um zu einer effektiveren Gestaltung und Steuerung der 
Umwandlungsprozesse zu kommen, als das bisher der Fall war. Dazu werden 
beispielhaft zur Gewinnung von Erkenntnissen über die Rahmenbedingungen von 
komplexen Erneuerungs- und Umstrukturierungsprozessen die Entwicklungsabläufe 
von neun Düsseldorfer und vier externen Umstrukturierungsfällen vor dem Entwick-
lungshintergrund der 1980er und 1990er Jahre untersucht. Daraus ergeben sich lei- 
tende Fragestellungen der Arbeit: 
 Wie sehen die Entwicklungsabläufe und Prozessstrukturen von der Flächenfrei-
setzung bis zum Abschluss der Realisierung aus?
 Welche Auswirkungen ergeben sich für die städtebauliche Planung?
 Welche unterschiedliche Akteurskonstellationen zeigen sich in dem Entwick- 
         lungsablauf?
 Welche Zeitabläufe zeigen sich?
 Welche Kooperationsstrukturen zwischen der öffentlichen Verfahrenssteuerung 
und dem privaten Projektmanagement kennzeichnen die Umstrukturierungen?
 Wie können vereinbarte und beschlossenen Planungsziele über lange Zeiträu-
        me durchgehalten und im Realisierungsprozess gesichert werden?
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 Welche Restriktionen und Entwicklungshemmnisse treten im Entwicklungsab-
lauf  auf? 
 Welche Erfolgsfaktoren befördern die Umstrukturierung?
 Wo sind  Prozesse nicht optimal gelaufen, welche Gründe sind dafür maßge-
bend?
Aus der  Empirik der Prozessabläufe der Fallbeispiele und deren Entwicklungshin-
tergrund sowie der sich abzeichnenden Zukunftsentwicklung ergeben sich daher 
weitere Fragestellungen:
 Mit welchen Strategien können die Städte auf die sich verändernden Rahmen-
bedingungen reagieren? 
 Wie kann der sich verändernde Strukturwandel städtebaulich bewältigt wer-
den? 
 Wie können die erforderlichen komplexen Anpassungsprozesse von den Städ-
ten städtebaulichen effektiver gesteuert werden?  
Da die Prozesse des Stadtumbaues hohe Steuerungsanforderungen aufweisen und 
das Marktgeschehen, sich selbst überlassen, diese Anpassungs- und Erneuerungs-
prozesse nicht leisten kann, sind die Städte als aktiver Impulsgeber für die notwendi-
gen Erneuerungsprozesse in Kooperation mit den Akteuren des Marktes und der 
Bürgerschaft aufgerufen. Es stellt sich daher die zentrale Frage: ist für die Zukunft 
eine aktive, strategische und kooperative Steuerung der Erneuerungsprozesse der 
Städte unerlässlich?
Zur Beantwortung der leitenden Fragen ist es Ziel der Arbeit, Erkenntnisse aus der 
Analyse und Bewertung der komplexen Entwicklungs- und Umsetzungsabläufe von 
Fallbeispielen des sich bisher vollzogenen Strukturwandels zu gewinnen, die bei-
spielhaft Schlüsse auf die Qualität der Entwicklung, Umsetzung und Steuerung 
vorhandener und zukünftiger Projekte des Strukturwandels ermöglichen. Dazu wer-
den die Entwicklungsprozesse von Düsseldorfer Umstrukturierungs- und Ergän-
zungsgebieten aus dem Ruhrgebiet und vom Niederrhein untersucht und bewertet. 
Ziel ist es, die Bedingungen für das Flächenrecycling zu verbessern und effizientere 
Vorgehensweisen für Stadtumbauprojekte zu entwickeln. 
5. Arbeitsablauf und Methodik
Nach einer themenbezogenen Literaturauswertung wird die Fragestellung und Ziel-
setzung der Arbeit erläutert. Im Anschluss wird zunächst der Strukturwandel in 
Deutschland und die Einpassung Düsseldorfs mit der stadtstrukturellen Entwicklung, 
der Industrialisierung und De-Industrialisierung sowie dem Wandel von der Industrie- 
zur Dienstleistungsstadt analysiert und die durch diese Prozesse verursachten Flä- 
chenfreisetzungen dargestellt. Anschließend werden zunächst die Entwicklungsab-
läufe der ausgewählten Umstrukturierungsgebiete aus Düsseldorf und den Ver-
gleichsstandorten beschrieben. Anhand eines Auswertungsrasters  werden induktiv 
die komplexen Entwicklungsabläufe und Prozessstrukturen vor dem Hintergrund der 
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Entwicklung in den Städten in Modellen analysiert und qualitativ bewertet. Dabei 
werden insbesondere die Prozessstrukturen, Restriktionen und Hemmnisse sowie 
die Erfolgsfaktoren einer zügigen Umsetzung herausgearbeitet und Thesen abgelei-
tet. Analyse und Bewertung erfolgen deskriptiv. 
Aus der Analyse der zukünftigen Veränderungen wird deduktiv auf die für die Gemein-
den neu hinzukommenden komplexen Aufgaben der Stadterneuerung geschlossen, 
für deren Bewältigung die Erkenntnisse aus den komplexen Prozess- und Projekt-
strukturen der Fallbeispiele herangezogen wer-
den können. Auswertung und Bewertung der 
Fallbeispiele, die Analyse zukünftiger Anforde-
rungen und die Erarbeitung von zu verallgemei-
nernden Aussagen und Ergebnissen zur Be- 
antwortung der Fragestellung erfolgen auf der 
Grundlage meiner langjährigen Berufspraxis im 
Stadtplanungsamt Düsseldorf, der intensiven 
Beobachtung des Strukturwandels in Düssel-
dorf und anderen Städten sowie über sekundär-
analytische Auswertung von Literatur und For- 
schung zu dem behandelten Themenkreis.  
Der Arbeit wurde auf die mir im Jahr 2008 zur 
Verfügung gestandenen Informationen aufge-
baut. Da die Entwicklung ständig im Fluss ist, 
wurden an einigen Stellen Aktualisierungen 
eingefügt. Als die größte Unsicherheit mit Fol-
gen für die Entwicklung der Städte zeichnet 
sich aktuell eine Wirtschaftskrise ab, die von 
der Finanzkrise verursacht wird. Wie stark sich 
die Krise auf die Städte, insbesondere auf die Haushalte und damit auf das gesamte 
Leistungsangebot für die Bürger auswirken wird, ist zum Zeitpunkt der Erstellung der 
Arbeit nicht absehbar. 
Abb. A - 1  Aufbau und Gliederung der Arbeit
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B.  Analyse des Strukturwandels    
B.  Analyse des Strukturwandels und Entstehung der Flächenfreiset- 
     zungen in Düsseldorf
1. Strukturwandel in Deutschland mit Einordnung Düsseldorfs
Strukturwandel ist ein ständiger Prozess der Stadtentwicklung. So wie die Industriali-
sierung ab der Mitte des 19. Jahrhunderts strukturprägend für die Städte war, führte 
die Mitte der 1960er Jahre einsetzende Entindustrialisierung zur Veränderung der 
Stadtstrukturen. Der ständige Flächenkreislauf Nutzung, Nutzungsaufgabe, Brachfal-
len, Umwandlung, Neue Nutzung, Nutzungsaufgabe und so fort führt nach der 
Nutzungsaufgabe neben der Umnutzung vorhandener Gebäude auch zu Flächenfrei-
setzungen und Brachfallen großer Areale, für die die Städte um neue Nutzungen 
bemüht sind. Schwerpunkt war das Ruhrgebiet und auch Düsseldorf mit dem Nieder-
gang der Montanindustrie, im erweiterten Sinne Bergbau, Eisen- und Stahlindustrie. 
Der Niedergang der Kohle führte ab den 1960er Jahren im Ruhrgebiet zu einem 
großflächigen Zechensterben, sowie einem Schrumpfen der Stahlindustrie, die 
große Flächenareale in Duisburg, Essen, Bochum, Dortmund u.a. freisetzte. Grund 
war der Preisverfall der Kohle auf dem Weltmarkt, das Aufkommen des Erdöls als 
Heizenergieträger. Beim Stahl war es der weltweite Ausbau der Stahlkapazitäten im 
Massenstahlbereich, der zum Preisverfall führte. Folge war die Konzentration der 
Stahlfirmen (z.B. Thyssen Krupp) und der Stahlstandorte. Letzteres führte in Düssel-
dorf zur Flächenfreisetzung der Standorte Thyssen und Mannesmann, die mit Stahl 
verarbeitenden Werken insbesondere mit Röhrenwerken vertreten waren. 
Die Neuordnung der über hundert Zechengelände wurde über Projektgesellschaften 
der Montan-Grundstücks-Gesellschaft (MGG)33 abgewickelt, die die gesamte Um- 
strukturierung von der Grundstücksfreimachung bis zur Vermarktung und Grund-
stücksverkäufen steuerten. Das war notwendig, weil Prozesse der Umwandlung von 
Zechenanlagen auch nach bergbaurechtlichen Gesichtspunkten abgewickelt werden. 
Neben den Zechenanlagen erfolgten die meisten Umstrukturierungen nach dem 
Prinzip der nachfrageorientierten Planung: der Grundstückseigentümer will seine 
Grundstücke neunutzen, vereinbart mit der Gemeinde eine möglichst profitable Neu- 
nutzung, um die hohen Aufwendungen von Verlagerung, Grundstücksfreisetzung 
(Altlasten u.a.) finanzieren zu können, die Kommune sichert das Baurecht, der 
Grundstückseigentümer verwertet die Grundstücke. Subventionen der Wirtschaftsför- 
derung des Landes NW, des Grundstücksfonds NW und der Europäischen Union 
unterstützen kostenmäßig das Projekt, so dass die Grundstücke für Neunutzer fix 
und fertig erschlossen  und im Grundstückspreis subventioniert angeboten werden 
können. 
Die Stadt Düsseldorf verfügte bei der Umstrukturierung wegen ihrer wirtschaftlichen 
Stärke nicht über den vollen Förderungskorridor. Lediglich Städtebauförderungsmit-
tel für die Baureifmachung von Grundstücken standen für wenige Gebiete, die auch 
als Sanierungsgebiete ausgewiesen waren, zur Verfügung. So war und ist Düssel-
dorf auf marktorientierte Lösungen angewiesen. Ein weiteres strukturveränderndes 
33 Heute: RAG Montan Immobilien AG
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Ereignis war die deutsche Einigung und die in deren Gefolge veränderte weltpoliti- 
sche Lage. Hier waren es in erster Linie die nach der Einigung neu entwickelten 
Strukturen der Deutschen Bundesbahn zur Deutschen Bahn, der Deutschen Post zur 
Telekom und Post, sowie die Veränderung der Militärstrategie, die zu erheblichen 
Flächenfreisetzungen führten. Fast in jeder deutschen Stadt mit Bahnanschluss gibt 
es Freisetzungen von Gleisflächen und insbesondere von Güterbahnanlagen, die 
durch Konzentration auf Güterverkehrszentren und durch den Rückgang des Wirt-
schaftsverkehrs auf der Schiene verursacht wurden. Jahrelang stagnierte der Umset-
zungsprozess bis die bahn- und posteigenen Grundstücke und Immobilien in die 
neuen Strukturen eingeordnet waren. Bei der Deutschen Bahn entstanden die 
bahneigenen Immobilien- und Grundstücksgesellschaften Aurelis und Vivico34, die 
die Vermarktung der Bahnflächen übernahmen. In Düsseldorf war in erster Linie das 
Güterbahngelände Derendorf (Aurelis) betroffen. Die bereits vor der Einigung begon-
nenen Umstrukturierungen, wie das Bahngelände Oberkassel und Mindener Straße, 
wurden in das Eigentum der Vivico übertragen. 
Die Auflösung des Warschauer Pakts und einiger Staaten in Osteuropa, die Erweite-
rung der Nato und der EU sowie die Wiedervereinigung Deutschlands hatten zur 
Auflösung und Veränderung der starren Bündnissysteme  wesentlich beigetragen. In 
Deutschland gaben die Alliierten ihre nach dem zweiten Weltkrieg eingenommenen 
Standorte auf und zogen ihre Truppen ab. Während sich der Ost-West-Konflikt ent- 
schärfte, traten gleichzeitig neue weltweite Bedrohungslagen auf, die eine essenti-
elle Änderung der deutschen und europäischen Außen- und Sicherheitspolitik erfor-
derten. Folgerichtig wurde auch eine Neubestimmung des Auftrags der Bundeswehr, 
und daraus abgeleitet, eine grundlegende Reform ihrer Struktur notwendig: Die 
Transformation der Bundeswehr zu „einer Armee im Einsatz, die damit einhergehen- 
de Truppenreduzierung und der Abzug der alliierten Streitkräfte brachten es mit sich, 
dass Anfang der 1990er Jahre zahlreiche ehemalige militärische Liegenschaften, 
Anlagen und Gebäude in zum Teil erheblichen Umfang - sowohl in Ost- als auch in 
Westdeutschland - für eine zivile Nutzung freigegeben wurden.“35
In Düsseldorf machte die britische Rheinarmee ihre Kasernen- und Wohnstandorte 
frei. Das 40 ha große Kasernengelände am Flughafen wurde von dem Flughafen ge- 
kauft, der eine Büro- und Hotelprojektentwicklung mit dem Ziel einer „Airport City“ in 
Gang setzte, die sich in der Umsetzung befindet. In Düsseldorf wurde mit den Struk- 
turveränderungen der Bundeswehr und der damit verbundenen Neuordnung der 
militärischen Aufgaben die Reitzensteinkaserne freigesetzt. Das 22 ha große Gebiet 
befindet sich als ein hochwertiges Wohngebiet in der Planung und Umsetzung. Ab 
2012 wird mit der Bergischen Kaserne die Nutzung einer weiteren Bundeswehrkaser-
ne verfügbar sein.
Ein weiteres Umstrukturierungsfeld sind Waterfront-Entwicklungen in europäischen 
Hafenstädten. Hier sind einmal die Seehäfen, die in der Vergangenheit aufgrund des 
Strukturwandels im globalen Seetransport und wegen der Auslagerung des Contai-
nerumschlags aus den traditionellen Hafengebieten Flächen freisetzten. Beispiele 
34 2008 wurden beide Gesellschaften privatisiert.
35 Wuschansky B., 2008: Seite 1 
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hierfür sind Docklands in London, Borneo und Java in Amsterdam und Hafencity in 
Hamburg. Auch die Binnenhäfen erlebten einen Strukturwandel, der von den Verän-
derungen des Hafenumschlags geprägt wurde. Auch hier wurden Flächen zur An-
siedlung von nicht hafengebundenen Nutzungen freigesetzt und umgesetzt. Als ge- 
lungene Beispiele für eine Waterfront-Entwicklung von Binnenhäfen kann die Um- 
strukturierung des Düsseldorfer Rhein-Hafens sowie des Duisburger Innenhafens an- 
gesehen werden. 
Düsseldorf umfasst, bis auf Zechenanlagen, den gesamten Querschnitt der Flächen-
freisetzungen des Strukturwandels und ist daher für eine beispielhafte Betrachtung 
des Strukturwandels, der Umstrukturierung der freigesetzten Flächen und deren Pro- 
zessabläufe gut geeignet. Um das Bild zu vervollständigen wurden in die Untersu-
chung drei Zechenanlagen und parallel zum Düsseldorfer Hafen der Duisburger 
Innenhafen einbezogen.
2. Industrialisierung in Düsseldorf bis 1918
Nach 1850 begann die großflächige Industrialisierung der Stadt Düsseldorf, die eng 
mit dem Ausbau des Eisenbahnwesens verbunden war. Im Jahr 1838 wurde die 
erste Eisenbahnverbindung, die Strecke Düsseldorf - Erkrath, von der "Düsseldorf - 
Elberfelder - Eisenbahngesellschaft" eröffnet. 1841 wurde diese Linie bis Elberfeld 
verlängert. 1847 war die Strecke durchgehend bis Berlin befahrbar. Die Verbin-
dungen nach Köln - Deutz und Duisburg wurden von der "Köln - Mindener - Eisen-
bahngesellschaft" 1845 und 1856 hergestellt.
"Industrialisierung und Eisenbahnen veränderten in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts die imaginären Räume, in denen Düsseldorf existierte. Waren vor 1850 
für die Stadt die unmittelbare Umgebung und das Bergische Land von ausschlag-
gebender Bedeutung gewesen, so hatten sich seitdem die Raumbeziehungen ge-
wandelt. Düsseldorf rückte in den Mittelpunkt von drei nach und nach sich entfalten-
den Industriegebieten: Das Gladbach Krefelder, das Bergische und schließlich das 
Ruhrrevier. Es musste nur darauf achten, dass es ihm gelang, sich mittels Eisenbahn 
und Schifffahrt die Transportwege zu verschaffen, die diese drei Gebiete fest mit der 
Stadt verknüpften. Dies geschah tatsächlich  in den vierziger und fünfziger Jahre mit 
dem Bau der Eisenbahn“36
Seit 1850 entwickelte sich Düsseldorf „in ein Eisenbahnzentrum, das Zugang zu 
allen Industriegebieten von West- und Osteuropa hatte und zugleich selbst Abneh-
mer für große Mengen Halbfertig- und Fertigprodukte der Eisen- und Maschinenbau-
industrie war. Diese zentrale Verkehrsgunst innerhalb der sich vervollständigenden 
nationalen und internationalen Eisenbahnnetze bot günstige Voraussetzungen für 
die eigentliche Industrialisierung.“37 Die Lage Düsseldorfs zwischen den Industriege-
bieten Krefelds und Mönchengladbachs, Wuppertals sowie dem aufstrebenden 
Kohlerevier bot zugezogenen Unternehmern aus Belgien, England, der Eifel und 
vom Niederrhein einen geeigneten Standort für den Aufbau von Fabriken auf freien 
36 Hüttenberger P., 1989: Seite 531
37 Entnommen aus dem Internetbeitrag zu den Umstrukturierungsgebieten in www.duesseldorf.de/planung unter
„Stadtentwicklung“ (ohne Verfasserangabe). Der Beitrag wurde von dem Verffasser geschrieben, der 1997 bis 
    2007 „Chefredakteur“ der Planungsplattform war.
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Flächen am  Stadtrand.38
Die Industrie siedelte sich zentral in den von allen Eisenbahnrichtungen am besten 
erreichbaren Flächen am östlichen Rand der damaligen Siedlungsausdehnung der 
Stadt an. Vor der Konzentrierung der Bahnanlagen, die mit dem Neubau des Zentra-
len Personenbahnhofes etwa 1890 erreicht wurde, war der östliche Stadt- rand durch 
ein Trassengewirr der verschiedenen Eisenbahngesellschaften (Köln - Mindener, 
Bergisch - Märkische - Bahn u.a.) gekennzeichnet. „An der Stelle, wo sowohl die 
Nord- und Südlinien (Ruhrrevier - Köln) als auch die Ost - Westlinien (Bergische und 
Krefelder Industriegebiete) zusammentrafen, ließen sich hauptsächlich Eisen verar-
beitende und später Stahl verarbeitende und Stahl erzeugende Industrien 
(Kesselwerke, Eisenbahnwaggonbau, Stahlwerke, Röhrenwerke u.a.) nieder.“39
Über ein Netz von Betriebsgleisen wurden die Betriebe erschlossen, mit Rohstoffen 
ver- sorgt, und es wurden schließlich die Fertigprodukte über die Gleisen  abtranspor-
tiert. (Abb. B - 1) „Zusätzliche Industrien siedelten sich an Bahnstrecken im Linksrhei-
nischen (Oberkassel: Gussstahlwerk, Maschinenbau), im Norden (Rath: Röhren- 
werke), im Osten (Grafenberg: Stahlwerke) und im Süden (Reisholz, Benrath: Röh-
renwerke, Chemie) an.“40
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts bis etwa zum Ausbruch des 1. Weltkriegs 1914 
erreichte Düsseldorf den ersten Höhepunkt der Industrialisierung. An der Spitze der 
Industrie stand die Eisenindustrie mit Bandagen-, Röhren- und Drahtwalzwerken, 
38 Loick A., 2002: Seite 86
39 Fischer H., 2007: Internetbeitrag Umstrukturierungsgebiete
40 Ebenda
Abb. B - 1  Kern der Industrialisierung im Eisenbahnnetz
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Blechwalzwerken, Eisenbahnwagen-, Dampfkessel-, Dampfkran-, Drahtstiftfabriken, 
Eisengießereien, Puddel- und Eisenwalzwerken, Gussstahl-, Geldschrankfabriken, 
Facongießereien, Hammerwerken, Kesselschmiedereien, Lokomotiv- und Maschi-
nenfabriken, Röhrengießereien. Ein weiterer industrieller Schwerpunkt war die Texti-
lindustrie mit Spinnereien und  Färbereien.
2.1  Stadtstrukturelle Entwicklung
Die Industrialisierung bewirkte einen hohen Bevölkerungszuzug. Die Stadt wuchs bis 
zur Jahrhundertwende 1900 auf über 200 000 Einwohner. Es entstanden ringförmig 
um den historischen Stadtken neue bürgerliche Wohnquartiere, die später als Grün-
derzeitviertel bezeichnet wurden, und Arbeiterquartiere neben den Industrieanlagen.
Die gründerzeitlichen Stadterweiterungen wurden systematisch geplant und über 
Fluchtlinienpläne gesichert. Wie auch in Köln wurde in Düsseldorf die gründerzeitli-
che Stadtentwicklung über Planwerke des Baumeisters Stübben geplant, in denen 
die Voraus-Festlegung der Straßenräume und der Plätze im Vordergrund stand.  Die 
Bebauung wurde über Fluchtlinienpläne und baupolizeiliche Verordnungen räumlich 
gesichert. (Abb. B - 2, B - 3) Es entstand eine Stadtstruktur, die durch Baublöcke mit 
geschlossener repräsentativer Wohnbebauung als Blockrand mit kleingewerblicher 
Nutzunge der Blockinnenflächen geprägt ist. „Die Stadt sollte sich als ein Kontinuum 
von öffentlichen Straßen und Plätzen ergeben. Diese bilden ein Gefäß für das öffentli- 
che Leben. Die Bewegungen seiner Benutzer werden kanalisiert, d.h. konzentriert. 
Dadurch wird hier ein besseres Begegnen der Bewohner ermöglicht als in den Be- 
reichen, in denen sich der Verkehr in undefinierten Räumen bewegt. Die Tatsache, 
dass (Wohn-)Häuserfronten den Straßen- und Platzraum begrenzen, stellt eine enge 
Wechselbeziehung zwischen öffentlichem und privatem Leben her. Die Wohnsituati-
on hinter den Fassaden blieb allerdings rechtlich unberücksichtigt.“41 Dem geordne-
41 Krause K., Fischer H., 1972: Seite 93
Abb. B - 3  Blockstruktur  mit Fürstenplatz Abb. B - 2  Auszug Stübbenplan
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ten Stadtbild aus Freiräumen, Straßen und Plätzen stand eine vom Erscheinungsbild  
ungeordnete Gebäudestruktur hinter den Straßenlinien gegenüber. (Abb. B - 3) 
Die Einwohnerzahl wuchs in dem Zeitraum 1905-1914 um 140 000 von rd. 250 000    
auf 390 000 an, die Arbeitsplätze von etwa 70 000 auf etwa 120 000.  
Das rasante Stadtwachstum führte dazu, dass 1914 ein Wettbewerb mit der Ziel-
vorstellung der Siedlungsentwicklung "Düsseldorf als Millionenstadt" ausgeschrie-
ben wurde. Der 1. Preisträger, Bruno Schmitz, Berlin, entwickelte blockartige Sied-
lungserweiterungen in dem Rheinbogen Hamm und Volmerswerth und legte um die 
Stadt einen äußeren Verkehrsring. (Abb  B - 4)
Abb. B - 4   Wettbewerb 1912 „Düsseldorf als Millionenstadt“, 1. Preis: Bruno Schmitz, Berlin
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2.2 Industrieentwicklung bis 1945 
Der erste Weltkrieg, die Nachkriegszeit mit Inflation und später die Weltwirtschafts-
krise zu Beginn der 30er Jahre und schließlich der 2. Weltkrieg brachten tiefe Ein- 
schnitte in die wirtschaftliche Entwicklung. Zwar wuchs nach dem ersten Weltkrieg 
die Flächenausdehnung der Gewerbe- und Industrieflächen weiter an. Den Höhe-
punkt der gewerblich/industriellen Flächenausdehnung und der Beschäftigung in Ge- 
werbe und Industrie erreichte die Stadt aber erst nach dem  2. Weltkrieg. 
3. Parallele Entwicklung Düsseldorfs zum "Schreibtisch des Ruhrgebietes" 
und "Internationalen Handelszentrum"
„Parallel zur Industrialisierung entwickelte sich die Stadt schon frühzeitig zu einem 
Standort für bedeutende Gewerbeausstellungen, für Firmenverwaltungen und Wirt-
schaftsverbände, für öffentliche Verwaltungen und private Dienstleistungen. Aus 
diesen Wurzeln erwuchs ab den 1920er Jahren mit dem Zusammenschluss der 
westdeutschen Stahlindustrie mit Verwaltungssitz in Düsseldorf der Ruf der Stadt als  
"Schreibtisch des Ruhrgebiets" und, in Weiterführung der Ausstellungstradition, als 
Ausstellungsstadt mit zahlreichen Gewerbe- und Industrieausstellungen  und Messe-
stadt, die nach dem zweiten Weltkrieg mit dem Neubau der Messe noch an Gewicht 
gewann. In jüngster Zeit nahm die Bedeutung der  Stadt als "Internationales Handels-
zentrum" zu; ein großer Teil des Außenhandels der Bundesrepublik Deutschland 
wird über Düsseldorfer Schreibtische abgewickelt. 
Auch die heutige Funktion Düsseldorfs als Landeshauptstadt und Zentrum öffentli-
cher Verwaltungen war bereits im 19. Jahrhundert mit dem Sitz der Provinzialregie-
rung der Rheinlande und der Bezirksregierung angelegt.“42
4. Städtebauliche Entwicklung seit dem Kriegsende
Die städtebauliche Entwicklung Düsseldorfs gliedert sich seit dem Kriegsende  in drei 
zeitliche Abschnitte:43
Planung und Durchführung des Wiederaufbaues 1947 - 1970,
Konsolidierung und Ausbau der Infrastruktur 1960 - 1985, hier insbesondere 
Verkehrsbauten wie Nordring, Südring, Werstener Tunnel und der U-Bahnbau, 
Bau der Kläranlagen, Hauptsammler, Flughafen, Messe,
Strukturwandel von der Industrie- zur Dienstleistungsstadt 1970 - 2005.
Die Düsseldorfer Stadtentwicklung wurde in den letzten 30 Jahren von dem Prozess 
des Strukturwandels von einer Industriestadt zur Handels-, Dienstleistungs-, Medien- 
und Kommunikationsstadt geprägt. 
Den Höhepunkt der industriellen Entwicklung Düsseldorfs erreichte die Stadt erst 
nach dem 2. Weltkrieg etwa zu Beginn der 1960er Jahre mit dem Höchststand der 
gewerblichen und industriellen Beschäftigung. Der Strukturwandel setzte spürbar 
42 Fischer H., 2007: Internetbeitrag Umstrukturierungsgebiete
43 Fischer H., 2004: Seite 52
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gewerblichen und industriellen Beschäftigung. Der Strukturwandel setzte spürbar 
erst nach 1961  mit dem Abbau gewerblicher und industrieller Arbeitsplätze ein und 
ist bis heute noch nicht abgeschlossen. Seit 1961 verlor Düsseldorf bis 2007 rund  
127 000 "sekundäre" Arbeitsplätze (Produzierendes Gewerbe und Baugewerbe). Die 
Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe und Baugewerbe schrumpften von rund 
194 000 (1961) auf ca. 68 000 (2007). Im gleichen Zeitraum stiegen die "tertiären" 
Arbeitsplätze (Dienstleistungen, Gebietskörperschaften, Kredit und Versicherungen, 
Verkehr und Nachrichten) um rund 188 000 auf 405 000 an und glichen den gewerb-
lichen Arbeitsplatzverlust der Stadt mehr als aus. Durch diese Veränderungen ist 
jedoch die Gesamtzahl der Arbeitsplätze nicht wesentlich gewachsen: seit 1961 ist 
die Arbeitsplatzzahl der Stadt Düsseldorf nach zwischenzeitlichen Ansteigen von 
rund 416 000 (1961) auf 436 000 (1970) zurück auf 412 000 (1987) gefallen. Nach 
1987 vollzog sich ein erneuter Arbeitsplatzanstieg auf etwa 454 000 im Jahr 1992. 
Nach 1992 verlief die Arbeitsplatzzahl zunächst rückläufig und stieg dann mit der 
weiteren starken Zunahme des Dienstleistungssektors kontinuierlich auf ca. 405 000 
(2007) an. (Abb. B - 5)
4.1 Stadtstrukturelle Entwicklung
Als Reaktion auf den Städtebau der Gründerzeit mit den dicht bebauten Quartieren 
und engen Hinterhöfen, deren Größe mindestens so bemessen sein mussten, dass 
eine Feuerspritze wenden konnte, wurden in dem Wohnsiedlungsbau der 1920er 
Jahre neue städtische Strukturen des Geschossbaues entwickelt, die im Sinne der  
Volksgesundheit nach mehr Licht, Luft und Sonne ausgerichtet und von einer Tren-
Abb. B - 7
Abb. B - 4
Abb. B - 5  Erwerbstätige 1961 - 2007
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ne des „Blut und Bodengedankens“ vorrangig antistädtischer Kleinsiedlungsbau in 
aufgelockerter Bauweise betrieben. Der Gedanke der gegliederten und aufgelocker-
ten Stadt wurde als Leitbild44 vom Nachkriegssiedlungsbau übernommen. 
„Die Straße mit ihren repräsentativen Anspruch wird aus dem Wohnbereich ver-
drängt, und zwar dorthin, wo sie ihre neue Hauptfunktion, ‚einen Bereich zu er- 
schließen’, am besten erfüllen kann. Straßenführung, Hausstellung und Hausgestal-
tung verselbständigen sich zu unabhängigen Einzelaufgaben, für jede von ihnen gilt 
die Forderung, dass die Form der Funktion zu folgen haben.  Die damit verbundene  
Differenzierung und Trennung der Funktionen führt schließlich zur gegliederten und 
aufgelockerten Stadt. Das typische Erscheinungsbild  dieser Struktur sind einzelne 
Baukörper  und Baukörpergruppen, deren Stellung die optimale Erfüllung wohnungs-
hygienischer Anforderungen veranschaulicht und jeden räumlichen Bezug zum 
Straßensystem, das als autogerecht zu charakterisieren ist, verloren hat. Die einzel-
nen Funktionen werden zu Lasten des Gesamterscheinungsbildes getrennt opti-
miert“.45 Nach dieser städtebaulichen Struktur wurden viele Wohnsiedlungen der 
Nachkriegszeit gebaut, wie zum Beispiel das Hansa-Viertel in Berlin, die Neue-Vahr 
in Bremen und die Sennestadt bei 
Bielefeld. In Düsseldorf wurden in 
dieser Struktur viele kleinere Wohn-
gebiete gebaut, als größeres sei hier 
Garath (Abb. B - 6) genannt. Ab den 
1980er Jahren erfolgte eine Rückbe-
sinnung auf den Baublock. 
5. Düsseldorf heute
Düsseldorf hat sich in dem  vergan-
genem Jahrzehnt  zu einem unter-
nehmensbezogenen Dienstleistungs- 
schwerpunkt des Wirtschaftsraumes Rhein- Ruhr mit Spitzenpositionen in Deutsch-
land in der Werbung,  Mode, Telekommunikation und  Unternehmensberatung 
entwickelt. Düsseldorf ist auch eine etablierte Größe der Finanzdienstleistungen als 
Banken- und Börsenstandort Nr. 2. Die unternehmensorientierten Dienstleistungen 
beziehen sich auf die finanziellen, rechtlichen und allgemeinen Managementaufga-
ben wie Innovation, Entwicklung, Design, Personalwirtschaft, Produktionstechnik, 
Wartung, Transport, Kommunikation, Großhandel, Werbung, Sicherheitsdienste und 
Lagerhaltung. Kennzeichen dieser Entwicklung sind einmal der hohe Beschäftigungs-
anstieg in den unternehmensbezogenen Dienstleistungen (Abb. B - 7) und zum 
anderen die nach 2000 hohe Bautätigkeit von neuen komplexen Bürogebäuden für 
diese Dienstleister. Als Beispiel können hier folgende Bauten genannt werden: Die 
44 Das Leitbild der „gegliederten und aufgelockerten Stadt“ geht auf ein 1954 erschienenes Buch von Johannes 
   Göderitz, Roland Rainer und Hubert Hoffmann zurück und gilt als Reaktion auf  den dichten Städtebau der Grün- 
   derzeit.
45 Krause K., Fischer H., 1972: Seite 93
Abb. B - 6  Garath-Nordwest
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internationale Unternehmensberatung  Ernst & Young am Graf-Adolf-Platz mit dem 
Hochhaus GAP 15, die amerikanische Anwaltsfirma Derflinger am Fritz-vom-Felde-
Platz mit dem  Umbau und großem Anbau der ehemaligen Feldmühle, die internatio-
nalen Unternehmensberatungen Deloitte & Touche am Kennedydamm, Price Water-
house & Cooper an der Moskauer Straße und demnächst McKinsey im Hochhaus 
„Skyoffice“ im Büroschwerpunkt Kennedydamm sowie die Werbeagentur Grey im 
Bereich Tannenstraße. 
Das Wachstum und die dadurch erzeugte Nachfrage nach Bauflächen und Gebäu-
den kennzeichnen den attraktiven Investitionsstandort Düsseldorf. Neben der rein 
quantitativen Bedeutung haben hier die Synergieeffekte der unternehmensbezoge-
nen Dienstleistungen, des Groß- und Außenhandels, der Banken, Versicherungen 
und ganz generell der Vielzahl von Hauptverwaltungen großer deutscher Unter-
nehmen (EON, ERGO,  Henkel, METRO, P&C, C&A u.a.) eine große Bedeutung und 
kennzeichnen die globale Ausrichtung der Landeshauptstadt.  
Die Düsseldorfer Industrie hat sich nach dem vom Strukturwandel geprägten 
Schrumpfungsprozess der achtziger und neunziger Jahre auf einem hohen Niveau 
und globaler Ausrichtung vorwiegend in den Bereichen Fahrzeugbau (Daimler)  und 
Chemie (Henkel) positioniert.
6. Strukturwandel von der Industrie- zur Dienstleistungs- und Wissensstadt
„Die Industriegesellschaft ist uns einigermaßen vertraut: sie manifestierte sich in 
Fabrikanlagen, Eisenbahnverkehr, Kraftwerken, Massenkonsumgütern, Arbeiterkul-
Abb. B - 7  Anstieg der unternehmensbezogenen Dienstleistungen
Dienstleistungsentwicklung in Düsseldorf
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tur und Klassenkampf, in körperliche Arbeit, Fließband und Akkord.“46 Die Dienstleis-
tungsgesellschaft manifestiert sich in Bank-, Versicherungs- und Verwaltungsgebäu-
den, Bürozentren, Kaufhäusern, Einkaufs-Malls, Wellneszentren und  Entertainment. 
Die Städte befinden sich im Strukturwandel von der Industrie- zur Dienstleistungesell-
schaft.
Der Strukturwandel Düsseldorfs ist durch den Rückzug von Gewerbe- und Industrie 
mit parallelem, sich verstärkendem Anstieg der Dienstleistungsentwicklung auf heute 
(2007) rund 405 000 Beschäftigte gekennzeichnet. „Nicht alle Beschäftigten im 
Dienstleistungssektor arbeiten in Büros. Beschäftigte in Privathaushalten, in Hotels 
und Restaurants, in Freizeit, Kultur und Unterhaltung, im Einzelhandel und in den 
Verkehrsberufen sowie in medizinischen, sozialen und erziehenden Berufen bean-
spruchen nur zum kleinen Teil Büroräume für ihre Tätigkeit. Es sind hauptsächlich 
die produktions- und verwaltungsorientierten Dienstleistungsberufe, die in Büro- und 
Verwaltungsgebäuden arbeiten. Man rechnet, dass in Düsseldorf die Zahl der Büro-
beschäftigten bereits auf rd. 260 000 (geschätzt etwa 65 Prozent der Tertiär-, 20 
Prozent der Sekundärbeschäftigten) angestiegen ist.“47
Physischer Ausdruck der Dienstleistungsentwicklung ist der Bau von Bürogebäuden. 
Kennzeichen dieser Entwicklung ist das mächtige Ansteigen des Bürobaues in Düs- 
seldorf ab Mitte der 1960er Jahre. Die Bauherrenschaft von Bürogebäuden ist 
vielfältig: zum einen errichten Banken, Versicherungen, Firmenverwaltungen, Minis-
terien, Stadtverwaltung, Verbände u.a. Bürogebäude als Eigennutzer, zum anderen 
werden Büros nachfrageorientiert für zukünftige Mieter gebaut. 
Zwischen der Randwanderung der Einwohner und der Büroarbeitsplätze gibt es 
einen grundsätzlichen Unterschied. Die Einwohner wandern an den Stadtrand, in die 
Region und dort in immer weiter entfernte Räume (Stichwort: Suburbanisierung). Die 
Standortentwicklung der Büros vollzieht sich dagegen nicht dispers in der Region, 
sondern konzentriert in der City und in einer dezentralen Konzentration im Ver-
dichtungsraum. In Düsseldorf haben sich 16 räumlich abgrenzbare Bürobauschwer-
punkte herausgebildet.
Die Bürobautätigkeit vollzog sich hauptsächlich in den zentralen Bereichen und im 
nördlichen Stadtgebiet. Der Düsseldorfer Süden weist keinen Bürobauschwerpunkt 
auf. Drei innerstädtischen Bürostandorten (City, Medienhafen/Völklinger Strasse, 
Fischerstrasse) stehen dreizehn außerhalb der Innenstadt liegende Standorte mit 
verdichteter Bürobebauung gegenüber. In dem Zeitraum 1970 - 2005 wurden in den 
sechzehn Standorten ca. 80 Prozent der gesamten Bürobauflächen gebaut: In den 
drei innerstädtischen Standorten rd. 25,8 Prozent (rd. 1 641 650 qm BGF mit rund 
47 000 Büroarbeitsplätzen) der gesamten Bürobaufertigstellung  und in den dreizehn    
außerhalb der Innenstadt liegenden Standorten rd. 74,2 Prozent (3 501 760 qm BGF, 
rund 100 050 Büroarbeitsplätze). Die City ist mit den 1970 bis 2005 gebauten rund 
1 027 000 qm BGF (16,1 Prozent) der größte Bürobauschwerpunkt. Der Standort 
Kennedydamm / Meineckestraße nahm 12 Prozent der zwischen 1970 und 2005 
46 Häußermann H., Siebel W., 1995: Seite 11
47 Bauflächen 2007 für Dienstleistungen, 2007: Seite 41
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Abb. B - 8 Bürobauschwerpunkte 
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gebauten Bürofläche auf. Er stellt mit gebauten 765 250 qm BGF Büroflächen den 
zweitgrößten Bürobauflächenschwerpunkt dar. Der Seestern / Hansaallee umfasst 
als drittgrößter Büroflächenstandort 690 420 qm BGF Bürofläche (10,8 Prozent). Ab 
1981 ist der Bereich Grafenberger Allee / Schlüterstraße mit 534 950 qm BGF Büro- 
fläche (8,4 Prozent) zum viertgrößten Bürobauschwerpunkt herangewachsen.48
(Abb. B - 8)
Aus dieser Entwicklung kann als Erkenntnis abgeleitet werden, dass die in der Lite- 
ratur parallel zur Bevölkerung gesehene Suburbanisierung der Arbeitsplätze und 
das damit verbundene Absinken der Arbeitsplatzdichte in den Kernstädten49 diffe-
renzierter gesehen werden muss. Dienstleistungsarbeitsplätze  verbleiben, bis auf 
solche, die als Versorgungsdienstleistungen und Handel mit der abwandernden Be- 
völkerung mitwandern, im Verdichtungsraum und suchen Standorte in der City oder 
in Citynähe. Gewerbliche und industrielle Betriebe wandern häufig wegen begrenz-
ter Flächenverhältnisse in die Region an Standorten, wo ausreichend Flächen vor- 
handen sind und eine günstige Verkehrsinfrastruktur gegeben ist. Dienstleistungsar-
beitsplätze agglomerieren und führen daher in den Städten, die eine stärkere 
Dienstleistungsentwicklung aufweisen, eher zu einer Erhöhung der Arbeitsplatz-
dichte in den zentralen Lagen.
7.  Bevölkerungsentwicklung
Die Bevölkerung Düsseldorfs wächst wieder seit dem Jahr 2000. Nach einem 
Höchststand von rd. 700 000 Einwohnern zu Beginn der 1960er Jahre erfolgte bis 
Mitte der 1980er Jahre ein starker Bevölkerungsrückgang um rd. 135 000 auf rd. 
565.000. Ursache des Rückgangs waren starke Wanderungsverluste in die Region, 
hohe Sterbefallüberschusse sowie die sich in diesem Zeitraum vollziehende Verklei-
nerung der Haushalte. Ende der 1980er Jahre begann mit der Öffnung der Grenzen 
und die Vereinigung ein Bevölkerungswachstum durch Zuwanderungsgewinne auf 
rd. 577 000 Einwohner, das sich ab 1993 abschwächte und leicht rückläufig wurde. 
Ab 2000 wuchs die Bevölkerung Düsseldorfs wegen hoher arbeitsplatzbezogener 
Wanderungsgewinne, hervorgerufen durch die Entwicklung im Dienstleistungsbe-
reich, auf heute (2008) 587 000 an. Prognosen z.B. der Landesdatenbank des 
Landes NW (IT.NRW) und der Stadt Düsseldorf (Seite 250) gehen von weiterem 
Wachstum aus.   
8. Entindustrialisierung und Flächenaufgabe
In Düsseldorf waren von der Umstrukturierung zunächst die alten Düsseldorfer 
Industriestandorte betroffen, in denen sich ab Mitte des 19. Jahrhunderts eisenverar-
beitende Industrien am südöstlichen Stadtrand ansiedelten. Den Höhepunkt als 
Industriestadt mit der größten industriell-gewerblichen Flächenausdehnung und 
höchsten Beschäftigung erreichte Düsseldorf Anfang der 1960er Jahre mit dem 
Auslaufen des Wirtschaftswunders der Nachkriegszeit. (Abb. B - 9, B - 10, B - 11)
„Startschuss für den Rückzug von Gewerbe und Industrie aus der Fläche war der  
48 Bauflächen 2007 für Dienstleistungen, 2007: Seite 47ff
49 Häußermann H., 2008; Seite 80
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1958 erfolgte Verkauf des Grundstückes des Thyssen Stahlwerkes Oberbilk östlich 
des Hauptbahnhofs an die Stadt Düsseldorf mit der im Kaufvertrag geregelten Be- 
bauung erst nach 1980. Folgende Gewerbe- und Industrienutzungen, hier insbeson-
dere Stahl-, Röhren- und Maschinenbauwerke, stellten seitdem bis heute ihre Pro-
duktion ein: 
  1. Thyssen Stahlwerk Oberbilk (12 ha)
  2. Gutehoffnungshütte Grafenberg (4 ha)          
  3. Mannesmann Röhren Oberbilk (16 ha) 
  4. Mannesmann Röhren Lierenfeld (12 ha)          
  5. Mannesmann Reisholz  (15 ha)            
  6. Mannesmann Sack Rath (5 ha)  
  7. Rheinmetall Rath (6 ha)  
  8. Rheinmetall Derendorf (18 ha)
  9. Schwietzke Mörsenbroich (5 ha)               
10. Thyssen Gußstahlwerk Heerdt (15 ha)                        
11. Rhode u. Dörrenberg   Oberkassel (5 ha)   
12. Vereinigte Kesselwerke Oberbilk (10 ha)                          
13. Jagenberg Bilk (7 ha)   
14.  Stadtwerkegelände (15 ha)
Daneben sind kleinere Betriebsaufgaben mit bereits erfolgten Umstrukturierungen 
wie die Kammgarnspinnerei (2 ha) in Unterbilk, Ziegelei (2 ha) in Gerresheim, 
Milchhof (1,6 ha) in Derendorf, die Dietrich Brauerei (1 ha) in Derendorf sowie der 
Stadtwerkebetriebshof Kirchstraße in Oberbilk (2 ha)  zu nennen. Die von Industrie- 
und Gewerbe freigesetzten 19 Flächen umfassen ca. 153 ha.“ 50
8.1 Gründe der Flächenfreisetzungen im gewerblich/industriellen Bereich
Die Gründe der Verlagerungen und Betriebsaufgaben waren und sind vielschichtig 
und von mehreren Faktoren geprägt. Da ist zum einen die globale Entwicklung, die 
sich durch internationale Arbeitsteilung und zunehmenden Wettbewerb mit Angebots-
erweiterungen auswirkte und zur Entstehung neuer Industriekapazitäten insbesonde-
re mit neuen Stahlwerken in Südkorea und Japan führten. Zum anderen beeinflusste 
die allgemeine Konjunktur mit der Rezession im In- und Ausland die Industriestand-
orte. Strukturelle Probleme ergaben sich mit der allgemeinen Diskussion über den 
„Standort Deutschland“, den Produktsortimenten mit schrumpfenden Absatzmärkten, 
dem erhöhten Rationalisierungsdruck durch verschärfte Konkurrenz und Konzernent-
scheidungen nach überregionalen Aspekten. Letztere wirkten sich insbesondere in 
Düsseldorf bei der Aufgabe der Mannesmannstandorte aus.  Ein weiterer Faktor am 
Standort sind die Einstellung von Fördermittel (Bund, Land), erhöhte Umweltschutz-
auflagen sowie Bau- und planungsrechtliche Probleme. Standortprobleme sind ins- 
50 Fischer H., 2007: Internetbeitrag Umstrukturierungsgebiete, siehe auch „Der Düsseldorf Atlas“, 2004: Seite 54
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besondere knappe Flächen, fehlende Erweiterungsmöglichkeiten und eingeschränk-
te Mobilittät des Gewerbe- und Industrieverkehrs.
8.2 Strukturwandel der Bahn 
Im Zeitraum 1995 bis heute gab die Deutsche Bahn (vormals Deutsche Bundesbahn) 
folgende Flächen für eine städtebauliche Neunutzung frei:
Bahnhof Oberkassel
Bahngelände an der Mindener Straße 
Teile des Güterbahnhofs Derendorf/Pempelfort 
Containerbahnhof Bilk 
Diese Flächen sind bereits beplant und stehen zur Neunutzung an.
Die Gründe für die Freisetzung lagen in der Entstaatlichung der Bundesbahn sowie  
Rationalisierungs- und Konzentrationsmaßnahmen.
8.3 Strukturwandel der Post
Im Zuge der Umstrukturierung der Bundespost zur Deutschen Post entstanden mit 
der Aufgabe des bereits in den 1980er Jahren gebaute Briefpostamts am Konrad-
Adenauer-Platz sowie von Postgebäuden an der Worringer-Straße neue Umwand-
lungsflächen, deren Gebäude neu genutzt oder durch Neubauten ersetzt werden. 
Ein weiteres Gelände zur Neuplanung entsteht mit der Verlagerung des Postamtes 
an der Erkrather Straße.
Die Gründe für die Freisetzung lagen in der Entstaatlichung der Bundespost sowie  
in Rationalisierungs- und Konzentrationsmaßnahmen.
8.4  Strukturwandel des Düsseldorfer Hafens
Ein Sonderfall ist die Umwandlung des Hafens. 1975 beschloss der Rat der Landes-
hauptstadt für Teile des Hafens eine neue Nutzung zu finden. Grund war die 
schlechte wirtschaftliche Situation des der Stadt gehörenden Haupthafens. 
Seit 1976 werden Teile des Düsseldorfer Hafens in vier Entwicklungsphasen umge-
wandelt: 
Entwicklungsphase 1: Berger Hafen/Zollhafen; Umwandlung mit Landtag und 
Rheinturm ist  abgeschlossen. 
Entwicklungsphase 2: Handelshafen/Hammer Straße;  Die Umwandlung im Medi-
engebiet ist bis auf den Bau einzelner Projekte nahezu abgeschlossen. 
Entwicklungsphase 3: Hafen Speditionstraße; Die Planung der Umwandlung ist 
weit fortgeschritten, die Bauprojekte auf der Ostseite der Speditionstraße weitge-
hend realisiert. Für die Westseite läuft das Bebauungsplanverfahren  
Entwicklungsphase 4: Hafen Kesselstraße; Der Bebauungsplan für die Kesselstra-
     ße ist mit der Ausweisung Mischgebiet für Wohn-, Büro- und Gewerbenutzung im 
Verfahren. 
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8.5 Strukturwandel Militär
8.5.1 Militär: Aufgabe von Bundeswehrkasernen
Die Auflösung des Warschauer Pakts und einiger Staaten in Osteuropa, die Er-
weiterung der Nato und der EU sowie die Wiedervereinigung Deutschlands hatten 
zur Auflösung und Veränderung der starren Bündnissysteme  wesentlich beigetragen.     
Es erfolgte eine Änderung der deutschen und europäischen Sicherheitspolitik, die in 
der Folge zu einer Truppenreduzierung der Bundeswehr und zum Abzug der alliier-
ten Streitkräfte führte. Mit den Strukturveränderungen der Bundeswehr und der Ver- 
änderung der militärischen Aufgaben wurde die Reitzensteinkaserne freigesetzt. Das 
22 ha große Gebiet befindet sich als ein hochwertiges Wohngebiet in der Planung 
und Umsetzung. Ab 2012 wird mit der Bergischen Kaserne (41 ha) die Neunutzung 
einer weiteren Bundeswehrkaserne verfügbar sein, die in ein Wohngebiet umgewan-
delt werden soll. Von der De-Militarisierung betroffen war auch der Rüstungsbetrieb 
Rheinmetall, der seine Panzerproduktion und andere Rüstungsaktivitäten aus Düs-
seldorf verlagerte.
8.5.2 Militär: Abzug der britischen Rheinarmee
Mit dem Abzug der Rheinarmee nach der Wiedervereinigung wurde ein größeres 
Kasernengebiet und Wohngebiete aufgegeben. Das freigesetzte Kasernengebiet 
südlich des Flughafens ist mit einem großen Büropark mit Hotelnutzung unter dem 
Namen „Airportcity“ in der Planung und Teilrealisierung. 
9. Definition Brache, Recyclingflächen, Umstrukturierungsgebiete
Die freigesetzten Flächen werden generell in der Literatur als Brachflächen bezeich-
net. „Eine Brachfläche ist dann im planerischen oder städtebaulichem Sinne eine 
Brache, wenn sie nach Aufgabe der vorhergehenden Nutzung über einen längeren 
Zeitraum ungenutzt und - unter ökonomischen Gesichtspunkten - funktionslos gewor- 
den ist, für die sich aus unterschiedlichen Gründen keine Folgenutzung über den 
Markt findet und für die folglich aus städtebaulichen Gründen Handlungsbedarf 
gegeben ist“.51 Hier gilt es jedoch zu unterscheiden zwischen solchen Flächen, die 
freigesetzt wurden, für die sich keine Nachnutzung findet und solchen, für die der 
Prozess der Umwandlung mit einem Investor u.ä. bereits begonnen hat. Erstere 
Flächenart kann Brache genannt werden, letztere wird als Recycling- oder Umstruk-
turierungsfläche bezeichnet. Da in Düsseldorf Flächen nach der Nutzungsaufgabe 
und einem kurzen Brachliegen sofort vom Eigentümer in Verbindung mit einem 
Investor in die Planung kamen oder kommen und dieses der Beginn eines langwie-
rigen Umstrukturierungsprozesses ist, finden sich in Düsseldorf in der Regel kaum 
Brachflächen, sondern vorwiegend Umstrukturierungsflächen. Umstrukturierungsge-
biete sind solche, die sich in der  Konversion befinden.
9.1  Die in Planung und Realisierung befindlichen  Umstrukturierungsgebiete
2007 zeichneten sich 36 Gebiete mit etwa 419 ha Bruttofläche für eine Umstrukturie-
51 Winkler B., u.a., 1992: Seite 8
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Abb. B - 12   Umstrukturierungsgebiete
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Abb. B - 14  Typ Vornutzung Abb. B - 15  Typ Neunutzung
Bruttofläche 2007
Abb. B - 13  Tabelle Umstrukturierungsgebiete
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rung ab. (Abb. B - 12, B - 13)
9.2  Planungsziele
Aufgrund der nur noch begrenzt verfügbaren Flächenressourcen konzentrieren sich 
die vielfältigen Aktivitäten der Düsseldorfer Stadtplanung auf die Entwicklung mehre-
rer Umstrukturierungsgebiete. Diese freigesetzten Flächen wurden und werden in 
der Regel vom Stadtplanungsamt über städtebauliche Rahmenpläne, städtebauli-
che Wettbewerbe und Bebauungspläne überplant und in der Folge über den Markt 
realisiert. Die Überplanung der Umstrukturierungsgebiete vollzieht sich zur Vermei-
dung einseitig genutzter Stadtbereiche mit dem Ziel einer gemischten Nutzung. 
9.3  Vor- und Nachnutzung
Von den 36 aktuellen Umstrukturierungsgebieten  entstammen 18 mit 181 ha (44 
Prozent) Bruttofläche aus dem Strukturwandel von Gewerbe- und Industrie. Sechs 
Gebiete mit 85 ha (21 Prozent) haben ihren Ursprung in aufgegebenen Bahnflächen. 
Als flächenmäßig drittgrößte Gruppe sind die drei freigesetzten Militärfläche mit 66 
ha (16 Prozent). (Abb. B - 14)
Ziel der Planung war und ist, die Gebiete mit einer Mischnutzung umzuwandeln. Im 
Einzelnen gelang dies nicht bei jedem Gebiet. So konnte sich bisher im Hafen wegen 
der Nähe zum industriell genutzten Hafen (Viehfuttermühlen u.a.) und dem Kraftwerk 
Lausward keine Wohnnutzung durchsetzen. Geänderte Immissionsbedingungen so- 
wie die Umstellung des Kraftwerkes von Kohle auf Gasbetrieb eröffnen heute die 
Möglichkeit, im Hafen in der Umwandlungsphase 4 Wohnnutzung unterzubringen. 
Allerdings ist die Konfliktlage in den laufenden Bebauungsplanungen noch nicht 
gelöst. Ein anderer Fall ist die geplante Mischnutzung auf dem Oberkasseler Bahn-
gelände. Im Verlauf des langjährigen Planungsprozesses setzte sich die Bezirksver-
tretung mit der Planung einer vorwiegenden Wohnnutzung durch. Die Zusammen-
rechnung der geplanten Nutzung der aktuellen Gebiete bestätigt im Großen und 
Ganzen das Mischnutzungsziel mit einem hohen und nahezu gleichwertigen Anteil 
der Hauptnutzungsarten Wohnen (28,3 Prozent), Büro (29,6 Prozent) und Gewerbe 
(31,0 Prozent). (Abb. B - 15)
10.  Übersicht über die abgeschlossenen und geplanten Umstrukturierungsge- 
       biete
Nachfolgend werden die meisten der weitgehend abgeschlossenen und geplanten 
Umstrukturierungsgebiete tabellarisch aufgeführt.52
52 Nachfolgende Zusammenstellungen sind zum Teil den Beilagen  „Neues Wohnen“ und „Neues Arbeiten“ ent-
    nommen, aktualisiert und ergänzt worden, die 2007 den Bauflächenberichten Wohnen, Gewerbe und Dienstleis-
    tungen des Stadtplanungsamts Düsseldorf beigefügt waren. Siehe auch Internetangebot des Stadtplanungsamts 
    www.duesseldorf.de/planung  unter „Publikationen“.
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C.  Darstellung der Entwicklungsabläufe der Fallbeispiele
C.   Darstellung der Entwicklungsabläufe von neun Umstrukturierungs- 
      gebieten  aus Düsseldorf und vier aus den Städten Duisburg, Herten, 
      Moers und Dortmund   zum Vergleich
In diesem Kapitel werden die Entwicklungsabläufe von neun Umstrukturierungsge-
bieten aus Düsseldorf und  vier aus den Städten Duisburg, Herten, Moers und Dort- 
mund (Stand Ende 2008)  beschrieben und  zusammenfassend charakterisiert.
1.  Auswahlkriterien der Fallbeispiele 
Die Fallbeispiele wurden nach folgenden Kriterien ausgewählt:
1. Art der Freisetzung
    Beispiele aus:
    Industrie-, Bahn, Hafen, Militärfreisetzungen
2. Grundstückseigentümer und Management
    Beispiele mit:
    Städtischen Grundstücken mit entsprechendem Liegenschaftsmanagement,
    privaten Grundstücken mit entsprechendem privatem Management
3. Umsetzungs-, Realisierungsstand
     Vorwiegend Fälle mit bereits oder zum  größten Teil abgeschlossener Umwand-
lung
2.  Ausgewählte Standorte
Für die Analyse wurden folgende Standorte ausgewählt:
3. Einzeldarstellungen der ausgewählten Gebiete
Nachfolgend werden die ausgewählten Gebiete und ihre Planungs- und Realisie-
rungsprozesse beschrieben. Bei den Düsseldorfer Fallbeispielen erfolgt zusätzlich 
zur Ablaufbeschreibung eine Analyse des Entwicklungsablaufs. 
Abb. C - 1  Ausgewählte Standorte
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A.  Düsseldorfer Standorte
3.1  A.  Hauptbahnhof-Ost
1.  Hauptbahnhofsumbau und Städtebauliche Neuordnung
Der Umbau des Hauptbahnhofes wurde von der Unterfahrung des Bahnhofs mit ei- 
ner U-Bahnlinie und dem Einbau einer Haltestelle mit den Umsteigemöglichkeiten 
zur S- und Fern-Bahn sowie dem Einbau neuer S-Bahnlinien geprägt. Parallel er- 
öffnete Mitte der 1970er Jahre die städtebauliche und verkehrliche Umgestaltung 
des Geländes des ehemaligen Stahlwerks Oberbilk und die des Konrad-Adenauer-
Platzes neue Perspektiven der Düsseldorfer Stadtentwicklung.
2.  Grundstück Stahlwerk Oberbilk
1962 wurde das Gelände des Stahlwerkes Oberbilk von der Stadt von der Mannes-
mann Tochter Stahl- und Röhrenwerk Reisholz GmbH mit der Maßgabe gekauft, 
dass das Gelände bis 1984 frei geräumt sei. 
3.  Städtebaulicher Rahmenplan
Auf der Grundlage eines städtebaulichen Rahmenplans wurde 1974 ein  städtebau-
liches Gutachten ausgeschrieben.  
Abb. C - 2 Industrieszenerie östlich des Hauptbahnhofs in Oberbilk, 1970
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Die Ausschreibung verfolgte fol-
gende Zielvorstellung: (Abb. C - 3)
Öffnung des Bahnhofs nach 
Osten:  Schaffung eines neu-
en Bahnhofsausgangs zur 
Oberbilker Seite mit einem 
neuen Bahnhofsplatz
Neubau einer zentralen Wei-
terbildungseinrichtung (WBZ)
Neuordnung der Verkehrser-
schließung des Bahnhofs mit 
einer verkehrlichen Rollentei-
lung der beiden Bahnhofssei-
ten: Westseite Konrad-Ade-
nauer-Platz: Hauptsächlich Verknüpfung des Bahnhofs mit Straßenbahn und 
Bus. Ostseite - Neuer Bahnhofsplatz (heute: Bertha-von-Suttner-Platz): Haupt-
sächliche Erschließung des Bahnhofs mit dem Autoverkehr (Parkhäuser) 
Vorhaltung von Flächen für eine zeitlich begrenzte Tunnelausfahrt der Stra-
ßenbahn in die Kölner Straße
Städtebauliche Neuordnung des Konrad-Adenauer-Platzes
4.  Städtebauliches Gutachterverfahren 1976
Das städtebauliche Gutachterverfahren wurde1976/77 in zwei Bearbeitungsstufen 
durchgeführt.  Als Ergebnis wurde von dem Obergutachtergremium unter der Leitung 
von Professor Adrian, Hannover, 
für die Neuordnung des Bereichs 
Konrad-Adenauer-Platz das Büro 
Brandt, Fiedler, Müller und für die 
Neuordnung des Stahlwerksgelän-
des die Arbeitsgemeinschaft Dan-
sard, Kalenborn und Partner so- 
wie, Spengelin, Gerlach, Glauner 
und Partner vorgesehen (Abb. C - 
4). Anschließend erfolgte eine 
Überarbeitung des Wettbewerbs-
ergebnisses durch Dansard-Ka-
lenborn-Maschlanka und Spenge- 
lin-Glauner mit einem runden 
Platz und veränderter Lage des parallel zur Bahn geführten Parkhauses mit vorge-
Abb. C - 3 Rahmenplan, 1974
Abb. C - 4 Ergebnis des städtebaulichen Gutachtens
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setzter Bebauung. Dieser Ent-
wurf brachte eine Klärung der 
Bahnhofszufahrten, die von der 
Kölner Straße und Eisenstraße 
mit Taxenhaltestellen an den 
neuen Bahnhofsein- und -aus-
gang herangeführt wurden (Abb. 
C - 5).
1982 übernahm Philip Holzmann 
die Bauträgerschaft, nachdem 
ein vorgesehener Bauträger be-
reits Konkurs gemacht hatte. Der Architekt Professor Deilmann entwickelte als 
Hausarchitekt des Bauträgers auf der Grundlage der Wettbewerbsüberarbeitung    
einen über Eck gesetzten quadratischen Platz 
und erhöhte erheblich die Grundstücksausnut-
zung. (Abb. C - 6) Die Darstellung zeigt den 
heutigen im wesentlichen bebauten Bestand. 
(Abb. C - 7)
5.  Umbau  Hauptbahnhof
In den Hauptbahnhof wurde in der -1 Ebene 
eine U-Bahnstation der von der Heinrich-Hei-
ne-Allee kommenden und nach Osten weiter-
geführten Linie mit einem unterirdischen Stras-
senbahndepot auf dem Stahlwerksgelände eingebaut. Kurze Zugangs- und 
Umsteigewege von der auf der +1 
Ebene liegenden S- und Fern-
bahn, des auf der 0-Ebene  liegen-
den breiten Durchgangs sowie 
der auf der -1 Ebene liegenden 
U-Bahn erleichtern die Abwick-
lung des enormen täglichen Ver-
kehrsaufkommens. Mit dem durch 
den Einbau der U-Bahnstation 
(Abb. C - 8) erforderlichen Umbau 
des Hauptbahnhofs wurden auf 
der Ostseite des Bahnhofs ein 
neuer Bahnsteig mit zwei Gleisen 
für die Fernverbindungen ange-
baut. Der Einbau der Station in 
der -1 Ebene ermöglichte eine 
erhebliche Aufweitung des vor-
handenen Durchgangs für Geschäfte, Gastronomie und Reisezentrum sowie die 
Abb. C - 5  Entwurf mit rundem Platz
Abb. C - 7  Bebauungsplanung Hauptbahnhof-Ost 
Abb. C - 6  Modell: Ausgeführte Platzlösung
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Öffnung nach Osten nach Oberbilk. Der Umbau erforderte die Wegnahme der 
Bahnsteigüberdachungen aus den 1930er Jahren und den Neubau einer Bahnhofs-
überdachung. Hierfür wurden ein Wettbewerb für  eine Holz-, Beton-  und Stahllö-
sung mit hoher Qualität ausgeschrieben. Kostengründen führten  jedoch zu der 
Entscheidung der heutigen einfachen Lösung, die eine Überdachung aus vier quer 
zu den Gleisen gestellte Stahlsheds mit seitlicher Belichtung darstellt.
6.  Neugestaltung des Konrad-Adenauer-Platzes 1985
Der Konrad-Adenauer-Platz wurde im Zuge des U-Bahnbaues und des damit verbun-
denen Umbaus des Hauptbahnhofs neu gestaltet. Städtebaulich wurde  der nach 
Abriss des alten Rheinbahn-
hauses und der Post  offene 
nordöstliche Platzraum mit Neu-
bauten in der Bauhöhe der vor-
handenen Platzrandbebauung 
räumlich geschlossen. Die in 
der Wettbewerbsausschreibung 
als Abschluss der Immermann-
straße geforderte Hochhausbe-
bauung wurde verworfen. (Abb. 
C - 9)
Mit der Öffnung des Bahnhofs nach Oberbilk und der städtebaulichen Neuordnung 
des ehemaligen Thyssen-Stahlwerksgeländes wurde auf der Ostseite ein weiterer 
Bahnhofsvorplatz, heute Bertha-von-Suttner-Platz, vorgesehen. Mit dem Einbau des 
U-Bahnhaltpunkts als zentraler Umsteigeschwerpunkt wurde eine Funktionsteilung 
der verkehrlichen Andienungsfunktionen (Taxen, IV, ÖV) des Konrad-Adenauer-
Platzes und Bertha-von-Suttner-Platzes erforderlich. Der Konrad-Adenauer-Platz 
Abb. C - 8  Systemschnitt: Einbau der U-Bahnstation in den Hauptbahnhof Düsseldorf
Abb. C - 9  Modell: Wettbewerbslösung Konrad-Adenauer-Platz
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übernahm mit der Straßenbahn 
schwerpunktmäßig die ÖV-Anbin-
dung, der Bertha-von-Suttner-
Platz wurde Schwerpunkt der IV-
Anbindung des Bahnhofs mit dem 
Parkhaus und der in räumlicher 
Nähe zu den Ferngleisen liegen-
den nördlichen und südlichen Ta-
xenzufahrt. Die Taxenzufahrten 
auf dem Konrad-Adenauer-Platz 
sollten zusätzlich als "Kiss and 
Ride"53 keine größeren Abstell-
möglichkeiten enthalten.
Die Straßenbahnhaltestellen wur-
den nach Nordosten verschoben, 
damit ein freier Fußgängerdurch-
gang vom Bahnhofseingang in 
die Friedrich-Ebert-Straße (und umgekehrt) ermöglicht wird.
7. Planung eines gemischt genutzten Quartiers
Schwerpunkte des Hauptbahnhofsumbaues waren neben dem Einbau der U-Bahn 
die Öffnung des Bahnhofs nach Osten in den Stadtteil Oberbilk und die städtebauli-
che Neuordnung des 20 ha großen Stahlwerksgeländes. Der Stadtteil Oberbilk war 
von der Innenstadt nur mit Umwegen über zwei Eisenbahnunterführungen vom Min- 
trop- und Worringer Platz erreichbar.
Das Wettbewerbsergebnis sah am neuen Ostausgang  des Bahnhofs die Neuschaf-
fung eines Bahnhofsplatzes vor. Der viereckige neu Bahnhofsvorplatz, mit einem 
Durchmesser von 75 Metern, ist über Eck gesetzt, die westliche Ecke markiert den 
Bahnhofseingang. Der neue Vorplatz auf der Ostseite des Hauptbahnhofs fiel nicht 
so weiträumig aus. 
Mit der neuen Rolle der Bahnhofsostseite als Erschließungsschwerpunkt für den 
Autoverkehr wurde parallel zur Bahntrasse ein 350 m langes, fünf Stockwerke hohes 
Parkhaus mit rund 1 250 Plätzen gebaut. Autoanfahrten wurden von Süden und 
Norden in Stichen herangeführt, an denen Taxenhalteplätze- und -vorfahrten in 
direkter Nähe zum Bahnhofseingang angeordnet wurden. 
Dem Parkhaus vorgelagert ist eine sieben geschossige Bürobebauung mit jeweils 
einem 60 m hohen Hochhaus im nördlichen und südlichen Bereich. Die Bürobe-
bauung war am Bahnhofseingang zurückgenommen und stellt den direkten Eingang 
des Bahnhofs vom neuen Platz aus frei.  
Als Ankernutzung wurde an der westlichen Ecke des neuen Platzes das städtische 
Weiterbildungszentrum (WBZ) mit der Volkshochschule gegenüber vom Bahnhofs-
eingang gebaut.
53 Bedeutet neben den Taxenständen PKW-Haltemöglichkeiten lediglich zum Ein- und Aussteigen von Personen.
Abb. C - 10  Konrad-Adenauer-Platz
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Die Hauptverwaltung der Westdeutschen Genossenschaftsbank (WGZ-Bank), Woh-
nungsbau mit 150 Wohnungen und ein städtisches Verwaltungsgebäude kamen im 
Lauf der Zeit hinzu. 
8.  Bebauungsplan und dessen Umsetzung
Der Bebauungsplan wurde auf der Grundlage des Deilmannentwurfs  entwickelt und 
zur Rechtskraft geführt. Dem Bauträger Philipp Holtzmann wurden Teile des der 
Stadt Düsseldorf gehörenden Grundstücks des Stahlwerkgeländes mit der Maßgabe 
übertragen, das Parkhaus, die Platzbebauung sowie das Weiterbildungszentrum 
(WBZ) in eigener Regie zu bauen. Der Bauträger vermarktete die Büroflächen der 
Platzbebauung und vermietete das Parkhaus. Das Weiterbildungszentrum wurde 
von der Stadt gemietet und ging nach 20 Jahren in das Eigentum der Stadt über. 
9.  Analyse des Entwicklungsablaufs
9.1  Planungsziel
Planungsziel war die Umwandlung des Stahlwerksgeländes in ein gemischt genutz-
tes Quartier (Wohnen, Arbeiten, Bildung) und der nördliche bauliche Abschluss des 
Konrad-Adenauer-Platzes durch Bebauung der Rheinbahn- und Postgrundstücks-
brachen. Der umgebaute Bahnhof sollte nach Osten geöffnet werden und über einen 
Platz eine  Fußgänger-Verbindung nach Oberbilk herstellen. Dem neuen Bahnhof-
sein-/-ausgang und dem vor gelagerten Platz sollte die Autoerschließung des Bahn-
hofs von der Kölner-Straße (Norden) und Eisenstraße (Süden) zugeordnet werden, 
mit einem Großparkhaus und Taxenstandplätzen nördlich und südlich des neuen 
Bahnhofseingangs. Der Konrad-Adenauer-Platz sollte schwerpunktmäßig die Er-
schließung des Bahnhofes durch den Öffentlichen Verkehr (ÖV) mit Straßenbahn, 
Bus aber auch (reduziert) Taxenstand- und Autostellplätze erfüllen. Die Immer-
mannstraße sollte einen baulichen Abschluss erhalten.
9.2  Prozess
Das Grundstück des Stahlwerkes Oberbilk wurde von der Stadt gekauft. Das städte-
bauliche Konzept für beide Bahnhofsseiten (Konrad-Adenauer-Platz, Stahlwerksge-
lände) wurde über ein städtebauliches Gutachterverfahren ermittelt. Die Empfeh-
lungen der Oberbgutachter aus diesem Verfahren hatten Leitbildcharakter für den 
Bahnhofsumbau und die städtebauliche Neuordnung der beiden Bahnhofsseiten und 
den Folgerungen für das gesamte Verkehrssystem in Düsseldorf. Dabei stand die 
Verkehrserschließung des Bahnhofs mit der Funktionswidmung der beiden Bahn-
hofsplätze im Vordergrund (s.o.). Über mehrere Anläufe wurde auf der Grundlage 
des Wettbewerbsergebnisses und dessen weiteren Überarbeitungen der Bebau-
ungsplan aufgestellt. Die Grundstücke für das Weiterbildungszentrum und die Bahn-
hofsrandzone mit dem Parkhaus wurde an einen Investor überantwortet, der dafür 
das Parkhaus und das Weiterbildungszentrum baute. Grundstücke wurden im Ver-
50
C.  Darstellung der Entwicklungsabläufe der Fallbeispiele
Abb. C - 11  Konrad-Adenauer-Platz, Hauptbahnhof, Stahlwerk Oberbilk, 1975
Abb. C - 12 Hauptbahnhof, Hauptbahnhof-Ost, 2008
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lauf der Zeit von der Stadt an Privatinvestoren verkauft: Wohnungsbau, Bank, Ge- 
richte, Büros.
Wegen des außerordentlich komplexen Umbaues des Hauptbahnhofs zu einem 
hochwertigen Verkehrsknoten mit dem Einbau einer U-Bahnstation und den Gleiser-
weiterungen der damaligen Bundesbahn, den daraus zu unterschiedlichen Zeiten 
entstandenen Wechselwirkungen Bahnhofsumbau/Städtebau, der bautechnischen 
Auswirkungen und der sich schrittweise entwickelnden Bebauung des Stahlwerksge-
ländes umfasste  das Projekt eine sehr lange Zeitdauer (24 Jahre) von dem Zeitpunkt 
des Wettbewerbs 1975 bis zum Jahr 1999, wo mit der Fertigstellung der U-Bahner-
weiterung in die Kölner Straße die zwischenzeitliche U-Bahn-Ausfahrrampe aus dem 
Hauptbahnhof wegfallen und die  Grünfläche erweitert  werden konnte. 
Das Gelände wurde als Sanierungsgebiet ausgewiesen, worüber über Städtebau-
förderungsmittel die Baureifmachung der Grundstücke und die Erschließung unter-
stützt wurde.
9.3  Kooperationsformen
Es kam zu einer erfolgreichen Kooperation Stadt/Investor. Die Stadt überließ dem 
Investor die Grundstücke mit Baurecht für die Bahnhofsrandzone und das Bildungs-
zentrum, der Investor baute dafür im Gegenzug das Parkhaus und das städtische 
Weiterbildungszentrum (WBZ). Das WBZ wurde von der Stadt gemietet und ging im 
Rahmen eines Mietkaufes nach Jahren in das städtische Eigentum über. Die übrigen 
Grundstücke wurden im Rahmen einer Angebotsplanung verkauft und von den neu- 
en Eigentümern entwickelt, wobei sich die Kontakte auf die vorgeschriebenen Ver-
fahren, hier insbesondere das Baugenehmigungsverfahren beschränkte.
9.4  Bewertung der Zielerreichung und städtebauliche Qualität
Die funktionale Verkehrsandienung des Bahnhofs und die geplante Mischnutzung 
Büro, Wohnungen und Weiterbildung auf dem ehemaligen Stahlwerksgelände wur-
den erreicht. Das Planungsziel der Schaffung eines neuen Bahnhofsplatzes wurde 
dagegen nicht vollends erfüllt. Das Verhältnis Platzfläche zur Randbebauung54 lässt 
eher den Raumeindruck eines Hofes erscheinen. 
Der nördliche Platzrand des Konrad-Adenauer-Platzes wurde mit einer Platzrand-
bebauung mit gleicher Geschosshöhe geschlossen. 
Wegen der bereits strukturprägenden Vornutzung mit großmaßstäblichen Industrie-
bauten führte die großformatige Neunutzung zu keinen Brüchen mit der umgeben-
den Stadtstruktur.
9.5  Strategischer Hintergrund
Der Umbau des Hauptbahnhofs und die städtebauliche Neuordnung der beiden 
Bahnhofsseiten fiel in den Zeitabschnitt der Düsseldorfer Stadtentwicklung, der nach 
54 In der Literatur (Stimpel R., 1984: 625-653) wird für einen Platz das Verhältnis von Wand- zur Platzfläche von 1:3 
     bis 1:6 von der Raumwirkung als angemessen gesehen. Bei einem Verhältnis unter 1:3 entsteht die Raumwirkung    
    eInes Hofes. Der quadratische Bertha-von-Suttner-Platz liegt mit seinem Platzdurchmesser von ca. 67 m und der 
    Bauhöhe der Randbebauung von  ca. 23–26 m unterhalb der 1:3 Grenze.
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dem Wiederaufbau nach 1970 mit Konsolidierung und Ausbau der Infrastruktur be- 
schrieben wird.55 In dieser Phase war es Ziel der Stadt, die technische Infrastruktur 
(Zentrale Müllverbrennung, Kläranlagen) sowie die Verkehrsinfrastruktur (Rhein-  
brücken, Großprojekte des Individual- (Nordring, Fleher Knoten) und des öffent-
lichen Nahverkehrs (U-Bahnbau)) auszubauen. 
Eine der wichtigsten städtebaulichen Maßnahmen war die Planung und der Bau der
U-Bahnstrecke von der Fischerstraße bis zum Hauptbahnhof. Strategisches Ziel der 
Stadt war dabei die Verknüpfung des U-Bahnbaues mit Struktur verbessernden 
städtebaulichen Maßnahmen, die vom U-Bahnbau ausgelöst wurden und damit auch 
zum Teil in die U-Bahnfinanzierung kamen. Wie schon in der Heinrich-Heine-Allee 
(Ausbau des Alleecharakters, Translozierung des Carsch-Hauses, Anbau und Mo-
dernisierung des Wilhelm-Marx-Hauses u.a.) sollte dieses Prinzip auch am Haupt-
bahnhof Anwendung finden. Der Hauptbahnhof zeigte sich zu dieser Zeit im Geist 
der Nachkriegszeit, das östlich angrenzende Stahlwerksgeländes war bereits von der
Stadt gekauft, das Thyssen Stahlwerk Oberbilk im Auslaufen begriffen, der Konrad-
Adenauer-Platz wies im nördlichen Teil große kriegsbedingte Baulücken auf. Der 
geplante Einbau einer U-Bahnstation in den Hauptbahnhof wirkte sich wie eine 
Initialzündung für die Neuordnung des gesamten Hauptbahnhofsbereichs aus. Tra-
gende Strategie war die Öffnung der Ostseite des Bahnhofs mit einem neuen Bahn- 
hofsplatz, um die historisch gewachsene Barrierewirkung der Bahn und des Stahl-
werks für den angrenzenden Stadtteil Oberbilk aufzuheben. Mit der Öffnung war eine 
neue Funktionszuweisung der beiden Bahnhofsseiten, was die Verkehrsandienung 
des Bahnhofs betrifft, erforderlich. Städtebauliches Ziel für den Konrad-Adenauer-
Platz war die Ausfüllung der Baulücken sowie die Übernahme der Andienungsfunkti-
onen für den öffentlichen Nahverkehr (Straßenbahn, Bus) und für die neue Bahnhofs-
seite der Ausbau der Andienungsfunktionen für den Individualverkehr (Parkhaus, Zu- 
fahrten), die weitere Öffnung nach Oberbilk, der Bau einer zentralen Weiterbildungs-
einrichtung sowie von Büros und Wohnungen.   
55 Fischer, H., Städtebauliche Großprojekte seit den 1950er Jahren,  2004: Seite 53
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Eigene Darstellung
Abb. C - 13  Entwicklungsablauf  Hauptbahnhof-Oberbilk
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Abb. C - 15  Baustrukturplan
Abb. C - 16  Gebietspass Hauptbahnhof-Oberbilk
Abb. C - 14
Akteure, Ein-
flussgrößen
Eigene Darstellung
P
P
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3.2.  B. Internationales Handelszentrum (IHZ)
1.  Grundstück
Das Industriegrundstück wurde von Mannesmann für die Röhrenproduktion genutzt. 
1983 wurde die Nutzung aufgegeben und die Aufbauten entfernt sowie die Altlas-
tenentsorgung vorgenommen. Die Baureifmachung des Grundstücks wurde mit  
Städtebauförderungsmitteln subventioniert. 1986 wurde das Grundstück von Man-
nesmann an Mercedes verkauft, um dort ein dezentrales Service-Zentrum aufzubau-
en. Eine Konzernentscheidung von Mercedes, dezentrale Service-Zentren aufzuge- 
ben, führte zur Aufgabe des Standortes Oberbilk. Über einen Grundstücksringtausch, 
bei dem Mercedes zum Bau eines zentralen Service-Zentrums das Grundstück des 
Rheinbahn Straßenbahndepots an der Münsterstraße erhielt, das Rheinbahndepot 
im Rahmen einer Konzentrierung von weiteren Straßenbahndepots  auf dem aufge-
gebenen Geländes von Mannesmann Röhrenwerke in Lierenfeld angesiedelt wurde, 
kam das Gelände an der Kölner Straße in städtischen Besitz.
2.  Städtebaulicher Ideenwettbewerb „Internationales Handelszentrum  (IHZ)“
1989 wurde ein städtebaulicher Ideenwettbewerb ausgeschrieben, mit dem Ziel ein
„Internationales Handelszentrum (IHZ)“ zu errichten. Den ersten Preis erhielt das 
Düsseldorfer Büro Hentrich Petschnigg & Partner. Beherrschende Elemente des 
Entwurfs sind der zentrale 100 m x 400 m große Park, um den die Bürogebäude 
Abb. C - 17  Gelände Mannesmann Röhrenwerke an der Kölner Straße, 1970
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gruppiert sind, und ein in den Park-
rand eingestelltes Hochhaus. Der 
Entwurf stellt allen unmittelbaren 
Anliegern hervorragende Standort-
bedingungen zur Verfügung und 
bietet einen Ausgleich für den Frei-
flächenmangel der benachbarten 
Gründerzeitquartiere. Das  Plange-
biet IHZ liegt nur 500 m vom Haupt-
bahnhof entfernt, dem leistungsfä- 
higsten ÖPNV-Knotenpunkt der Re-
gion. Es war daher Ziel, an diesen 
Standort Büronutzungen zu ver-
dichten, wo es gelingen kann, ei-
nen hohen Anteil der Berufspendler 
an den Öffentlichen Nahverkehr zu 
binden.
Der Plan ermöglicht den Bau von 
300 000 qm Bruttogrundrißfläche (BGF) Kerngebietsnutzungen. Wie bei den meisten 
Umstrukturierungsfällen wurden auf dem IHZ-Gelände auch Wohnungen (rd. 600 
WE) geplant.
3.  Planung Internationales Handelszentrum
Zur Konkretisierung des Wettbewerbsentwurfes wurden von verschiedenen Bau-
trägern Realisierungswettbewerbe durchgeführt, die, bis auf das Russische Han- 
delshaus, in der Folge nicht realisiert wurden. So sind die Entwürfe des französi- 
schen Architekten Vasconi sowie des amerikanischen Architekten Kevin Roche für 
das Hochhaus, das nach einem Namenswettbewerb den Namen "Möve" erhalten hat, 
nicht realisiert worden, weil sich die Investoren zurückzogen.  Der Bebauungsplan ist 
schließlich im Januar 1994 rechtskräftig geworden.
4.  Realisierung 
Das "HWI" am Oberbilker Markt, bekannt geworden als "Russiches Haus der Wirt-
schaft und Industrie" wurde 1994 fertiggestellt. Der Bau des HWI geht auf eine 
Begegnung des Ministerpräsidenten Rau mit Präsident Gorbatschow anlässlich des 
Staatsbesuches im Jahre 1989 zurück; es ist mit Unterstützung der Stadt und des 
Landes NW entstanden.
Im März 1996 wurde der Realisierungswettbewerb für den östlichen Anschlussbau 
entschieden, so dass die Front zur Werdener Straße weitgehend geschlossen wurde.
1996 wurde an der Moskauer Straße unterhalb des Hochhauses und der U-Bahn  
der Neubau für die C + L Deutsche Revision / WIBERA mit ca. 38 000 qm BGF 
Bürofläche fertig gestellt. Mit dem  Bürobau entstand auch die Moskauer Straße und 
die Fußwegeverbindung in den Park. Der Park wurde zunächst in der südlichen 
Abb. C - 18  Modell: 1. Preis HPP Hentrich-Petschnigg-Partner 
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Hälfte fertig gestellt. Heute 
ist die Anlage des Parkes  
abgeschlossen. 
Im Wohnungsneubau west-
lich des Parkes wurden in 
drei Bauabschnitten Woh-
nungsbau realisiert. Der den 
nördlichen Teil begrenzen-
de Wohnungsbau ist bisher  
noch nicht gebaut worden. 
Für das Hochhaus mit 38 
Geschossen und ca. 80 000 
qm BGF, für das Baurecht 
vorliegt, werden noch Inves-
toren gesucht. 
5.  Analyse des Entwicklungsablaufs
5.1  Planungsziel 
Planungsziel war die Umwandlung des brachliegenden Geländes des ehemaligen 
Mannesmann Röhrenwerkes in ein gemischt genutztes Quartier (Wohnen, Arbeiten) 
mit der Schwerpunktnutzung eines Internationalen Handelszentrums.
5.2  Prozess
Der Bereich Kölner Straße, Werdener Straße wurde von einem Röhrenwerk von Man- 
Abb. C - 20 Luftbild IHZ, 2007
Abb. C - 19  Planung IHZ
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nesmann genutzt. Die Produktion an dem Standort wurde bereits Mitte der 1970er 
Jahre schrittweise abgebaut, das Gelände entwickelte sich zu einer Industriebrache. 
1987 wurde die Stadt Düsseldorf über einen über die ganze Stadt erstreckenden 
Grundstücksringtausch Eigentümer des Geländes. 1989 wurde ein städtebaulicher 
Wettbewerb ausgeschrieben, dessen Ergebnis Grundlage für den Bebauungsplan 
war. Die ausgewählte Lösung sah einen zentralen Park vor, um den 
sich Großbüros und Wohnungsbau gruppierten. Für die Baugebiete des Handels-
zentrums interessierte sich ein französischer Investor, für den ein Realisierungswett-
bewerb für das geplante Hochhaus ausgeschrieben wurde, den der amerikanische 
Architekt Kevin Roche gewann. Mit der aufziehenden Wirtschaftskrise zog sich der 
Investor zurück. Die Entwicklung erfolgte nun  schrittweise über Grundstücksverkäu-
fe  und der Bebauung durch die neuen Eigentümer nach den Festsetzungen des 
Bebauungsplans. Es handelt sich um eine Angebotsplanung an Investoren, die 
Grundstücke mit Baurecht und Erschließung erwerben konnten.
Das Gelände wurde als Sanierungsgebiet ausgewiesen, worüber mit Städtebauför-
derungsmitteln die Baureifmachung der Grundstücke und die Erschließung unter-
stützt wurde. Die Umstrukturierung vollzog sich bisher über einen sehr langen Zei- 
traum (18 Jahre) und ist, dem Baurecht nach, noch nicht abgeschlossen. Es fehlt 
noch die nördliche Platzschließung mit Wohnungsbau und das Hochhaus.56
5.3  Kooperationsformen
Im Vorfeld der Planung kam es zu einer Kooperation zwischen dem Voreigentümer 
Mannesmann AG, der Stadt Düsseldorf, der Rheinischen Bahngesellschaft und 
Mercedes Benz AG. Über einen Grundstücksringtausch der oben aufgeführten 
Beteiligten kam die Stadt in das Eigentum des Mannesmann-Geländes.  Wegen der 
Angebotsplanung kam es nur zu Kontakten bei den gesetzlich vorgeschriebenen 
Verfahren (Grundstückskauf, Baugenehmigung u.a.)
5.4  Bewertung der Zielerreichung und städtebauliche Qualität
Die Umwandlung des ehemaligen Mannesmanngeländes in ein gemischt genutztes 
Quartier (Wohnen, Arbeiten) wurde bis auf noch nicht abgeschlossene Teile erreicht. 
Das Wettbewerbsergebnis wurde und wird konsequent umgesetzt. Nicht erreicht 
wurde dagegen die den Leitnamen  bestimmende Handelsnutzung. Die schrittweise 
Vermarktung und Realisierung der Grundstücke über lange Zeiträume und die 
geplante Struktur von großen Büroeinheiten führte zur Ansiedlung von Großunter-
nehmen der unternehmensbezogen Dienstleistungen. Positiv ist der frühzeitig an- 
gelegte zentrale Park zu sehen, der sich inzwischen zu einem qualitätsvollen Quar-
tierspark entwickelt hat, der von der Quartiersbevölkerung und den umgebenden 
Büros ausgiebig genutzt wird.
5.5 Strategischer Hintergrund
Zur Stärkung des internationalen Handelsstandortes Düsseldorf wurde 1989 auf dem 
56  Siehe auch Seite 226 ff
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brach gefallenen 20 ha großen Gelände der Mannesmann-Röhrenwerke an der  
Kölner Straße der städtebauliche Wettbewerb „Internationalen Handelszentrum 
(IHZ)“ ausgeschrieben. Hintergrund war die prosperierende Entwicklung des Han-
dels in Düsseldorf. Rd. 15 Prozent des Außenhandels der Bundesrepublik wurden 
über Düsseldorfer Schreibtische abgewickelt. Schwerpunkt war der Stahlhandel, der 
von den in Düsseldorf ansässigen Handelsbetrieben der Stahlkonzerne wie Krupp, 
Thyssen, Salzgitter, Röchling (Saar) u.a. mit expandierender Tendenz betrieben wur- 
de. Auch ausländische Firmen, insbesondere japanische Konzerne (Mitsubishi, Mit- 
sui u.a.) nutzten für ihr Europageschäft den Düsseldorfer Handelsplatz. Strategi-
sches Ziel war, für den sich verstärkt international ausrichtenden Handel ein zen-
trales Quartier zu schaffen. Das Wettbewerbsgebiet sollte den Charakter eines 
oberzentralen City-Erweiterungsgebiets erhalten und als Standort für Büroeinheiten 
unterschiedlicher Größe mit einem Volumen von rd. 300 000 qm BGF Bürofläche 
genutzt werden.57 Um kein einseitig genutztes Quartier entstehen zu lassen, sollte 
auf  einem Hektar Grundstücksfläche Wohnungsbau untergebracht werden: Wohnen 
sollte mit Arbeiten verknüpft werden. Der Auslober sah als Standortvorteil für die 
Niederlassung von Handelsbetrieben die Möglichkeit des Anschlusses der sich 
weltweit organisierenden Telekommunikations- und Informationsnetze, da Düssel-
dorf bereits an das von der damaligen Bundespost aufgebaute regionale Glasfaser-
Fernnetz, das die Wirtschaftsregionen Europas verbindet, angeschlossen war. Das 
gute Wettbewerbsergebnis versprach zunächst eine gute Vermarktung der Grundstü-
cke im Sinne der angestrebten Nutzung. Ein großes Grundstück Ecke Kölner 
Straße/Werdener Straße wurde der damaligen Sowjetunion vom Land Nordrhein-
Westfalen bei dem Besuch des damaligen Präsidenten Gorbatschow als Sowje-
tisches Handelszentrum angeboten, das von der sowjetischen Seite angenommen 
wurde und in die Planung kam. Mit der deutschen Einheit und dem anschließenden 
Niedergang der Sowjetunion verflüchtigten sich die russischen Planungs- und Ent-
wicklungsabsichten. Die einsetzende Wirtschaftskrise, die sich dramatisch entwi-
ckelnde Stahlkrise und der damit verbundenen Niedergang des weltweiten Handels 
führte zu einer anhaltenden Stagnation bei der Ansiedlung von Handelsbetrieben. 
Das Handelszentrum entwickelte sich zunächst zu einem normalen Neubaugebiet 
für größere Bürogebäude mit Mietflächen. Erst die sich in den 2000er Jahren 
verstärkende Entwicklung Düsseldorfs zum Standort für unternehmensbezogene 
Dienstleistungen führte zu einer verstärkten Ansiedlung von großen Firmen der 
Beratungsbranche mit großen Bürokomplexen wie zum Beispiel die internationale 
Wirtschaftsberatung Price-Waterhouse. Das Ziel eines internationalen Handelsstand-
ortes wurde nicht erreicht, wohl aber ein hochwertiger Bürostandort als City-Erweite-
rungsgebiet mit gemischter Nutzung.  
57 Landeshauptstadt Düsseldorf, Wettbewerbsausschreibung,“Internationales Handelszentrum“, Seite 13ff
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Eigene Darstellung
Abb. C - 21  Entwicklungsablauf Internationales Handelszentrum (IHZ)
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Abb. C - 23   Baustrukturplan
Abb. C - 24  Gebietspass Internationales Handelszentrum (IHZ)
Abb. C - 22  Akteure, Einflussgrößen 
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3.3  C. Ehemalig Mannesmann-Lierenfeld
1.  Lage des Umstrukturierungsgebietes
Das Umstrukturierungsgebiet ist Teil eines größeren Gewerbe- und Industriegebie-
tes, das am Innenstadtrand beginnt und sich nach Osten ausdehnt. In Teilbereichen 
grenzt das Gebiet an Wohngebiete des Stadtteiles Lierenfeld und bildet mit diesen 
den Typus einer Großgemengelage. Die Größe des Gebietes beträgt ca. 50 ha.
2.  Vornutzung
Das Gelände wurde, abgesehen von einigen Firmen und Wohnhäusern im Randbe-
reich, bis in den 1980er Jahren von Mannesmann zur Röhrenproduktion genutzt. 
Das Gebiet war durch eine intensive Überbauung mit Großhallen und diversen 
Werksgebäuden geprägt, die ab 1900 in Werkserweiterungen bis in die 1970er Jahre 
errichtet wurden.
3.  Aufgabe der Röhrenproduktion und Verlagerung nach Duisburg-Huckingen
Im Jahr 1983 wurden erste Diskussionen über die Betriebsaufgabe des Mannes-
mann-Röhrenwerks in Lierenfeld bekannt. Teilflächen wurden zu dieser Zeit schon 
nicht mehr genutzt. In den folgenden Jahren wurde die Produktion nach Duisburg-
Huckingen verlagert und mit dem 
Abriss der Hallen begonnen. 
Auf den freigeräumten Geländetei-
len wurde ab 1986 die Altlastenent-
sorgung vorgenommen.
4.  Altlastenentsorgung
Als Folge der über hundertjährigen 
Nutzung des Gebietes für die Indus-
trieproduktion befanden sich unter- 
schiedliche Altlasten (u.a. Schwer- 
Abb. C - 25  Luftbild Mannesmann Röhrenwerk in Düsseldorf-Lierenfeld, 1970
Abb. C - 26  Werksgebäude an der Erkrather Straße, 183
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metalle, Mineralölprodukte, Kohlenwasser-
stoffe) auf dem Gelände. Die Beseitigung 
dieser Altlasten wurde zwischen der Stadt 
und Mannesmann als Verursacher in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Vertrag geregelt, 
der die Sanierungsziele sowie Maßnahmen 
zur Auswahl der Sanierungsverfahren in 
Abstimmung mit den Fachbehörden regelt. 
Die Sanierung wurde in einer auf dem Ge-
lände errichteten Feldfabrik durchgeführt, 
in der in einer Waschanlage die Böden 
gereinigt wurden. Die ausgewaschenen Bö-
den wurden auf dem Gelände wieder aufge-
bracht.
Zum Teil wurde die Bodensanierung paral-
lel zu dem Bebauungsplanverfahren durch-
geführt.
5.  Grundstücksneuordnung
Ein Teil des Geländes fiel im Rahmen eines Grundstücksringtausches,58 an dem 
Mannesmann beteiligt war, an die Rheinische Bahngesellschaft für die Errichtung 
eines Straßenbahndepots. Der andere Teil  wurde von Mannesmann zur Ansiedlung 
von Gewerbe- und Industriebetrieben an den Entwickler Doblinger verkauft.  
6.  Ziel der Neuordnung
Folgende Hauptziele wurden von der Stadt formuliert und im Rahmen der damaligen 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplans berücksichtigt:
Langfristige Sicherung des Industrie-  
    und Gewerbestandorts
Abstufung von Industrie- und Gewer- 
    beflächen zu den angrenzenden Wohn-
    gebieten
 Ausschluss umweltbelastender Nutzun- 
    gen
Zielsetzung der Planung war die Wieder-
nutzung des Geländes für ein Straßen-
bahndepot der Rheinbahn, die Schaffung 
von Industrie- und Gewerbeflächen sowie die Versorgung mit öffentlichen Grünflä-
chen.
58  Siehe auch Seite 55.
Abb. C - 27  Werksgelände, 1983
Abb. C - 28  Aufgegebene Produktionshalle, 1983
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Abb. C - 29  Städtebauliches Konzept des Planungsamts zum Bebauungsplan, 1987
Abb. C - 30  Luftbild 2005: Realisierungsstand 
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7.  Bebauungsplan
Auf die Durchführung eines städtebaulichen Wettbewerbs, verbunden mit einer 
längeren Planungsphase, wurde verzichtet, weil Mannesmann die Betriebsverlage-
rung kurzfristiger als vorgesehen durchführte und ein Investor für eine Neuordnung 
bereitstand. Alle Planungsziele mussten auf der Grundlage des Bebauungsplans 
umgesetzt werden. Die Ausweisung des Bebauungsplans umfasste drei Gebiete: 
1. Sondergebiet (SO) für einen Betriebshof der Rheinbahn
2. Industrie (GI)- und Gewerbegebiete (GE)
3. Öffentliche Grünflächen
Der Bebauungsplan wurde nach zweijähriger Bearbeitungszeit 1989 rechtskräftig.
8.  Besonderheiten des Bebauungsplans
Der Bebauungsplan zeichnete sich durch besondere ökologische Festsetzungen zu 
einem Zeitpunkt aus, zu dem die 
heute allgemein gültigen ökologi-
schen Überlegungen bei  der Um-
wandlung von ehemalig industriell 
genutzten Flächen noch nicht im 
Bewußstein waren. Da erste Bau-
anträge vor Abschluß des Bebau-
ungsplanverfahrens erkennen lie-
ßen, daß die beabsichtigten Be-
bauungen "nicht den gestalteri-
schen Vorstellungen der Stadt entsprachen", wurden entsprechende Gestaltungs-
vorschriften zur Materialwahl und Fassadengestaltung in den Bebauungsplan auf-
genommen.59 Schwerpunkte der Festsetzungen wurden im Bereich der Durchgrü-
nung sowie der Gestaltqualität gesetzt:60
 Als flächenschonendes Element der Bebauung und Erschließung wird neben 
einer GRZ von 0,6 der Verzicht auf eine Erschließung von Teilen des 
Plangebietes über  öffentliche Straßen genannt, "die in der Regel einen 
breiteren Querschnitt aufweisen müssen als private". Statt dessen wurden 
private Zufahrten öffentlich-rechtlich in Form von Baulasten gesichert.
Zur Durchgrünung des Geländes wurden im Bebauungsplan neben der öffent-
lichen Grünfläche, die auch der Versorgung naher Wohngebiete dienen soll, 
Pflanzflächen parallel zu Verkehrsflächen, ein prozentualer Grünflächenanteil 
(20 Prozent), Baumpflanzungen und Wandflächenbegrünungen festgesetzt. Zu 
jedem Bauantrag mußte ein qualifizierter Begrünungsplan beigefügt werden.
Die Gemengelage wurde durch die gegliederte Ausweisung von Industrie- und 
59  Ministerium für Stadtentwicklung und Verkehr, Stadtökologie..., 1994: Seite 22
60 Ebenda
Abb. C - 31  Grünes Industriegebiet
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Gewerbeflächen sowie die Festsetzung höchstzulässiger Lärm- und Erschüt-
terungswerte für tags und nachts berücksichtigt.
Hinsichtlich der Gebäudegestaltung war die Aufnahme der Materialien und 
Elemente der ehemaligen Industriearchitektur (z.B. Ziegelfassaden) in  "zeitge-
mäßer Form" gewünscht.  
9.  Preisträger im Landeswettbewerb 1993
Die Landeshauptstadt bewarb sich 
1993 zu dem städtebaulichen Landes-
wettbewerb ”Stadtökologie, Industrie- 
und Gewerbeflächen” und wurde Preis-
träger. “Die Stadt Düsseldorf erhält ei-
nen Preis wegen der gelungenen Neu-
nutzung einer stadtökologisch proble-
matischen Fläche angesichts ihrer in-
dustriellen  Vornutzung. Nachahmens-
wert ist insbesondere die nachdrückli-
che Umsetzung der städtebaulichen Grundkonzeption mittels entsprechender 
Festsetzungen im Bebauungsplan.” 61
10.  Analyse des Entwicklungsablaufs
10.1  Planungsziel
Zielsetzung der Planung war die Wiedernutzung des Geländes mit Gewerbe- und 
Industriebetrieben sowie die Versorgung mit öffentlichen Grünflächen. Dabei sollte 
eine langfristige Sicherung des Industrie- und Gewerbestandortes erreicht werden, 
eine Abstufung von Industrie- und Gewerbeflächen zu den angrenzenden Wohnge-
bieten erfolgen sowie ein Ausschluss umweltbelastender Nutzungen durchgesetzt 
werden.
10.2  Prozess
Das Gelände wurde bis in den 1980er Jahren von Mannesmann zur Röhrenprodukti-
on genutzt. Ab 1983 erfolgte ein schrittweiser Abbau der Produktion mit Verlagerung 
nach Duisburg-Huckingen. Ab 1985 erfolge der Abriss von Werkshallen und ab 1986 
die Altlastenentsorgung der frei geräumten Teile. Die Altlastensanierung wurde über 
eine stationäre Feldfabrik abgewickelt. Ein Teil des Grundstückes entfiel im Rahmen 
eines Grundstücksringtausches, an dem Mannesmann im Zusammenhang mit dem 
Grundstück an der Kölner Straße62 beteiligt war,  an die Rheinische Bahngesellschaft. 
Der weitere Teil wurde von Mannesmann an den Entwickler Doblinger zur Ansied-
lung von Gewerbe- und Industriebetrieben, ein kleiner Teil an die Stadt Düsseldorf 
für eine öffentliche Grünfläche verkauft. Da Mannesmann schon frühzeitiger als er- 
wartet die Flächen freimachte wurde auf einen städtebaulichen Wettbewerb verzich-
tet. Zusammen mit den Akteuren Rheinische Bahngesellschaft (Straßenbahndepot) 
61  Ministerium für Stadtentwicklung und Verkehr, Stadtökologie..., 1994: Seite 22
62  Näheres zum Grundstücksringtausch auch auf  Seite 55, Kapitel 1
Abb. C - 32  Grünes Industriegebiet
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und dem Entwickler Doblinger (bereits vorliegende Ansiedlungswünsche) wurde vom 
Stadtplanungsamt ein städtebauliches Konzept entwickelt, das Grundlage für die 
Aufstellung des Bebauungsplans wurde. Die weitere Gewerbe- und Industrieansied-
lung erfolgte auf der Grundlage des Bebauungsplans.
10.3  Kooperationsformen
Während der Aufstellung des städtebaulichen Konzepts und in der Phase der Reali-
sierung kam es zu einer engen Zusammenarbeit mit der Rheinischen Bahngesell-
schaft und dem Entwickler Doblinger. Die Umstrukturierung vollzog sich über einen, 
im Vergleich zu den übrigen Fallbeispielen, unterdurchschnittlichen Zeitraum von elf 
Jahren.
10.4  Bewertung der Zielerreichung und städtebauliche Qualität
Die Umwandlung des ehemaligen Mannesmanngeländes in ein Gewerbe- und In- 
dustriegebiet wurde erreicht. Hervorzuheben und besonders positiv zu bewerten sind 
die in dem Bebauungsplan erfolgten ökologischen und gestalterischen Festsetzun-
gen, die zu einer Durchgrünung des Geländes mit einer im Vergleich zur äußerst 
dichten Vornutzung aufgelockerteren Bebauung führten. Die Stadt Düsseldorf erhielt 
1994 für das Konzept und die Realisierung einen Preis in dem Landeswettbewerb 
„Stadtökologie, Industrie- und Gewerbeflächen“.
10.5  Strategischer Hintergrund
Strategisches Ziel der Stadt war die Sicherung des bereits eingebrochenen Gewer-
be- und Industriestandorts Düsseldorf. Deshalb war für das Gebiet Mannesmann-
Lierenfeld nicht, wie beim Hauptbahnhof-Ost oder Internationalen Handelszentrum, 
die Umwandlung in eine dienstleistungsorientierte Nutzungsart vorgesehen, sondern 
die Entwicklung eines neuen Gewerbe- und Industriegebiets mit einer stadtökolo-
gischen Zielsetzung. Der Grundstückseigentümer Mannesmann verkaufte den größ-
ten Teil des Grundstücks an einen Bauträger, der Einzelgrundstücke für Inte- 
ressenten an einer gewerblich/industriellen Neunutzung verkaufte. Den restlichen 
Teil des Grundstücks übertrug Mannesmann an die Rheinische Bahngesellschaft für 
den Bau eines Straßenbahndepots als Folge eines Grundstückstauschs, an dem 
Mannesmann, Mercedes, die Stadt Düsseldorf und die Rheinische Bahngesellschaft 
beteiligt war. Die Stadt sicherte in einem Bebauungsplan die Zielsetzung Industrie-
gebiet mit ökologischen und gestalterischen Festsetzungen in Kooperation mit den 
neuen Grundstückseigentümern. 
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Eigene Darstellung
Abb. C - 33  Entwicklungsablauf Ehemalig Mannesmann-Lierenfeld
enfeld
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Eigene Darstellung
Abb. C - 34 Akteure, Einflussgrößen
Abb. C - 35  Baustrukturplan
Abb. C - 36  Gebietspass Ehemalig Mannesmann-Lierenfeld
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3.4  D. „MedienHafen“
Seit 1976 werden Teile des Düsseldorfer Hafens in mittlerweile vier Entwicklungs-
phasen neuen städtebaulichen Nutzungen zugeführt. Der Rat der Landeshauptstadt 
Düsseldorf hatte bereits 1976 beschlossen, etwa 19 ha des Hafens in zwei Freistel-
lungsphasen umzuwandeln. Später kam als dritte Phase die Speditionstraße hinzu. 
Aktuell befindet sich mit der Kesselstraße eine vierte Phase in der Planung.
Der „MedienHafen“ entwickelte sich zu einem herausragenden Stadtentwicklungs-
projekt, das Düsseldorf europaweit für die Medienbranchen und für internationale 
Architektur positioniert.
1.  Entwicklungsphase 1: Berger-, Zollhafen 1976 - 1989
1.1  Voraussetzungen
Der Rat der Stadt Düsseldorf faßte 1976 den Beschluß, ein 19 ha großes Gelände 
des stadteigenen Düsseldorfer Haupthafens in zwei Phasen freizustellen. Grundlage 
war ein von der Stadt in Auftrag gegebenes Gutachten der Ritter-Consulting, das 
nachwies, dass der Hafen rote Zahlen schrieb und die wirtschaftlichen Aussichten 
sehr negativ einschätzte. Mit gleichem Ratsbeschluß wurde die Verwaltung ver-
anlaßt, ein Bauleitverfahren für die erste Freistellungsphase (10 ha) des Berger- und 
Zollhafens vorzubereiten mit dem Ziel, neben einem Sondergebiet für einen Fern-
meldeturm Kerngebiete für tertiäre Nutzung, Wohngebiete und ein Sondergebiet für 
einen Sporthafen auszuweisen.
Diese Zielsetzung für eine Neuordnung des Bereiches Berger- und Zollhafen blieb 
bis Anfang des Jahres 1978 bestehen und wurde durch mehrere empfehlende 
Beschlüsse des Planungsausschusses sowie durch den Beschluß des Rates über 
die Einleitung einer vorbereitenden Untersuchung nach dem Städtebauförderungs-
gesetz (StBauFG) mit dem Ziel der Ausweisung eines Sanierungsgebietes weiter 
konkretisiert.
1.2  Planung
Im Rahmen der vobereitenden Untersuchungen entwickelte das Büro Heldmann und 
Ulrich zahlreiche Entwicklungsvorschläge, deren Hauptmerkmale die Zuschüttung 
des Berger Hafens mit der Anlegung des Rheinparkes, einen Sporthafen im Zollha-
fen sowie den Standort des Fernmeldeturm (später Rheinturm), der Dienstleistungs- 
und Wohnbebauung war. 
Der Bebauungsplan mit der Zielrichtung Sondergebiet für einen Fernmeldeturm, 
Kerngebiete für tertiäre Nutzung, Wohngebiete und ggfs. ein Sondergebiet für einen 
Sporthafen wurde ins Verfahren gebracht. Die Wohnnutzung wurde mit einer text-
lichen Festlegung, die in einem Kerngebiet (MK)63 Wohnnutzung ab 1. Obergeschoss 
ermöglichte, festgesetzt. Im Rahmen der Trägerbeteiligung erhob die Gewerbeauf-
sicht erhebliche Bedenken wegen der Festsetzung Wohnen neben einem Industrie-    
63 Kerngebiet (MK) ist ein Baugebiet nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO), das der Unterbringung von 
    Handelsbetrieben sowie der zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur dient.
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I    
gebiet. Über ein von der Landeshauptstadt in Auftrag an den TÜV-Rheinland ge-
gebenes Lärmgutachten wurde eine erhebliche Lärmbelastung nachgewiesen. In der 
Folge wurde das Wohnen aus dem Bebauungsplan herausgenommen. Dieser 
Konflikt “Wohnen im Hafen neben (Industrie-)Arbeiten” mit Geruchs- und Lärm-
imissionen  von u.a. Viehfuttermühlen und dem Kraftwerk Lausward ist bis heute 
noch nicht ausgestanden. 
Seit Frühjahr des Jahres 1978 wurde von der Stadt Düsseldorf parallel zu dieser 
Zielrichtung die Konzeption verfolgt, den Bereich um den Berger Hafen als Neubau-
gebiet für den Landtag freizustellen. Zuvor hatten sich zwar Landtag und Stadt da- 
hingehend geeinigt, das Ständehaus durch zwei Flügelbauten zu erweitern, um den 
beengten Raumverhältnissen im Landtag Herr zu werden. Im Rahmen der Offenle-
gung des Bebauungsplans erfolgten jedoch rd. 4000 Einsprüche aus der Bevölke-
rung und besonders seitens der Heimatvereine wegen der durch die Anbauten in 
Anspruch genommenen Grünflächen und Bäume des historischen Parks, so dass 
aufgrund der massiven Proteste das Verfahren einstellt wurde.
1979  wurde der 6 ha große Bereich südlich der Kniebrücke als Standortes des 
neuen Landtages NRW beschlossen. In der Folge wurde ein Bauwettbewerb unter 
Abb. C - 37  Luftbild  Umwandlungsgebiet des Düsseldorfer Hafens, 1975
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Abb. C - 38  Berger Hafen, Zollhafen (Hintergrund), 1950 
Abb. C - 39  Berger Hafen, Zollhafen, 1964                          Abb. C - 40   Zugeschütteter Berger Hafen mit Landtag
(links unten) mit Rheinturm und Zollhafen (Yachthafen),
1999
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dem Thema „Landtag am Rhein“ ausgeschrieben, der von dem Büro Eller, Moser, 
Walter gewonnen wurde. Das Büro wurde mit der Planung beauftragt.
1.3  Realisierung
Über die förmliche Festlegung als Sanierungsgebiet wurde in der Folge die Baureif-
machung der Nutzungsbereiche gesteuert und aus Städtebauförderungsmitteln  
bezuschusst. Die Bedeutung des Sanierungsgebiets im Rahmen der Landespriori-
täten der Städtebauförderung wurde durch das Bebauungsvorhaben des Landtags 
erheblich verstärkt. 
Die Baureifmachung umfasste im Wesentlichen den Abriss vorhandener Hafenge-
bäude am Berger- und Zollhafen sowie die Zuschüttung des Berger Hafens. Der rd.
234 m hohe Rheinturm wurde auf dem Verbindungsteil des Berger- und Zollhafens 
gebaut (1982 fertig gestellt). Auf dem Berger Hafen wurde nördlich der Kniebrücke 
der Rheinpark angelegt, südlich der Kniebrücke der Landtag gebaut (1988 fertig 
gestellt). Die Kaimauern des Zollhafens blieben mit der Anlage des Sporthafens 
erhalten. Auf der den Zollhafen nördlich abgrenzenden Landzunge, die an die 
Hafeneinfahrt an- grenzt und später mit einer Brücke die fußläufige Verbindung von 
dem Rheinufer der Altstadt in den Rheinbogen herstellt, wurde nach Abriss der 
Hafengebäude ein Teil des Rheinparks hergestellt.
Mit dem Bau des WDR-Landesstudios wurde die 1. Umwandlungsphase des Hafens, 
die etwa 1982 bis 1990 erfolgte, abgeschlossen. 
1.4  Entwicklungshintergrund/Nachfrage
Hauptakteure der Realisierung waren die Oberpostdirektion Düsseldorf, das Land 
Nordrhein-Westfalen, der Westdeutsche Rundfunk (WDR) und die Landeshauptstadt 
Düsseldorf. Die Post brauchte zum Ausbau ihres Richtfunkstreckennetzes einen 
Fernmeldeturmstandort in Düsseldorf. Nach einer Standortsuche durch das Pla-
nungsamt wurde der Post der Standort im Hafen zwischen dem Berger- und Zollha-
fen angeboten, den sie annahm. Nach einem Bauwettbewerb wurde die Lösung des 
Architekten Deilmann prämiert und gebaut.
Nach dem Scheitern des Ausbaues des Ständehauses wurde dem Land der Stand-
ort des neuen Landtages am Rhein angeboten. Der Landtag wurde nach den Plänen 
der Architekten Eller, Moser, Walter gebaut, die 1982 aus einem Bauwettbewerb als 
1. Preisträger hervorgegangen sind.
Die Landeshauptstadt (Planungsamt) hat mit dem Land NW einen repräsentativen 
Ausbau der Freiräume um den Landtag und Rheinturm vereinbart und dafür Städte-
bauförderungsmittel mit höchster Priorität erhalten. So wurde der Rheinpark und der 
Sporthafen angelegt.
Im Rahmen der angestrebten Regionalisierung des Westdeutschen Rundfunks 
wurde dem  WDR der Standort Hafen für den Bau des Regionalsenders Düsseldorf 
angeboten. Das Gebäude wurde nach einem Bauwettbewerb von den Architekten 
Parade ausgeführt.
74
C. Darstellung der Entwicklungsabläufe der Fallbeispiele  
Abb. C - 42  Realisierungsphasen 1 - 4
Abb. C - 41  Freistellungsphasen im Hafen Düsseldorf, 1976
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2.  Entwicklungsphase 2: Kaistraße, Zollhof 1985 - 1993
2.1  Planung
1989 fasste der Rat einen Aufstellungsbeschluss mit der Ausweisung "Kerngebiet" 
für die Entwicklung des 9 ha großen, nach Süden anschließenden Bereiches (Frei-
stellungsphase II). In diesem Gebiet sollen sich Medieneinrichtungen und ergänzen-
de Betriebe, kleinere Büros (besonders für kreative Berufe), kulturelle Einrichtungen 
(insbesondere private Träger), Gastronomie, spezifischer Einzelhandel, Kunsthand-
werk, Ateliers usw. ansiedeln. 
Im Gegensatz zur Freistellungsphase I, die als Flächensanierung mit Abriss vorhan-
dener Hafengebäude durchgeführt wurde, entschied sich der Rat für eine behutsame 
Umsetzung unter Beibehaltung des historischen Hafengrundrisses und Angleichung 
der Neubauten an die vorhandene Struktur. Neben dem Erhalt einiger Lagerhäuser 
und einiger Gebäude wurde im Jahr 1990 die Gesamtanlage des Handelshafenbe-
ckens als unverändertes Zeugnis der Hafenbautechnik in die Denkmalliste eingetra-
gen.
2.2  Entwicklungshintergrund/Nachfrage
Der Ratsbeschluss zur Freistellung der Umwandlungsphase 2 des Rheinhafens 
wurde 1986 getroffen. Die Entwicklung verlief in den ersten Jahren sehr schleppend. 
Erst der Aufstieg der Informations- und Kommunikationstechnik (I.u.K.) in den 1990er 
Jahren, das damit verbundene Entstehen neuer Wirtschaftszweige und Firmen führ- 
te zu einer großen Nachfrage von kleineren Bürogebäuden mit hoher Architektur und 
Lagequalität und in der Folge zu einer lebhaften Modernisierungs- und Neubautätig-
keit. Verstärkt wurde die Nachfrage durch den Ausbau des Werbe-, Medien- und 
Modestandortes Düsseldorf und später durch die unternehmensbezogenen Dienst-
leistungen. 
2.3  Nutzungsentwicklung
Der Gründerboom der Informations- und Kommunikationstechnik der Jahre 1993 - 
2003 führte auch in Deutschland zu einer Dynamisierung der Standortentwicklung,  
die sich zunächst in einem sprunghaften Anstieg von Unternehmensgründungen und 
Arbeitsplätzen niederschlug. Mit dem Gründungsboom war die Entwicklung spezi-
fischer kleinräumiger Standorte in einzelnen Städten verbunden, in denen sich krea- 
tive Milieus herausbildeten. 
Vor diesem Hintergrund ist auch die in diesem Zeitraum einsetzende starke Nachfra-
ge von neuen Betrieben der Informations- und Kommunikationstechnik und der diese 
neue Technik nutzenden Branchen Audiovisuelle Medien/Printmedien/Werbung  
nach kleineren Büroeinheiten in besonders herausgehobenem Umfeld zu sehen. Ver- 
gleichbar mit anderen waterfront-Projekten entwickelten sich der Düsseldorfer Hafen 
in der Entwicklungsphase 2 in der Kombination von restaurierten Hafengebäuden 
und eingepassten Neubauten mit hoher Architekturqualität. Ankerbau für die Medie-
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nentwicklung war das Medienzentrum, das von dem aufkommenden Spartenfernse-
hen (QVC), Kinderfernsehen und von Werbeagenturen belegt wurde. Dieses Projekt 
wurde in der Anfangsphase  von der Stadt Düsseldorf subventioniert. 
Ein weiteres Ankerprojekt für eine Wirkungsarchitektur mit hoher Qualität war die 
Entwicklung des Zollhofes.  Hier hatte der Werbemanager Rempen frühzeitig mit der 
Stadt ein Projekt eines Werbezentrums entwickelt, das sich zunächst über ein 
städtebauliches Gutachten in Mehrfachbeauftragung mit einem futuristischen Bebau-
ungsentwurf der Architektin Zaha Hadid konkretisieren begann. Das Projekt wurde 
bis zur Baugenehmigung und Bauausführung vorangetrieben, aber dann wegen zu 
anspruchsvoller Konstruktionsprobleme und fehlender Raumökonomie aufgegeben. 
Rempen holte als Nachfolger den kanadischen Architekten Frank O. Gehry, dessen 
Entwurf einer Dreiergruppe in Wirkungsarchitektur gebaut wurde. Der mittlerere Teil 
wurde mit einer spezifischen gefalteten Metallfassade als Werbeagentur Rempens 
gebaut, die beiden Seitenbauten wurden als Mietbürobauten entwickelt. Die Bran-
chenstruktur der neuen Nutzer entwickelte sich in Richtung Informations und Kommu-
nikationstechnik sowie Audivisuelle Medien-Printmedien-Werbung und gaben dem 
Hafen den Namen „MedienHafen“.  In diesem Hafenteil haben national und internati-
onal bedeutende Architekten wie Gehry, Vasconi, Ingenhoven, Döring, Chipperfield, 
Holl, Petzinka und Coenen gebaut. 
3.  Entwicklungsphase 3: Speditionstraße ab 1993 
3.1  Planung
Am 16.09.1993 beschloss der 
Rat die Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes für die Entwicklung 
der Speditionstraße als dritte 
Freistellungsphase. 1998 er-
folgte die Ausschreibung und die 
Durchführung des städtebau-
lichen Realisierungswettbe-
werbs „Speditionstraße". Auf der 
Grundlage des ersten und 
vierten Preises wurde das städ-
tebauliche Konzept erarbeitet. 
Für die städtebauliche Ausfor-
mung der attraktiven Spitze der 
Speditionstraße wurde im Jahr 
2000 ein Bieterverfahren durch-
geführt, das die städtebauliche Konzeption  des Bereichs Speditionstraße vervoll-
ständigte. Aufbauend auf dem Konzept wurde ein Bebauungsplan erarbeitet, der die 
Umsetzung sichern soll.
3.2  Realisierung
Die Spitze der Speditionstraße befindet sich neun Jahre nach dem Bieterverfahren 
Abb. C - 43  Ergebnis des Wettbewerbs Speditionstraße 
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Abb. C - 44  Entwicklungsplanung Hafen
Abb. C - 45  Luftbild „MedienHafen“, 2007 
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im Bau. Der südwestliche Teil der Speditionstraße wird im Zusammenhang mit der 
Kesselstraße (Phase 4) realisiert, weil hier Wohnnutzung vorgesehen ist. Dazu müs- 
sen die umstrittenen Bebauungspläne, die Wohnen neben Industrienutzung (Vieh-
futtermühlen mit hoher Geruchsbelastung u.a.) vorsehen und absichern, erst noch 
an Rechtskraft gewinnen. Die Bebauungspläne, die  den südwestlichen Teil der 
Speditionstraße sowie die Kesselstraße enthalten, und der, der die gewerbliche und 
industrielle Nutzung des gesamten Hafens sichert, befinden sich 2009 in der Offenla-
ge.
Der südöstliche Teil der Speditionstraße ist mit einem Mix von modernisierten Alt-  
und Neubauten realisiert worden. Auch hier waren bedeutende nationale und interna-
tionale Architekten tätig wie Alsop, Ingenhoven und Maki. Ein Hochhaus des ameri-
kanischen Architekten Jahn ist aktuell im Bau.  
3.3  Gutachten „Perspektive für den Düsseldorfer Gesamthafen“
Aufgrund der dynamische Entwicklung des „MedienHafens“ und der Diskussionen 
um die Nutzung von bestimmten Bereichen bedurfte der bisherige Konsens zur 
Hafenentwicklung einer Modifizierung. Im Frühjahr 2001 beschloss daher der Rat, 
ein Gutachten über die Zukunftsaussichten des Hafens in Auftrag zu geben. Ziel war 
es, eine Bewertung verschiedener Entwicklungsvarianten des Düsseldorfer Hauptha-
fens aus wirtschaftlicher, städtebaulicher und ökologischer Sicht vorzunehmen und 
daraus Handlungsempfehlungen für die zukünftige Nutzung abzuleiten. Das Gutach-
ten lag seit Ende Oktober 2002 vor und ist Grundlage für die weiteren Diskussionen 
über die Entwicklung des Düsseldorfer Hafens. Dieses Konzept sah Bereiche vor, in 
denen eine Standortsicherung und Intensivierung der hafenbezogenen Nutzung vor- 
genommen sowie die Entwicklung von hafenorientiertem und hafenunabhängigem 
Gewerbe und Kerngebietsnutzung vorgesehen werden sollte. 
4.  Entwicklungsphase 4: Kesselstraße und Gesamthafen
Ab Mitte 2000 kam die Planung der Entwicklungsphase 4 hinzu, die Wohnen an der 
Kessel- und Speditionstraße und weitere gewerbliche und Büronutzung vorsieht. 
Wegen des schon in den 1980er Jahren aufgetretenen Problems Wohnen neben 
Industrieanlagen (Futtermittelbetriebe im Hafen u.a.) wird die Flächennutzungsplan-
änderung gegenwärtig vor dem Verwaltungsgericht behandelt.
4.1  Bebauungspläne
2003 wurden, aufbauend auf den gutachterlichen Untersuchungen, Aufstellungsbe-
schlüsse für vier Bebauungspläne gefasst, die den gesamten Bereich des Gewerbe- 
und Industriehafens abdecken. Die verbindliche Bauleitplanung für den Hafen soll 
Planungssicherheit für die vorhandenen Betriebe gewährleisten und andererseits die 
Entwicklung im Hafen zügig voran bringen. Für den Bereiche Kesselstraße wurde 
bereits im Frühjahr 2004  ein Bebauungsplan aufgestellt mit dem Ziel gewerblicher 
und Wohnnutzung, der wegen der aktuellen gerichtlichen Überprüfung (s.o.) des 
FN-Plans noch im Verfahren ist.
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Abb. C - 46  Modell: Entwurf der Architektin Zaha Hadid
Abb. C - 47  Drei Gebäude des Architekten Frank O. Gehry
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5. Analyse des Entwicklungsablaufs
5.1 Planungsziel
Auf der Grundlage des 1976 gefassten Ratsbeschlusses sollten Teilbereiche des 
Hafens im südlichen Randbereich zur Innenstadt in drei abgegrenzten Entwicklungs-
bereichen umgewandelt werden. Es handelte sich um den Bereich um den Berger- 
und Zollhafen (Phase 1), der Kai- und Zollstraße (Phase 2) und der Speditionstraße 
(Phase 3). Die Entwicklung sollte nacheinander, die Nutzungsplanung vor der jeweils 
aktuellen Nachfrage erfolgen. 
5.2  Prozess
Die Umwandlung der ersten Phase begann mit der förmlichen Festsetzung als Sanie-
rungsgebiet nach dem Städtebauförderungsgesetz (StBauFG), um die Baureifma-
chung der Grundstücke (Abriss von Hafengebäude, Zuschüttung des Berger Hafens, 
Umbau  des Zollhafens zum Yachthafen, Anlegung des Rheinparks u.a.) mit Städte-
bauförderungsmitteln zu unterstützen. Die Chance, vorhandene Hafengebäude, die 
zum Teil eine hohe Qualität aufwiesen, neu zu nutzen, wurde nicht wahrgenommen:  
Ziel war eine Flächensanierung. Auf den von Hafengebäuden frei gesetzten und 
zugeschütteten Flächen (Berger Hafen) wurde als Angebotsplanung ein Bebauungs-
plan mit Festsetzungen für eine Büronutzung mit Wohnanteilen aufgestellt. Der 
Bebauungsplan musste jedoch im Verfahren geändert werden, weil die damalige 
Gewerbeaufsicht in der Trägerbeteiligung auf der Grundlage des Abstandserlasses 
und von Lärmgutachten erhebliche Bedenken gegen die Wohnfestsetzungen erhob, 
die zur Herausnahme des Wohnens aus dem Bebauungsplan führte. Dieser Konflikt  
Wohnen neben Industrienutzung zieht sich bis heute durch die Entwicklungsgeschich-
te des Hafens und ist bis heute ungeklärt. Die Folge war, das sich bis heute keine 
Wohnnutzung durchsetzen konnte. Aktuelle Planungen der Phase 4 versuchen das 
zu ändern. Die aktuellen Bebauungspläne “Kesselstraße” mit Festsetzung Wohnen 
und “Industriehafen” zur Sicherung der gewerblichen- und industriellen Nutzung wer- 
den mit erheblichen Widerständen aus der Hafenwirtschaft rechnen müssen und die 
Konflikte letztendlich erst über die Gerichte geklärt werden können. Gegenwärtig 
(2008) hat der Regierungspräsident die Flächennutzungsplanänderung nicht geneh-
migt, wogegen die Landeshauptstadt vor dem Verwaltungsgericht geklagt hat.
Als erstes entstand in dem Bereich der Phase 1 als Ergebnis eines Bauwettbewerbs 
der Rheinturm, der nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans 1982 fertig 
gestellt wurde. Etwa zur gleichen Zeit  wurde für die gescheiterten Bemühungen, das 
vorhandene Landtagsgebäude im Ständehauspark zu erweitern, ein neuer Standort 
für den Landtag gesucht und auf den freigeräumten und zugeschütteten Flächen 
südlich der Kniebrücke gefunden. Nach einem Bauwettbewerb und einem neuen 
Bebauungsplan wurde der Landtag gebaut und 1988 fertig gestellt. Der Zollhafen 
und die Kais wurde zu einem Sporthafen ausgebaut, die zugeschütteten Flächen des 
Berger Hafens nördlich der Kniebrücke als Park sowie die Rheinuferpromenade 
nach Süden am Landtag vorbei über die frei geräumten Flächen der Hafenzunge als 
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Park und durchgehender Fußgängerverbindung mit einer Brücke über die Hafenein-
fahrt in den übrigen Hafen und nach Süden der ganzen Rheinfront der Stadt. Als 
letztes Gebäude der Phase 1 entstand  1991 das Landesstudio des Westdeutschen 
Rundfunks (wdr).
Mitte der 1990er Jahre änderte sich die Planungsphilosophie für die Hafenent-
wicklung. Für die Abwicklung der Phase 2 wurde bis auf das Gelände des Zollhafens 
nicht mehr eine Flächensanierung angestrebt, sondern eine eher behutsame Stadter-
neuerung mit einem Mix aus modernisierten Altgebäuden und Neubauten. Mitte der 
1990er Jahre wurde als Angebotsplanung ein Bebauungsplan aufgestellt, der die 
bisherige Struktur  der Straßenführung der Zoll- und Kaistraße sowie die geschlos-
sene Bebauung fortschrieb. Auf dem Gelände des Zollhofes wurde jedoch die 
Flächensanierung mit Abriss des Zollhafens fortgesetzt. Über Wettbewerbe wurde 
zunächst Planung der Architektin Zaha Hadid verfolgt, deren Entwurf  sich nicht 
durchsetzen konnte, und daraufhin die drei Solitärbauten des Architekten Frank O. 
Gehry, die 1998, abgesichert über einen Bebauungsplan, fertig gestellt wurden. Hier 
zeigte sich ein Prinzip, das sich für die Entwicklung der weiteren Phasen als tragend 
herausstellte: die Stadt erstellte als Grundstückseigentümerin einen Bebauungsplan 
als Angebot und verkaufte die Grundstücke an Investoren mit Auflagen. Die Auflagen 
bezogen sich auf die Erstellung hochwertiger Architektur. Die Stadt sicherte sich 
über die Grundstückskaufverträge ein Mitspracherecht bei der Auswahl der Architek-
ten. Dieses sich durch alle weiteren Entwicklungsphasen tragende Konzept wurde 
über ein Gebietsmanagement durch einen Hafenkoordinator gesteuert. Der Mitte der 
1990er Jahre aufkommende Boom der Informations- und Kommunikationstechnik (I. 
u. K.) wirkte sich auf eine steigende Nachfrage nach kleineren individuellen Büroge-
bäude mit hoher Architekturqualität aus. Des weiteren förderte das Hafenambiente 
und die Waterfrontsituation die Besonderheit des Standortes. Das 1995 gebaute Me- 
dienzentrum, das zunächst 
von der Stadt subventio-
niert wurde, wirkte als An-
kerbau mit der Ansiedlung 
von Medienbetrieben. Die 
Ent wicklung mit der Ansied-
lung von Medien-, Werbe- 
und I. u. K.  -betrieben, kom-
biniert mit Hotel- und Gast-
stättennutzung, Radiosen-- 
dern und  Fern sehen setzte 
sich in der Entwicklungspha-
se 2 und auch in der Ent-
wicklungsphase 3 an der 
Speditionstraße fort und führte zu einem Mix von mit hoher Qualität modernisierten 
Hafengebäuden und Neubauten mit hoher Architektur- und Nutzungsqualität. Die 
Bebauung entwickelte sich punktuell in den Entwicklungsphasen 2 und 3 zügig wäh-
Abb. C - 48  Branchenstruktur des Medienhafens
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rend des Booms der I. und K. Technik. Ab 2003 brach die „New Econemy“ zusam-
men mit der Folge, dass die Nachfrage sank und neu gebaute Gebäude Leerstand 
aufwiesen. Der „MedienHafen“ entwickelte sich in ein normales modernes Büroge-
biet: der bisher dominierende Betriebsanteil der Branchen Audiovisuelle- Medien, 
Print-Medien und Werbung nahm von 33 Prozent (2003) auf 17 Prozent (2008) ab, 
es vollzog sich, entsprechend der Büromarktnachfrage, eine stärkere Branchendiffe-
renzierung. (Abb. C - 38) 
Nach Absturz des Booms stagnierte die Entwicklung und führte auch zu Leerständen 
gerade errichteter oder modernisierter Gebäude. Inzwischen hat sich der MedienHa-
fen als Ia - Lage eines  Bürogebiets behauptet.
Ab Mitte 2000 kam die Planung einer weiteren Entwicklungsphase hinzu, die Wohnen 
an der Kessel- und Speditionstraße vorsieht. Wegen des schon in den 1980er Jahren 
aufgetretenen Problems Wohnen neben Industrieanlagen (Futtermittelbetriebe im 
Hafen u.a.) wird die Flächennutzungsplanänderung gegenwärtig vor dem Verwal-
tungsgericht behandelt.
5.3  Kooperationsformen
Die Stadt verkaufte als Grundstückseigentümerin des Hafens die Grundstücke auf 
der Grundlage des Bebauungsplans mit Auflagen einer zu errichtenden hohen 
Architekturqualität. Da die Nachfrage sehr hoch war, wurden die Auflagen von den 
Investoren angenommen und in Kooperation mit der Stadt zum Teil auch über 
beschränkte Bauwettbewerbe durchgeführt. Für besonders exponierte Standorte, wie
wie die Spitze der Speditionstraße wurden Bieterwettbewerbe ausgeschrieben.
5.4  Bewertung der Zielerreichung und städtebauliche Qualität
Die städtebauliche Qualität zeichnet sich durch hochwertige Solitärbauten und einer 
geschlossenen Bebauung um einen Quartiersplatz und insbesondere um ein Hafen-
becken aus. Die erste Entwicklungsphase mit den Solitärbauten Landtag, Rheinturm, 
wdr und Gehrybauten öffnen die Stadt zum Rhein über die Verlängerung der Rheinu-
ferpromenade am Landtag vorbei über die alten Hafenkais mit Anschluss über eine 
Brücke an die Rheinuferfußgängerwegen bis in den Süden der Stadt. Die geschlos-
sene Bebauung um die Kai- und Zollstraße und Speditionstraße ist eher nach Innen 
auf den Medienplatz und insbesondere auf das Hafenbecken mit den Hafenkais, den 
alten Hafenkränen und einer neuen Brücke mit Brückengastronomie  orientiert. Ins- 
gesamt ist das Konzept der Stadt der Errichtung eines hochwertigen Bürostandortes 
mit hoher Architektur- und Waterfrontqualität aufgegangen. Das geplante Wohnen, 
dass das Hafenquartier abrunden soll, muss sich erst noch durchsetzen.
5.5 Strategischer Hintergrund
Die Umwandlung von Teilen des Düsseldorfer Hafen geht auf einen 1975 gefassten 
Ratsbeschluss zurück. Damals schrieb der im Eigentum der Stadt befindliche Hafen 
rote Zahlen und veranlasste die Stadt, ein Gutachten über die Wirtschaftlichkeit der 
Hafennutzung einzuholen. Das Gutachten empfahl der Stadt, den Hafenbetrieb 
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Abb. C - 49  Luftbild Bereich für die Entwicklungsphase 4: Speditionstraße, Kesselstraße
Abb. C - 50  Städtebauliches Konzept nordwestliche Speditionstraße und Kesselstraße
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einzuschränken und zu rationalisieren. Es schlug als Maßnahme vor, den Berger- 
und Zollhafen sowie die Speditionstraße aus dem Hafenbetrieb auszugliedern und ei- 
ner neuen Nutzung zuzuführen.  Der daraufhin getroffene Ratsbeschluss sah für die 
auszugliedernden Bereiche eine Umnutzung in drei zeitlich hintereinander zu erfol-
genden Entwicklungsphasen vor. Die erste Entwicklungsphase wurde als Sanie-
rungsgebiet nach dem ehemaligen Städtebauförderungsgesetz festgesetzt, über das 
die Grundstücksfreimachung, der Abriss von alten Hafengebäuden sowie die Zu-
schüttung des Berger Hafens finanziert wurde. Als Angebotsplanung für zukünftige 
Nutzer wurde ein Bebauungsplan ins Verfahren gebracht. Auf der Grundlage der 
Angebotsplanung entstanden als Solitärbauten der Landtag NW, der Rheinturm als 
zentraler Knotenpunkt des Richtfunknetzes und das Regionalgebäude des Westdeut-
schen Rundfunks (wdr). Diese Bauten, für die jeweils ein Bauwettbewerb durchge-
führt wurde, trugen ihren Teil zu dem von der Stadt angestrebte Stärkung der 
oberzentralen Funktionen als Landeshauptstadt bei. Für die zweite Entwicklungspha-
se änderte sich die Planungsphilosophie. Für den Bereich dieser Phase wurde ein 
Bebauungsplan aufgestellt, der die bisherige Hafenstruktur festschrieb. Die Strategie 
wandelte sich von der Flächensanierung der ersten Phase in eine behutsame 
Erneuerung, die von einem Mix von zu modernisierenden Gebäuden und eingestreu-
ten Neubauten ausging. Diese Strategie sollte auch Teil der nachfolgenden Entwick-
lungsphasen werden. Von dem Hafenkoordinator, der das Projekt ab der Phase 2 
durchgängig steuerte, wurde das Ziel der Stadt entwickelt, Grundstücksverkäufe an 
die Bedingung der Erreichung einer hochwertigen Architekturqualität zu binden. 
Passende Nutzung, hohe Architekturqualität und Einbindung in den städtebaulichen 
Kontext prägten daraufhin die Entwicklung der Phasen 2 - 4. Die von den neuen 
Eigentümern durchzuführenden Qualität sichernden Verfahren wie Wettbewerbe, 
Gutachten und Bieterverfahren sicherten den hohen Anspruch.
Einen Schub für die Entwicklung des Hafens brachte die Mitte der 1990er Jahre  
einsetzende rasante Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechnik (I. u. 
K.), die als „New Economy“ bezeichnet wurde. Es entstand ein Gründerboom neu- 
er Firmen, der sich insbesondere auf eine Expansion der Medienbranche auswirkte. 
Die Verbindung von hochwertiger Architekturqualität und innovativer technischer 
Entwicklung führte zu einem Mythos, der die Investitionen für neue oder die Moderni-
sierung von alten Gebäuden stimulierte, in denen sich in der Folge eine Vielzahl von 
neuen Betrieben insbesondere der Medienbranche niederließen. 
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Abb. C - 51  „MedienHafen Düsseldorf“: Isometrische Darstellung
Abb. C - 52  Planung Wohntürme an der Speditionstraße
Abb. C - 53  Ansicht Planung zweier Bürohochhäuser (bereits im Bau) an der Spitze der Speditionstraße 
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Eigene Darstellung
Abb. C - 54  Entwicklungsablauf Hafen, Phase 1
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Eigene Darstellung
Abb. C - 55  Entwicklungsablauf Hafen, Phase 2
23
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Abb. C - 58  Gebietspass Hafen
Abb. C - 57  Baustrukturplan
Eigene Darstellung
Abb. C - 56  Akteure,
         Einflussgrößen
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3.5  E. Automeile
Entwicklungsbereich Flingern, „Automeile“
1.  Grundstück und Freimachung
Das Grundstück liegt im Gewerbe- und Industriegebiet Höher Weg. Es gehörte zum 
Stadtwerkeareal beiderseits des Höher Wegs zwischen Ruhrtalstraße, Ronsdorfer 
Straße und Erkrather Straße und wurde von zwei Betriebshöfen der Stadtwerke 
genutzt. Diese Betriebshöfe wurden zur Baureifmachung des Grundstücks auf das 
benachbarte Stadtwerkegelände umgesetzt, die vorhandenen Betriebshofgebäude 
abgetragen.
2.  Initiative und Planung
Auf Initiative des am Höher Weg neu eingerichteten Volkswagen Zentrums Gottfried 
Schulz GmbH wurde gemeinsam mit den Stadtwerken ein Autoausstellungs- und 
Verkaufszentrum verschiedener Automarken geplant, das neben dem Handel auch 
Servicefunktionen enthalten sollte. Unter Leitung des VW Zentrums Schultz wurde 
das Konsortium Höherweg GmbH eingerichtet, das sich aus interessierten Autohänd-
lern zusammensetzte. Das Konsortium trat als Grundstückseigentümer, das von den 
Stadtwerken gekauft wurde, und Bauherr auf. 
Das Konsortium beauftragte das Essener Architekturbüro Koschany, Zimmer & 
Assoziierte ein Rahmenkonzept zu entwickeln, das Basis der Bebauungsplanung 
und Erschliessung werden sollte. Die Baugenehmigungen erfolgten auf der Grundla-
ge eines vorhandenen einfachen Bebauungsplans und in Ergänzung nach § 34 
Baugesetzbuch (BauGB)64 auf der Grundlage des Rahmenkonzepts, nachdem eine 
Grundstücksaufteilung vorgenommen und die Erschließung festgelegt wurde.
3.  Realisierung
Mit tatkräftiger Unterstützung der Stadtwerke wurde die das Gebiet umfahrende Er- 
schließung sowie die Erweiterung des Höher Wegs realisiert. Der Spatenstich für 
den ersten Neubaukomplex war im Januar 2003. Die Einzelbaumaßnahmen und 
Erschließung waren 2006 weitgehend abgeschlossen
4.  Heutige Nutzung
Auf 150 000 m² errichteten Autohändler neue Niederlassungen für Neu- und Ge-
brauchtwagenverkauf. Als Serviceeinrichtungen teilen sich ADAC, TÜV und die 
Kfz-Zulassungsstelle im Gebiet ein Gebäude, um ihre Leistungen möglichst nah an 
den Kunden anbieten zu können. Auch der Autoversicherer DEKRA, Autovermie-
tungs- und Leasingbetriebe stärken den Standort und bieten ihre Dienste an.
64 Baugenehmigung nach § 34 BauGB: Ist kein Bebauungsplan vorhanden, gilt als Grundlage für eine Baugeneh-
    migung der § 34 BauGB. Das Baugesuch muss sich nach Art und Maß der Nutzung und der überbaubaren
    Grundstücksfläche in die Umgebung einpassen. Die Erschließung muss gesichert sein.
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Abb. C - 59  Stadtwerkenutzung im Gewerbe- und Industriegebiet Höher Weg, 1990
Abb. C - 60  Nutzung „Automeile“, 2007
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5. Vermarktung
Die Automeile wurde mit einer eigenen Identität vermarktet. Um die einzelnen 
Gebäudekomplexe als eine Einheit erscheinen zu lassen, wurde eine Gestaltungs-
richtlinie erarbeitet, deren Einhaltung von den Projektkoordinatoren des Essener Ar- 
chitekturbüros Koschany, Zimmer & Assoziierte überwacht wurde. Auch Sauberkeit, 
Sicherheit und Werbung wurden gemeinsam organisiert. Eine Besonderheit ist auch, 
dass das Areal der Gebrauchtwagen zwar nach Marken sortiert, aber ohne tren-
nende Zäune frei zugänglich sein wird.
6.  Ergebnis
Mit Abschluss der Maßnahmen gegen Ende 2006 ist innerhalb einer kurzen Zeit-
spanne eine Umstrukturierung eines ehemalig gewerblich/industriell genutzten Be-
reichs mit hoher Qualität gelungen. Rechnet man die Neuordnung des benach-
barten Stadtwerkegeländes mit den Neubauten der Hauptverwaltung und Gewer-
beansiedlungen sowie die Restaurierungen der Turbinenhalle und weiterer Werks-
hallen hinzu, ist hier in kurzer Zeit (fünf Jahre) ein Vorzeigegebiet beispielhaft für den 
Düsseldorfer Strukturwandel entstanden.
7.  Analyse des Entwicklungsablaufs
7.1  Planungsziel
Ziel der Planung war die Errichtung eines Autoverkaufsschwerpunkts auf einer ge- 
werblichen Brachfläche der Stadtwerke Düsseldorf. In dem Verkaufszentrum sollten
möglichst viele Automarken mit Verkaufs- und Ausstellungsräumen, Büros und 
Werkstätten vertreten sein, damit sich der potenzielle Kunde auf engem Raum über 
Automarken informieren und seinen Kaufwunsch realisieren kann.
7.2  Prozess
Die Idee für dieses Projekt kam von dem VW-Autohaus Schultz, das ein Konsortium 
aus vielen interessierten Automarken zusammenbrachte, das das 10 ha große 
Grundstück von den Stadtwerken kaufte. Das Konsortium beauftragte einen Archi-
tekten mit der Anfertigung eines städtebaulichen und architektonischen Rahmenkon-
zepts. Da bereits ein Bebauungsplan mit einer gewerblichen Festsetzung (GE) vor- 
lag, wurden die einzelnen Autohäuser auf der Grundlage des Rahmenkonzepts nach 
dem Einfügungsgebot des § 34 Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt. Die Stadtwerke 
machten im Auftrag des Konsortium die Grundstücke baureif und bauten die Erschlie-
ßung. Die Landesentwicklungsgesellschaft (LEG) Städtebau übernahm das Projekt-
management.
7.3  Kooperationsform
Die Hauptakteure der Umnutzung war das Konsortium mit den Konsorten als eigen-
ständige Bauherren, die Stadtwerke als Auftragnehmer der Baureifmachung der 
Grundstücke und des Baues der Erschließung sowie die LEG-Städtebau als Projekt-
manager. Die Stadt Düsseldorf war nachgeordnet bei den Genehmigungsprozessen
92
C. Darstellung der Entwicklungsabläufe der Fallbeispiele  
en
Abb. C - 62  Standorte der Autohäuser 
Abb. C - 61  Rahmenkonzept der Architekten KZA Koschany Zimmer Ass.
Abb. C - 63  Showrooms der Autohäuser
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beteiligt. Sie trat jedoch in der Automeile als Bauherr des neuen Straßenverkehrsamts
mit der Kfz-Zulassungsstelle auf.
7.4  Bewertung der Zielerreichung
Die tragende Idee eines „Marktplatzes für Automarken“ mit rd. 20 Automarken war 
die Grundlage für einen bisher einzigartigen und erfolgreichen Standort für alles, was 
mit dem Auto zu tun hat. Durch die Einbindung von ADAC, dem Straßenverkehrsamt 
Düsseldorf mit einer Cafeteria sowie DEKRA, TÜV und zwei Autovermietern ent-
stand ein umfassendes Konzept rund um das Thema Mobilität.
Durch eine alle Ausstellungsräume verbindende Fussgängerzone wurde eine hohe 
Transparenz und Aufenthaltsqualität für Besucher geschaffen. 
7.5  Strategischer Hintergrund 
Strategisches Ziel der Stadt war die Sicherung des restlichen Gewerbe- und Indus-
triestandortes Düsseldorf. Deswegen sollten brachgefallene Gewerbe- und Industrie-
standorte in größeren zusammenhängenden Gewerbe- und Industriegebieten nicht 
in dienstleistungs- oder wohnorientierte Nutzungen umgewandelt werden, sondern 
einer gewerblichen und industriellen Neunutzung zugeführt werden. Für das brachge-
fallene Grundstück der Stadtwerke, das mitten im Industriegebiet Höher Weg/Rons-
dorfer Straße liegt, wurde daher frühzeitig ein Bebauungsplan zur Sicherung einer 
gewerblichen Nutzung aufgestellt. 
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Abb. C - 64  Luftbild „Automeile“ und modernisierte sowie neu gebaute Stadtwerkegebäude (Vordergrund) , 2007
Abb. C - 65  Bauschild
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Abb. C - 66  Entwicklungsablauf Automeile
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Abb. C - 68  Baustrukturplan
 Abb. C - 69  Gebietspass Automeile
Abb. C - 67 Akteure, Einflussgrößen
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3.6  F. Arcaden Bilk
1.  Plangebiet/Grundstück
Im Bereich des Plangebiets befand sich der Containerbahnhof Bilk, dessen Betrieb 
von der Deutschen Bahn AG bereits vor einigen Jahren eingestellt wurde. Das 
gesamte Gelände ist ca. 5,5 m über dem umliegenden Straßenniveau aufgeschüttet 
und zur Bachstraße von einer städtebaulich prägnanten Mauer abgegrenzt.
Im östlichen Teil befinden sich Kasematten, die von der Friedrichstraße ebenerdig 
erschlossen werden. Sie wurden bislang von Einzelhandels- und Gewerbebetrieben 
genutzt. Zufahrten auf das Plateau befinden sich am nordwestlichen und nordöst-
lichen Ende der Bachstraße. 
Die Flächen des Gebiets lagen großteils brach, in den Kasematten waren gewerb-
liche Zwischennutzungen untergebracht. Der Planbereich war als Bahnfläche aus-
gewiesen und wurde nach dem Eisenbahngesetz für andere Nutzungen entwidmet.
2.  Ausgangslage
Das Gelände des Containerbahnhofes war schon seit Jahrzehnten Ziel planerischer 
Überlegungen. Der Flächennutzungsplan von 1992 wies für die ca. 7,8 ha große 
Fläche (incl. Parkplatz Ecke Bachstraße) Grünfläche als Erweiterung des Floraparks 
sowie Kerngebietsnutzung aus. 
Mit den konkreten Plänen für den Bau der Wehrhahnlinie rückte der Umbau des 
Container Bahnhofes Bilk ins Rampenlicht. Die neue durch die City geführte Stadt-
bahnlinie verbindet die S-Bahnhöfe Wehrhahn und Bilk und erreicht dort hochwertige 
Verknüpfungsfunktionen zwischen der regionalbezogenen S- und der städtisch aus-
gerichteten U-Bahn. Zwischen diesen beiden Verkehrsschwerpunkten wird die City 
mit fünf Haltepunkten angeschlossen. (Abb. C - 70)
Die zentrale Lage des Areals und die hervorragende Anbindung an den öffentlichen 
Nahverkehr boten die Chancen für die Entwicklung eines lebenswerten und zukunfts-
weisenden Stück Stadt mit der Kombination von Wohnen, Arbeiten, Freizeit und 
Einkaufen. Planer und Investoren favorisieren die Realisierung eines neuen Stadtteil-
zentrums.
3.  Vorplanungen, Wettbewerb
Die mfi-Management für Immobilien AG, Essen, kaufte das Container Grundstück 
von der Deutschen Bahn und beabsichtigte als Investor und Generalplaner, in 
Abstimmung mit der Landeshauptstadt Düsseldorf, auf dem ehemaligen Container-
bahnhofsgelände ein modernes Stadtteilzentrum für Einkaufen und stadtteilbezo-
gene Dienstleistungen zu errichten und langfristig zu betreiben. Um zu vermeiden, 
dass die vorhandenen Zentren in den Stadtteilen Bilk und Friedrichstadt durch 
übermäßig viel neue Verkaufsflächen geschwächt werden, hatte die Grundstücksei-
gentümerin im Vorfeld durch eine Einzelhandelsuntersuchung den verträglichen 
Rahmen für die Ansiedlung von Einzelhandel untersuchen lassen. Auf dem ca. 6,4 
ha großen Grundstück sollen neben dem geplanten Stadtteilzentrum Düsseldorf Ar-
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Abb. C - 70  Lage im Stadtgebiet
Abb. C - 71  Luftbild des ehemaligen Container-Bahngeländes Bilk
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caden die Erweiterung des Floragartens sowie Wohnungsbau realisiert werden. 
Gemeinsam mit der Landeshauptstadt Düsseldorf lobte die mfi-AG als Investor, 
Generalplaner und Betreiber für das Stadtteilzentrum einen städtebaulichen Wettbe-
werb aus mit sechs geladenen Architektenteams, jeweils in Kooperation mit einem 
Landschaftsarchitekten. Die auf dem Kerngrundstück ebenfalls vorgesehenen Nut-
zungen Stadtteilgarten und Wohnungsbau waren Bestandteil des städtebaulichen 
Ideenteils. Das Wettbewerbsergebnis diente als Grundlage für das unmittelbar an- 
schließende Bauleitplanverfahren.
4.  Mitwirkung der Bürger
Die Planungen für den Containerbahnhof stießen auf großes Interesse bei Bürge-
rinnen und Bürgern. Bereits frühzeitig hatten sich Bilker Bürgergruppen und Lokale 
Agenda-Fachforen mit dem Entwicklungsbereich befasst und den Wunsch geäußert, 
bei der Planung mitzuwirken. Der Oberbürgermeister, die Verwaltung und die Inves-
toren stellten sich auf den Wunsch der Bürger zur Mitwirkung ein. Im Mai 2003 wurde 
das Planungsverfahren mit einem Bürgermarkt in der Friedenskirche in Unterbilk 
eröffnet. Dort wurden die unterschiedlichen Zielsetzungen und Vorstellungen der 
Bürgerinnen und Bürger für die zukünftige Entwicklung der stadträumlichen Nachbar-
schaft des Bahnhofes Bilk sowie die Entwicklung zum Stadtteilzentrum und Bürger-
park erarbeitet. Diese Ausarbeitungen waren von den Architektenteams bei ihrer 
Entwurfsarbeit zu berücksichtigen.
5.  Ergebnis
Das Wettbewerbsverfahren, dem der Bürgermarkt vorgeschaltet war, wurde am 27. 
Juni 2003 mit den Bewertungen und Empfehlungen des Preisgerichtes abgeschlos-
sen. Den ersten Preis erhielt die Arbeit des Teams Allmann, Sattler, Wappner (ASW, 
München) mit Landschaftsarchitekten Topotek 1 (Berlin). Neben den Einkaufsarca-
den65 wurden ein Bürgerzentrum mit Bürgersaal, Schwimmbad, Stadtteilbibliothek, 
Büros, Wohnungen sowie Grünflächen mit Sport- und Grünflächen, Parkplätze vorge-
sehen.
6.  Bebauungsplan
Nächster Schritt war nun die Schaffung des Baurechts. Auf der Grundlage des im 
Bürgermarkt entwickelten städtebaulichen Konzeptes wurde der Bebauungsplan und 
die Änderung des Flächennutzungsplans ins Verfahren gebracht. Mit dem Investor 
mfi wurde über einen städtebaulichen Vertrag in einem Public-Private-Partnership-
Projekt die Realisierung des Bebauungsplans vereinbart. Dabei werden auch der 
Bau des Bürgersaales, des Bürgerrathauses sowie eines Schwimmbades zum ge- 
genseitigen Vorteil geregelt.
In einer stadtpolitisch umstrittenen Diskussion befanden sich die Auswirkungen der 
Größenordnung der Handelsflächen auf den umgebenden Handel und den der Innen- 
65 Die Arcaden enthalten eine Vielzahl kleiner und mittlerer Fachgeschäfte, Verbrauchermarkt und Lebensmittel- 
    discounter, Fachmarkt für Unterhaltungselektronik, zwei Bekleidungshäuser.
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Abb. C - 56  Lageplan Wettbewerbsergebnis
Abb. C - 57  Bild: Einkaufszentrum Düsseldorf Arcaden mit Stadtteilzentrum Bilk mit Schwimmbad
Abb. C - 58  Modell: Wettbewerbsergebnis Einkaufszentrum, Wohnungsbau, Freiflächen
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stadt, die im Bebauungsplanverfahren zu einer Begrenzung der Verkaufsfläche auf 
24  000 qm  im Bebauungsplan führte. 
Die Flächennutzungsplanänderung und der Bebauungsplan wurden 2006 rechts-
wirksam. Im gleichen Jahr  wurde durch den Rat der Landeshauptstadt der Bau der 
Arcaden mit dem begleitenden Wohnungsbau beschlossen. Die Arcaden Bilk  wur-
den 2008 fertig gestellt und eröffnet.
6.  Analyse des Entwicklungsablaufs
6.1  Planungsziel
Ursprüngliches Planungsziel des Investors war die Errichtung eines Einkaufszent-
rum mit einer Verkaufsfläche von rd. 30.000 qm Verkaufsfläche sowie Wohnungsbau 
an der Bachstraße.
6.2  Prozess
Die Stadt Düsseldorf und der Investor einigten sich auf die Durchführung eines 
Bürgermarktes und die Durchführung eines kooperativen Wettbewerbs. In dem Bür- 
germarkt konnte die Bürgerschaft, Bürgerinitiativen, Bürgervereine, die Lokale Agen-
da 21 u.a. in drei themengebundenen Arbeitsgruppen ihre Vorschläge für die Neunut-
zung des Containergeländes entwickeln. Mit dem Grundstückseigentümer und In- 
vestor kam es zu einem Konsens, der als Programmvorgabe in den anschließenden    
 Wettbewerb eingebracht wurde. Dieser Konsens sah die Errichtung des Einkaufs-
zentrums, den Bau von 220 Wohnungen sowie einen öffentlichen Stadtgarten mit 
Spielflächen vor. In das Einkaufszentrum sollte ein öffentliches Hallenschwimmbad, 
ein Bürgersaal mit Stadtbücherei als Zentrum für den Stadtbezirk integriert werden. 
Das Programm wurde von sechs Architektengruppen mit Landschaftsplanern in 
einem städtebaulichen Realisierungswettbewerb im kooperativen und offenen Ver-
fahren als städtebauliches Konzept erarbeitet. In zwei öffentlichen Veranstaltungen 
wurden die Entwürfe optimiert. Das Preisgericht, in dem neben dem Investor, Politik 
und Verwaltung auch Akteure des Bürgermarktes vertreten waren, wählte als ersten 
Preis die Arbeit aus, die als Grundlage für das anschließende Bebauungsplanverfah-
ren sowie die städtebaulichen Verträge übernommen wurde. Der im Bürgermarkt 
gefundene Konsens hielt während des gesamten Verfahrens, es kamen von den Ak- 
teuren keine Einsprüche. Wohl aber stellten sich massive Bedenken des angrenzen-
den Einzelhandels heraus, die zu erheblichen kommunalpolitischen Konflikten führ-
ten. Die Folge war, dass die ursprünglich geplante Verkaufsfläche von rd. 30 000 qm  
auf 24 500 qm reduziert und im Bebauungsplan gesichert wurde.  
In städtebaulichen Verträgen wurde der Bau des Bürgersaals, des Schwimmbads,    
und der Stadtbücherei zu Lasten des Investors geregelt. Der Bau des Projekts wurde 
zügig durchgeführt und ist seit Ende 2008 in Nutzung. Der Wohnungsbau ist aktuell
noch im Bau. Der gesamten Ablauf dauert (bis Abschluss des Wohnungsbaus) acht 
Jahre.
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Florapark
Freiflächennutzung
Abb. C - 75  Wohnbereich mit Freiflächennutzung
Bahn
Abb. C - 76  Bild: Wohnungsbau mit Spielflächen
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8.3  Kooperationsformen
Zwischen dem Investor, der lokalen und zentralen Politik, der Verwaltung, der loka- 
len Bürgerschaft, vertreten durch Bürgervereine, Initiativen und Privatpersonen, so- 
wie der Lokalen Agenda 21 kam es im Bürgermarkt zu einem Konsens, der während 
der weiteren Verfahren hielt und auch gegen die aufkommenden Bedenken des Han- 
dels wegen der Art und Größe der Einzelhandelseinrichtung vertreten wurde. Der 
Vorhabenträger und die Verwaltung sicherten den Konsens als Public Private-Part-
nership-Projekt über den Bebauungsplan und dem städtebaulichen Vertrag ab.
8.4  Bewertung der Zielerreichung
Das Projekt wurde, bis auf den Einzelhandel, im Konsens und in Kooperation mit den 
Akteuren durchgeführt und in einer angemessenen Zeit von acht Jahren abgewickelt. 
Die in dem konsensualen Prozess entwickelten und vertraglich und im Bebauungs-
plan gesicherten Planungsziele wurden umgesetzt.
8.5 Strategischer Hintergund
Nach dem Rahmenplan Einzelhandel66 der Stadt Düsseldorf ist der Bereich der 
südlichen Friedrichstraße und des Bahnhofs Bilk als Stadtbereichszentrum mit der 
zweithöchsten Zentrenstufe B mit hohem Handlungsdruck einklassifiziert worden. 
Ziel der Stadt war es, das Einzelhandelsangebot der beiden Bereiche auf die 
Sortimentsqualität der Stufe B anzuheben. Das Einkaufszentrum „Düsseldorf  Arca-
den“ passte daher in die Strategie  der Aufwertung des Bereiches um den Bahnhof 
Bilk zu einem neuen Stadtteilzentrum.
66 Landeshauptstadt Düsseldorf, Rahmenplan Einzelhandel, 2007: Seiten 21, 70
Abb. C - 77  Fertiggestellte Düsseldorf Arcaden (Eingang links), Stadtteilzentrum (rechts) mit Durchblick zur Woh-
                    nungsbaustelle
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Abb. C - 78  Entwicklungsablauf Arcaden-Bilk
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Abb. C - 80  Baustrukturplan
Abb. C - 79  Akteure, Einflussgrößen
Abb. C - 81  Gebietspass Arcaden Bilk
Gebietspass Arcaden-Bilk
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3.7 G. Ehemalige Vereinigte Kesselwerke, Bahngelände Mindener Straße
1.  Grundstück
Das Grundstück der Vereinigten Kesselwerke (VKW) liegt in dem Kernbereich Düs- 
seldorfer Industrieansiedlung im 19. Jahrhundert, das von dem belgischen Industriel-
len Jaques Piedboeuf als Kesselwerk entwickelt wurde. 1927 wurden auf dem Stand- 
ort die Vereinigten Kesselwerke (VKW) gegründet.
2.  Aufgabe des Standortes Vereinigte Kesselwerke (VKW)
Die Umstrukturierung der östlich des Bahnhofes gelegenen Industriegebiete setzte 
sich nach Verlagerung der Vereinigten Kesselwerke (VKW) südöstlich der Werdener 
Straße fort. 1992 wurden Teile der Vereinigten Kesselwerke, die dem Babcock Kon- 
zern angehören, verlagert. Schließlich wurde der Standort ganz aufgegeben. Die Fir- 
menleitung trat über einen lnvestor an die Stadt heran, das Gelände umzustrukturie-
ren.
3.  Rahmenplanung als Grundlage für den nachfolgenden städtebaulichen    
     Ideenwettbewerb, 1993 - 1994
1993 wurde unter Einschluss des Bundesbahngeländes an der Mindener Straße und 
einiger vorhandenen Gewerbegebiete (Soeffing u.a.) ein städtebaulicher Rahmen-
plan entwickelt und von der Bezirksvertretung und dem Ausschuß für Planung und 
Abb. C - 82  Luftbild Vereinigte Kesselwerke (im Rahmen), 1970
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Stadtentwicklung beschlossen. Die-
ser Rahmenplan war Grundlage 
eines nachfolgenden städtebau-
lichen ldeenwettbewerbs mit be-
schränkter Teilnahme, der im Mai 
1994 abgeschlossen wurde.  
4.  Städtebaulicher Ideenwettbe-
werb „Vereinigte Kesselwerke“ 
(VKW)
Das Wettbewerbsverfahren wurde 
von dem Investor SF-Bau ausge-
schrieben und in sehr guter Zusam-
menarbeit mit der Stadt abgewik- 
kelt. Den ersten Preis erhielt das Büro Zlonicky, Wachten, Ebert aus Dortmund. (Abb. 
C - 84) Nach der preisgekrönten Wettbewerbsarbeit folgt auf die frühere Monostruk-
tur ein gemischt genutztes Quartier. Entlang der Werdener Straße, dem IHZ gegenü-
ber, war ein Kerngebietsstreifen vorgesehen, südöstlich angrenzend Gewerbe, und 
auf dem Gelände des Güterbahn-
hofs sollten ca. 580 Wohnungen - 
teilweise öffentlich gefördert - ge-
baut werden. Dabei sollte sich die 
Wohnbebauung auch noch auf den 
zunächst hier vorgesehenen Sport-
platz erstrecken. Für das geplante 
zwanzig geschossige Bürohoch-
haus an der Werdener Straße und 
der geplanten Ortsumgehung wur-
de die endgültige Baufigur in einem 
Bauwettbewerb gefunden. Auf der 
Grundlage  der städtebaulichen Lö-
sung wurde ein Bebauungsplanver- 
fahren gestartet. Der Abriss alter 
Industriebausubstanz wurde be-
reits an der Werdener Straße begonnen.
5.  Stagnation
Wegen interner Probleme der Grundstückseigentümer, des Babcock Konzerns, und 
des späteren Konkurses stagnierte in den folgenden zehn Jahren der Fortschritt der 
Umwandlung. Ebenfalls kam es bei den Bahnflächen an der Mindener Straße wegen 
der Umstrukturierung der Bahn zu einer Stagnation. 
Abb. C - 83  Luftbild Vereinigte Kesselwerke (abge-
                    räumt), Bahngelände Mindener Straße
Abb. C - 84  Wettbewerbsarbeit: 1. Preis  Zlonicky, Wachten, Ebert
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Abb. C - 85  Landeswettbewerb Gerichtszentrum, 1. Preis, 2005
Abb. C - 86  Entwurf des Gerichtszentrums (Nachtansicht)
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6.  Rahmenplan Oberbilk / Flingern 
Zur Überprüfung der gesamten Planungsmaßnahmen in den Stadtteilen Oberbilk und    
Flingern wurde 1998 der Rahmenplan Oberbilk/Flingern dem Ausschuss für Pla- 
nung und Stadtentwicklung sowie den betroffenen Bezirksvertretungen vorgelegt. In 
diesem Rahmenplan wurden die Planungsziele des Wettbewerbes weitgehend be- 
stätigt. Als wesentliche Änderung wird jedoch eine neue Führung der geplanten Um- 
gehungsstraße der Kölner Straße vorgeschlagen, die von der Moskauer Stras-
se/Werdener Straße parallel südwestlich der Bahn zur Markenstraße geführt wird. 
Das erforderte eine Umplanung des Wettbewerbsergebnisses.  
7.  Gelände ehemalig VKW: Grundstücksverkauf und Durchführung  eines 
      städtebaulichen Wettbewerbs
2004 wurde das Grundstück aus der Konkursmasse von Babcock an das Land NW 
verkauft. 2005 wurde ein Bauwettbewerb mit dem Ziel, Gerichtsgebäude aus der 
Stadt an der Werdener Straße zu konzentrieren. Den Wettbewerb gewann das Büro 
agn Niederberghaus & Partner GmbH, Ibbenbühren.  2007 wurde der Grundstein für 
das Gerichtszentrum gelegt. Baufertigstellung ist für Anfang 2010 geplant. 
(Abb. C - 85, 86)
8.  Gelände Güterbahngelände an der Mindener Straße
2006 wurde die Durchführung eines städtebaulichen Wettbewerbs für den Standort 
Düsseldorf Mindener Straße als Gemeinschaftsprojekt des Landes NW, der Architek-
tenkammer NW, der Stadt Düsseldorf und des Investors Vivico Real Estate GmbH  
mit dem Thema „Junge Quartiere für das Wohnen im Alter“ ausgeschrieben. Die 
Arbeit des Architekten Florian Krieger, die den ersten Preis erhielt, wird als Grundla-
ge für die Neuaufstellung des Bebauungsplans herangezogen. (Abb. C - 87)
9.  Analyse des Entwicklungsablaufs
9.1  Planungsziel
Planungsziel war die Errichtung eines gemischt genutzten Gebiets mit Wohnungs-
bau auf dem Güterbahngelände an der Mindener Straße sowie Büronutzung auf dem 
VKW-Grundstück an der Werdener Straße. Am nördlichen Rand des Planungsge-
biets sollte die Umgehungsstraße der Kölner Straße gebaut werden.
9.2  Prozess
Ende der 1980er Jahre stellten die Vereinigten Kesselwerke, die zum Babcock-
Borsig Konzern gehörten, ihre Produktion ein. Die Gebäude wurden als Zwischennut-
zung von anderen Firmen angemietet. Der Babcock-Borsig Konzern zeigte Interesse 
an einer Neunutzung des Geländes und vereinbarte mit der Stadt Düsseldorf die 
Ausschreibung eines städtebaulichen Wettbewerbs. Über einen städtebaulichen 
Rahmenplan, der auch das Gelände des benachbarten und brach liegenden Güter-
bahngeländes an der Mindener Straße umfasste, wurde die Grundlage für die Wett- 
bewerbsausschreibung erarbeitet. Dieser Rahmenplan wurde von der Bezirksvertre-
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tung und vom Planungsausschuss beschlossen. 1994 beauftrage Babcock einen In- 
vestor mit der Ausschreibung des Wettbewerbs, der gemeinsam mit der Stadt auf 
der Grundlage des Rahmenplans durchgeführt wurde. Das Wettbewerbsergebnis 
wurde von dem Büro Zlonicky, Wachten, Ebert aus Dortmund erstellt und sah Büro- 
nutzung auf dem VKW-Grundstück entlang der Werdener Straße und Wohnnutzung 
(580 Wohnungen) auf dem Güterbahngelände an der Mindener Straße vor. 2006 
wurde ein Realisierungswettbewerb für das im Wettbewerbsergebnis vorgesehene 
20-geschossige Hochhaus durchgeführt. Das städtebauliche Konzept wurde in 
einem Bebauungsplan umgesetzt. Wegen interner Probleme des Babcock-Konzerns, 
die 2001 zum Konkurs führten, stagnierte die Umwandlung um nahezu zehn Jahre. 
Es gab lange Jahre keine Informationen über die Absichten des Babcock-Konzerns.  
Ebenfalls kam es bei den Bahnflächen wegen der Umstrukturierung der Bahn zu 
einer Stagnation. 2004 wurde das Grundstück aus der Konkursmasse von Babcock 
an das Land Nordrhein-Westfalen für den Bau eines Gerichtszentrums verkauft. Die 
brach liegenden Gebäude wurden abgerissen und das Gelände baureif gemacht. 
2003 führte das Land NW, vertreten durch den Bau- und Liegenschaftsbetrieb (BLB 
NRW), einen Bauwettbewerb für das Gerichtszentrum durch. Die damals noch 
bahneigene Grundstücksgesellschaft vivico-Real-Estate führte 2006 in Zusammen-
arbeit mit der Architektenkammer NW und der Stadt Düsseldorf einen städtebau-
lichen Wettbewerb durch mit dem Schwerpunkt „Wohnen im Alter“. Für beide Teile 
wurden getrennte Bebauungsplanverfahren ins Verfahren gebracht. Nach Rechts-
Abb. C - 87  Landeswettbewerb „Junge Quartiere für das Wohnen“, Konzept nach dem 1. Preis
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kraft des Bebauungsplans ist inzwischen das Gerichtszentrum im Bau. Das Bebau-
ungsplanverfahren für die Wohnnutzung ist noch nicht abgeschlossen.
9.3  Kooperationsformen
Mit Babcock und der Stadt Düsseldorf und der Stadt Düsseldorf kam es in dem 
Wettbewerbsverfahren zu einer Kooperation. Babcock beauftragte den Investor 
SF-Bau, den Wettbewerb in Zusammenarbeit mit der Stadt Düsseldorf auszuschrei-
ben. Wie sich später herausstellte, drängte Babcock unter dem Eindruck der eigenen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten auf die Durchführung des Wettbewerbs und die 
anschließende Sicherung des Ergebnisses in einem Bebauungsplan, um das be-
plante Grundstück als Anlagevermögen mit dem hohen Wert einer dichten Bürobe-
bauung in die Bilanz einzustellen. 
Auch bei dem 2003 durchgeführten Wettbewerb für die Gerichtsgebäude kam es zu 
einer Kooperation zwischen dem neuen Grundstückseigentümer Land NW und der 
Stadt Düsseldorf. Diese setzte sich fort in  dem 2006 durchgeführten Wettbewerbs-
verfahren für den Wohnungsbau auf dem Güterbahngelände Mindener Straße zwi-
schen dem Grundstückseigentümer Deutsche Bahn, vertreten durch Vivico, der 
Stadt Düsseldorf und der Architektenkammer. 
9.4  Bewertung der Zielerreichung
Das ursprüngliche Planungsziel einer gemischten Nutzung wird - nach einer sehr 
langen Ablaufzeit bis heute von 16. Jahren - mit der Fertigstellung des Wohnungsbau-
es an der Mindenerstraße in etwa 3 Jahren erreicht.
9.5  Strategischer Hintergrund
Das Planungsgebiet liegt in dem Mitte des 19. Jahrhundert als eines der ersten 
Industriegebiete erschlossenen Geländes, das von dem belgischen Unternehmer 
Piedboef mit einer Kesselfabrik begründet wurde. Die Nutzung als Kesselwerk des 
Unternehmens Vereinigte Kesselwerke (VKW) hat sich bis 1992 gehalten. Der letzte 
Eigentümer Babcock AG verlagerte Teile der Produktion und gab schließlich den 
Standort Düsseldorf auf. Die Babcock AG wandte sich wegen einer Baureifmachung 
des Grundstückes und einer Neunutzung an die Stadt Düsseldorf. Ziel der Stadt war, 
in Verlängerung des Internationalen Handelszentrum nach Süden, die Entwicklung 
eines weiteren Standorts für Großbüros auf dem VKW-Grundstück an der Werdener 
Straße und auf dem benachbarten brachgefallenen Güterbahngelände an der Minde-
ner Straße eines Wohngebiets. 
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Abb. C - 67a
     
bb.  - 88  Entwicklungsablauf Ehemalig Vereinigte Kesselwerke, Bahngelände Mindener Straße
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Abb. C - 67b Akteure
Abb. C - 67c  Baustrukturplan
Abb. C - 67d
                
        
Abb. C - 89  Akteure, Einflussgrößen
.  - 91  Gebietspass Ehemalig Vereinigte Kesselwerke, Bahngelände Mindener Straße
90
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3.8  H. Nördliches Derendorf
Im nördlichen Derendorf be-
finden sich seit  etwa 10 Jah- 
ren mehrere Entwicklungs-
bereiche in der Umwand-
lung (Abb. C - 92): 
Bereich Tannenstraße 
Bereiche Rheinmetall,  
      Rather Straße, nördlich  
      Schlachthof 
Bereich Schlachthof und  
      Schlösser-Brauerei 
1.  Städtebaulicher Wettbewerb und Rahmenplan Derendorf-Nord
1992/93 wurde ein internationaler städtebaulicher Ideenwettbewerb im kooperativen 
Verfahren67 durchgeführt, der von den Architekten KPF Kohn, Pederson, Fox (Büro 
London)68 gewonnen wurde (Abb. C - 93). Auf der Grundlage dieses Wettbewerbs 
wurde für den Gesamtbereich ein Rahmenplan entwickelt, der vom Ausschuss für 
Planung und Stadterneuerung (APS) 1998 beschlossen wurde.
Fehlende Verkaufsbereitschaft des Landes, geänderte Dispositionen der Fa. Rhein-
metall sowie die Übernahme von Flächen Rheinmetalls durch das nördlich gelegene 
Werk Daimler Chrysler (Kleinlasterproduktion) führten in der Folgezeit zu der Not-
wendigkeit, das Wettbewerbsergebnis 1996 und den Rahmenplan 1998 aufzugeben.
67 Vorsitzender des Preisgerichts: Professor Albert Speer, Frankfurt
68 Einer von zwei 2. Preisträgern: Zlonicky, Wachten, Dortmund
Abb. C - 92  Nördliches Derendorf: Planungsbereiche 1 - 3
Abb. C - 93  Städtebaulicher Ideenwettbewerb Derendorf-Nord: 1. Preis KPF
Tannenstraße
4 Schlösser
Rheinmetall
Rather Straße
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2.  Städtebauliche Entwurfswerkstatt Tannenstraße als Neubeginn
Nach Gesprächen mit dem Land NRW und der benachbarten Fa. Rheinmetall wurde 
2002 ein neuer stadtplanerischer Anlauf zunächst schwerpunktmäßig mit dem Lan-
desgrundstück Tannenstraße, aber auch mit dem Bereich Rheinmetalls gestartet. 
Für die beiden Bereiche sollte ein Werkstattverfahren Klarheit über die neuen Ent- 
wicklungsmöglichkeiten bringen.
Aufgabe war die Unterbringung von 120 000 qm BGF Gebäudefläche, davon 40 
Prozent für den Wohnungsbau (etwa 500 WE) sowie 60 Prozent für den Bürobau, 
mit den Bedingungen, die Kasernenanlagen sowie die Grünflächen mit dem hochwer-
tigem altem Baumbestand zu erhalten und die neuen Baumassen in die vorhandene 
Struktur des nördlichen Derendorfes einzubinden. Neben der planerischen Tätigkeit 
auf dem Landesgrundstück Tannenstraße wurde auch das zwischen der Rather 
Straße und der Ulmenstraße gelegene Rheinmetallgelände überplant. 
In dem Werkstattverfahren wurde aus sechs Entwürfen die Arbeit von HPP Hentrich 
Petschnigg Partner ausgewählt. Diese Arbeit soll nach einer Überarbeitung, in der 
die Empfehlungen der Jury eingearbeitet werden müssen, als Grundlage für einen 
Rahmenplan und die parallel zu erstellenden Bebauungspläne dienen. (Abb. C - 96)
Die ausgewählte Arbeit geht von einem weitgehenden Erhalt der Kasernengebäude 
aus. Rund 500 Wohnungen und rund 72 000 BGF Bürofläche werden nach Herstel-
len des Baurechts errichtet.
3.  Bebauungsplanung und Realisierung des Areals Tannenstraße
Der Bebauungsplan für das Gelände der Tannenstraße war bereits rechtskräftig, als 
ein längerer Stillstand eintrat, der von dem Rückzug des Investors Bayrischen Haus- 
bau hervorgerufen wurde. Die Realisierung des über 10 ha großen Kasernengelän-
Abb. C - 94  Wettbewerbsbeitrag Peter Eisenman (USA): Gebäudestruktur stellt symbolisch den Überschneidungs-
        bereich zweier Radarstationen dar (Flughafenradar, Rheinturmradar)
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Abb. C - 72  Werkstattverfahren Tannenstraße/Rheinmetall 2002: Ausgewählte Arbeit HPP Hentrich, Petschnigg, 
        Partner, Düsseldorf
Abb. C - 71  Luftbild Bereiche Tannenstraße, Rheinmetall, 200595
96
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des übernahm schließlich die LEG Landesentwicklungsgesellschaft NRW GmbH 
und die in Gelsenkirchen ansässige THS TreuHandStelle GmbH und deren Co-
Investor MFRS. Beide Partner schlossen sich zur Projektgesellschaft Tannenstraße 
zusammen. 
Auf dem Gelände entstehen rund 500 Wohnungen sowie mehrere Bürogebäude. Pla- 
nung und Realisierung sind weit fortgeschritten. Alte Platz- und Alleestrukturen 
bleiben ebenso wie die denkmalgeschützte Baustruktur der Polizeikasernen erhalten. 
Von den rund 500 Wohnungen entstehen 80 in denkmalgeschützter Bausubstanz, 
die Büroflächen werden zu über 40 Prozent in denkmalgeschützten Gebäuden 
realisiert.
Die Grey Global Group bündelt ihre Kommunikations-Services auf dem Tannenstra-
ßenareal. Zwei denkmalgeschützte Kasernengebäude werden saniert und es wird 
ein architektonisch korrespondierender Neubau mit rd. 11 500 qm Büro- und 1 250 
qm  Archivfläche erstellt. 
4.  Realisierung Projektbereich Ecke Tannenstraße / Ulmenstraße
Der Projektentwickler Vivacon, Köln hat das 2,1 ha großes Gelände an der Ecke 
Tannenstraße/Ulmenstraße vom Land NRW erworben, das hauptsächlich aus denk-
malgeschützten Polizeikasernen besteht. Die bestehenden Gebäude wurden in 180 
Eigentumswohnungen umgebaut. Außerdem entstanden rund 200 Stellplätze. 
5.  Bebauungsplanung und Realisierung des Bereiches Rheinmetall zur  
    „Unternehmerstadt – Arbeiten und Wohnen“
Der Bebauungsplan Rheinmetall ist bereits rechtskräftig. An den Ecken zur Rather 
Straße und Ulmerstraße wurden bereits Entwürfe für Bürogebäude durch den Archi-
tekten Wennemar ("Delta D") ausgearbeitet. Rheinmetall AG errichtete auf dem 
Abb. C - 97  Gesamtplan: Tannenstraße (2), Unternehmerstadt (3), Schlachthofgelände (5), Fachhochschule (6)
6
5
6
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Das ursprünglich zusammenhängende Plangebiet Derendorf-Nord wurde in die drei Teil-
Bereiche Tannenstraße, Rheinmetall („Unternehmerstadt“) und Schlachthof-Schlösserge-
lände mit getrennten Planverfahren aufgeteilt..
Abb. C - 74  Rahmenplan Derendorf nach Wettbewerbsergebnis KPF: Grundstücksübergreifendes Konzept
Abb. C - 75  Konzept Tannenstraße                                      Abb. C - 76  Konzept Schlachthof- (Wohnen), Schlös-
                                                                                              sergelände (Fachhochschule)
Abb. C - 77  Konzept ehemalig Rheinmetall Rather Straße („Unternehmerstadt“)
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Gelände ihre Hauptverwaltung in einem Neubau, alte Rheinmetallgebäude wurden 
modernisiert und umgewandelt wie das Living-Office. Das rd. 9 ha große Areal wird 
in ein attraktives Umfeld umgewandelt, in dem die Lebensbereiche Wohnen und 
Arbeiten verbunden werden. Hochwertige Architektur, verbunden mit einem Frei-
raumkonzept hoher Aufenthaltsqualität, will an dieser Stelle neue städtebauliche 
Akzente setzen. Eine nach innen orientierte Wohninsel mit rd. 150 Wohnungen wird 
umgeben von anspruchsvollen Bürobaubauvorhaben und Umbauten wie "Light-
house", "casa altra", "Delta D" und "Loft 12" plus Hotel.
Auf dem Rheinmetallgelände werden 150 Wohnungen (Peter Thunissen/Paul Schma-
lenbach GmbH) und rd. 89 000 qm Büros, hauptsächlich entlang der Heinrich-Ehr-
hardt-Straße, geplant. Die ersten 80 Wohnungen waren im Sommer 2007 fertig. 
(Standort- und Projektentwicklung: Rheinmetall Immobilien GmbH, Düsseldorf, Bau-
wert Property Group, Berlin.) 
6.  Bebauungsplanung Schlachthof- und Schlössergelände
Im Jahr 2003 gab die südlich des Schlachthofs liegende Schlösser-Brauerei ihre 
Altbier-Produktion auf. Bereits ein Jahr zuvor liefen die Verträge zur Nutzung des 
Schlachthofes aus. Beide Flächen wurden 2006 erneut, nachdem die Umsetzung 
des Gutachterverfahrens 2004 gescheitert war (Eigentümerwechsel Schlösser), mit 
einem städtebaulichen Gutachterverfahren überplant. Dazu beschlossen die HVB 
Immobilien AG, München als neuer Eigentümer und die LEG-S Düsseldorf die 
Entwicklung des Schlösser-Areals gemeinsam fortzuführen und führten zusammen 
mit der Landeshauptstadt Düsseldorf als Eigentümerin des Schlachthofgeländes ein 
Kooperatives städtebauliches Gutachterverfahren durch. Das Areal der Schlösser-
Brauerei an der Münsterstraße soll entsprechend seiner zentralen Lage für Büro- 
und Verwaltungsnutzung vorbereitet werden, das Schlachthofgelände für den Woh-
nungsbau.
Für die Weiterbearbeitung im Zusammenhang mit der Bauleitplanung wurde in dem 
Gutachterverfahren das Team Schuster Architekten, Düsseldorf mit „St raum a“ 
Landschaftsarchitekten, Berlin ausgewählt. 
Das Konzept umfasst rund 450 Wohnungen auf dem Schlachthofgelände und rund 
48 000 qm BGF Büros vor. 
Ab 2008 gibt es Überlegungen, das Schlösser- und das städtische Schlachthof-Grund-
stück für den Neubau der Fachhochschule Düsseldorf  an das Land NW zu verkau-
fen. Damit zeichnet sich ab, dass das 2004 erarbeitete Konzept bereits überholt ist 
und über Qualität sichernde Verfahren ein neues städtebauliches  Konzept für die 
Fachhochschule und den begleitenden Neubauten (Studentenwohnungen) entwik-
kelt werden muss. Dieses ist inzwischen geschehen und in ein neues Konzept 
eingearbeitet, für das der Bebauungsplan aktuell im Verfahren ist.
7.  Weitere Entwicklungen im nördlichen Derendorf
In Anlehnung an die Leitidee "Wohnen und Arbeiten im Grünen" ist auf den Flächen 
nördlich des Schlachthofs ein Wohn-, Einkaufs- und Bürocenter entstanden. Die rea-
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alisierte Bebauung nimmt die Blockstrukturen des Rahmenplans auf und vermittelt 
zwischen der Blockrandbebauung westlich der Rather Straße und der gewerblich 
geprägten Umgebung östlich Rather Straße. Großzügige Öffnungen in der Riegel-
bebauung stellen die Erlebbarkeit des innenliegenden Stadtplatzes sicher. Im vorha-
benbezogenen Bebauungsplan wurde eine Nutzungsmischung mit 5 400 qm Wohn-
nutzung, 4 100 qm Bürofläche und 8 600 qm Einzelhandelsverkaufsfläche festgelegt, 
die den Prozess der Umstrukturierung im nördlichen Derendorf positiv beeinflussen 
soll. Die Bebauung ist inzwischen fertig gestellt.
8.  Analyse des Entwicklungsablaufs
8.1  Planungsziel
Planungsziel war die städtebauliche Neuordnung von drei Gebieten im nördlichen 
Derendorf:
1.  Landesgrundstück mit aufgegebenen Polizeikasernen
2.  Rheinmetallgelände
3.  Schlachthof und Schlösser Brauerei
Auf dem Landesgrundstück wurden Polizeikasernen frei gesetzt, Rheinmetall hat 
seine Rüstungsproduktion verlagert, die Nutzung des Schlachthofes und der Schlös-
ser Brauerei wurden aufgeben. Über den städtebaulichen Rahmenplan Derendorf-
Nord wurden die Planungsziele für die drei Teilgebiete erarbeitet: gemischte Nutzung 
mit Wohnen und Arbeiten (Büros) in modernisierten Gebäuden und zusätzlichen 
Neubauten.  
8.2  Prozess
Die Stadt erarbeitete nach Bekanntwerden der Aufgabe der Polizeikasernen und der 
Rheinmetallproduktion den städtebaulichen Rahmenplan „Nördliches Derendorf“. Da 
ein französischer Investor Interesse an den Grundstücken des Landes und Rheinme-
tall zeigte, wurde 1992/93 von der Stadt in Zusammenarbeit mit dem Land NW und 
Rheinmetall ein kooperativer städtebaulicher Wettbewerb mit beschränkter natio-
naler und internationaler Teilnahme ausgeschrieben.  Der preisgekrönte Entwurf sah 
als Rückgrat für das gesamte Planungsgebiet eine von Westen nach Osten der 
Roßstraße bis zum Bahngelände verlaufende Alleeachse vor, die nördlich und süd- 
lich von 6-geschossigem Wohnungsbau begrenzt war. Der Bürobau orientierte sich 
nach Norden als Schallschutz an den Rand der vielbefahrenen Johann- und Hein-
rich-Erhardt-Straße. Auf dem Landesgrundstück blieb ein Teil der Polizeikasernen 
für eine Modernisierung erhalten. 
Das Ergebnis wurde von dem Preisträger in einem städtebaulichen Rahmenplan 
gemeinsam mit Rheinmetall und dem Land NW umgearbeitet, der Grundlage für die 
Bebauungsplanung sein sollte. Der Rahmenplan wurde von dem Planungsaus-
schuss beschlossen. Zwischenzeitlich zog sich der französische Investor vor dem 
Hintergrund der aufziehenden Wirtschaftskrise zurück. Das Land NW verlor das  Inte-
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teresse an einen Verkauf des Grundstücks. Die nun entstehende Stagnation nutzte
Rheinmetall zu einer eigenen Vermarktung ihres Grundstücks unabhängig von dem 
vereinbarten Rahmenplan. Nach langjähriger Stagnation wurde 2002 nach einer 
Vereinbarung mit dem Land NW und Rheinmetall ein neuer städtebaulicher Anlauf 
mit einem Werkstattverfahren mit dem Schwerpunkt Landesgrundstück gestartet, 
aber auch unter Einbezug von Rheinmetall. Aufgabe war die Unterbringung von 40 
Prozent der Gebäudeflächen für den Wohnungsbau und 60 Prozent für den Bürobau 
mit den Bedingungen, die Kasernenanlagen sowie die Grünflächen mit hochwer-
tigem alten Baubestand weitgehend zu erhalten und die neuen Baumassen in die 
vorhandene Struktur des nördlichen Derendorfs einzubinden.   
Das in der Werkstatt in Kooperation mit  den Bürgervereinen und Initiativen  konsen-
sual gefundene städtebauliche Konzept wurde Grundlage für die Bebauungspläne, 
die getrennt für das Landesgrundstück und Rheinmetall entwickelt wurden. Die 
Grundstücke wurden vom Land NW und Rheinmetall zur Entwicklung an diverse 
Investoren verkauft. Für das Schlachthof-Schlössergelände  wurde 2003 ein städte-
baulicher Wettbewerb ausgeschrieben, dessen gemischt genutztes Konzept (Woh-
nen, Büro) in einen Bebauungsplan umgesetzt wurde. Zwischenzeitlich wurde das 
Konzept geändert, um auf dem ehemaligen Schlösser-Gelände die Fachhochschule 
Düsseldorf unterzubringen.
8.3  Kooperationsformen
Die in der Wettbewerbsauschreibung gefundene Konzeption und Kooperation zwi-
schen den Akteuren Stadt Düsseldorf, Land NW und Rheinmetall wurde wegen der 
durch die aufziehende Wirtschaftskrise verursachten Aufgabe der französichen Vor-
habenträger und des Fehlens nachfolgender Investoren aufgegeben. Rheinmetall 
verfolgte die Vermarktung eigener Grundstücke, unabhängig vom  Rahmenplan. Erst 
mit der Neuaufnahme der städtebaulichen Entwicklung in einem Werkstattverfahren 
erfolgte eine Kooperation zwischen der Stadt Düsseldorf, dem Land NW, Rheinme-
tall und der Bürgerschaft insbesondere mit Initiativen, die die Polizeikasernen erhal-
ten wollten, die zu einem Konsens mit dem Ergebnis des Werkstattverfahrens führte.
8.4  Bewertung der Zielerreichung. 
Das ursprüngliche Planungsziel für eine gemischte Nutzung mit Wohnen und Arbei-
ten (Büros) in modernisierten Gebäuden und zusätzlichen Neubauten für die drei 
Teilgebiete wurde erreicht.  
8.5  Strategischer Hintergrund
Anfang der 1990er Jahre verlagerte Rheinmetall Teile der Rüstungsproduktion, ins- 
besondere die Panzerherstellung (Leo II) an einen Standort in der Lüneburger Heide. 
Parallel gab das Land NW auf dem Nachbargrundstück  die Nutzung der aus dem 
19. Jahrhundert entstammenden Polizeikasernen auf. Für beide Grundstücke inter-
essierten sich zwei französische Baukonzerne. Mit Einverständnis der Grundstücks-
eigentümer Land NW und Rheinmetall wurde von der Stadt Düsseldorf zunächst ein 
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Rahmenplan erarbeitet, der zusätz-
lich das Grundstück des verlager-
ten städtischen Schlachthofs und 
der aufgegebenen Schlösser Brau-
erei enthielt. Auf der Grundlage des 
Rahmenplans wurde ein städtebau-
licher Wettbewerb im kooperativen 
Verfahren ausgeschrieben und 
durchgeführt. Ziel war die Gesamt-
planung des nördlichen Derendorfs 
als ein gemisches Quartier von 
Wohnen, Erholen und Arbeiten. Als Folge der aufziehenden Wirtschaftskrise gaben 
die französischen Baukonzerne ihr Interesse an der Verwertung der Grundstücke 
auf. Mit der daraufhin einsetzenden Stagnation begannen die Eigentümer ihre 
Grundstücke unabhängig von der Gesamtplanung, die nicht über einen Bebauungs-
plan gesichert wurde, zu entwi-
ckeln. Die einzelnen Bereiche ver- 
selbständigten sich, das Gesamt-
konzept musste aufgegeben wer-
den.69
Im Jahr 2002 wurde mit Beteiligung 
der Grundstückseigentümer Land 
NW und Rheinmetall ein erneuter 
Anlauf mit einem Werkstattverfah-
ren genommen. Der in dem Verfah-
ren gefundene Konsens, in den 
auch eine Bürgerinitiative einbezo-
gen wurde, die um den Erhalt der Kasernen kämpfte, wurde Grundlage für zwei 
getrennte Bebauungspläne. Das Land verkaufte daraufhin das Grundstück an Ent-
wicklungsgesellschaften, die den Neubau von Wohnungen und Büros oder den 
Umbau der Kasernen in Wohnanlagen bewerkstelligten. Rheinmetall verkaufte 
Grundstücke zur Bebauung an Entwicklungsträger. Die Planung des  Schlachthofs- 
und Schlössergeländes erfolgte später nach einem städtebaulichen Wettbewerb. 
Trotz der getrennten Entwicklungsbereiche wurde das Ziel erreicht, für das nördliche 
Derendorf neue Stadtbereiche mit gemischter städtischer Wohn- und Arbeitsplatz-
nutzung entstehen zu lassen.   
69 Siehe auch Seite 226.
Abb. C - 102  Bereich Tannenstraße, Stand 2007
Abb. C - 103  Bereich Rheinmetall, Stand 2007
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Abb. C - 104  Entwicklungsablauf Nördliches Derendorf
Entwicklungsablauf Nördliches Derendorf
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Abb. C - 109  Gebietsablauf Nördliches Derendorf
Abb. C - 106, 107, 108 
Abb. C - 105  Akteure,
        Einflussgrößen
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3.9  I.  Bahngelände Oberkassel  
1.  Bahngelände Oberkassel
Das ehemalige Bahngelände Oberkassel erstreckt sich vom Belsenplatz bis zur 
Brüsseler Straße nördlich der Schanzenstraße und südlich der Hansaallee. Nach-
dem 1981 der Bahnbetrieb eingestellt wurde, haben sich zwischenzeitlich einige 
Nutzungen angesiedelt, die jedoch der Lagegunst der Flächen und ihres Potentials 
in keiner Weise gerecht werden. Große Teile des Bahnhofsareals liegen brach, 
weitere Flächen werden durch einen Holzgroßhandel genutzt. 
2.  Städtebaulicher Rahmenplan "Bahnhof Oberkassel" 
1993 wurde auf der Grundlage eines in dem linksrheinischen Stadtbezirk 4 heftig 
diskutierten Verkehrskonzepts ein städtebaulicher Rahmenplan ausgearbeitet und 
der Bezirksvertretung vorgestellt.
Der Rahmenplan ging von der Verlängerung der Luegallee incl. Straßenbahn in das 
Planungsgelände aus sowie von der Verzweigung zur Hansaallee und zur Pariser 
Straße zum Ortskern Heerdt.  Die Straßenbahn wurde dabei aus der Hansaallee und 
der Belsenstraße/Düsseldorfer Straße herausgenommen: diese Straßenabschnitte 
wurden dadurch verkehrsberuhigt. An die neue Straßenführung wurde eine geschlos-
sene, vier bis fünfgeschossige Bebauung angelagert. Die geplante Fußgängerfüh-
rung berücksichtigt die Grünraumplanung "vom Rhein zum Rhein" durch Fortführung 
des geschlossenen Grünzuges durch das Planungsgelände.
Parallel wurden Seminararbeiten über eine Bebauung des Bahngeländes von Archi- 
tekturstudenten der RWTH Aachen (Lehrstuhl Professor Curdes) in der Bezirks-
vertretung ausgestellt und diskutiert. Auf der Grundlage des ausgearbeiteten städte-
baulichen Rahmenplans und der geführten Diskussionen wurde 1994 ein städ- 
tebaulicher Ideenwettbewerb mit offener Teilnahme ausgeschrieben.
3.  Städtebaulicher Ideenwettbewerb „Bahnhof Oberkassel“: 1. Preis: B.+ W. 
      Thiess, Köln
Der städtebaulicher Ideenwettbewerb wurde 1994 durchgeführt, dessen erster Preis-
träger, das Büro Thiess aus Köln, mit weiterführenden Arbeiten für den Bebauungs-
plan beauftragt wurde. Das Konzept sieht als Verlängerung der Luegallee einen 
breiten, seitlich durch Gebäude räumlich gefaßten Straßenraum vor. Kernstück des 
Straßenraums ist eine Wasserachse.  Blockartige Wohn- und Bürobebauung nimmt 
die Struktur der Oberkasseler Bebauung auf. Die Straßenbahn verbleibt in ihrer 
Führung in der Belsenstraße, Düsseldorfer Straße und Hansaallee.
War der Wettbewerbsausschreibung noch das Verhältnis von Büro- zur Wohnfläche 
von 60 zu 40 Prozent, was der Ausweisung des Flächennutzungsplans als MK-
Gebiet entsprach, hinterlegt, wurde dieses Verhältnis nach dem Wettbewerb im 
Verlauf der Überarbeitung zu Gunsten des Wohnungsbaues verändert.  Im Verlauf 
der Bebauungsplanbearbeitung wurden schließlich 140 000 qm Wohnfläche für ca. 
1 600 Wohnungen und ca. 45 000 Bürofläche angesetzt, was nahezu einer drasti-   
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Abb. C - 110  Luftbild Bahngelände Oberkassel
Abb. C - 111  Luftbild Bahngelände Oberkassel
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schen Umkehrung des Verhältnisses von Büro- zur Wohnfläche von etwa 23 zu 77 
Prozent entspricht. Auf der Grundlage der Wettbewerbsarbeit und deren Überarbei-
tung wurde ein Bebauungsplan ins Verfahren gebracht. 
4. Aufgabe des Konzeptes, neue Planungsüberlegungen
Der wegen der Verlängerung von Pachtverträgen nicht zustande gekommene Grund-
stücksverkauf von der Bundesbahn an die Stadt Düsseldorf sowie die durch die 
deutsche Einigung verursachten Strukturveränderungen der Bundesbahn zur Deut-
schen Bahn führten zu einer langjährigen Stagnation und schließlich zur Aufgabe 
des Konzepts. Die Umstrukturierung der Bahn und deren Grundstücke führten zu 
einer Veränderung bisheriger Rahmenbedingungen. Das Oberkasseler Bahngelän-
de wurde der bahneigenen Grundstücks- und Verwertungsgesellschaft Vivico Real 
Estate GmbH übertragen.
Gemeinsam mit dem neuen bahneigenen Grundstückseigentümer Vivico Real Esta-
te wurde 2002 durch das Büro JSK, Düsseldorf, ein neues Nutzungs- und Bebau-
ungskonzept als Rahmenplan erarbeitet, welches die bisherigen Planungsüberle- 
gungen sowie Erkenntnisse der vergangenen Jahre aufgreift. Überwiegender Wohn-
anteil ist nach wie vor Planungsziel für dieses Gebiet. Zentrales Element des städte-
baulichen Entwurfs von JSK ist eine autofreie Promenade, die geradlinig vom Bel- 
senplatz in das Gebiet führt. Der Wassergraben des Thiess-Entwurfes wurde aufge-
geben. Die Nutzungen der Luegallee sollen im östlichen Teil des Plangebietes 
fortgesetzt werden. Die geplanten Wohngebäude werden überwiegend um den 
Quartierspark angeordnet. Vorgesehen sind drei- bis viergeschossige Gebäude, 
teilweise mit zurückgesetztem Attikageschoss. Die Hansaallee erhält durch die vor- 
gesehenen Neubauten eine südliche Raumkante, die die Wirkung des Straßenzugs 
unterstreichen soll. 
Insgesamt wird mit der Planung das Ziel verfolgt, ein lebendiges Quartier mit einer 
Mischung aus Wohnen, Arbeiten, Gastronomie, Einkaufen und Parkflächen zu schaf- 
fen. So sollen die Strukturen im Stadtteil Oberkassel gestärkt und eine dauerhafte 
Belebung des Gebietes bewirkt werden. 
Das 15 ha große Gelände wird mit 8,1 ha von der Vivico gehalten, 3,2 ha entfallen 
auf den Holzhandel Brockmann, 3,8 ha auf die Rheinbahn. Der städtebauliche 
Entwurf sieht eine Bruttogrundrißfläche von 150 000 qm vor. Davon entfallen 90 000 
qm BGF auf Wohnnutzungen und ca. 60 000 qm auf gewerbliche Nutzungen. Auf 
dem Vivico Grundstück sind dies rd. 43 000 qm Wohnen, 37 500 qm Gewerbe/Büro,  
da- von 5 000 qm Handel. Auf der Grundlage des JSK-Entwurfs wurde von Vivico in 
Abstimmung mit dem Stadtplanungsamt ein Rahmenplan ausgearbeitet, der Basis  
für die Bauleitplanverfahren (Flächennutzungsplanänderung, Bebauungsplan) wurde.
5.  Realisierungszeitraum
Das Problem der Pachtverträge mit den Autohäusern hat sich zwischenzeitlich gelöst. 
Nach wie vor ist jedoch die Verlagerung des Holzhandels, der wesentliche Teile des
Plangebietes einnimmt, ungeklärt. Aus dem im Verfahren befindlichen Bebauungs-
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Abb. C - 81  Wetbewerbsergebnis 1994: 1. Preis Architekten Thiess, Köln
Abb. C - 82  Überarbeitung des Wettbewerbsergebnisses, 1999113
et112  Wettb werbsergebnis 1994: 1. Preis Architekten Thiess, Köln
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plan werden daher Teilbebauungspläne für solche Bereiche ins Verfahren gebracht, 
die bebaut werden können. Der Beginn der Bebauung ist  nicht absehbar.
Ende 2007 wurde Vivico Real Estate an die Österreichische Immobiliengruppe CA 
Immo verkauft. Die zweite bahneigene Immobiliengruppe Aurelis, die in Düsseldorf 
das  Güterbahngelände Derendorf betreut, wurde an Hochtief AG veräußert.
6.  Analyse des Entwicklungsablaufs
6.1  Planungsziel
Planungsziel war die Errichtung eines gemischt genutzten Gebiets mit Wohnungs- 
und Bürobau auf dem Güterbahngelände.
6.2  Prozess
Die Stadt beabsichtige, das Güterbahngelände von der Deutschen Bahn zu kaufen 
und nahm dazu Verhandlungen mit der Bundesbahndirektion in Köln auf. Es ent-
stand dadurch das Planungserfordernis, einen städtebaulichen Ideenwettbewerb 
auszuschreiben. Grundlage für das Wettbewerbsprogramm waren Seminararbeiten 
der RWTH Aachen sowie ein städtebaulicher Rahmenplan. Parallel wurden die 
verkehrlichen Grundlagen erarbeitet. 1994 wurde der Wettbewerb durchgeführt. Das 
Ergebnis sah als Verlängerung der Lugallee eine breite, seitlich durch Gebäude 
räumlich gefasste Wasserachse vor. Blockartige Wohn- und Bürobebauung nimmt 
die Struktur der Oberkasseler Bebauung auf. Das aus dem Wettbewerb entstandene 
städtebauliche Konzept war Grundlage für das anschließende Bebauungsplanverfah-
ren. Der 1995 mit der Bundesbahndirektion Köln ausgehandelte Kaufvertrag kam 
nicht zustande, weil eine untere Bahninstanz ohne Wissen der Bundesbahndirektion  
Pachtverträge für zwei Autohäuser, deren Pachtgrundstücke  mitten in der geplanten 
Haupterschließung des Geländes lagen, weit über das Jahr 2000 verlängert hatten.  
Es entstand eine langjährige Stagnation. 1999 kam es zu einer weiteren Überarbei-
tung des Wettbewerbsentwurfs. Das Bebauungsplanverfahren wurde nicht weiterge-
führt, weil der durch die deutsche Einigung verursachte Übergang der Deutschen 
Bundesbahn in die Deutsche Bahn zu einer weiteren langjährigen Stagnation führte.  
2004 waren die Grundstücks- und Liegenschaften der Deutschen Bahn geregelt und 
in die bahneigenen Gesellschaften Vivico Real Estate und Aurelis überführt. Das 
Oberkasseler Bahngelände kam in die Obhut von Vivico, die 2005 einen Architekten 
mit einem mit einem neuen Entwurf beauftragte. Das Wettbewerbsergebnis war 
damit gescheitert. Der neue Entwurf, der anstelle der Wasserachse einen Park 
vorsah und den Wohnanteil erhöhte,  wurde Grundlage des aktuell laufenden Bebau-
ungsplanverfahrens. Ein Problem konnte bisher nicht gelöst werden: ein Holzhandel, 
der bisher einer Realiserung von Wohnungsbau entgegensteht. Dieser Holzhandel 
war schon im Wettbewerbsverfahren mit Wohnungsbau überplant. Da ein komple-
mentäres Gesamtmanagement der Stadt für eine zentrale Betreuung der Umstruktu-
rierungsgebiete fehlt, das im Verlauf der vielen Jahre Ersatzgrundstücke für den 
Holzhandel hätte bereitstellen können, blieb das Problem ungelöst und führte aktuell 
dazu, dass aus dem Bebauungsplan die Teile herausgenommen wurden, für die es 
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Abb. C - 114  Bahngelände Oberkassel Rahmenplan, 2005
Abb. C - 115   Modell: Rahmenplan, 2005
Abb. C - 116  Detail: Hansaallee, Belsenplatz
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Restriktionen gibt. Mit Vivico wurde ein städtebaulicher Vertrag abgeschlossen, der 
den Bau der Erschließung sowie des Parks regelt. Der reduzierte Bebauungsplan ist 
aktuell in der öffentlichen Auslegung. Inzwischen ist Vivico Real Estate an eine pri- 
vate Immobiliengruppe verkauft worden. Wieweit dies und die aktuelle Wirtschafts- 
krise eine zügige Realisierung behindert, bleibt abzuwarten.
6.3  Kooperationsformen
In dem Wettbewerbsverfahren kam es zu einer Kooperation mit der Deutschen 
Bundesbahn, die nach den Wirren mit den Pachtverträgen und dem eingestellten 
Grundstücksverkauf aufgegeben wurde. Die Strukturprobleme des Übergangs von 
der Bundesbahn zur Deutschen Bahn und die damit zusammenhängende Neuord-
nung des Grundstücksbestands führten zu einer langjährigen Informationsblockade, 
die erst mit der Vivico und dem Bebauungsplanverfahren aufgelöst wurde und zu 
einer Kooperation in dem städtebaulichen Vertrag führte.  
6.4  Strategischer Hintergund
Die Stadt Düsseldorf beabsichtigte Anfang der 1990er Jahre das seit langer Zeit 
brach liegende Güterbahngelände in Oberkassel von der Deutschen Bundesbahn zu 
kaufen und angebotsorientiert zu entwickeln. Um den Wert des Grundstücks für die 
anstehenden Grundstücksverhandlungen festzustellen, wurde 1994 gemeinsam mit 
der Bahn ein städtebaulicher Ideenwettbewerb ausgeschrieben und durchgeführt. 
Das über den Wettbewerb ermittelte städtebauliche Konzept sollte Grundlage für die 
Bebauungsplanung sein. Ziel der Stadt war die Entwicklung eines gemischten Wohn- 
und Arbeitsquartiers. Die über den Bebauungsplan ermittelten Grundstücke sollten 
erschlossen und mit Baurecht versehen an Investoren und Bauträger verkauft 
werden.
Der nicht zustande gekommene Grundstücksverkauf und die strukturelle Neuord-
nung der Bahn führten zu einer viele Jahre anhaltenden Stagnation. Erst die Entwid-
mung der Bahnflächen aus dem eisenbahnrechtlichen Zusammenhang im Zuge der 
Neustrukturierung der Bundesbahn zur Deutschen Bahn und die Übertragung auf 
bahneigene Verwertungsgesellschaften brachte wieder Bewegung in die Umstruktu-
rierung. Das Bahngelände Oberkassel wurde der Gesellschaft Vivico Real Estate zur 
Entwicklung zugeordnet, die ein neues städtebauliches Konzept anfertigen ließ. 
Dieses Konzept ist Grundlage für die aktuellen Bebauungsplanung, den städtebau-
lichen Vertrag und die angebotsorientierten Grundstücksverkäufe an Investoren und 
Bauträger. Die Bebauung des ehemaligen Bahngeländes steht noch aus. 
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Abb. C - 117  Entwicklungsablauf Güterbahngelände Oberkassel „Belsenpark“
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Abb. C - 118  Akteure, Einflussgrößen
Abb. C - 119  Baustrukturplan
Abb. C - 120  Gebietspass Gütebahngelände Oberkassel „Belsenpark“
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B.  Vergleichsstandorte aus Duisburg, Herten, Moers, Dortmund
3.10  J.  Standort Duisburg-Innenhafen70
1.  Grundstück
Der 89 ha große Duisburger Innenhafen liegt nur wenige 100 m vom Kern der City 
entfernt und war bis in die 1970er Jahre ein wichtiger Umschlagplatz für Holz und 
Getreide. Der historische Stadtkern Duisburgs, heute etwa den Stadtteil Altstadt 
umfassend, lag ursprünglich am Rhein. Etwa ab dem Jahr 1000 veränderte der 
Rhein sein Bett westwärts. Duisburg lag damit nicht mehr direkt am Rhein, war 
jedoch über einen schiffbaren Rheinarm mit dem Fluss verbunden. Mitte des 19. 
Jahrhunderts wurde zunächst der Außenhafen angelegt und dann die Verbindung 
zur Stadt als Innenhafen ausgebaut. Es entstand im Innenhafen ein bedeutender  
Umschlagshafen für Holz für den Bergbau (Grubenholz) und Getreide für die Brotver-
sorgung des Ruhrgebiets. 
Der Innenhafen war Eigentum der Duisburg Ruhrorter Hafen AG und wurde 1993 
von der Stadt Duisburg gekauft und der Duisburg Innenhafen Entwicklungsgesell-
schaft übetragen. 
2.  Neunutzungsplanung
Wie im Düsseldorfer Hafen führten stark nachlassende Umschlagzahlen zu Beginn 
der 1980er Jahre zu neuen, klassisch gewerblichen Nutzungsüberlegungen. Nach 
dem Niedergang der Getreidemühlen in den 1960er Jahren hatte der Innenhafen 
seine wirtschaftliche Kraft eingebüßt und beherbergte weitgehend nur noch Lager- 
und Gewerbehallen. Trotzdem versperrte dieses Gebiet der Duisburger City den 
Zugang zum Wasser. Durch die Freilegung der Stadtmauer und den Bau eines 
70 Quellen: Linne M.,  2003: Seiten 164ff; Duisburg Innenhafen Entwicklungsgesellschaft 
    www.innenhafen-duisburg.de und  www.innenhafen-portal.de 
Abb. C - 121  Luftbild Duisburg Innenhafen
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Abb. C - 122
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Abb. C - 123  Lageplan, 2007
Abb. C - 124  Neubauimpressionen Büros  
Abb. C - 125  Neubauimpressionen Büro
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Abb. C - 126  Seite der umgenutzten Hafengebäude
Abb. C - 127  Gegenüberliegende Neubauseite
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neuen Wohnviertels am Corputiusplatz wurden Ende der 1980er Jahre erste Schritte 
unternommen, dem Innenhafen ein neues Gesicht zu geben. Diese Überlegungen 
konnten wegen der großen Zahl nutzloser sowie wertloser Gebäude und Hafenanla-
gen aufgrund der hohem Kosten nicht weitergeführt  werden. 
Nach zehnjähriger Stagnation wurde 1989 mit Aufnahme des Innenhafens in die 
IBA-Emscher-Park-Projekte eine umfassende Revitalisierung begonnen. Ziel war es, 
den Innenhafen wegen seiner nahen Lage zur Innenstadt als Cityerweiterung mit 
einer hochwertigen Nutzung zu versehen. 
3.  Qualität sicherndes Verfahren – Städtebaulicher Wettbewerb
1990/91 wurde ein internationaler städtebaulicher Wettbewerb durchgeführt, aus 
dem das Büro Sir Norman Foster, London, als erster Preisträger hervorging. Realisie-
rungspartner waren die Firma Kaiser Bautechnik, die Landesentwicklungsgesell-
schaft (LEG) sowie die Treuhandstelle THS. 
4.  Planungsziele
Foster hatte einen Dienstleistungspark am Wasser vor Augen, in dem Arbeiten und 
Wohnen, Kultur und „Freizeit am Wasser“ miteinander verbunden werden sollten. 
Durch eine Reihe von Projekten sollten flächendeckend Impulse ausgelöst werden, 
um durch privatwirtschaftliche Investitionen die notwendige Schubkraft für die Revi-
talisierung des Hafens zu schaffen.  Auf der Grundlage des  Master Plans, der eine 
Mischung aus Neubauten und Wiederverwendung von Hafengebäuden vorsah, 
sollte der Innenhafen unter Beteiligung von weiteren renommierten Architekten und 
Künstlern zu einem vielfältigen und attraktiven City- Quartier entwickelt werden.
5.  Umsetzung
Zur Umsetzung des Gesamtprojektes wurde 1992 die  „Innenhafen Duisburg Entwick-
lungsgesellschaft“ gegründet, die zur Hälfte von der Stadt Duisburg und dem Land 
NW getragen wurde. Die Stadt Duisburg hat das ursprünglich im Eigentum der  
Duisburg Ruhrorter Hafen AG befindliche Hafenareal erworben und der Entwick-
lungsgesellschaft übertragen. 
6.  Finanzierung
Die IBA Emscher Park hat die Anschubfinanzierung übernommen und die Projekte 
der Entwicklungsgesellschaft gefördert. Auf der Grundlage des Masterplans wurde 
die Finanzierung der Projekte über verschiedene Finanzierungswege sichergestellt. 
Neben privat finanzierten Projekten (überwiegend in den letzten Jahren), klassischen 
PPP-Projekten unter der Beteiligung privater Unternehmen wurden neben Eigenmit-
teln der Stadt Duisburg insbesondere Förderungsmittel aus verschiedenen Program-
men des Landes NW sowie der Europäischen Union zur Gesamtprojektfinanzierung 
herangezogen und in einer Vielzahl der Einzelprojekte auch miteinander im Sinne 
einer integrierten Finanzierungsstrategie kombiniert. 
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Abb. C - 128  Waterfront Neubauseite
Abb. C - 129  Waterfont der umgenutzten Hafengebäude
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Abb. C - 130  Wohnen im Innenhafen
Abb. C - 131  Wohnen am Wasser im Innenhafen
141
C.  Darstellung der Entwicklungsabläufe der Fallbeispiele
Der flexible Fördermix umfasste Mittel aus dem Städtebauförderungsprogramm des 
Landes NW, dem Grundstücksfonds NW, dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz (GVFG),  dem Ökologieprogramm Emscher Lippe, dem Regionalen Wirtschafts-
programm gemäß den EU-Ziel-2-Richtlinien (EFRE), dem  Denkmalschutzprogramm 
NW sowie aus verschiedenen Arbeitsmarktprogrammen u.a.
Insgesamt wurde die Förderung mit öffentlichen Mitteln in Höhe von ca. 67 Mio. Euro 
für die Infrastruktur unter anderem in die Grachten, die Uferpromenade und Brücke 
im Innenhafen, Museumsbauten vorfinanziert.  Die Gesamtumsetzung wird auf 400 
Mio. Euro geschätzt.  
7.  Realisierung
Für den nördlichen Teil des Innenhafens wurden Bebauungspläne auf der Grundlage 
des Entwicklungsplans Foster aufgestellt. Der südliche Teil, einschließlich der Wohn-
grachten, wurde über § 34 BauGB abgewickelt.
Seit 1993 wurden die meisten der noch erhaltenen alten Lagerhäuser am Wasser für 
neue, moderne Dienstleistungsarbeitsplätze umgebaut. 
Es wurden öffentliche Gebäude, insbesondere mehrere Museen, realisiert:
• das Museum für die Kultur- und Stadtgeschichte in der Rosiny-Getreidemühle,
• das Museum für Moderne Kunst der Schweizer Architekten Herzog & de 
Meuron in der Küppersmühle und
• das Kindermuseum in der Werhahnmühle
Zur Entwicklung eines lebendigen Stadtquartiers ist eine hochwertige Wohnanlage 
mit rd. 700 Wohnungen im Endausbau, integriert in eine Grachtenlandschaft, ge-
schaffen worden. Ergänzt wird diese Anlage durch spezielle Wohnangebote für älte- 
re Menschen, einem Kindergarten in einem alten Bürogebäude, verschiedene attrak-
tive (qualitativ hochwertige sowie „trendige") Gastronomieangebote, ein von dem 
renommierten israelischen Architekten Zvi Hecker entworfenes jüdisches Gemeinde- 
zentrum sowie einen von dem Pariser Künstler Dani Karavan als Freiraumkunstwerk 
gestalteten „Altstadtpark".
Das von Norman Foster entworfene Eurogate, das mit zehn Geschossen der Run-
dung des Holzhafens folgt, soll 2010 begonnen werden.
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Abb. C - 132  Lageplan, Planung „Eurogate“, Sir Norman Foster
Abb. C - 133  Modell „Eurogate“
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Abb. C - 134  Entwicklungsablauf Duisburg Innenhafen
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Abb. C - 136  Baustrukturplan
Abb. C - 135  Akteure, Einflussgrößen
Abb. C - 137  Gebietspass Duisburg Innenhafen
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3.11   K.  Standort Zeche Ewald in Herten71
1.   Grundstück
Das 50 ha große Grundstück liegt in der Stadt Herten und umfasst das Gelände der 
1999 geschlossenen Zeche Ewald. Die Zeche Ewald war eines der produktivsten 
Steinkohlen Zechen des Ruhrgebietes und beschäftigte rd. 4 000 Bergleute.
An das Gelände der Zeche schließt sich die Halde Hoppenbruch an, mit 66 000 qm 
die größte Europas.
2.  Grundstücksverkauf
1999 wurde – noch vor der Stilllegung der Schachtanlage  - die Projektgemeinschaft 
Ewald 1/2/7 durch die Partner Montan-Grundstücks-Gesellschaft mbH (MGG) und 
Stadt Herten gegründet, die das gesamte Grundstück mit dem Ziel einer Neuentwick-
lung übernahm.
Mit der Gründung der Projektgemeinschaft Ewald wurde eine Public-Private-Partner-
ship gegründet, mit der die Ziele
1000 neue Arbeitsplätze
Nachhaltige, städtebaulich anspruchsvolle Gestaltung
In Stadt und Region eingebundene Entwicklung
über eine Projektentwicklung  realisiert werden sollen.
Das über 50 Hektar große Flächenpotenzial, die denkmalgeschützten Bestandsge-
bäude mit neuen Nutzungsmöglichkeiten und die hohe Verkehrsgunst mit schnells-
ten Verbindungen ins europäische Netz über die die unmittelbaren Verkehrsanbin- 
dungen an die Europastraße 34/30  (A2) sowie die benachbarten Bundesautobah-
nen A 42 und A 43 bieten sehr gute  Voraussetzungen für die Ansiedlung von 
hochwertigen Dienstleistungs-, Gewerbe- und Industriebetrieben. 
3.  Grundstücksfreimachung 
Die Baureifmachung wurde von der Entwicklungsgesellschaft mit der Städtebauför-
derung, EFRE- Fördermitteln und Wirtschaftsförderung NW durchgeführt. Ziel war 
die parallele Durchführung der Planungs- und Entwicklungsschritte72, was Synergien 
schafft und fördert so eine zügige Entwicklung des Projektes fördert.
4.  Planung
Für die zukünftige städtebauliche Entwicklung wurde 2002 als Qualität sicherndes 
Verfahren eine Internationale Entwurfswerkstatt unter Beteiligung von international 
renommierten Planungsteams aus Architekten, Stadtplanern und Freiraumplanern 
71 Quelle: www.projekt-ewald.de
72 Rückbau, Nutzungskonzept, Sanierung, Bauleitplanung und Erschließung
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Abb. C - 138  Lage der Zeche Ewald
Abb. C - 139  Luftbild der ehemaligen Zeche Ewald, 2007
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mit dem Ziel der Entwicklung eines neuen Dienstleistungs- und Gewerbestandortes 
durchgeführt.
Das Team 4: Cino Zucchi (Mailand), Martin Halfmann (Halfmann Architekten, Köln), 
Peter Köster (arbos Landschaftsarchitekten, Hamburg) kristallisierte sich als beste 
Lösung in dem einwöchigen Entwurfsprozess heraus. Der Entwurf wird Grundlage 
des anschließenden Bebauungsplanverfahrens
5.  Planungsziele
„Der städtebauliche Entwurf "Landschichten" von Zucchi/Halfmann/Köster kenn-
zeichnet das Nutzungskonzept für den Zukunftsstandort Ewald und übersetzt es in 
ein Ordnungssystem, das unter Berücksichtigung der Vorprägung durch Bestände 
die Nutzungszonierung in städtebauliche Schichten umsetzt und diese durch Er-
schließungsachsen gliedert:
Landesstraße 644, Umgestaltung zur Ewaldallee
Wohnhäuser und Direktorenvillen an der Ewaldallee, ergänzt durch kleinere  
      Bürobauten 
Schicht der Bestandsgebäude und Ausgangspunkt der gesamten Entwicklung       
      mit ersten Betriebsansiedlungen,  hochwertigen Dienstleistungen, Gastronomie,  
      Freizeit, Bildung, Technologie im Bereich des "Campus Nord" und des Marktplat-
zes an der Rasenhängebank sowie Produktion, Handwerk im Bereich des 
"Campus Süd" 
Wasserachse als Nord-Süd-Verbindung durch das Projektgelände, dient der  
      Wegeführung und Oberflächenentwässerung
Ansiedlung von Neubauten für kleinere und mittlere Gewerbeansiedlungen von  
      Hotel, Dienstleistern bis hin zu produzierendem Gewerbe
Zentrale Erschließungsachse, durch einen mehr als 1 km langen Baumstreifen,   
      der das Bild des Areals prägen wird, begleitet
Schicht für produzierendes Gewerbe und Logistik am Fuß der Halden“ (Quelle:
        www.projekt-ewald.de)
Das Konzept umfasst den Erhalt von fünf denkmalgeschützten Bauten: Den 1888 
erbauten Malakowturm, die Heizzentrale aus dem Jahr 1916, den Schacht II 
(1928), sowie die Rasenhängebank mit Schacht 7 und das Fördermaschinenhaus 
Süd (beide 1954). Im Umfeld der Projektfläche Ewald entsteht auf ca. 750 ha der 
Haldenlandschaft der Landschaftspark Emscherbruch.
6.  Bebauungsplan
Nachdem der Rat der Stadt Herten 2002 die Aufstellung des Bebauungsplans für 
den Zukunftsstandort Ewald beschlossen hatte, wurde mit dem Bauleitplanverfahren 
begonnen. Im Juni 2004 wurde der Bebauungsplan Nr. 170, Teil A "Projekt-Ewald" 
gem. § 10 BauGB als Satzung beschlossen. Somit liegt für das Projektgebiet ein 
rechtskräftiger Bebauungsplan vor.
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Abb. C - 140  Städtebaulicher Rahmenplan nach Wettbewerbsergebnis, Halfmann Architekten, Köln
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7.  Projekte
Im Zuge der Initiative „Kommunale Entwicklungsschwerpunkte Ruhr“ baut die Stadt 
Herten - in enger Kooperation mit dem Kompetenznetzwerk Brennstoffzelle und 
Wasserstoff NRW der Landesinitiative Zukunftsenergien - das Technologiefeld der 
Brennstoffzellen- und Wasserstofftechnik im Rahmen des Projekts „Wasserstoff-
Kompetenz-Zentrum Herten“, H2Herten, auf der Projektfläche Ewald zu einem in- 
ternational führenden Kompetenzfeld aus.
8.  Realisierung
Seit September 2003 wird die Baureifmachung, seit November 2004 die Erschlie-
ßung des Standortes durchgeführt. Die MGG und die Stadt Herten haben in der 
gemeinsamen Projektgemeinschaft Ewald das ehemalige Zechengelände in den 
letzten Jahren zu einem modernen Dienstleistungs- und Gewerbestandort umgestal-
tet. Mittlerweile haben sich 15 Unternehmen mit über 450 Arbeitsplätzen auf dem 
Zukunftsstandort Ewald angesiedelt.
Abb. C - 142  Modellansicht
Abb. C - 141  Modellansicht
150
C.  Darstellung der Entwicklungsabläufe der Fallbeispiele
Abb. C - 104  Gewerbeflächenangebot 2008  43
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Abb. 144  Entwicklungsablauf Zeche Ewald
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Abb. 145  Akteure, Einflussgrößen
Abb. C - 146   Rahmenplan
Abb. C - 147  Gebietspass Zeche Ewald
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3.12   L.  Standort Technologiepark Eurotec, Moers
1. Grundstück
Das 30 ha große Grundstück liegt im nordöstlichen Teil der Stadt Moers westlich der 
Rheinberger Straße und südlich der A42 Abfahrt Bornheim. Der Standort zeichnet 
sich aus durch seine räumliche Nähe 
zu den westlich gelegenen Städten 
des Ruhrgebietes (Duisburg, Essen, 
Bochum…) und den südlich gelege-
nen des Rheinlands (Köln, Düsseldorf, 
Bonn). Nach Westen und Nordwesten 
ist eine gute Zugänglichkeit nach den 
Niederlanden und Belgien gegeben. 
Das Gelände wurde als Schacht IV 
von einem niederrheinischen Teil der 
Zeche Rheinpreußen genutzt. Rhein-
preußen war in den Jahren 1969 bis 
1990 mit acht Schachtanlagen das 
größte Bergwerk im Ruhrrevier. Der 
Schachtanlage IV, die rd. 3 000 Be-
schäftigte ernährte, wurde 1989 im Zu- 
ge der Stilllegung von Rheinpreußen aufgegeben. Die Abwicklung der Stilllegung, 
die Planung und Realisierung der zukünftigen Nutzung übernahm  die Entwicklungs-
gesellschaft „Technologiepark Eurotec Rheinpreussen GmbH“, eine Tochter der 
Montan-Grundstücksgesellschaft  mbH (MGG).
In der Nachbarschaft liegt westlich ein Chemiewerk, heute das südafrikanische 
Kohlechemiewerk Sasol. 
2. Grundstücksfreimachung
Die von der Entwicklungsgesellschaft vorgenommene Baureifmachung  der Grund-
stücke (Rückbau, Abriss) wurde innerhalb von fünf Jahren durchgeführt. Nach gut- 
achterlichen Untersuchungen war keine Altlastenentsorgung erforderlich. Die Gesell-
schaft renovierte mehrere Gebäude, so u.a. das Markscheider-Gebäude mit  3 900 
qm Mietfläche, das als Keimzelle der  zukünftigen Gewerbeansiedlung geplant war.  
3. Planung
1992 wurde mit der Stadt Moers ein Rahmenplan entwickelt, der die Erschließung, 
Grünflächen  und die zukünftige Grundstücksaufteilung regelt. Mit dem Rahmenplan 
wurde ein breiter Grünstreifen als Abstand zu dem Chemiewerk geplant. Als Abgren-
zung und Sichtschutz zum Chemiewerk wurde ein durchgehender Wall aufge-
schüttet und landschaftlich gestaltet. Ein Rad- und Fußweg durchquert  das gesamte 
Areal von Norden nach Süden als eine wichtige Fußweg-Radfahr-Verbindung der 
Stadt Moers. Der vorbildliche ökologische Planungsprozess der Umwandlung eines 
Abb. C - 148  Luaftbild Eurotec (links)
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Zechengebietes  -  von der Entwicklungsgesellschaft zusammen mit dem Kommunal-
verband Ruhrgebiet, der Stadt Moers sowie mit Bau Coop, Köln  umfassend und 
kooperativ durchgeführt – wurde 1993 in dem städtebaulichen Landeswettbewerb 
Stadtökologie, Industrie- und Gewerbeflächen mit einem Preis ausgezeichnet.73
4. Planungsziele
Ziel war die Einrichtung eines Technologie- und Gewerbeparks nach dem Prinzip 
„Arbeiten im Park“. Die Verbindung von industrie-historischer Bausubstanz, moder-
ner Architektur und urban gestalteter Parklandschaft sollte das repräsentative Ambi-
ente für eine Ansiedlung von  modernen Dienstleistungsbetrieben und individuellen 
Firmenkonzepten dienen. Durch die Entwicklung des Technologie- und Gewerbe-
parks – mit Schwerpunkt auf der Ansiedlung von Betrieben, die sich in den Bereichen 
Feinmechanik und Mikroelektronik engagieren – sollten neue Impulse für die Region 
Niederrhein gegeben werden.
5. Umsetzung/Realisierung
1993 wurde der Bau der inneren Erschließung und der Grünanlagen durchgeführt. 
Hierfür wurden Förderungen des Landes NW in einem Mix aus Mitteln der Wirt-
schaftsförderungsfonds bereitgestellt.  
Ab 1994 wurde mit der Vermarktung der Grundstücke begonnen. Die Ansiedlung er- 
folgte zunächst im Zuge der in den 1990er Jahren  aufkommenden Entwicklung der 
Informations- und Kommunikationstechnik (I. u. K.) zügig, stagnierten jedoch mit dem 
sich ab 2000 abzeichnenden Rückgang dieser Branchen. MGG reagierte mit einer 
Anpassung der bisher auf Betriebe der I. u. K begrenzte Zielgruppe und wies im nörd- 
lichen Teil des Geländes eine GI-Nutzung aus, die von Industriebetrieben angenom-
men wurde, und eröffnete die Ansiedlungsmöglichkeit von anderen Dienstleistungs-
branchen. Die Baugenehmigung erfolgte auf der Grundlage des  § 34 BauGB und 
des Rahmenplans.
Die Umsetzung der 30 ha ist heute bis auf ein 2 000 qm großes Grundstück ab- 
geschlossen. Heute arbeiten in dem Gewerbepark 65 Firmen mit rd. 650 Beschäf-
tigten in einem unterschiedlichen Branchenmix.
Das umgebaute ehemalige Markscheider Gebäude, das im Jugendstil errichtet wur- 
de, entwickelte sich zum Herz des Technologie Parks. Hier befinden sich alle zen- 
tralen Servicedienstleistungen sowie moderne Veranstaltungs- und Tagungsräum-
lichkeiten für den unternehmerischen Bedarf. Diese stehen allen Unternehmen im 
Technologiepark Eurotec zur Verfügung. Darüber hinaus ist dieses Technologiezen-
trum durch Integration unterschiedlicher Fachbereiche von wissenschaftlicher For-
schung, technologischer Entwicklung und beruflicher Bildung unter einem Dach zu 
einem innovativen Impulsgeber für die wirtschaftliche Entwicklung am Niederrhein 
geworden.
73 Ministerium für Stadtentwicklung und Verkehr, Stadtökologie..., 1994: Seite 31
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Abb. C - 149, C -  150, C - 151   Technologiepark Eurotec mit Eurotec-Center
Abb. C - 152  Ansicht EurotecCenter
Abb. C - 153  Aufsicht Eurotec-Center
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Abb. 154  Entwicklungsablauf Technologiepark Eurotec
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Abb. C - 156  Luftbild
Abb. C - 157  Gebietspass Technologiepark Eurotec
Abb. C - 155  Akteure, Einflussgrößen
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3.13  M.  Zeche Minister Stein, Dortmund
1. Grundstück
Das 33 ha große Gelände der ehemaligen Zeche Minister Stein liegt im nordöstlich 
gelegenen Dortmunder Stadtbezirk Eving. Es umfasst zwei Bereiche, die durch die 
nordöstlich verlaufende Evinger-Straße getrennt sind.  
Die Zechennutzung wurde 1987 aufgegeben. Der Stadtbezirk Dortmund-Eving hat 
mit der Schließung der Zechenanlage, die über 112 Jahre den Stadtbezirk prägte, 
sein wirtschaftliches und stadträumliches Zentrum verloren. Rd. 4 000 Arbeitsplätze 
wurden mit der Schließung der letzten in Dortmund noch betriebenen Zeche freige-
setzt. Bauliches Kennzeichen ist der Zechenturm „Hammerkopf“. 
2. Grundstücksfreimachung 
Die Abwicklung der Stilllegung, der Abriss, die Gebäudemodernisierung und die 
Planung sowie Realisierung der zukünftigen Nutzung übernahm  die Entwicklungsge-
sellschaft „Minister Stein GmbH“, die jeweils zu 50 % von der  Montan-Grundstücks-
gesellschaft  mbH (MGG)74 und der Stadt Dortmund betrieben wird. Das gesamte Ge- 
biet wurde bis auf Gebäude um den Zechenturm Hammerkopf, die erhalten werden 
sollten, abgeräumt. 
3. Planung
1989 wurde der Rahmenplan Nördliches Dortmund entwickelt, der auch die Neuord-
nung des Zechengeländes umfasste. Das Gebiet wurde in fünf Planungsbereiche 
eingeteilt:
1. Service- und Gewerbepark
2. Stadtteilzentrum „Evinger Mitte“
3. Eving-West
4. Gasreinigungsanlage 
5. Gewerbefläche Burgholzstraße
Die Bereiche Stadteilzentrum und Eving-West entwickelten sich auf der Grundlage 
des Rahmenplans und der Baugenehmigung nach § 34 BauGB. Für den Bereich des 
Service- und Gewerbepark wurde ein Bebauungsplan aufgestellt und ins Verfahren 
gebracht. 
Bis auf kleinere Werkstätten zur Lösung von Detailproblemen wurden keine Qualität 
sichernde Verfahren für die Gesamtplanung durchgeführt.
4. Planungsziele
Für den Bereich um den erhaltenen Hammerkopf wurde ein Stadtteilzentrum geplant, 
dass dem Stadtbezirk Eving eine neue Mitte geben sollte. Daneben sollten Wissen- 
74 Heute: RAG Montan Immobilien AG
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Abb. C - 158  Abgeräumte Flächen um den Hammerkopfturm
Abb. C - 159  Erhaltener Hammerkopfturm mit eingezogenem Büroneubau: Institut für Landes- und Stadtentwick-
                      lungsforschung
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schafts- und Forschungseinrichtungen angesiedelt werden. Im südlichen Bereich 
sollte ein Gewerbepark entstehen, im  westlich der Evinger Straße gelegenen Be- 
reich ein Wohngebiet entwickelt werden. 
5. Umsetzung/Realisierung
Seit September 1990 wurde die Baureifmachung und die Modernisierung der zu 
erhaltenden Gebäude z.B. Hammerkopfturm durchgeführt. Die Stadt Dortmund 
forcierte - mit Unterstützung 
der Internationalen Bauaus-
stellung Emscher Park - die 
Strukturentwicklung auf dem 
ehemaligen Zechengelände: 
Die „Neue Evinger Mitte“ wur-
de mit dem Hammerkopf-
Turm und weiteren erhalten-
den und neu errichteten Ge-
bäuden, der Abfolge neu ge- 
stalteter Plätze zu einem mo- 
dernen Stadtbezirkszentrum 
entwickelt mit Geschäften, Bü- 
rogebäuden und Dienstleis-
tungseinrichtungen sowie mit 
dem in die alte modernisierte 
Gebäudestruktur eingebunde-
nen neuen Wissenschaftszen- 
trum (ZMS). Baureifmachung und Gebäudemodernisierung wurden über Städte-
bauförderungs- und Wirtschaftsförderungsmittel des Landes NW sowie EU-Mitteln 
aus dem Strukturfond (EFRE) gefördert.                                      
Heute ist der Bereich um den Hammerkopfturm mit dem Stadtteilzentrum und den 
Wissenschaftseinrichtungen fertig gestellt. Mit dem Institut für Landes- und Stadtent-
wicklungsforschung und Bauwesen (ILS NRW), dem Zentrum Minister Stein für Wis- 
senschaft, Beratung und Qualifizierung (ZMS) und der Chorakademie sind im Stadt-
teilzentrum Einrichtungen mit stadt- bzw. landesweiter Bedeutung angesiedelt. Die 
anderen Bereiche sind erst, wie Eving-West (Wohnungsbau), zum Teil bebaut. Die 
Grundstücke des Service- und Gewerbeparks Minister Stein befinden sich in der 
Vermarktung.
Abb. 160  Entwicklungsplan
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Zeche Minister Stein in Betrieb… 
Nach Umstrukturierung heute… 
Abb. C - 161  Zeche Minister Stein im Betrieb
Abb. C - 162   Nach der Umstrukturierung heute...
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Abb. C - 163  Entwicklungsablauf Zeche Minister Stein
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Abb. C - 116  Lageplan
Abb. C - 164  Akteure, Einflussgrößen
Abb. C - 165  Entwicklungsplan
Abb. C - 166  Gebietspass Zeche Minister Stein
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D.  Entwicklungshintergrund und Entwicklungsrahmen der Umstruktu- 
     rierung
1. Entwicklungshintergrund der Fallbeispiele
Strukturwandel ist ein permanenter Prozess. Die Umstrukturierung der meisten der 
ausgewählten Fallbeispiele fiel in den 1990er Jahren in die Zeit der durch die all- 
gemeine negative Wirtschaftsentwicklung verursachten Finanzkrise der Gemeinden, 
die ihre Aufgabenerfüllung zur Daseinsvorsorge einschränken mussten. Bei den 
Umstrukturierungsgebieten, die in den 1980er und zu Beginn der 1990er Jahre noch 
als Sanierungsgebiete stark über Städtebauförderungsmittel finanziert wurden, ent-
fiel bei neu entstandenen Gebieten die Förderung. Die Gebiete in Düsseldorf waren 
zunehmend auf reine Marktlösungen angewiesen. Anders im Ruhrgebiet, wo der 
Strukturwandel durch umfangreiche Förderprogramme der Wirtschaftsförderung des 
Landes NW, des Strukturfonds der Europäischen Union, der Städtebauförderung 
von Land und Bund sowie des Grundstücksfonds NW unterstützt wird.
Im Verlauf der langjährigen Planungs- und Realisierungsprozesse veränderten sich 
die wirtschaftlichen, angebots- und nachfrageorientierten  Rahmenbedingungen so- 
wie die Zusammensetzung der an diesen Prozessen teilnehmenden Akteure. Es er- 
folgte ein Wandel von stadtplanerischen Zielsetzungen und veränderten Handlungs-
mustern von Kommunalpolitik und privaten Investoren.
Diese Entwicklung war in diesem Zeitraum von der rezessiven wirtschaftlichen 
Entwicklung und in der Folge von dem dadurch verursachten Rückgang der Steuer-
einnahmen der Kommunen geprägt. Diese Prozesse beeinflussten die zeitliche und 
inhaltliche Umwandlung der Umstrukturierungsgebiete. Als Folge der Finanzkrise 
der Gemeinden wurden die gemeindlichen Steuerungsansprüche zurückgefahren. In 
den Umstrukturierungsprozessen beschränkten sich die Gemeinden eher reaktiv auf 
die Abwicklung der gesetzlich vorgeschriebenen Planungs- und Genehmigungsver-
fahren, die Realisierung und Vermarktung wurde von den Vorhabenträgern vorge-
nommen.
2.  Hintergrund: Verschiebung der Gewichte zwischen Staat, Markt und 
     Gesellschaft 
Bis in die 1970er Jahre wurde die Bundesrepublik von dem Leitbild vom intervenie-
renden Staat geprägt, der das Versagen des Marktes kompensieren soll.75 Seit den 
1960er Jahren vollzog sich der Prozess der Entwicklung von der Eingriffsverwaltung 
zur Leistungsverwaltung,76 die der Daseinsvorsorge dient. Die Leistungsverwaltung 
umfasst die Vorsorge-77  und die Förderungsverwaltung. 
Ab den 1980er Jahren setzte sich jedoch  eine Auffassung durch, die die Rolle des 
Staates als umfassender Regler der Lebensumstände zugunsten einer in eigener 
Verantwortung getragenen Lebensweise begrenzen sollte. „Die marktliberale Positi-
on betrachtet den Markt als das zentrale Steuerungsmedium und will den Staat da- 
75 Bunzel  A., Sander R., Becker H. u.a., 2003: Seite 15
76 Der Gegensatz zur Leistungsverwaltung ist die Eingriffsverwaltung, die hoheitlich z.B. zur Gefahrenabwehr in
Rechts- und Freiheitsbereiche der Bürgerinnen und Bürger eingreift. 
77 Für Schulen, Krankenhäuser usw.
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rauf beschränken, Rahmenbedingungen für ein effektives und sicheres Wirtschaften 
zu setzen. Dabei wird alles, was nicht einem Kernbestand der öffentlichen Aufgaben 
zuzuordnen ist, einem generellen Deregulierungsverdacht ausgesetzt.“78
Der Prozess der Entwicklung zur Leistungsverwaltung, die der Daseinsvorsorge 
dient, wurde unterbrochen. Diese Auffassungsänderung führte zusammen mit der 
sich verschlechternden Situation der Steuereinnahmen zu einer Vielzahl von Deregu-
lierungen in den Gemeinden, von denen auch das Planungssystem nicht verschont 
blieb. 
3.  Einfluss auf das Planungssystem 
Die planmäßige Steuerung der Flächennutzung erfolgt in Deutschland traditionell 
über ein ausdifferenziertes System räumlich orientierter Planung. Sie beschreibt den 
Rahmen, in dem sich die baulichen Investitionen entfalten können. In den Kommu-
nen ist als raumbezogene Querschnittsplanung Kern der städtebaulichen Planung 
die Bauleitplanung mit der gesamtstädtischen Flächennutzungsplanung und der Be- 
bauungsplanung.  Weitere Aufgaben der Stadtplanung sind die Stadterneuerung und 
der Stadtumbau sowie die Stadtgestaltung mit der Ausgestaltung des öffentlichen 
Raums. Die städtebauliche Planung ist eingeordnet in die gesamtstädtische Entwick-
lungsplanung, die strategisch auf die Verbesserung der Positionierung der jeweiligen 
Stadt ausgerichtet ist und daraus Leit- und Maßnahmeprogramme ableitet. Die Bau- 
leitplanung nimmt eine Schlüsselrolle ein: Der Flächennutzungsplan beschreibt den 
Rahmen für die Flächenbeanspruchung für den Wohnungs-, Gewerbe- und Bürobau 
für die gesamte Stadt. Über Bebauungspläne werden die Planungsziele präzisiert 
und das Baurecht geschaffen, in dessen Festsetzungen sich die Investitionen der 
Bauherren entfalten und als Folge die Architekten ihre Gebäude für die Bauherren 
entwerfen. Die Realisierung erfolgt in aktiver Kooperation zwischen den projektbetei-
ligten Architekten, Bauherren und Verwaltung zum gegenseitigen Vorteil. 
Über einen langen Zeitraum hinweg war das Planungssystem von hoher Nachfrage 
geprägt und entwicklungsorientiert ausgerichtet. Dies funktionierte solange, wie die  
Wirtschaft real expandierte. Mitte der 1990er Jahre setzte jedoch eine nachhaltige 
wirtschaftliche Stagnation und auch Niedergang ein, dessen Folgen sich in den Ge- 
meinden mit drastischem Nachlassen der Gewerbesteuereinnahmen und Einkom-
mensteuer-Zuweisungen niederschlug. Als Gegensteuerung zu dieser Entwicklung 
und einer neu definierten Rolle staatlichen Handelns erfolgte eine Deregulierung der 
staatlichen und gemeindlichen Steuerung in denjenigen Bereichen, die wirtschaft-
liche Entwicklung regulieren und Marktmechanismen beeinträchtigen. Insgesamt hat- 
te dies einen Verlust der Steuerungskraft der öffentlichen Hand zur Folge. Durch die 
Aufhebung von Rechtsnormen und Vereinfachung von Verwaltungsverfahren sollten 
zusätzliche Wachstumsfelder für die Wirtschaft erschlossen werden. Die aus der 
wirtschaftlichen Entwicklung und den dadurch bedingten Steuereinnahmeverlusten 
abgeleiteten Haushaltsengpässe führten in den Gemeinden zu einer Verwaltungsre-
form, bei der die wirtschaftliche Orientierung des Verwaltungshandelns zunehmend 
78 Bunzel  A., Sander R., Becker H. u.a., 2003: Seite 17
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in den Vordergrund gerückt wurde. Es erfolgte in vielen Gemeinden die Privatisie-
rung („Outsourcing“) von solchen Vorsorge-Leistungen, die nicht  auf einer gesetz-
lichen Grundlage gründeten. 
Parallel wurde die Gemeindefinanzierung des Landes zurückgefahren. Für die Stadt- 
planung bedeutete dies, dass die Städtebau- und Wohnungsbauförderungsmittel, 
die vordem gleichmäßig über das Land NRW gestreut wurden,  stärker an die Be- 
dürftigkeit der Städte orientiert wurden, für Düsseldorf, dass die Entwicklung von 
brach gefallenen Geländen wegen der wirtschaftlichen Stärke der Stadt zunehmend 
eigenständig in Verbindung mit Investoren und Entwicklern bearbeitet werden muss-
te. Viele Gemeinden konnten wegen der Haushaltsengpässe nicht die Eigenleistun-
gen bei der Bezuschussung aufbringen. (Abb. D - 1)
3.1  Kommunale Planung: Fragmentiertes  versus integriertes System
Die Kommunale Planung ist fragmentiert, sie ist als Fachplanung auf die zugehöri-
gen Ressorts (Dezernate) verteilt. Es gibt in den Ressorts diverse Pläne  wie Flächen- 
nutzungs- und Bebauungsplan (Bau- und Planungsverwaltung), Verkehrsentwick-
lungsplan (Verkehrsverwaltung), Schulentwicklungsplan (Schulverwaltung), Kinder-
gartenbedarfsplan, Spielflächenplan, Jugendförderungsplan (Jugendverwaltung)  
und Grünflächenplan (Grün- und Landschaftsverwaltung) u.a. Diese Pläne werden 
in den den Ressorts zugeordneten Ausschüssen behandelt und entschieden. 
Ab den 1970er Jahren wurde versucht, die über die Dezernate verteilten Entwick-
lungspläne zu einer integrierten Stadtentwicklungsplanung zusammenzufassen und 
diesen Plänen ein einheitliches kohärentes  Zielsystem zu hinterlegen. Ausgangs-
punkt einer Neubesinnung der Städte war 1971 der Appell des Deutschten Städte-
tags „Rettet unsere Städte jetzt!“. „Unsere Städte sind krank. Schon Nietzsche 
nannte sie das ‚gebaute Laster’. Der Münchner Städteplaner OtL Sicher begreift sie 
als eine Verdichtung von Unordnung, Häßlichkeit, Beziehungslosigkeit und Nivellie-
rung. Das Krankheitsbild ist wahrnehmbar: Bodenspekulation und Mietwucher; Ver-
kehrschaos und Finanzmisere, Mülllawine, Planung und Strukturmängel, Vertrei- 
Abb. D - 1 Entwicklungshintergrund
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Fluglärm und verpestete Luft, fataler Fehlbestand an Spielplätzen, Kindergärten, 
Krankenhäusern und Schulen, sprunghaft steigende Kriminalität […] Die Kommunen 
werden ihrer Aufgaben nicht mehr Herr […]“79  Zur Lösung der damals anstehenden 
Probleme hatten sich seit den 1970er Jahren in vielen Städten80  eigenständige, von 
der Stadtplanung getrennte Organisationen der Stadtentwicklungsplanung 81 heraus-
gebildet. Hintergrund war auch ein verändertes Verwaltungsverständnis, das von 
dem Übergang der überkommenen Hoheitsverwaltung zur Leistungsverwaltung zur 
Gewährleistung der Daseinsvorsorge mit der Bereitstellung von öffentlichen Einrich-
tungen für die Allgemeinheit, also Verkehrs- und Beförderungswesen, Gas-, Was- 
ser-, und Elektrizitätsversorgung, Müllabfuhr, Abwasserbeseitigung, Bildungs- und 
Kultureinrichtungen, Krankenhäuser, Friedhöfe, Bäder usw. als „Daseinsvorsorge“ 
geprägt war. Das Ziel der „Daseinsvorsorge“ für die Bürgerinnen und Bürger impli-
ziert „Planung“. Es entstand der Anspruch der Planbarkeit der Zukunft einer Stadt auf 
allen ihren Handlungsbereichen. 
In der Planungstheorie wird dieser integrierte ganzeinheitliche Ansatz der Stadtent-
wicklungsplanung der 1970er mit dem dahinter stehenden Anspruch einer Planbar-
keit aller Lebensbereiche einer Stadt als „Omnipotenzphantasien“ und „Selbst-
erhebungen“82 bezeichnet. Der Soziologe Walter Siebel nennt das ein „Gott-Vater-
Modell“. Er beschreibt die Rationalität der Planung und unterscheidet ein geschlos-
senes und ein offenes Planungsmodell. Planung ist „in dem Maße rational, wie sie
Vollständige Information besitzt 
Widersprüchliche Ziele verfolgt
Und über die Mittel verfügt, das Geplante zu verwirklichen.“83
Treffen die drei Voraussetzungen zu, spricht Siebel vom dem „Gott-Vater-Modell“84.
Er bezeichnet als geschlossene Modelle die sozialistische Planung, aber auch die 
Stadtentwicklungsplanung der 1970er Jahre. Er führt hier die „Phase der extensiven 
Urbanisierung, als es vorrangig um Stadterweiterung ging“85an. „Raum zu schaffen 
für ein vor allem quantitatives Mehr  war von  überschaubarer Komplexität.“86
Der Anspruch der integrierten Steuerung der Gesamtentwicklung der Stadt wurde 
jedoch nicht erreicht. In vielen Städten, so auch in Düsseldorf, kam die Aufstellung 
eines integrierten Stadtentwicklungskonzepts nicht über eine tief greifende Be-
standsanalyse sowie einzelne Fachentwicklungspläne87 hinaus. In einigen Städten 
wie zum Beispiel Nürnberg, Köln und München wurde ein Stadtentwicklungsplan 
erstellt, der von den Stadträten als langfristige Zielvorgabe beschlossen wurde. 
79 DIE ZEIT, 21.05.1971 Nr. 21
80 In Düsseldorf wurde 1975 ein „Planungsstab Stadtentwicklung“, dem Oberstadtdirektor zugeordnet, eingerichtet, 
   der 1985 aufgelöst wurde. Die Aufgabe wurde in der Begrenzung auf die „Räumliche Stadtentwicklungsplanung“ 
   dem Planungsamt übertragen, die Bearbeitung der fachbezogenen Entwicklungspläne dezentral den Fachdezer-
   naten zugeordnet.
81 Heinz W., 1998: Seite 237
82 Selle K., 2006, Band 1: Seite 569
83 Siebel W.: in Selle K., 2006, Band 1: Seite 202
84 Ebenda
85 Ebenda
86 Ebenda
87 Schulentwicklungsplan, Zentrenkonzept, Kindergartenbedarfsplan u.a.
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Die groß angelegten Planwerke verloren mit zunehmender Zeit ihre Aussagewirkung. 
Gründe des Scheiterns waren die sich schnell verändernden Rahmenbedingungen, 
aber auch die beibehaltende dezentrale Ressortstruktur mit den Dezernaten und den 
daraus erwachsenen Ressortegoismen sowie der Entscheidungsvorbehalt der Kom-
munalpolitik. So stellte sich mit der Zeit heraus, dass die Verfolgung eines langfristig 
ausgelegten Zielsystems nicht mit den von Kommunalwahl zu Kommunalwahl sich 
ändernden handelnden Personen und Politiken überein zu bringen ist. Hier lässt sich 
allenfalls ein mittelfristiger Zielhorizont verfolgen.
Mit der Einschränkung der Leistungsverwaltung  wurde das  Aufgabenfeld  und die 
Organisationseinheit der Stadtentwicklungsplanung personell zurückgefahren oder 
ganz aufgelöst. Ein weiterer Grund war der Rückzug  vieler Gemeinden auf die 
gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben88. Dieser Rückzug führte auch zur Reduzie-
rung des kommunalen Anspruchs der Ausfüllung der kommunalen Planungshoheit 
und damit zur Einschränkung des Anspruches einer städtebaulichen Steuerung.  
Übrig blieb ein deutlich verminderter Steuerungs- und Gestaltungsanspruch, der als 
„perspektivischer Inkrementalismus“ bezeichnet wurde.89
„Inkrementalismus“90 bezeichnet eine Handlungsweise der „kleinen Schritte“ ohne 
eine Zielvorgabe. Besteht eine Zielvorgabe, nach der die einzelnen Handlungsschrit-
te ausgeführt werden, spricht man von dem „Perspektivischen Inkrementalismus“. 
Als Beispiel der „Kleinen Schritte“ mit perspektivischen und strategischen Hinter-
grund kann die Internationale Bauausstellung (IBA) Emscherpark angesehen wer-
den, wo nach einem durchgängigen Rahmenkonzept über viele regional verteilte 
Einzelprojekte eine ganze Region aufgewertet wird.
Im Sinne des „Perspektivischen Inkrementalismus“ wurden mit der Zeit in den 
Kommunen einzelne themengebundene räumliche Entwicklungsplanungen ohne 
einen gesamteinheitlichen Zielhintergrund verfolgt. Ein Thema, das sowohl in vielen 
Kommunen als auch regional bearbeitet wurde, war in jüngster Zeit die Einzelhan-
delsentwicklung. Um Einfluss auf die Genehmigung von Einzelhandelsbetrieben 
nehmen zu können, wurden Konzepte entwickelt, die regional wie kommunal eine 
Steuerung der Genehmigung von Einzelhandelsvorhaben vorsahen. In den Kommu- 
nen, so auch in Düsseldorf,  wurden Zentrenkonzepte ausgearbeitet, die die Zulas- 
sung von Einzelhandelsbetrieben  auf integrierte Lagen der Stadtteilzentren lenken 
sollte. Darüber hinaus wurden Fachmarktstandorte außerhalb der Zentren ausgewie-
sen. Regional wurden im östlichen Ruhrgebiet und im westlichen Ruhrgebiet mit der 
Stadt Düsseldorf „Regionale Einzelhandelskonzepte“91  ausgearbeitet, die eine regio- 
nale Steuerung des großflächigen Einzelhandels und interkommunale Abstimmungs-
prozesse zur Bewertung der regionalen Auswirkung solcher Vorhaben im Vorfeld der 
Genehmigungsverfahren vorsehen. Die Bezirksplanungsbehörde bezog die Bewer-
tung der interkommunalen Abstimmung in ihre regionalen Genehmigungsverfahren 
88 Die Aufgabe „Stadtentwicklungsplanung“ wurde Mitte der 1980er Jahre  wegen der fehlenden gesetzlichen   
    Grundlage aus dem Aufgabenkatalog der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement 
    (KGSt)  herausgenommen.
89 Ganser K., 1991: 59, Bunzel A., …, 2003: Seite 23
90 Als Inkrementalismus werden ganz generell bewusste, aufgrund der Komplexität der Entscheidungssituation ge-
    wählte, begrenzt-rationale Entscheidungsstrategien bezeichnet. Das Konzept wurde 1959 von Charles Lindblom   
    entwickelt. 
91 AG Junker, Kruse, Acocella, Regionales Einzelhandelskonzept Westliches…, 2004
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über den großflächigen Einzelhandel ein. Ein weiteres Thema, das in den Städten 
mit einem großen Büroflächenmarkt  wie München, Hamburg, Berlin, Frankfurt, Köln 
und auch Düsseldorf Bedeutung hat, ist die Steuerung der Hochhausentwicklung. 
Um Einfluss auf die Genehmigungspraxis und auf Standortentscheidungen von 
Hochhäusern zu nehmen, wurde in Düsseldorf auf Wunsch des Planungs- und Stadt- 
entwicklungsauschusses ein Rahmenplan Hochhausentwicklung vorgelegt und ent-
schieden. Dieses Konzept sieht eine Sondierung des Stadtgebietes vor, wo Hochhäu-
ser voll, mit eingeschränkter Bauhöhe und gar nicht zugelassen werden sollen. 
Darüber hinaus werden bei Hochhausvorhaben in Kooperation mit dem Vorhabenträ-
ger Standorte durchgeführt, die auch zur Festlegung der Bauhöhe an dem jeweiligen 
Standort und zur Ausschreibung von Qualität sichernde Verfahren (Wettbewerb u.a.) 
führen.92 Ein mehr integrativer Ansatz der Stadtentwicklungsplanung kam in vielen 
Kommunen ab 2005 in das Blickfeld. Es wurden die Zukunftsfolgen der sich für die 
jeweilige Stadt abzeichnenden demografischen, wirtschaftlichen, sozialen und ökolo-
gischen Entwicklung aufgearbeitet und Maßnahmekonzepte als Reaktion auf sich 
ergebende negative Folgen entwickelt. Es entstanden integrierte Stadtentwicklungs-
konzepte in Hamburg, Bremen, Stuttgart,  Essen, Düsseldorf u.a..  
4. Folgen der Veränderung der Rahmenbedingungen in der Stadtplanung
Deregulierungen im Baugesetzbuch (z. B. Vorhaben- und Erschließungsplan, Städte-
bauliche Verträge) und in der Landesbauordnung trugen zur Vereinfachung der Plan- 
und Baugenehmigungsverfahren bei. In den Planungsverwaltungen veränderten 
sich die bisher verfolgten Aufgabenstrukturen. Bei der Aufstellung von Bebauungs-
plänen und bei Änderungsverfahren des Flächennutzungsplans wurden wegen des 
Rückfahrens des Personalbestands zunehmend Planungsleistungen, die bisher von 
der Verwaltung geleistet wurden, extern vergeben. Es entstand eine Diskussion 
darüber, welche Planungsleistungen als hoheitliche Aufgaben von der Verwaltung 
ausgeführt werden müssen und welche Leistungen „privatisiert“ werden können.  Der 
Rückzug der Gemeinden auf die reaktive Erfüllung der Planungs- und Genehmi-
gungsprozesse entspricht dem Modell der „inkrementalistischen Planung“, das eine 
„unkoordinierte Abfolge kleiner Schritte, kurzfristig und reaktiv, auf Abhilfe bedacht 
statt auf  Zielverwirklichung“93 beschreibt. In der Praxis zeigte sich dies  in den vielen 
ohne Hintergrund einer geordneten städtebaulichen Entwicklung als „Briefmarke“ er- 
stellten Bebauungsplänen, die häufig auch zur Erfüllung von Investorenwünschen 
aufgestellt wurden. Wegen der veränderten Rahmenbedingungen übte der Flächen-
nutzungsplan keine Steuerungsfunktion mehr aus. Jeder Plan stand für sich und be- 
gründete die zahlreichen parallelen Änderungsverfahren des Flächennutzungsplans.
Ähnliches zeigt das  im Kapitel E 3.11(Seite 208) beschriebene Zusammenwirken 
von privatem Projektmanagement und öffentlichen Prozessmanagement bei der Ent- 
wicklung der Umstrukturierungsgebiete der Fallbeispiele. Hier das Projekt eines Vor- 
habenträgers der Umstrukturierung der Fläche A, der zur Verwirklichung seiner In- 
vestition ein Baurecht und Baugenehmigungen benötigt, dort die reaktive Rolle der 
92 Landeshauptstadt Düsseldorf, Hochhausentwicklung, 2004
93 Siebel W., Ibert O., …, 1999: Seite 163
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Gemeinde mit der Beschränkung auf die Erfüllung der  Planungs- und Genehmi-
gungsprozesse. 
4.1 Veränderung der Planungspraxis
In der Bebauungsplanung werden zwei Planungsmodelle unterschieden:
1. Nachfrageorientierte und
2. Angebotsorientierte Planung.
Der Investor/Bauherr benötigt für die Neuordnung seines Grundstückes ein Baurecht. 
Die Verwaltung erfüllt diesen Wunsch, weil sie Interesse an einer Neuordnung hat. 
Nach diesem nachfrageorientiertem Modell erfolgen viele Planungsvorhaben in einer 
Kommune, die eine Bebauungsnachfrage aufweist. 
Anders vollzieht es sich in einer Gemeinde,  die eine geringere Nachfrage hat, die 
damit für wichtige Projekte auf die Suche nach Investoren/Bauherren angewiesen ist. 
Hier wird eher auf das angebotsorientierte Planungsmodell zugegriffen, bei dem die 
Kommune vorab das Baurecht schafft und die Erschließung sichert und vorhält. 
Hiermit soll ein Angebot an potenzielle Investoren und Bauherren gemacht werden. 
(Abb.  D - 2 ) 
In beiden Modellen wird die durch die  Planung erzeugte Steigerung des Grund-
stückswerts und die Wertsteigerung der verbesserten Nutzung des Grundstückes  
dem Grundstückseigentümer überlassen. Die Wertsteigerung eines Grundstücks, 
bedingt durch Planungsmaßnahmen, entsteht in Stufen. Die im Flächennutzungs-
plan ausgewiesenen Flächen gelten als Bauerwartungsland und haben einen hö- 
heren Wert als normales Ackerland. Nach der Ausweisung im Bebauungsplan erhöht 
sich der Grundstückswert noch einmal beträchtlich. Eine weitere Wertsteigerung 
erhält das Bauland nach dem Bau der 
Erschliessung.  „Die klassische Ange-
botsplanung besteht darin, dass die Ge-
meinde einen Bebauungsplan (ggf. mit 
Bodenordnung) erlässt, die Erschlie-
ßung sichert, Ausgleichsmaßnahmen 
für Eingriffe in die Natur und Landschaft 
vorsieht sowie nach der Baureifma-
chung Erschließungsbeiträge nach den 
§§ 123 ff. BauGB erhebt. Die Veräuße-
rung und Nutzung der neu erschlos-
senen Bauflächen erfolgt anschließend 
durch die privaten Eigentümer. Die Wert-
steigerung der Grundstücke fließen al-
lein den privaten Eigentümern zu, 
während die Gemeinden hieran nicht beteiligt waren.“94 Da die Bereitstellungskosten 
94 Porz N., Tiedemann J., Engelsing  E., 1999: Seite 5
Abb. D - 2  Planungsarten
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für das neue Bauland (Planung, Baureifmachung) nicht durch Einnahmen durch die 
gesetzlichen Beiträge für die Erschliessung gedeckt werden können - die Gemeinde 
zahlt in der Regel zu - mussten wegen der Finanzkrise der Gemeinden neue Wege 
der Baulandbereitstellung in Kooperation und Konsens mit den Grundstückseigentü-
mern und Investoren im gegenseitigen Interesse gegangen werden, die in einem 
Interessenausgleich unter Win-Win-Bedingungen eine stärkere Kostenentlastung 
der Gemeinden und eine Kostenbeteiligung der Grundstückseigentümer vorsahen. 
Der erforderliche Interessenausgleich geht auf die gegenseitige Abhängigkeit von 
Verwaltung, Kommunalpolitik und Investor zurück. Hier gibt es eine geteilte Verant-
wortung, die einmal die Verwaltung, die nach Recht und Gesetz (Baugesetzbuch) 
handeln muss, als Planhersteller umfasst, zum anderen der Stadtrat als Planent-
scheider, der mit dem Hintergrund der Kommunalpolitik die Pläne beschließt und 
letztendlich der Bauherr/Investor als Planerfüller,  der in der Verfolgung eines Projekt-
ziels seine Mittel in die Projekterstellung (Bau von Gebäuden) investiert und das 
Projekt umsetzt.  Diese drei Pole sind untereinander abhängig. (Abb. D - 3) Das 
Verwaltungshandeln, nach Recht und Gesetz ausgeführt, wird legitimiert durch 
kommunalpolitische Beschlüsse. Der Investor benötigt zur Umsetzung seiner Investi-
tion ein Baurecht, das in dem von der Verwaltung gesteuerten und von der Kommu-
nalpolitk beschlossenen Bebauungsplanverfahren erreicht wird. Ohne Investoren, 
Bauherren können kommunalpolitische Ziele wie Wohnungsbau für die Wohnversor-
gung der Bürgerinnen und Bürger oder Gewerbe- und Bürobauten für neue Arbeits-
plätze nicht erreicht werden. Hier 
gilt es, die unterschiedlichen Inter-
essen unter einer gemeinsamen 
Zielsetzung zusammen zu führen.
4.1.1 Das Münchener Modell der 
„Sozialen Bodenordnung“
Eine neue Sichtweise einer koope-
rativen und konsensualen Planung 
brachte 1994 das Münchener Mo-
dell der „Sozialen Bodenordnung“.
Um die Abschöpfung der Wertsteigerung zur Finanzierung von kommunalen Pla-
nungs- und Folgekosten zu erreichen, wurde in München die Verknüpfung von öf- 
fentlichen und privaten Interessen Richtung weisend in dem Stadtratsbeschluss zur 
„Sozialgerechten Bodenordnung“ festgelegt. Danach werden Bebauungspläne unter 
Hinweis auf die beschränkten Planungsressourcen nur dann aufgestellt, wenn es zu 
einer Einigung über die Finanzierung der Erschließung und sonstigen Infrastruktur 
gekommen ist. Dabei werden 2/3 des Planungswertzuwachses für die Erschließung 
und sonstigen Infrastruktur herangezogen, 1/3 verbleibt bei dem Investor. Grundsätz-
lich müssen 30 Prozent der neuen Wohnbauflächen dem sozialen Wohnungsbau 
zugeführt werden. „Darüber hinaus verpflichten sich die Investoren, ihre Flächen in- 
nerhalb eines angemessenen Zeitraums zu bebauen, damit das von der Stadt ein- 
Abb. D - 3  Abhängigkeiten im Planungsprozess
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geräumte Baurecht möglichst schnell realisiert wird.“95 Diese Vorgehensweise der 
Beteiligung des Vorhabenträgers an den Erschließungs- und Soziale-Infrastruktur-
kosten setzte sich mit der Einfügung des Städtebaulichen Vertrages und des Vorha-
ben- und Erschließungsplans ( § 11, §  12)  im Baugesetzbuch (BauGB) durch.
4.1.2 Städtebauliche Verträge nach § 11 BauGB
Mit dem Instrument der städtebaulichen Verträge, dessen Ausführungen an die 
Planungsziele des Bebauungsplans geknüpft sind, konnte ein besserer Interessen-
ausgleich zwischen Gemeinde/Verwaltung und Vorhabenträger erreicht werden. 
Wichtigste Voraussetzung ist die Kooperations- und Konsensbereitschaft der Betei-
ligten. Zwischen Kommune und Vorhabenträger gibt es eine Interessenidentität: der 
Vorhabenträger braucht zur Sicherung96 und Durchführung seiner Investition von der 
Gemeinde ein Baurecht, die Gemeinde verfolgt in Ausfüllung der gemeindlichen 
Planungshoheit97 Planungs- und Finanzierungsziele, die in Ermangelung eigener 
Ressourcen auch von einem Investor erfüllt werden können. Der in Verhandlungen 
ermittelte Interessenausgleich findet seinen Niederschlag in dem städtebaulichen 
Vertrag auf der Grundlage des Bebauungsplanes. Das führt in der Folge dazu, dass 
die Bauleitplanverfahren für größere Projekte erst dann durchgeführt werden, wenn 
es zu einem vertraglich festgelegten Interessenausgleich zwischen Gemeinde und 
dem Vorhabenträger gekommen ist.  „Die Gemeinde wird im Rahmen ihrer hoheitli-
chen Aufgaben nur durch die Aufstellung des Bebauungsplans tätig. Die anderen Auf- 
gaben wie die Erschließung und Entwicklung der Grundstücksflächen sowie die an- 
schließende Nutzung und Veräußerung der neuen Bauflächen übernehmen die pri- 
vaten Investoren auf der Grundlage von städtebaulichen Verträgen mit der Gemein- 
de.“98
Städtebauliche Verträge dienen zur finanziellen Entlastung der Kommunen und 
ermöglichen kommunalen Einfluss auf die Durchführung des Projektes. Städtebau-
liche Verträge lassen sich in Maßnahmen-, Zielbindungs- und Folgekostenverträge 
einteilen:
Maßnahmevertrag
Der Maßnahmevertrag regelt die Vorbereitung und Durchführung städtebaulicher 
Maßnahmen durch den Vertragspartner auf eigene Kosten. Dabei kann es sich um 
die Neuordnung von Grundstücksverhältnissen, die Bodensanierung oder die Ausar-
beitung und Durchführung von städtebaulichen Planungen (Wettbewerbe, Bebau-
ungsplanung u.a.) handeln.
95 Landeshauptstadt München, Die Soziale Bodenordnung: Seite 7
96 Grundstückseigentümer haben, anders bei einer Baugenehmigung, keinen Rechtsanspruch auf die Aufstellung 
    eines Bebauungsplans.
97 Die kommunale Planungshoheit umfasst das Recht der Kommunen, über die bauliche Gestaltung des Gemein-
   degebiets eigenverantwortlich zu bestimmen, das heißt sie durch Flächennutzungspläne vorzubereiten und 
   durch Bebauungspläne zu leiten. Das geht auf den Artikel 28 Abs. 2 Grundgesetzes (GG) zurück, nach dem die 
   Gemeinden in der Selbstverwaltung alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in  
   eigener Verantwortung regeln können.
98 Porz N., Tiedemann J., Engelsing E., 1999:  Seite 6
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Zielbindungsvertrag
Hier können Ziele des Bebauungsplans gesichert werden, wie zum Beispiel besonde-
re Grundstücksnutzungen zur Deckung des Wohnbedarfs von Bevölkerungsgruppen  
mit besonderen Wohnraumversorgungsproblemen wie die vertragliche Regelung 
von Anteilen des geförderten Wohnungsbaues in einem Baugebiet oder die Über-
nehme und Durchführung der naturschutzrechtlichen Eingriffs- und Ausgleichsrege-
lung.
Folgekostenvertrag
Hier wird vertraglich die Übernahme von Kosten und sonstigen Aufwendungen ge- 
regelt, die der Kommune für städtebauliche Maßnahmen entstanden sind. Städte- 
bauliche Verträge können sowohl privatrechtlicher als auch öffentlich-rechtlicher 
Natur sein. Städtebauliche Verträge99 wie zum Beispiel der Erschließungs- oder der 
Folgekostenvertrag sind dem öffentlichen Recht, die Beauftragung eines Planungs-
büros  zum Beispiel dem Zivilrecht zuzuordnen.100
Die Stadtplanung orientierte sich stärker im Sinne einer Public-Private Partnership 
auf eine projektorientierte Planung, die, unter Wahrung der eigenen Interessenlage, 
mit den Investitionsinteressen verzahnt ist.  
4.2  Zunehmende Kooperation im Wettbewerbswesen
Die Thematisierung der Funktion der Kooperation in den Planungsprozessen verän-
derte auch das Wettbewerbswesen.  
Die Durchführung eines Wettbewerbs hat für den Auslober das Ziel, konkurrierende 
Lösungen zu erhalten, die von einem Preisgericht nach Qualitätszielen des Auslo-
bers, niedergelegt in einem Wettbewerbsprogramm, bewertet werden und zur Aus-
wahl einer Lösung führen, die eine Beauftragung eines Architekten oder Stadtpla-
ners zur Folge hat. Auf den Gebieten des Bauwesens und Städtebau werden zwei 
Wettbewerbsarten unterschieden: Hochbau- und Städtebauwettbewerb. Hochbau-
wettbewerbe dienen der Errichtung eines Gebäudes in der Regel auf einem Grund-
stück und erfordern detaillierte hochbauplanerische Leistungen von den Wettbe- 
werbsteilnehmern. Städtebauliche Wettbewerbe haben die städtebauliche Entwick-
lung eines Bereiches oder größeren Gebietes zur Aufgabe. Sie erfordern städtebau-
liche Konzepte mit der Darstellung der städtebaulichen Lösung, der Art und das Maß 
der Nutzung mit Gebäude- und Erschließungsstrukturen. Beide Wettbewerbsarten 
werden nach den „Grundsätzen  und Richtlinien für Wettbewerbe…“ (GRW)101 ausge-
schrieben und durchgeführt. Für Architekten sind Hochbauwettbewerbe ungleich at- 
traktiver als Städtebauwettbewerbe, weil der 1. Preis in der Regel auch mit der Durch- 
führung der Hochbaumaßnahme betraut wird. Für städtebauliche Wettbewerbe er- 
99   Porz N., Tiedemann J., Engelsing E., 1999:  Seite 7
100 Die Rechtsprechung des Oberlandesgerichts Düsseldorf  hat im Juni 2007 mit der sog. (Flugplatz-) Ahlhornent- 
     scheidung zu einer Erschwerung der Abwicklung von Städtebaulichen Verträgen geführt. Grundstücksge- 
     schäfte der Kommune und auch Städtebauliche Verträge zur Entwicklung von Grundstücken Dritter unterliegen   
     dem europäischen Vergaberecht und erfordern daher unter Umständen eine europaweite Ausschreibung. Die  
     mit diesem Urteil aufgeworfenen Rechts- und Durchführungsfragen sind noch nicht geklärt. (2008)
101 Grundsätze und Richtlinien für Wettbewerbe auf den Gebieten der Raumplanung, des Städtebaues und des 
     Bauwesens (GRW). Auf der Grundlage der GRW werden nach einer Vereinbarung der kommunalen Spitzenver-
     bände und den Architektenkammern Wettbewerbe ausgeschrieben. Die Architektenkammern überarbeiteten 
     2004 die GRW. Die neuen „Regeln für die Auslobung von Wettbewerben auf dem Gebiet der Raumplanung,  
     des Städtebaues und des Bauwesens“ (RAW 2004) bezogen auch Ingenieursleistungen mit ein.
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folgt für den 1. Preisträger in der Regel nur eine Beauftragung für die Weiterentwick-
lung des städtebaulichen Konzeptes als Grundlage für den Bebauungsplan. Es 
wurden verschiedene Varianten der GRW wie Wettbewerbe mit offener Teilnahme, 
beschränkter Teilnahme im anonymen Verfahren, aber auch solche im nicht ano-
nymen kooperativen Verfahren gewählt. Wettbewerbe werden von Politik und Ver-
waltung offensiv als Bestandteil der Ausübung der gemeindlichen Planungshoheit an- 
gesehen. Städtebauliche Wettbewerbe sind jedoch mit vielen Unsicherheiten  belegt. 
“Von der Durchführung eines städtebaulichen Wettbewerbs bis zur Bebauung der von 
dem Wettbewerb erfassten Grundstücke können viele Jahre vergehen, manchmal so- 
gar Jahrzehnte. Viele Jahre deswegen, weil ein städtebaulicher Wettbewerb am An- 
fang eines Prozesses steht, der von der Wettbewerbsausschreibung, Ermittlung von 
Preisträgern, Bauleitplanung, Grundstücksverkäufe, Hochbauwettbewerben bis zur 
Baudurchführung reicht, unter heterogenen Einflussgrößen wie Politik, Verwaltung, 
Investoren, Bürgerinteressen, Kapitalverwertung, Bauherren.”102 Unter den Praemis- 
sen hat die Landeshauptstadt Düsseldorf in den 1990er Jahren rund 17 Wettbewer- 
be - nach der alten GRW als „Städtebauliche Ideenwettbewerbe” bezeichnet - durch- 
geführt. Themen waren vorwiegend die in der ersten Hälfte der 1990er Jahre erfolgte 
Aufgabe von Gewerbe-, Industrie-, Bahn- und Militärflächen, die eine städtebauliche 
Neuordnung erforderlich machten. 
Die Thematisierung der Funktion der Kooperation in den Planungsprozessen verän-
derte Ende der 1990er Jahre auch das Wettbewerbswesen. Wurden in Düsseldorf 
bis Mitte der 1990er Jahre sämtliche städtebaulichen Wettbewerbe (abgewickelt 
nach der GRW) von der Stadt und parallel über Städtebauförderungsmittel, insbeson-
dere für den Wohnungsbau, finanziert, so ergaben sich unter dem Einbezug von 
Investoren und Entwicklern neue Wettbewerbsformen. Stand in den städtebaulichen 
Wettbewerben zur Wahrung der Planungshoheit die Zielvorstellung der Stadt im 
Vordergrund, erfolgte bei Wettbewerben zusammen mit Investoren und Entwicklern  
ein Interessenausgleich. Die Verfahren, die außerhalb der GRW als Städtebauliche 
Gutachten in Mehrfachbeauftragung durchgeführt wurden, wurden gemeinsam abge-
wickelt und vom Investor finanziert.103 Es erfolgte eine stärkere Projektausrichtung 
der Planung im Sinne einer Public Private Partnership (PPP), die zusammen mit den 
Investoren über die anschliessende Bauleitplanung bis zur Realisierung geführt wur- 
de. Über städtebauliche Verträge wurde das gegenseitige Nehmen und Geben, hier 
insbesondere die Finanzierung, geregelt. Um in einem gemeinsamen PPP-Projekt 
die Risiken einer unkalkulierbaren zeitlichen Entwicklung, die sich über Bürgerinnen- 
und Bürgereinsprechungen ergeben können, abzumildern, wurden Werkstattverfah-
ren gewählt, die im Vorfeld der Bauleitplanung einen Konsens der am Planungspro-
zess beteiligten Gruppen (Gemeinde, Investor, Bürgerinnen und Bürger, Instituti- 
onen u.a.) anstreben. Dieses erfolgt über von den Beteiligten im Konsens erarbeitete 
Programme, die von Architekten, Stadt-, Landschafts- und Verkehrsplanern im Wett-
bewerb ausgearbeitet werden und öffentlich in Diskussionsveranstaltungen vorge-
stellt und optimiert werden. Eine Jury, zusammengesetzt aus  den Prozessbeteiligten, 
102 Blume C., 2001: Seite 86 
103 Ebenda: Seiten 86fff
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wählt eine Arbeit für die weitere Bearbeitung für die anschließende Bauleitplanung 
aus. (Abb. D - 4)    
So wurden seit 2000 in folgenden Düsseldorfer Umstrukturierungsgebieten Werk-
stattverfahren durch geführt :104
Güterbahnhof Derendorf
Reisholzer Hafen
Tannenstraße/Rheinmetall
Container Bahnhof Bilk
Reitzensteinkaserne
Glashütte Gerresheim (April/Mai 2008)
4.3 Zunahme der informellen Planung als Vorbereitung der förmlichen Plan- 
      verfahren
Die Werkstattverfahren fallen unter die Kategorie der „Informellen Planung“. Unter 
diesem „Begriff werden praktisch alle Planungen verstanden, die nicht das förmliche 
Bauleitplan-Verfahren mit Beteiligung der Bürger, der Träger öffentlicher Belange 
und der Nachbargemeinden durchlaufen und nicht deren rechtliche Bindungswir-
kung entfalten.“105 Die informelle Planung dient der Vorbereitung von förmlichen 
Bauleitplanverfahren. Sie werden häufig, wie die Werkstattverfahren, unter inten-
siver Beteiligung und Mitwirkung von Bürgerinnen und Bürgern, Bürgerinitiativen 
oder sonstigen Interessengruppen 
erarbeitet. Sie dienen der Ermitt-
lung des Handlungsspielraums, 
der Zielfindung und der Ausräu-
mung von Zielkonflikten. Die infor-
melle Planung „erleichtert die Mei- 
nungsbildung im Gemeinderat  
bzw. dient der Abklärung eines 
Planungsvorhabens zwischen Pro-
jektträger, Betroffenen und Ge-
meinde.“106 In der Planungspraxis 
wird zunehmend von der informel-
len Planung mit Rahmenplänen, 
Masterplänen, Wettbewerbsverfahren, Gutachterverfahren, Planungswerkstätten 
u.ä. Gebrauch gemacht.
4.4  Zunehmende Projektorientierung der Planung
Nach dem Münchener Vorbild und der Einführung der Städtebaulichen Verträge im 
Baugesetzbuch entwickelte sich ein neues, stärker prozess- und umsetzungsorien-
tiertes Planungsverständnis. Die Stadtplanung orientierte sich stärker im Sinne einer 
Public Private Partnership auf eine projektorientierte Planung, die mit den Investiti-
104 Die nachfolgend aufgeführten Werkstattverfahren sind auf der homepage des Stadtplanungsamtes Düsseldorf  
     in www.duesseldorf.de/planung  unter der Rubrik „Wettbewerbe“ dokumentiert.
105 PV – Planungsverband,1999; Seiten 4f
106 Ebenda
Abb. D - 4  Wettbewerbe und Werkstätten
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onsinteressen des Vorhabenträgers und den Zielen der Stadtentwicklung der Kom-
mune verzahnt ist. Aus dem Projekt heraus benötigt der Vorhabenträger für die 
Realisierung ein Baurecht. Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, dieses Baurecht zu 
schaffen: es besteht für den Grundstückseigentümer kein Rechtsanspruch auf die 
Aufstellung eines Bebauungsplans. Das Erfordernis der Planaufstellung wird von der 
Gemeinde im Rahmen der Planungshoheit festgestellt. Wenn beide Seiten ein 
Interesse an der Realisierung des Projektes haben, kommt es zu einem Interessen-
ausgleich mit der Aushandlung Aufgaben und Verpflichtungen zur Projektrealisie-
rung, die über einen städtebaulichen Vertrag geregelt wird. Es entsteht ein ge- 
meinsames Projekt: ein Public Private Partnership-Projekt. „Die klassische Arbeitstei-
lung zwischen öffentlich rechtlicher Zielplanung und privater Realisierung wird […] 
aufgegeben.“107
4.5  Zunehmende Bedeutung der Innenentwicklung
Neben einer verstärkten Umsetzungs- und projektorientierten Arbeitsweise ist eben-
falls seit Anfang der 1990er Jahre ein neues, inhaltliches Entwicklungsmodell leitend: 
Nachhaltige Entwicklung. Nachhaltige Stadtentwicklung bedeutet das Zusammenwir-
ken von sozialen, wirtschaftlichen, ökologischen sowie kulturellen und institutionellen 
Dimensionen, „dass aus dem verantwortlichen Umgang mit den vorhandenen Res-
sourcen ein fairer Konsens zwischen den Interessen der heutigen und der künftigen 
Stadtmenschen erwirkt wird.“108 Die Stadtentwicklung wird zunehmend zu einem 
großen Teil vom Prinzip der Nachhaltigkeit bestimmt, das mit einer ausgeprägten 
Orientierung auf das Recycling bereits bebauter Flächen bei gleichzeitiger Verbesse-
rung der Umweltbedingungen und Lebensverhältnisse in den überplanten und neu 
genutzten Bereichen geprägt wird. Der Planungsgrundsatz „Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung“ hat damit in den letzten zwanzig Jahren an Bedeutung gewonnen. 
Die Landeshauptstadt Düsseldorf hat wegen ihres begrenzten Stadtgebietes schon 
seit Jahrzehnten eine konsequente Innenentwicklung betrieben. Während über den 
Regionalplan/Gebietsentwicklungsplan (GEP) der Freiraum vom Siedlungsraum ge- 
trennt ist, erfolgt die Bauflächenentwicklung im Siedlungsraum, ausgewiesen im Flä- 
chennutzungsplan und abgestimmt mit dem GEP. Die Abgrenzung des Freiraums 
vom Siedlungsraum wird für die Gemeinden von der Landesplanung getroffen:
Die Landesplanung setzt im Landesentwicklungsplan (LEP NRW) für jede Ge-        
       meinde die Abgrenzung des Freiraumes vom Siedlungsraum als Ziel der  Landes-
      planung fest.
Im Regionalplan (Gebietsentwicklungsplan) werden die Ziele der Landesplanung  
      (hier: Abgrenzung Siedlungs- und Freiraum) räumlich konkretisiert.
Die gemeindliche Bauleitplanung muss sich an die Ziele der Landeplanung an-        
      anpassen, d.h. der Flächennutzungsplan übernimmt die landesplanerische  Ab- 
      grenzung des Freiraumes vom Siedlungsraum.
107 Siebel W. , Ibert O., …, 1999: Seite 164 
108 Siehe auch Definition unter  „Nachhaltige Stadtentwicklung“ auf der homepage des Bundesamtes für Bauwesen 
     und Raumordnung  www.bbsr.bund.de  (Zugriff 2009)
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Der Flächenverbrauch vollzieht sich im Siedlungsraum und  führt dort zu einer        
      ständigen Verdichtung.
Über Jahrzehnte erfolgte in Düsseldorf im Siedlungsraum eine Verdichtung des sog. 
zweiten Rings bei Beibehaltung des festgesetzten Freiraumrahmens. Die Siedlungs-
entwicklung vollzog sich in Düsseldorf hauptsächlich im Innenbereich. Das zeigt 
auch die aktuelle Bauflächenreserve, die mit vorwiegend kleinen Baugebieten über 
das gesamte Stadtgebiet verteilt ist.109
4.5.1  Gebiete der Innenentwicklung
Der Innenbereich ist mit der Innenbereichsdefinition des § 34 Baugesetzbuch 
(BauGB) gleichzusetzen. Der Innenbereich beschreibt nach dem  BauGB als Abgren-
zung zum Außenbereich generell den „im Zusammenhang bebauten Ortsteil“. Die Be- 
reiche der Innenentwicklung beziehen sich jedoch auf einen Teil des Innenbereichs 
und umfassen „die städtischen Gebiete, die sich durch das Vorhandensein von Urba- 
nität gegenüber den städtischen Randbereichen abgrenzen. Urbanität bedeutet v.a. 
Nutzungsmischung, das Vorhandensein sozialer Infrastruktur und eine  auf die Ver- 
hältnisse der jeweiligen Kommune bezogene höhere Bevölkerungsdichte. Neben der 
Innenstadt (incl. „City") gehören auch innerstädtische Randbereiche und Nebenzen- 
tren zu den Bereichen der Innenentwickung.”110 Nach der räumlichen Gliederung der 
Landeshauptstadt Düsseldorf  umfassen die Bereiche der Innenentwicklung die In- 
nenstadt incl. City sowie den Innenstadtrand sowie die Umgebung der Ortszentren 
am Stadtrand wie Kaiserswerth, Gerresheim, Grafenberg, Benrath u.a.   
4.5.2  Potenzial im Innenbereich
Die meisten Umstrukturierungsgebiete Düsseldorfs liegen im Innenbereich, hier ins- 
besondere in den Stadtbereichen, die zum Innenstadtrand zählen. Von den ge-
planten 16 Gebieten befinden sich dort 12 mit einer Kapazität von 5 895 Wohnein-
heiten, das sind 35 Prozent des Gesamtpotenzials der Stadt. 1 159 000 qm BGF 
Bürofläche können auf den Umstrukturierungsflächen entwickelt werden, das sind 85 
Prozent des Gesamtpotenzials.111
Demnach liegen 35 Prozent des Wohnungsbaupotenzials im Innenbereich, dagegen 
65 Prozent im Außenbereich. Bei den Büroflächen verschieben sich die Potenzialan-
teile mit 82 Prozent deutlich zugunsten des Innenbereiches. Die Innenentwicklung 
umfasst ein großes Potenzial von noch nicht entwickelten Baugebieten des Flächen-
nutzungsplans aber auch mindergenutzte Bereiche sowie Baulücken.
4.5.3   Auswirkung auf die  Gesetzgebung
Die steigende Bedeutung der nachhaltigen Siedlungsentwicklung mit der Wiedernut-
zung brach gefallener Flächen hat sich in der Gesetzgebung niedergeschlagen. Das 
Entwicklungsziel der „Nachhaltigen Siedlungsentwicklung“ hat sich mit der Novelle 
des Bau- und Raumordnungsgesetzes vom 1.1.1998 mit der geforderten Pflicht zum 
109 Bauflächen 2007 für das Wohnen, Seite 11: 33 von 87 Baugebieten (38 Prozent) sind kleiner als 1 ha.
110 Dransfeld E., Baulandmanagement auf neuen Wegen, 2004: Seite 33
111 Bauflächenberichte 2007, Wohnen sowie Gewerbe und Dienstleistungen, Seiten 12 und 50
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sparsamen Umgang mit Boden in der Bauleitplanung verstärkt. 
Gesetzliche Grundlagen Raumordnungsgesetz; § 2 Abs. 2 Satz 2
.”..Die dezentrale Siedlungsstruktur des Gesamtraums mit ihrer Vielzahl 
leistungsfähiger Zentren und Stadtregionen ist zu erhalten. Die Siedlungstätigkeit ist 
räumlich zu konzentrieren und auf ein System leistungsfähiger Zentraler Orte 
auszurichten. Der Wiedernutzung brachgefallener Siedlungsflächen ist der Vor-
rang vor der Inanspruchnahme von Freiflächen zu geben."
BauGB § l a Abs. 2 
„Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind 
zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nut-
zungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wie- 
dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen 
zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelung auf das notwendige 
Maß zu begrenzen...."
§ 13a  Bebauungsplan der Innenentwicklung
2007 wurde in das Baugesetzbuch (BauGB) unter § 13a der „Bebauungsplan der 
Innenentwicklung“ eingefügt, um Planungsvorhaben der Städte zu erleichtern.  Für 
die Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung oder andere Maßnah-
men der Innenentwicklung wird ein neues beschleunigtes Verfahren eingefügt. 
5. Zusammenfassung Entwicklungshintergrund
Die Mitte der 1990er Jahre einsetzende nachhaltige wirtschaftliche Stagnation führte 
zu einer Deregulierung der staatlichen und gemeindlichen Steuerung in den Berei-
chen, die wirtschaftliche Entwicklung regulieren und Marktmechanismen beeinträch-
tigen. Das führte in der Stadtplanung zur Reduzierung der strategischen Planung 
und zur Rücknahme von Steuerungsansprüchen mit der Folge einer Beschränkung 
auf die reaktive Erfüllung von gesetzlich vorgeschriebenen Planungs- und Genehmi-
gungsprozessen.  Es erfolgten Deregulierungen im Bau- und Planungsrecht, die För- 
dermittel von Bund und Land wurden drastisch eingeschränkt.
Mit den Veränderungen der Rahmenbedingungen veränderte sich auch die Pla-
nungspraxis. Die Finanzkrise der Gemeinden erforderte es, neue Wege in der Pro- 
jektfinanzierung, die auf eine stärker Beteiligung des Vorhabensträgers und eine Ent- 
lastung der Gemeinde hinausliefen, zu gehen. Blieb bis dato der Planungswertzu-
wachs in der Hand des Vorhabensträgers, wurde bei den Umstrukturierungspro-
jekten als Folge des Münchener Modells der „Sozialen Bodenordnung“ zunehmend 
ein Interessenausgleich ausgehandelt und in städtebaulichen Verträgen gesichert.  
Die Gemeinde knüpfte ihre Zustimmung für die Aufstellung eines Bebauungsplans, 
für die kein Rechtsanspruch seitens des Vorhabenträgers besteht, der jedoch auf 
einen Bebauungsplan für die Realisierung seines Projekts angewiesen ist, an eine 
Beteiligung an dem Planungswertzuwachs. Der angestrebte Planungswertausgleich  
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sah in der Regel eine Beteiligung des Vorhabenträgers an der Erschließung des 
Projekts  sowie an der durch dieses Projekt ausgelösten Infrastrukturanpassung vor.  
Dieser „Aushandlungsstädtebau“ mit der Absicherung über städtebauliche Verträge 
prägte in den letzten Jahren zunehmend, insbesondere auch in Düsseldorf, die Um- 
setzungsabläufe der Umstrukturierungsgebiete. Es entstand eine stärkere Kooperati-
onsorientierung zwischen Vorhabenträger und Gemeinde.  
Seit den 1990er Jahren beeinflusst zunehmend ein Entwicklungsmodell die Stadtent-
wicklung: Nachhaltige Entwicklung. In diesem Zusammenhang gewinnt die Innenent-
wicklung an Bedeutung und damit auch die Umstrukturierungsgebiete, die haupt- 
sächlich im Innenbereich liegen. Der Planungsgrundsatz „Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung“ steht für die vorrangige Aktivierung des Potenzials  des Innenbe-
reichs vor dem Neubau im Außenbereich und auf der „grünen Wiese“, der auf Kosten 
wertvoller natürlicher Ressourcen geht.
6.  Entwicklungsrahmen der  Fallbeispiele
Vor dem Hintergrund der sich verändernden Rahmenbedingungen gibt es Faktoren, 
die konstant auf den Entwicklungsprozess  einwirken und den Entwicklungsrahmen 
der Umstrukturierung festlegen. Ein wichtiger rahmensetzender Faktor für den Vorha-
benträger ist die Wirtschaftlichkeit112 einer Umstrukturierung, also das Verhältnis zwi- 
schen den Kosten der Baureifmachung der brachgefallenen Flächen und zum Bei- 
spiel dem Ertrag aus den Verkäufen von erschlossenen und mit Baurecht verse-
henen Grundstücken. Die Rentabilität einer Umstrukturierung kann durch öffentliche 
Subventionen unterstützt werden.
Ein weiterer bestimmender Faktor der Entwicklungsabläufe sind die öffentlich-recht-
lichen Verfahrens- und Genehmigungsabläufe, die jede Umstrukturierung durchlau-
fen muss. Hier wirken insbesondere die erforderlichen Kooperations- und Kommu- 
nikationsabläufe zwischen Vorhabenträger und der Gemeinde bestimmend auf den 
Entwicklungsablauf.
6.1 Grundtypen von Projekten des Flächenrecyclings nach der Rentabilität
Nach der Wirtschaftlichkeit von Umstrukturierungsgebieten lassen sich folgende 
Grundtypen in Abhängikeit von Aufbereitungskosten und erzielbaren Grundstücks-
erlösen unterscheiden:113 (Abb. D - 5, D - 6)
Typ A  „Selbstläufer"
„Selbstläufer“ sind Standorte, deren Ertrag des Flächenrecyclings weitgehend über 
den Kosten der Baureifmachung liegt. Bei hohen Grundstückspreisen  und niedrigen 
Aufbereitungskosten ist mit einem Wertzuwachs zu rechnen. Diese Flächen sind auch 
ohne Subventionen interessant  für private Investoren und sind Ziel einer nachfrage-
orientierten privaten Planung. Sie liegen daher nicht längere Zeit brach.  
112 Die Wirtschaftlichkeit liegt darin, dass die Einnahmen höher sein müssen als die Aufwendungen. 
113 Ferber U., 2003: Seite 75ff, Kälberer, A. u.a., 2005: Seite 8
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Typ B  „Entwicklungsflächen“
„Entwicklungsflächen“ sind Standorte, die im Grenzbereich zwischen gewinn- und 
verlustbringenden Projekten liegen. Zur Risikominderung, Kostenverteilung und  Pro- 
zessbeschleunigen ist eine aufeinander abgestimmte Planung und Finanzierung der 
Projekte von großer Bedeutung. In der Regel erfolgt eine Durchführung der Projekte 
mit öffentlich/privaten Mischgesellschaften (als Public-Private-Partnership-Projekt) 
unter Einbeziehung privaten Kapitals und öffentlicher Fördermittel.
 Typ C  „Reserveflächen“
„Reserveflächen“ sind Standorte, deren Ertrag des Flächenrecyclings erheblich un- 
ter den Kosten der Baureifmachung liegt. Diese Standorte können nur mit Hilfe von er-  
 heblichen öffentlichen Fördermittel ent-
wickelt werden. In diesen Fällen ist die  
Mobilisierung der Standorte nur durch  
ein Eingreifen der öffentlichen Hand 
erfolgreich. Hier ist eine angebotsori-
entierte öffentliche Planung erforder-
lich.
Ferber114 unterscheidet das ABC-Mo-
dell für wachsende und schrumpfende 
Städte. Während in den wachsenden 
Städten der Anteil der „Selbstläufer“ 
relativ groß ist und der Anteil der „Re-
serveflächen“ relativ klein, zeigt sich in 
den schrumpfenden Städten mit relativ 
wenig „Selbstläufern“ und großen „Re-
serveflächen“ ein entgegengesetztes 
Bild. (Abb. D - 5, D - 6)
6.2 Finanzierung der Umstrukturie-
rungsgebiete: Subventionen, Freier 
Markt
Gegenwärtig gibt es für Projekte des 
Flächenrecyclings eine große Aus-
wahl an direkten und indirekten Sub-
ventionen. Direkte Förderungen ste- 
hen in Form von Programmen der Wirt-
schaftsförderung und Strukturpolitik der Europäischen Union, des Bundes und der 
Länder, der Städtebauförderung und der Sanierung von Altlasten zur Verfügung.115
Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE)
Der 1975 entstandene Strukturfond der EU gibt in ausgewählten Fördergebieten 
114 Ferber U. in Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Perspektive Kreislaufwirtschaft, Band 3, 
     2007: Seite 53
115 Ferber U., 2003: Seite 72
Rentabilitätstypen A, B, C
Städte
Städte
Abb. D - 5  Quelle: Ferber 114
Abb. D - 6  Quelle: Ferber 114
Aufbereitungskosten
Aufbereitungskosten
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(Teile des Ruhrgebietes, Saarland) Projekthilfe von 50 – 75 Prozent der Gesamtkos-
ten auch für die Revitalisierung von Brachflächen. Darunter sind förderfähig der Er- 
werb von Liegenschaften, Gebäudeabbruch, Altlastensanierung bis hin zu Baumaß-
nahmen  von Flächen
Die Gemeinschaftsaufgabe “Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur”
Zur direkten und indirekten Verbesserung der wirtschaftlichen Struktur werden im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe “Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur” die Erschließung von Industrie- und Gewerbegebieten gefördert. Die Revitali-
sierung von Brachflächen ist in die Förderung einbezogen. 
Die Städtebauförderung
Zentrales Finanzierungsinstrument von Bund und Länder ist die Städtebauförde-
rung. Die formell im Baugesetzbuch als Sanierung eingebundene Förderung eignet 
sich auch für die innerstädtische Brachflächenrevitalisierung. Insbesondere wird die 
Baureifmachung von Grundstücken, also z.B. Abriss von Gebäuden, Fundamentbe-
seitigung und Altlastenentsorgung gefördert. Die Förderung ist an die Ausweisung 
eines Sanierungsgebietes nach (früher) Städtebauförderungsgesetz (StBauFG) oder 
(heute) Baugesetzbuch (BauGB) gebunden.
Förderung von Sanierung von Altlasten
Die Fördermöglichkeit der  Erkundung und Entsorgung von Altlasten sind von Bun- 
desland zu Bundesland unterschiedlich.
Grundstücksfond Nordrhein-Westfalen
Der im Jahr 1984 eingerichtete Grundstücksfonds NRW hat die Aufgabe, Kommunen 
bei der Aufbereitung von Brachflächen zu unterstützen. Aus den vorhandenen Mit- 
teln werden Industrie- und Verkehrsbrachen aufgekauft, erschlossen und vermarktet, 
deren Aufbereitung unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten unrentabel sind. Das 
Land stellt den Kommunen bei Bedarf den Sachverstand zur Verfügung, um das 
Brachflächenrecycling technisch und finanziell zu realisieren. Dabei wird die LEG 
Stadtentwicklungs GmbH & Co.KG im eigenen Namen im Treuhandauftrag des Lan- 
des tätig. “Die Aktivitäten des Grundstücksfonds Nordrhein-Westfalen gingen in den 
vergangenen Jahrzehnten weit über das einfache Flächenrecycling hinaus und 
ermöglichten neben der Realisierung von Gewerbe- und Technologieparks auch den 
Erhalt wertvoller Industriedenkmäler wie die Zeche „Zollverein XII" in Essen oder die 
Entwicklung touristisch/kultureller Attraktionen, wie den Landschaftspark Duisburg 
Nord”.116 Auch wurden Projekte der Internationalen Bauausstellung “Emscher Park” 
und des Duisburger Innenhafens über den Grundstücksfond entwickelt.
Sonstige Programme
Entsprechend der Eigenart des Vorhabens können Projektfinanzierungen aus an-
deren Programmen genutzt werden, wie zum Beispiel Förderungen des Bundes für 
116 Ferber U., 2003: Seite 74; wie auch die Beschreibung der aufgeführten Finanzierungsinstrumente Seiten 72ff
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berufliche Qualifizierungs- und Beschäftigungsförderungsmaßnahmen. Hierunter fal- 
len Leistungen des Flächenrecyclings, wie der Gebäudeabbruch, das Abfallmana- 
gement oder die Freiraumgestaltung. Hierüber werden in den von hoher Arbeits-
losigkeit gekennzeichneten Regionen Ostdeutschlands zahlreiche Projekte subven-
tioniert.
“Auf stillgelegten Flächen des Bergbaus resultieren nach dem Bundesberggesetz 
Sanierungspflichten im Rahmen eines Betriebsabschlussplans. Sowohl private Flä- 
cheneigentümer, wie etwa die Ruhrkohle AG oder öffentliche Eigner [...] in den 
Braunkohlerevieren der neuen Bundesländer, bemühen sich um eine Kopplung die- 
ser Mittel mit daran anschließenden Standortentwicklungen.“117
6.3 Kooperation und Kommunikation zwischen Vorhabenträger und Gemeinde
Die Projektabläufe werden von öffentlich rechtlichen Verfahren und Genehmigungen 
(Bebauungsplanverfahren,  Baugenehmigungsverfahren, Abrissgenehmigungen, Alt-
lastenentsorung u.a.) sowie privatrechtlich geregelter Verfahren  (Grundstücksver- 
und -kauf, zum Teil Städtebaulicher Vertrag, Beauftragungen u. a.) geprägt. „Öffent-
lich-rechtliche oder hoheitliche Instrumente der Planung und Planrealisierung und 
die privatrechtlichen oder marktorientierten Instrumente ergänzen sich dabei“.118 Die 
gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren regeln die direkte Kooperation zwischen Vor- 
habenträger und Verwaltung einerseits, andererseits auch die Einbindung der Öffent-
lichkeit in den Planungsprozess.119
Langermann, Oppermann, Humborg unterscheiden in ihrem Forschungsprojekt120
bei der Untersuchung der Kommunikation in Planungsprozessen von 16 Fallbeispie-
len aus Baden-Württemberg folgende unterschiedliche Kommunikationsformen:
1. Kommunikation als Koordination
Hierzu zählen als Aufgabe des Planungs- und Projektmanagements innerhalb der 
Verwaltung und der Projektträger die Abstimmungsprozesse, Definition der Arbeitstei-
lung und Zuständigkeiten. Dabei ist eine intensive Kooperation der berührten kommu-
nalen Fachressorts untereinander und mit dem Vorhabenträger erforderlich.  
2. Kommunikation als Kooperation und Partizipation 
Als Kooperationsverfahren werden der Verhandlungs- und Interessenausgleich, als 
Partizipation die Bürger- und Betroffenheitsbeteiligungen im Planungsprozess gese-
hen. Im wesentlichen bezieht sich  diese Kommunikationsart bei den untersuchten 
Fällen auf die dem Bebauungsplan vorgeschalteten Qualität sichernden Verfahren 
(Wettbewerbe, Planungswerkstätten u.a.), dem Bebauungsplanverfahren an sich 
und dem Aushandeln von städtebaulichen Verträgen. Wenn ein informelles Verfah-
ren wie zum Beispiel die Planungswerkstatt gewählt wird, findet eine partizipato-
rische Einbindung der Bürgerschaft in den Planungsprozess statt: Bürgerwünsche 
werden direkt in den Planungsprozess eingebracht. 
117 Ferber U., 2003: Seite 75
118 Strategisches Flächenmanagement, 2002: Seite 6
119 Bürgerbeteiligung im Bebauungsplanverfahren
120 Langer K., Oppermann B., u.a., 2003: Seite 9
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3. Kommunikation als Informationsvermittlung, Marketing, Öffentlichkeitsarbeit 
Diese Kommunikationsart dient zur Imagebildung und öffentlichen Resonanz. Hierzu 
zählt die Projektinformation der Öffentlichkeit im Medienmix über die verschiedenen 
Medien Lokalzeitung, eigener Internetauftritt des Projektes oder in der homepage der 
jeweiligen Stadt sowie im  lokalen Rundfunk und Fernsehen. 
Abb. D - 7 Beispiel: Kommunikation als Kooperation und Partizipation: Organisationsformen und Akteurskonstella- 
tionen. Aus: Langer K., Oppermann B., u.a., 2003: Seite 74 
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E. Evaluierung  der Planungs- und  Realisierungsabläufe der Fallbeispiele
1. Nutzungswandel und städtebauliche Steuerung
Um generell Erkenntnisse über die Transformation von durch den Strukturwandel frei- 
gesetzten Flächen zu gewinnen, werden nachfolgend die Umsetzungsabläufe und 
Steuerungsprozesse der ausgewählten Fallbeispiele analysiert und bewertet. 
Da bei der Umsetzung von Umstrukturierungsgebieten unterschiedliche Bedürfnisse 
und Interessen sowie unterschiedliche Verantwortlichkeiten zusammengeführt und 
gesteuert werden müssen, rücken der Entwicklungsablauf von der Nutzungsaufgabe 
und dem Brachfallen bis zur Neunutzung, die Prozesssteuerung dieser Abläufe 
sowie die Akteurskonstellationen in den Vordergrund. In diesen Prozessen werden 
die immobilienwirtschaftlichen Ziele und Interessen des Vorhabenträgers nach Kapi-
talverwertung und Neunutzung sowie die stadtplanerischen und stadtentwicklungspo-
litischen Ziele der Kommune und der Bürgerschaft effektiv verzahnt. Wegen der un- 
terschiedlichen Auftraggeber, Verantwortlichkeiten und Zielvorstellungen sowie  der 
komplexen Abläufe kann nicht von einem singulärem Prozess und dessen Steuerung 
gesprochen werden, sondern eher von einer Vielzahl von Prozessen, die zusammen-
geführt und bezogen auf die gemeinsame Zielerreichung der Realisierung gesteuert 
werden müssen.
2. Ziel der Evaluierung
Im Zentrum der nachfolgenden Ausführungen steht die Evaluierung121 der Planungs- 
und Realisierungsabläufe der Fallbeispiele, deren Akteurskonstellationen, städte-
bauliche Steuerung und Zeitabläufe sowie deren Hemmnisse und Erfolgsfaktoren. 
Ziel ist die Ableitung von Erkenntnissen über Rahmenbedingungen komplexer Erneu-
erungs- und Umstrukturierungsprozesse, um Grundlagen für die Beantwortung der 
Fragestellungen zur Bedeutung der strategischen und kooperativen Steuerung der 
Stadterneuerung durch Umnutzung zu erhalten. 
3.  Methodisches Vorgehen zur Evaluierung der Entwicklungsabläufe der   
     Fallbeispiele
Bei der Auswahl der Untersuchungsmethodik bieten sich zwei Arten an: die quanti-
tative oder die qualitative Methode.  Die quantitative Methode wird in der empirischen  
Sozialforschung eingesetzt, wenn Aussagen über Häufigkeiten, Lage-, Verteilungs- 
und Streuungsparameter etwa zur Überprüfung von Modellen erforderlich sind. Die 
qualitative Methode zielt dagegen auf die Darstellung von Zusammenhängen und 
deren inneren Struktur. Die qualitative Methode beschreibt eine induktive Vorgehens-
weise, bei der von einzelnen Beobachtungen auf das Allgemeine geschlossen 
wird.122 Für die Auswertung der Fallbeispiele wird die qualitative Methode gewählt, 
weil es bisher keine Erfahrungen mit den Prozessabläufen brach gefallener Flächen 
121 Evaluation bedeutet die Beschreibung, Analyse und Bewertung von Programmen, Plänen, Projekten und Pro-
     zessen, um die Wirkung, Erfolg oder Misserfolg einer Zielerreichung zu überprüfen, um somit eine wirksame Pro-
       zessteuerung zu ermöglichen. Evaluationen dienen der Wirkungsüberprüfung und stellen ein wichtiges  Instrument
     zu der Optimierung von Normen, Regeln und Prozessen dar. Evaluationsverfahren können sich sowohl auf den  
     Kontext, die Struktur, den Prozess als auch auf das Ergebnis beziehen.
122 Heider K., 2002: Seite 76f, Bezug auf Lamnek S., Qualitative Sozialforschung Bd. I, Beltz, Weinheim 1995
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und deren Transformation gibt. Die Entwicklungsabläufe der Fallbeispiele werden 
analysiert und bewertet (Evaluation). Da über diese Methode eine Modell- und 
Thesenbildung möglich ist, können, daraus abgeleitet, Erkenntnisse für zukünftige 
Entwicklungen herangezogen werden, um die Steuerung von komplexen Umstruktu-
rierungsprozessen unter den heutigen und zukünftigen Rahmenbedingungen zu 
optimieren.
A. Auswertung 
1. Auswertungsrahmen
Die komplexen Umsetzungsabläufe und Steuerungsprozesse der ausgewählten Fall- 
beispiele werden bezogen auf die  nachfolgenden Fragestellungen analysiert und 
bewertet:
 Wie sehen die Entwicklungsabläufe und Prozessstrukturen von der Flächen-
freisetzung bis zum Abschluss der Realisierung aus?
 Welche Qualität und Bedeutung hat die städtebauliche Planung?
 Welche unterschiedlichen Akteurskonstellationen zeigen sich in dem Entwick-
lungsablauf?
 Welche Zeitabläufe zeigen sich?
 Welche Kooperationsstrukturen zwischen der öffentlichen Verfahrenssteuerung 
und dem privaten Projektmanagement kennzeichnen die Umstrukturierungen?
 Welche Restriktionen und Entwicklungshemmnisse treten im Entwicklungsab-
lauf auf? 
 Welche Erfolgsfaktoren befördern die Umstrukturierung?
 Wo sind Prozesse nicht optimal gelaufen, welche Gründe sind dafür maßge-
bend? 
2.  Auswertungsraster
Die Entwicklungsabläufe der Fallbeispiele werden zunächst nach einem System von 
Haupt- und Unterkriterien untersucht. Die Hauptkriterien umfassen die Art der Flä-
chenfreisetzung und des Grundstückseigentums, des Managements der Umstruktu-
rierung und der Planungsabläufe. Weitere Hauptkriterien der Untersuchung sind die 
Art der Projektfinanzierung und Förderung der Fallbeispiele sowie der Kooperations- 
und Kommunikationsabläufe. Zu dem Untersuchungsraster gehört als Kriterium auch 
die Analyse des Strategischen Hintergrunds der Entwicklung der Fallbeispiele. Aus 
der Analyse der Entwicklungsabläufe werden Modelle zur städtebaulichen Planung 
und Lösung, Umsetzung und Realisierung, Akteurskonstellation und politisch-admi-
nistrativer Steuerung abgeleitet. Darüber hinaus wird ein Modell des Ablaufprozes-
ses einer Umstrukturierung in acht Entwicklungsphasen erarbeitet. 
Die dreizehn ausgewählten Standorte werden nach folgenden Kriterien ausgewertet:
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2.1 Art der Flächenfreisetzung
Bei den meisten der dreizehn ausgewählten Gebiete startete die Umstrukturierung 
mit der Freisetzung von aufgegebenen Gewerbe- und Industriegebieten und Zechen. 
Von den neun ausgewählten Düsseldorfer Gebieten kommen sechs aus einer In- 
dustriefreisetzung (Hauptbahnhof-Ost, Automeile, Internationales Handelszentrum 
(IHZ),  Mannesmann-Lierenfeld, Vereinigte Kesselwerke, Rheinmetall); von den vier 
Vergleichsstandorte drei als ehemalige Zechenstandorte (Eurotec, Zeche Ewald, 
Minister Stein). Drei Gebiete (Hafen, Arcaden Bilk, Bahngelände Oberkassel) ent-
stammen aus Freisetzungen der Infrastruktur (Hafen, Bahn), eines von den Ver-
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gleichsstandorten (Duisburg Innenhafen). Ein Düsseldorfer Fallbeispiel (Tannen- 
straße) war ursprünglich eine Polizeikasernenflächen. (Abb. E - 1)
2.2  Grundstück, Altlastenentsorgung
Von den dreizehn ausgewählten Standorten befanden sich die meisten auf privaten 
Grundstücken. Von den neun  ausgewählten Düsseldorfer Gebieten wurden und wer- 
den drei auf städtischen Grundstücken (Hauptbahnhof-Ost, Internationales Handels-
zentrum, Hafen) betreut.  Sechs  Bereiche befinden sich in Privatbesitz und werden 
von den Eigentümern oder von deren Beauftragten in der Durchführung gemanagt 
(Automeile, Arcaden, VKW, Rheinmetall, Mannesmann-Lierenfeld, Bahngelände 
Oberkassel). Die Umsetzung der vier Vergleichsstandorte wird von den Eigentümern 
oder deren Beauftragten durchgeführt. Von den neun Düsseldorfer Standorten fielen 
bei zwei Altlastenentsorgungen an (Mannesmann-Lierenfeld, VKW). Bei den vier 
Vergleichstandorten wurden bei zwei (Duisburg Innenhafen, Zeche Ewald) Altlas-
tenentsorgungen durchgeführt. Bei sämtlichen Gebieten fielen mehr oder weniger 
starke Abrissarbeiten an. (Abb. E -1)
2.3  Management
Bei drei Düsseldorfer Gebieten war das Liegenschaftsmanagement der Stadt Düssel-
dorf federführend (Hauptbahnhof-Ost, Internationales Handelszentrum (IHZ) und 
Hafen). Bei acht Gebieten, wie auch bei den vier Vergleichsstandorten, erfolgte das 
Management von den jeweiligen Grundstückseigentümern oder deren Beauftragten 
(Automeile, Arcaden Bilk, Gerichtszentren, Bahngelände Oberkassel, Duisburg In-
nenhafen, Zeche Ewald, Eurotec und Minister Stein). Zwei Gebiete wurden von  
Projektentwicklern, die die Grundstücke kauften, gemanaged (Mannesmann-Lieren-
feld, Derendorf-Nord (Tannenstraße)). (Abb. E - 1)
2.4  Städtebauliche Planung
2.4.1  Planungsstrategie
Eine Angebotsplanung wird von einem Grundstückseigentümer oder der Stadt initi- 
iert, um Grundstücke mit Baurecht an einen Investor mit dem Ziel einer Bebauung zu 
verkaufen. Nach dieser Strategie wurden zehn Fallbeispiele abgewickelt (Haupt-
bahnhof-Ost, Internationales Handelszentrum, Mannesmann-Lierenfeld, Hafen, 
Bahngelände Oberkassel, Derendorf-Nord, Duisburg Innenhafen, Zeche Ewald, 
Abb. E - 1  Tabelle Freisetzung, Grundstück, Management  
x
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Eurotec und Minister-Stein). Drei Fallbeispiele (Arcaden Bilk, Automeile und Ehema-
lig VKW (Gerichte)) entwickelten sich auf der Grundlage einer Nachfrageplanung. 
Investoren fragten die Grundstücke zum Kauf zwecks Bebauung nach, die Planung 
wurde dann in Kooperation mit den Grundstückseigentümern durchgeführt. Für vier 
Gebiete wurden Städtebauliche Verträge abgeschlossen. (Arcaden Bilk, Mindener 
Straße, Bahngelände Oberkassel, Derendorf Nord) (Abb. E – 2)
2.4.2  Planungsinstrumente
Bis auf das Gebiet Mannesmann-Lierenfeld wurden für die ausgewählten Düsseldor-
fer Gebiete und für einen Vergleichsstandort Qualität sichernde Verfahren wie städ- 
tebauliche Wettbewerbe, Werkstattverfahren oder Gutachten durchgeführt. Das so 
ermittelte städtebauliche Konzept wurde nach einer Überarbeitungsphase Grundla-
ge für den anschließenden Bebauungsplan.
Für sechs Gebiete (Hauptbahnhof-Ost, Internationales Handelszentrum (IHZ), Hafen 
(Phase 3), Gerichtszentrum (VKW), Bahngelände Oberkassel, Derendorf-Nord 
(Rheinmetall und Tannenstraße) wurden städtebauliche Wettbewerbe, bei den letzte-
ren in der ersten Bearbeitungsphase, durchgeführt. 
In zwei Gebieten (Arcaden Bilk, Derendorf-Nord (Rheinmetall, Tannenstraße, hier in 
der zweiten Bearbeitungsphase)) wurden Werkstattverfahren veranstaltet. Von den 
vier Vergleichsstandorten wurde ein ähnliches Verfahren bei der Zeche Ewald ange- 
wendet. In den Gebieten VKW, Medienhafen und Internationales Handelszentrum 
wurden Bauwettbewerbe oder projektorientierte Gutachten in Mehrfachbeauftragung 
zur Qualitätssicherung der Gebäude durchgeführt. 
Rahmenkonzepte wurden als Vorlauf zu dem Wettbewerb bei Hauptbahnhof-Ost,  
Güterbahngelände Oberkassel und Derendorf-Nord (Tannenstraße, Rheinmetall) 
entwickelt. Für die Tannenstraße und Rheinmetall (hier in der ersten Bearbeitungs-
phase Derendorf-Nord) wurde ein übergreifender Rahmenplan als Vorgabe des 
Bebauungsplans, der das Wettbewerbsergebnis konkretisierte, ausgearbeitet. 
Für vier Gebiete wurden lediglich Rahmenpläne und Erschließungskonzepte aufge-
stellt. Sie dienten  als Grundlage für die Baugenehmigung nach § 34 BauGB. Das 
galt bei den Düsseldorfer Fallbeispielen für die Automeile und bei den Vergleichs-
standorten für den Technologiepark Eurotec, für den Duisburger Innenhafen 
(nördlicher Teil) und die Zeche Minister Stein (Bereich Hammerkopf) als Grundlage 
für den Erschließungsbau und die Baugenehmigung nach § 34 BauGB. 
Abb. E - 2  Tabelle Planung
x
x x
x
x
x
x
E. Evaluierung der Planungs- und Entwicklungsabläufe
189
Bis auf Automeile und Eurotec wurden bei allen übrigen Gebieten Bebauungspläne 
aufgestellt. (Abb. E – 2)
2.5  Umsetzung/Realisierung
2.5.1  Art der Umsetzung
Bis auf das Gebiet Arcaden Bilk erfolgte die Umsetzung auf von dem Vorhabenträger 
mit Baurecht verkauften Grundstücken. Bei den Arkaden Bilk wurde die gesamte 
Bebauung durch den Vorhabenträger durchgeführt, im Duisburger Innenhafen und 
Gewerbepark Eurotec realisierte der Vorhabenträger eigene Projekte. In den Gebie-
ten Hafen (bis auf Phase 1), Automeile, Arcaden Bilk, Ehemalig VKW, Derendorf-
Nord und Bahngelände Oberkassel erfolgte und erfolgt die Umsetzung über den 
freien Markt ohne Subventionen. (Abb. E – 3)
2.5.2  Dauer der Umsetzung
Der Realisierungsprozess erstreckte sich bei den meisten Gebieten über viele Jahre 
hinweg. Von neun Düsseldorfer Gebieten hatten fünf Gebiete (Hauptbahnhof-Ost, In- 
ternationales Handelszentrum, Hafen (Phase 2), Ehemalig VKW, Bahngelände Ober- 
kassel) eine Gesamtablaufzeit  von mehr als  fünfzehn Jahren. Bei den Vergleichs-
standorten trifft dies auf drei zu (Duisburg Innenhafen, Moers Eurotec, Dortmund 
Minister Stein). Drei Gebiete liegen  in dem Zeitbereich acht bis fünfzehn Jahre (Man- 
nesmann-Lierenfeld, Medienhafen (Phase 1), Derendorf-Nord). Bei den Vergleichs-
standorten trifft dies für die Zeche Ewald zu. Zwei Gebiete (Automeile, Arcaden Bilk) 
haben sich innerhalb von acht Jahren entwickelt. 
Die Ablaufzeit der ausgewählten Gebiete liegt in einer Zeitspanne von 5 - 24, im 
Durchschnitt bei  rd. 15 Jahren. Von den dreizehn untersuchten Gebieten sind elf 
schon mehr als zehn Jahre (Abb. E - 4, E - 5, E - 6) in der Umwandlung 
(Hauptbahnhof-Ost, IHZ, Nördliches Derendorf (Tannenstraße, Rheinmetall), VKW, 
Hafen (Phase 1 und Phase 2), Bahngelände Oberkassel,  Duisburg Innenhafen, 
Eurotec Moers, Minister Stein,  Dortmund).
Die Unterteilung der Ablaufzeiten in die Ablaufabschnitte Baureifmachung, Planung 
und  Realisierung  zeigt, dass der Abschnitt Realisierung mit einer durchschnittlichen 
Zeit von 9,6 Jahren (46 Prozent der Ablaufzeit) die größte Zeitbeanspruchung 
aufweist, gefolgt von dem  Planungsabschnitt (Wettbewerb, Bebauungsplan) mit 4,4 
Jahren (21 Prozent), der Brachflächenzeit mit 4,1 Jahren (19 Prozent) und der  
Baureifmachung von 2,9 Jahren (14 Prozent). (Abb. E – 3, E – 4, E - 5, E - 6)
Abb. E - 3  Tabelle Umsetzung, Realisierung
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Abb. E - 4  Ablaufzeiten
Abb. E - 5  Zeitverteilung
7
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2.5.3  Stand der Umsetzung
Die meisten Fallbeispiele (8) haben die Umwandlung weitgehend abgeschlossen. 
Vier sind im Bau (Ehemalig VKW, Derendorf Nord, Zeche Ewald und Minister Stein). 
Ein Gebiet (Oberkasseler Bahngelände) ist mit Rechtskraft des Bebauungsplans 
baureif.
2.6  Projektfinanzierung und Förderung
Bei der Projektfinanzierung zeigen sich drei Typen: zum einen, die als Selbstläufer 
gewinn- und nachfrageorientiert abgewickelt werden, zum anderen solche Projekte, 
die nur in Kooperation mit der Kommune wirtschaftlich umgewandelt werden und drit- 
tens solche, deren Umwandlung sich nicht ohne Subventionen wirtschaftlich ge- 
staltet. Zum Selbstläufertyp (Kapitel D 6.1, S. 179) gehören der Hafen mit den 
Entwicklungsphasen  2 - 4, Automeile, ehemalige Vereinigte Kesselwerke (VKW), 
Derendorf-Nord und das Bahngelände Oberkassel. Auf eine Kooperation mit der 
Gemeinde waren die Projekte Hauptbahnhof-Ost und Arcaden-Bilk angewiesen. 
Ohne Subventionen konnten folgende Projekte nicht wirtschaftlich umgewandelt 
werden: Internationales Handelszentrum, Mannesmann-Lierenfeld, der Duisburger 
Innenhafen und die drei ehemaligen Zechen Rheinpreussen (Eurotec), Ewald und 
Minister Stein.
Die aktuellen Düsseldorfer Umstrukturierungsgebieten erhalten keine Subventionen. 
Lediglich wurde in älteren Gebieten wie Hauptbahnhof-Ost, Internationales Handels-
zentrum und Hafen (Phase I) die Baureifmachung  (Abriss von Gebäuden, Maschi-
nenfundamenten, Zuschüttung des Berger Hafens u.a.) über Städtebauförderungs- 
Abb. E - 6  Zeitanteile
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mittel gefördert. Diese Ge-
biete waren entsprechend 
als förmlich festgelegte Sa-
nierungsgebiete nach dem 
Städtebauförderungsge-
setz (StBauFG) ausgewie-
sen.
Im Gegensatz zu Düssel-
dorf ist das Ruhrgebiet För- 
derungsgebiet des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und des 
Grundstücksfonds  NW. Für die ausgewählten Referenzprojekte aus dem Ruhr- 
gebiet (Zeche Ewald, Innenhafen Duisburg, Minister Stein)  wurden neben Städte-
bauförderungsmittel beträchtliche Mittel aus dem EFRE-Fonds (Ziel 2), dem Förder-
bereich “Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur NW” sowie zum Teil 
(Ausnahme ehemalige Zechen) dem Grundstücksfonds NW zur Verfügung gestellt. 
(Abb. E – 7) 
Die meisten Düsseldorfer Fallbeispiele sind als „Selbstläufer“ (Kapitel D 6.1) einzu-
stufen. Die Beispiele Hauptbahnhof, Hafen (Phase 1) und Handelszentrum sowie die 
externen Duisburger Innenhafen und die Zechenbeispiele sind wegen der Förder-
gelder den „Entwicklungsflächen“ zu zuordnen. Bei den älteren Umstrukturierungsge-
bieten wie Hauptbahnhof-Ost, VKW, Internationales Handelszentrum und Hafen 
(Phase 1) wurden zur Baureifmachung der Grundstücke (Altlastenentsorgung, Ab-
riss von Gebäuden, u.a.) wegen der beträchtlichen Kosten Subventionen aus Städte-
bauförderungsmittel bezogen. Das bezog sich auch auf die Planungsvorbereitungen 
wie zum Beispiel die Durchführung städtebaulicher Wettbewerbe. Diese Gebiete 
waren daher als Sanierungsgebiete nach Städtebauförderungsgesetz (StBauFG) 
förmlich festgesetzt.  
2.7 Kooperationsformen
Kooperationen beziehen sich auf die Zusammenarbeit von privaten Vorhabenträgern 
und der öffentlichen Verwaltung. Bis auf die Arcaden Bilk beschränkt sich die 
Kooperation bei den Fallbeispielen, die nicht im städtischen Eigentum waren, auf die 
gesetzlich vorgeschriebenen Beteiligungsformen. Bei den Arcaden erfolgte die Um-
setzung in der Form einer Public Private Partnership nach den in einem kooperativen 
Werkstattverfahren ermittelten Planungszielen, die über einen Bebauungsplan und 
städtebaulichem Vertrag abgesichert wurden. (Abb. E – 8)
2.8  Strategischer Hintergrund der Entwicklung der Fallbeispiele
Die strategischen Nutzungsziele einer Neunutzung ergaben sich aus der individu-
ellen Situation und Lage des Grundstücks sowie aus dem zeitlichen Entwicklungs- 
hintergrund der Durchführung der Umstrukturierung. Der Strukturwandel Düssel-
dorfs von der Industrie- zur Dienstleistungsstadt führte wegen der Krise der Montan-
industrie zunächst zu Flächenfreisetzungen im Stadtgebiet hauptsächlich in Indus- 
Abb. E - 7
Abb. E - 7  Tabelle Förderung, Subvention (Eigene Darstellung) 
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triegebieten. Mannesmann und Thyssen gaben einen großen Teil ihrer Düsseldorfer 
Produktionsstandorte auf. Das galt auch für die Zechenbeispiele. Später kam die 
Aufgabe von Bahnflächen und in der Folge der deutsche Einheit Post- und Militärflä-
chen hinzu. So fiel zum Beispiel der Umbau des Hauptbahnhofs und die städtebau-
liche Neuordnung der Bahnhofsseiten in den Zeitabschnitt der Düsseldorfer 
Stadtentwicklung, der nach dem Wiederaufbau nach 1970 mit Konsolidierung und 
Ausbau der Infrastruktur beschrieben wird. In dieser Phase war es Strategie der 
Stadt, die technische Infrastruktur (Zentrale Müllverbrennung, Kläranlagen) sowie 
die Verkehrsinfrastruktur (Rheinbrücken, Großprojekte des Individual- (Nordring, Fle- 
her Knoten) und des öffentlichen Nahverkehrs (U-Bahnbau)) auszubauen. So war 
der U-Bahnbau die Initialzündung für die städtebauliche Neuordnung des Bahnhofbe-
reichs. Strukturprägend für die städtebauliche Neuordnung war der Bahnhofsumbau 
mit dem Einbau einer U-Bahnstation, die dadurch ermöglichte Öffnung des Bahnhofs 
nach Osten mit einem neuen Bahnhofsplatz sowie die dadurch erforderliche Neuord-
nung der verkehrlichen Andienungsfunktionen des Bahnhofs. Auch die Entwicklung 
des im städtischen Besitz befindlichen Rheinhafens kann in ihrem Ursprung zu der 
Strategie der Verbesserung der Verkehrsstruktur gezählt werden. Mitte der 1970er 
Jahre führte ein Ratsbeschluss dazu, Teile des Südbereiches des Hafens für eine 
Neunutzung abzugeben, um die verbliebene Hafennutzung zu rationalisieren. Der 
Hafen schrieb seit Jahren rote Zahlen, ein Wirtschaftlichkeitsgutachten führte zu 
dieser Entscheidung. Die weitere  Umnutzung des Hafens fiel in die anschließende 
Phase der Düsseldorfer Stadtentwicklung, die von dem Ausbau der oberzentralen 
Funktionen Düsseldorfs und des nationalen und internationalen  Wirtschaftsstand-
orts geprägt war. Für den Ausbau der oberzentralen Funktionen steht der Neubau 
des Düsseldorfer Landtags im Hafen und die Neuordnung des Ministerienviertels in 
der weiteren Hafenumgebung. Für den Wirtschaftsstandort Düsseldorf war zunächst 
die Konsolidierung der Industrienutzung (Kommunalpolitisch: „Sicherung der Blau-
mannarbeitsplätze“) wichtig. Hierzu zählte der Erhalt der Industrienutzung des Man-
nesmanngeländes Lierenfeld. Für die Entwicklung des Wirtschaftsstandortes eben- 
so bedeutend sollte die Umstrukturierung des Mannesmanngeländes an der Kölner 
Straße zum Internationalen Handelszentrum (IHZ) werden. Zum damaligen Zeit-
Abb. E - 8  Tabelle Kooperationsformen (Eigene Darstellung)
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punkt wurde bereits 15 Prozent des Außenhandels, insbesondere durch den Stahl-
handel, über Düsseldorfer Schreibtische abgewickelt. Strategisches Ziel war es, für 
die zunehmende Internationalisierung des Handels ein Quartier zu entwickeln. Die 
nachfolgende Wirtschaftskrise und der Einbruch von Kohle und Stahl führten zu 
einer Stagnation der Entwicklung des IHZ. Erst die zu Beginn der 2000er Jahre 
einsetzenden Entwicklung Düsseldorfs zum Standort von bedeutenden Unterneh-
mensberatungsfirmen brachte eine neue Dynamik in die Entwicklung des Handels-
zentrums, die mit der Ansiedlung von Großbetrieben der unternehmensbezogenen 
Dienstleistungen zu einer Änderung des Nutzungsziels Handel führte. An diesem 
Beispiel zeigt sich, wie das Auf und Ab der  wirtschaftlichen Entwicklung Einfluss auf 
die Neunutzung großer Umstrukturierungsgebiete nimmt. Auch die Expansion der 
Hafenentwicklung der 2000er Jahre zum „MedienHafen“ wird von der aufkommen-
den Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechnik getragen und geht 
auf die Entwicklung Düsseldorfs zum Werbestandort Nr. 1 in Deutschland zurück. 
Der Niedergang der New Economy führte wiederum zu Leerständen der Büronut-
zung im Hafen. Strategisches Gesamtziel für die Neunutzung der Umstrukturierungs-
gebiete ist zur Verhinderung einseitig genutzter Bereiche möglichst eine Misch- 
nutzung.  
3. Einordnung der Entwicklungsabläufe der untersuchten Fälle
Aus den Entwicklungsabläufen werden die nachfolgenden modellmäßigen Betrach-
tungen abgeleitet.
3.1  Städtebauliche Planungsmodelle
Bei der Auswertung der aufgeführten Beispiele zeichnen sich drei städtebauliche 
Planungsmodelle ab. In den meisten Gebieten (Hauptbahnhof, IHZ, Hafen (Phase 1, 
Phase 3), Arcaden Bilk, Ehemal. Vereinigte Kesselwerke, Nördliches Derendorf, 
Bahngelände Oberkassel, Zeche Ewald) wurde die städtebauliche Planung in den 
nachfolgenden Schritten durchgeführt:  (Abb. E - 9)
1. Qualitätssicherndes Verfahren (städtebaulicher und Realisierungs-Wettbewerb, 
Planungswerkstatt, Städtebauliche Gutachten in Mehrfachbeauftragung)
2. Bebauungsplan 
3. Baugenehmigung nach den Festsetzungen des Bebauungsplans  
In dem zweiten Planungsmodell stehen die Festsetzungen des Bebauungsplans im 
Vordergrund. Hier ist auf ein Qualität sicherndes Verfahren verzichtet worden. Die 
Planungsziele werden über die Festsetzungen (z.B. detaillierte ökologische und 
Grünfestsetzungen) im Bebauungsplan erreicht. Dieses Muster wurde in wenigen 
Fällen (Hafen (Phase 2, Phase 4), Ehemal. Mannesmann Lierenfeld, Zeche Minister 
Stein (Evinger Mitte, Duisburger Innenhafen (Südlicher Bereich)) gewählt und um-
fasst die beiden Schritte: (Abb. E - 10)
E. Evaluierung der Planungs- und Entwicklungsabläufe
195
1. Bebauungsplan 
2. Baugenehmigung nach den Festsetzungen des Bebauungsplans  
Häufiger (Automeile, Duisburg Innenhafen (nördlicher Bereich), Eurotec, Zeche 
Minister Stein (Service- und Gewerbepark)) wurde das dritte Planungsmuster ge-
wählt. Hier handelt es sich um Gebiete, die in einem größeren Nutzungskontext 
(Industrie, Hafen) liegen und dadurch von der Gebäudestruktur vorgeprägt sind. Zu- 
meist liegt auch eine Erschließung vor. Wenn die Neunutzung nach der Art und die 
Abb. E - 11  Städtebauliches Planungsmodell 3
Abb. E - 10  Städtebaulches Planungsmodell 2
Abb. E - 9  Städtebauliches Planungsmodell 1
Eigene Darstellung
Eigene Darstellung
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Gebäudestruktur in den vorhandenen Umgebungsrahmen und vorhandenen Be- 
bauungszusammenhang passt und die vorhandene Prägung des Gebietes beibehal-
ten wird, wenn zusätzlich noch vorhandene Gebäude stehen bleiben und moderni-
siert werden, kann die Baugenehmigung ohne das Vorliegen eines Bebauungs- 
plans über das positive Einfügen in die Umgebung nach Nutzungsart und Gebäude-
entwurf erreicht werden. Voraussetzung ist, dass die Erschließung gesichert ist123.
Über einen Rahmenplan (Masterplan) wird das Nutzungs- und Erschließungskon-
zept erarbeitet, das bei der Einzelbeurteilung und Genehmigung der Baugesuche 
über die Umgebungseinfügung und die gesicherte Erschließung herangezogen 
werden kann.
In diesen Beispielen wird von zwei Schritten ausgegangen:
1.  Rahmenplan (Masterplan)  als informeller Plan 
     (Nutzungs-, Erschließungskonzept, Gebäudestruktur)
2.  Baugenehmigung nach § 34 BauGB
     (Einfügungsgebot Art und Maß der Nutzung, Erschließung muss gesichert sein)
     (Abb. E - 11)
3.2 Kooperationsmodelle
Bei den Fallbeispielen nach dem ersten Planungsmodell haben sich zwei Kooperati-
onsmodelle zwischen Vorhabenträger und Kommune herausgebildet: das reaktive 
und kooperative.  
Die gängigste Form war das reaktive Modell. Der Vorhabenträger wendet sich an die 
Gemeinde mit der Umstrukturierung seines Grundstücks. In den meisten Fällen 
wurde daraufhin die Ausschreibung eines städtebaulichen Ideenwettbewerbs verein-
bart, der von der Kommune als Ausdruck der Planungshoheit finanziert und durchge-
führt wurde. Über das Ausschreibungsprogramm erfolgt eine Abstimmung zwischen 
Gemeinde und Vorhabenträger. Die Interessen des Vorhabenträgers werden darü-
ber hinaus mit der Teilnahme als Sachpreisrichter im Preisgericht gewahrt. Das 
Preisgericht setzt sich aus Fachpreisrichtern (externe Architekten/Planer, Baudezer-
nent) und Sachpreisrichtern (Parteienvertreter, Vorhabenträger) zusammen, die 
Fachpreisrichter haben die Stimmenmehrheit. Das Verfahren dient zur Auswahl 
einer fachgerechten Lösung aus einer Reihe von Lösungen der Wettbewerbsteilneh-
mer. Das mit den Empfehlungen des Preisgerichtes versehene städtebauliche Kon-
zept wird, nach einer Überarbeitung durch den Preisträger, mit Einarbeitung der 
Preisgerichtsempfehlungen Grundlage für die Ausarbeitung des Bebauungsplans. 
Der Bebauungsplan ist wiederum Grundlage für die Dispositionen des Vorhabenträ-
gers, für die Grundstücksaufteilung und das nachfolgende Baugenehmigungsverfah-
ren.
Die  nachfolgende Zeit steht in der Verantwortung des Vorhabenträgers, der seine 
Dispositionen trifft und eventuell Grundstücke veräußert usw. In diese Prozesse, die 
viel Zeit in Anspruch nehmen können, ist die Gemeinde nicht eingebunden. Erst 
123 § 34 Baugesetzbuch (BauGB)
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wenn z.B. Abrissgenehmigungen 
erteilt werden, Altlastenentsor-
gungen durchgeführt werden  und 
Baugenehmigungen erfolgen, ist 
die Gemeinde punktuell wieder im 
Spiel. Es erfolgt keine Beteiligung 
der Gemeinde am Planungswert-
gewinn. 
Die Kooperationsform wird als re-
aktiv bezeichnet, weil die Gemein-
de auf die Aktivitäten des Vor- 
habenträgers mit der Erfüllung der 
gesetzlich vorgeschriebenen Ver-
fahren reagiert. Die von der Ge-
meinde unter der Ausfüllung der 
Planungshoheit durchgeführten 
Planungs- und Genehmigungspro-
zesse können als „hoheitlich“ cha-
rakterisiert werden. (Abb. E - 12)
Ein Fallbeispiel (Arcaden Bilk) 
wurde in der Planung und Reali-
sierung nach dem kooperativen 
Modell abgewickelt. Anstelle der 
hoheitlichen Planung trat die ko-
operative Planung und Realisierung. Der Unterschied zu den bisherigen Verfah-
rensabläufen lag darin, dass die Planungsziele der Umstrukturierung zwischen den 
Akteuren Vorhabenträger, Gemeinde und Bürgerschaft über ein von dem Vorhaben-
träger und der Gemeinde ausgeschriebenen und finanzierten Werkstattverfahren 
ausgehandelt wurden und über städtebauliche Verträge ein Planungswertausgleich 
in der Form von Kostenbeteiligung des Vorhabenträgers an der Erschließung und 
sonstiger Infrastruktur, die von der Bürgerschaft eingebracht wurde, vereinbart 
wurde. Im Werkstattverfahren wurde das zwischen den Akteuren ausgehandelte 
Programm den Architektenteams zur Bearbeitung übergeben. Die ausgearbeiteten 
Lösungen wurden in öffentlichen Veranstaltungen schrittweise optimiert. Ein Gremi-
um, in dem die Akteure vertreten waren, wählte ein städtebauliches Konzept als 
Grundlage für den nachfolgenden Bebauungsplan aus. Über städtebauliche Verträ-
ge wurde das gegenseitige Geben und Nehmen vereinbart. (Abb.  E – 12)
3.3  Städtebauliches Lösungsmodelle
Die Überplanung der Umstrukturierungsgebiete vollzieht sich zur Vermeidung einsei-
tig genutzter Stadtbereiche mit dem Ziel einer gemischten Nutzung. So wurden die 
meisten der ausgewählten Gebiete mit einer gemischten Nutzung geplant und 
realisiert. Nur vier  der ausgewählten Gebiete (Mannesmann-Lierenfeld, Automeile, 
Eurotec und Zeche Ewald) haben wegen ihrer gewerblichen und industriellen Zielset- 
Abb. E - 12 Kooperationsformen
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zung  keinen Wohnanteil. Der bisher fertig gestellte Medienhafen weist bisher wegen 
der Nähe zur Hafenindustrie und zu dem bis in die 1990er Jahre betriebenen 
Kohlekraftwerk Lausward keine Wohnnutzung auf. Erst in der Entwicklungsphase IV 
sind Wohngebäude geplant. Hierzu sind bereits Bebauungspläne im Verfahren, die 
einmal die gewerblich-industrielle Nutzung des Hafens und zum anderen eine Wohn-
nutzung im Bereich der Kesselstraße, Speditionstraße sichern sollen. Wegen der an- 
grenzenden Industrie mit  hohen Lärm- und Geruchsemissionen (u.a. Tierfuttermittel-
betriebe) ist die in den Bebauungsplänen angestrebte Konfliktlösung des Nebenein- 
anders von Wohnen und Industrie eine rechtlich äußerst schwierige Angelegenheit 
mit ungewissem Ausgang.124        
Die städtebaulichen Lösungen werden von der jeweiligen Lage des Gebietes im 
Stadtgebiet beeinflusst. Die ausgewählten Gebiete zeigen als von der Vornutzung 
frei geräumte Flächen folgende Grundstücks- und Lagemuster:
1. Frei geräumte Flächen ohne städtebauliche Anbindungsrestriktionen
2. Frei geräumte Flächen, die in eine vorhandene Stadtstruktur eingebunden sind
3. Teilgeräumte Flächen mit Übernahme von Gebäude- und Erschließungsstruktu-
ren der Vornutzung
Bei großen frei geräumten Flächen, deren Umgebung nicht prägend ist, gibt es für 
die städtebauliche Entwicklung allenfalls Restriktionen, was die Anbindung an die 
äußere Erschließung angeht. Die städtebauliche Struktur kann mit der Inneren Er- 
schließung frei entwickelt werden. Das gilt zum Beispiel für die untersuchten Gebiete 
Mannesmann-Lierenfeld, Automeile, Zeche Ewald und Internationales Handelszent-
rum. Bei frei geräumten Flächen, deren Umgebung prägend ist, gibt es für die städ- 
tebauliche Entwicklung Anpassungserfordernisse. Ein Gebiet, das von einer Wohn-
nutzung umgeben ist, erfordert zumindest in den Randbereichen  Anpassungen an 
die Wohnnutzung. Auch die innere Erschließung des Gebietes kann nur von be-
stimmten Punkten der Umgebung aus entwickelt werden. Hier sind insbesondere 
das Gebiet des ehemaligen Güterbahngeländes Oberkassel, des Hauptbahnhofs-
Ost und das Teilgebiet von Derendorf-Nord Schlachthof/Schlösser zu nennen. In den 
meisten Gebieten wird die städtebauliche Struktur der Neunutzung von dem Erhalt 
von Gebäuden der Vornutzung bestimmt. Es sind dies die Gebiete Derendorf-Nord 
(Rheinmetall, Landesgrundstück), Medienhafen (Phase 2 und 3), Duisburg-Innenha-
fen und Eurotec.
Die städtebauliche Gestalt der Gebiete wird von dem Ziel der Vermarktung der Ein- 
zelgrundstücke geprägt. Die auf den Grundstücken in unterschiedlichen Zeiträumen 
errichteten Einzelarchitekturen prägen die städtebauliche Gestalt. Hier können Qua-
lität sichernde Verfahren (Wettbewerbe…) und entsprechende Festsetzungen im 
Bebauungsplan einen Rahmen beschreiben, der eine geordnete städtebauliche Ge- 
stalt bewirkt. Dieser Rahmen darf jedoch nicht zu eng gezogen werden, um eine 
124 Zur Zeit (2009) liegt die Landeshauptstadt mit der Bezirksregierung in einem Rechtsstreit, die die Flächennutzungsplanän-  
      derung mit der Ausweisung „Gemischte Baufläche“ und damit der der Möglichkeit der Unterbringung von Wohnungen we-
      gen der Auswirkungen auf die Industrienutzung abgelehnt hat.
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Vermarktung nicht einzuschränken. Das führt letztendlich häufig zu Befreiungen von 
Festsetzungen des Bebauungsplans im Baugenehmigungsverfahren.
3.4  Umsetzungs- / Realisierungsmodell
Je nachdem ob der Grundstückseigentümer einen Entwickler für die Realisierung 
beauftragte, ob er das Grundstück an einen Entwickler verkaufte oder ob er selbst 
die Realisierung durchführte, vollzog sich die Umsetzung / Realisierung der unter-
suchten Gebiete nach dem gleichen Schema. Nach oder bereits während der Phase 
der Baureifmachung, die von Abriss der Gebäuden und Altlastenentsorgung, soweit 
notwendig, geprägt ist – in diese Phase fällt auch die Entscheidung über den Erhalt 
von Gebäuden  und über eine  Zwischennutzung - erfolgt die Abstimmung mit der Ge- 
meinde über die Planungsziele über ein Qualität sicherndes Verfahren (Wettbewerb, 
Werkstatt u.a.) und den Bebauungsplan. In einigen Fällen wurde mit städtebaulichen 
Verträgen Kostenübernahmen (z.B. Erschließung, Infrastruktur) vereinbart. Nach 
dem Bau der Erschliessung erfolgte auf der Grundlage der Festsetzungen des Be- 
bauungsplans die Einzel-Grundstücksvermarktung und der Grundstücksverkauf, wo- 
bei in den Kaufverträgen der städtischen Grundstücke qualitative Regelungen zur 
Abb. E - 13  Modell Regelablauf
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Stadtgestaltung und Architektur enthalten waren. Nach Erteilung der Baugenehmi-
gung erfolgt die Bebauung durch den neuen Eigentümer. (Abb.  E - 13 )
Werden die einzelnen Ablaufschritte den jeweiligen Hauptverantwortlichkeiten Grund- 
stückseigentümer/Vorhabenträger und Gemeinde zugeordnet, zeigen sich getrennte 
Verantwortlichkeiten, die über rechtlich begründete Kooperationsstrukturen verknüpft 
sind. Die Verantwortung des Grundstückseigentümers/Vorhabenträgers bezieht sich 
auf die Projektsteuerung und -abwicklung zum Beispiel vom Brachfallen bis zur Neu- 
bebauung. Die Verantwortung der Gemeinde besteht in der Abwicklung der für den 
Fortgang des Projektes notwendigen Planungs- und Genehmigungsprozesse auf der 
Grundlage von Gesetzen und Verordnungen. Zwischen den beiden Akteuren entste-
hen zu bestimmten Abschnitten des Projektablaufes Kooperationsformen zur Abwick-
lung der Planungs- und Genehmigungsprozesse. (Abb.   E – 14)
3.5  Einpassung in ein Modell der Baulandentwicklung
Die Umstrukturierungsgebiete sind Bestandteil der Baulandreserven. Diese umfasst 
2007 in Düsseldorf in Baugebieten 496 ha125 (282 ha für Wohn-, 125 ha für Büro- und  
89 ha für Gewerbenutzung)126. 236 ha davon entfallen mit nahezu 50 Prozent auf 
Umstrukturierungsgebiete, was deren hohe Bedeutung für das Planungs- und Bauge-
schehen in Düsseldorf kennzeichnet. Die Umsetzung der Umstrukturierungsgebiete 
ist in eine Baulandstrategie eingebettet. Für die Baulandbereitstellung gibt es fol-
gende Entwicklungstypen:
Baulandstrategietypen 
„Strategietyp I 
Klassische Angebotsplanung (Bebauungsplanung, Bodenordnung, Erschließung) 
und anschließende Beitragserhebung)
Strategietyp II
Entwicklung gemeindeeigener Flächen (ggf. durch Zwischenerwerb oder Ausübung 
von Vorkaufsrechten) durch die Gemeinde in eigener Regie (Verkauf der baureifen 
Grundstücke - Verf.)  
Strategietyp III
Zwischenerwerb oder Erwerb von Verfügungsrechten und Entwicklung von Bauflä-
chen durch eine von der Gemeinde eingeschaltete (städtische, private oder ge-
mischte) Gesellschaft
Strategietyp IV
Entwicklung privater Flächen durch private Akteure aufgrund (eines Bebauungsplans  
und eventuell - Verf.) eines städtebaulichen Vertrages oder eines Vorhaben- und
Erschließungsplans. (Hierunter entfällt auch die Baugenehmigung nach § 34 BauGB 
(„Einfügen“, „Erschließung muss gesichert sein“) mit einem Rahmenplan (Masterplan),
125 Ohne Baulücken.
126 Bauflächen für das Wohnen, 2007: Seite 118, Bauflächen Gewerbe und Dienstleistungen, 2007: Seite 324
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der die Erschließung regelt und ausführt. - Verf.)
Strategietyp V
Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme“127
Die untersuchten Düsseldorfer Gebiete entfallen bei der Baulandbereitstellung, so-
weit sie städtischem Eigentum entsprechen, auf den Typ II, die übrigen, soweit sie in 
privatem Eigentum sind, auf den Typ IV. Die Vergleichsstandorte verlaufen nach 
dem Strategietyp IV, wobei zwei mit Bebauungsplänen (Zeche Ewald, Minister Stein) 
127 Frickmann J., Baulandbereitstellung: Innovative Organisationsmodelle, 2002:  Seite 12
Abb. E - 14  Regelablauf mit geteilten Verantwortlichkeiten
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und zwei über eine Rahmenplanung und die Baugenehmigung über § 34 BauGB 
entwickelt wurden (Eurotec, Duisburg Innenhafen).
Den Strategietyp III verfolgt der Grundstücksfond Ruhr, der Grundstücke als Zwi-
schenerwerb aufkauft und diese nach erfolgter Bebauung weiter verkauft. 
3.6  Modell des Ablaufprozesses der Umstrukturierung
Die dreizehn Gebiete wurden in ihrem Entwicklungsablauf nach vierzehn Entwick-
lungsschritten untersucht. Dabei stellt sich heraus, dass die meisten ähnliche Ent-
wicklungsschritte aufweisen. Aus den untersuchten Fällen kann ein Prozessablauf- 
modell abgeleitet werden. Das Brachfallen und der Umstrukturierungsprozess voll-
zieht sich in 8 Phasen. (Abb. E - 15)
Zur Phase 1:
Die Aufgabe zum Beispiel einer Gewerbe/Industrienutzung beansprucht einen länge-
ren Prozess der Umorganisation des Betriebes. Produktionsprozesse laufen aus und 
werden verlagert. Liegt ein Konkurs (Insolvenz) vor, wird für dessen Abwicklung Zeit 
gebraucht. Während dieser Zeit werden die nicht mehr genutzten Gebäude durch 
eine Zwischennutzung belegt, die über zeitlich befristete Mietverträge gesteuert wird. 
Nicht mehr genutzte Gebäude und Flächen fallen brach.
Zur Phase 2:
In dieser Phase  entscheidet der Grundstückseigentümer über eine Verwertung des 
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Grundstückes. Hierbei steht sein Ziel im Vordergrund, über eine lukrative Neuverwer-
tung die Kosten der Betriebsaufgabe sowie die Kosten der Baureifmachung, z.B. die 
auf der Grundlage des Verursacherprinzips durchzuführende Altlastenentsorgung 
und Abrisskosten, abzudecken. Entweder führt der Eigentümer die Entwicklung 
selbst durch oder verkauft das Grundstück an einen Entwickler.
Zur Phase 3:
In dieser Phase entsteht mit der städtebaulichen Lösung das zukünftige Entwick-
lungs- und Nutzungskonzept.  Die Nahtstelle des Interessenausgleichs ist der Bebau-
ungsplan. Der Grundstückseigentümer braucht zur Durchführung seiner Investition 
ein Baurecht, das bei größeren Projekten nur über einen Bebauungsplan ermöglicht 
wird. Das Verwertungsinteresse des Grundstückseigentümers und die Zielvorstellun-
gen der Gemeinde für die Flächennutzung können in einer Win-Win-Situation für 
beide Seiten zusammengeführt werden. Der Prozess des Interessenausgleichs be- 
ginnt mit der gemeinsamen Durchführung von Qualität sichernden Verfahren 
(Wettbewerb, Werkstattverfahren, Rahmenplan, Masterplan)  und der Durchführung 
des Bebauungsplanverfahrens auf der Grundlage des Wettbewerbsergebnisses u.a.. 
Der Prozess endet mit dem städtebaulichen Vertrag, der das gegenseitige Nehmen 
und Geben regelt. Hier werden vorwiegend Kostenteilungen und -übernahmen ge- 
regelt, wie z.B. beim Bau der Erschließung durch den Investor und dessen Beteili-
gung an den Infrastrukturkosten. 
Zur Phase 4:
Diese Phase umfasst die Baureifmachung des Grundstückes. Hier wird die Altlasten-
entsorgung durch den Verursacher oder dessen Beauftragter durchgeführt und Ge- 
bäude abgerissen. Die Phase der Baureifmachung wird besonders gefördert durch 
die Städtebauförderung, aber auch durch andere Förderprogramme wie EFRE, 
Grundstücksfond NW, Förderprogramme der Altlastenentsorgung u.ä. Der zeitliche 
Ablauf dieser Phase steht zum Teil in einem besonderen Zusammenhang zu dem 
Bebauungsplanverfahren, weil dort über Gebäudeabriss und Neubauten entschie-
den wird. Auch die Fragen z.B. des Industriedenkmalschutzes werden in diesem Ver- 
fahren geklärt. Dieser Zusammenhang zum Bebauungsplanverfahren besteht auch 
für die Altlastenentsorgung.
Zur Phase 5:
In dieser Phase erfolgt die Grundstücksaufteilung nach dem Bebauungsplan. Es wird 
der Bau der Erschließung und der Grünflächen durchgeführt. 
Zur Phase 6:
In dieser Phase wird die Vermarktung und der Grundstücksverkauf durchgeführt 
sowie die Baugenehmigungsanträge gestellt. Diese Phase kann sich über längere 
Zeiträume erstrecken, weil hier z.B. die jeweilige Marktlage eine Rolle spielt.
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Zur Phase 7:
Es folgt die Bauphase für den Wohnungs-, Gewerbe- und Bürobau, die teilweise 
schon parallel zu den Phasen 5 und 6 laufen kann.
Zur Phase 8:
Zum Abschluss erfolgt die Vermietung auf dem Wohnungs- und Büromarkt sowie der 
Kauf von z.B. Wohnungseigentum. (Abb.  E - 15)
Abb. E - 15  Modell Phasen der Umstrukturierung
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3.7 Projektcharakter der Entwicklungsabläufe
Die untersuchten Entwicklungsabläufe können als Projekte eingestuft werden. Ein 
Projekt bezeichnet eine Gesamtheit vielseitiger Vorgänge, die zum Ziel haben, die 
Bedürfnisse eines Auftraggebers zu befriedigen. Umgangssprachlich ist es ein Vor-
haben mit Entwurfscharakter. Als wesentliche Merkmale gelten:
 „Einmaligkeit der Aufgabenstellung, keine Routineaufgabe 
 Zeitliche Befristung (definierter Anfang/definiertes Ende)
 Spezielle Projektorganisation (Projektleiter, Projektteam)
 Eindeutige Aufgabenstellung, Verantwortung und Zielsetzung für ein Projekter-
gebnis
 Begrenzter Ressourceneinsatz“128
Die Entwicklungsabläufe der Fallbeispiele zeigen alle Kriterien eines Projektes. Es 
gibt einen Auftraggeber (Grundstückseigentümer, Entwicklungsgesellschaft u.a.), 
der den Projektablauf vom Start (nach dem Brachfallen Beginn der Planung) bis zum 
Grundstücksverkauf zur -bebauung oder Bebauung in eigener Regie incl. Vermark-
tung als Vorhabenträger steuert. Die Abwicklung der Umstrukturierungsabläufe sind 
für jeden einzelnen Fall spezifisch und stellen eine Einmaligkeit dar. Eine zeitliche 
Befristung liegt mit dem Abschluss des Projektes mit den Grundstücksverkäufen zur 
Bebauung oder mit der Bebauung in eigener Regie vor. Der Vorhabenträger hat eine 
Projektorganisation mit einer eindeutigen Aufgabenstellung und Zielsetzung.
3.8  Projektablauf
Der Projektablauf wird in drei Abschnitte untergliedert. Das Projektmanagement 
erfolgt in allen Phasen des Projektes durch den Vorhabenträger129 :
1. Projektstart
2. Projektdurchführung
3. Projektabschluss
Bei einer Umstrukturierung ist der Projektstart der Beginn der Beplanung der brach 
gefallenen Fläche durch den Projektträger. Die Projektdurchführung umfasst die Ab- 
laufabschnitte Grundstücksfreimachung, Planung und Realisierung. Der Projektab-
schluss erfolgt mit dem Verkauf der Grundstücke oder mit der Bebauung in eigener 
Regie.  
3.9 Typisierung der Akteursgruppen und deren Transaktionen in den Planungs-  
       und   Realisierungsprozessen 
Bei der Planung und Realisierung der Umstrukturierungsgebiete werden die vier 
Akteursgruppen Nachfrager, Investoren, Verwaltung und Politik unterschieden. Nach- 
frager und Investoren werden der Marktebene, Verwaltung und Politik der poli-
tisch/administrativen Ebene zugerechnet. Drei Komplexe sind für die Planung und 
Realisierung maßgebend: (Abb. E - 16)130
128 Haunderdinger M., Probst H.J., 2008: Seite 46f
129 Ebenda
130 M. Saettler, J. Mueller-Trimbusch, 1986: Seiten 20ff 
E. Evaluierung der Planungs- und Entwicklungsabläufe
206
A.  Marktprozesse als Transaktion zwischen Nachfragern und Investoren
B. Interessenausgleich über Planungs- und Genehmigungsprozesse als Transakti-       
on zwischen Investor und Verwaltung
C. Entscheidungsprozesse als Transaktionen zwischen Verwaltung und Politik
In dem Komplex B berühren sich Marktebene und politisch/administrative Steuerungs-
ebene, die Transaktionskomplexe A und C geben den Rahmen - markt oder institu- 
tionell - für die Transaktionen des Komplexes B ab. Unter diesen Transaktionsabläu-
fen erfolgten die Entwicklungsabläufe der untersuchten Fallbeispiele. 
Die Typisierung der Akteursgruppen und deren Transaktionen innerhalb der Gemein-
den beschreibt ein differenziertes Entscheidungs- und Ausführungssystem. Das poli- 
tisch administrative Entscheidungs- und Vollzugssystem der Gemeinden umfasst die 
     Das Schema der Literaturvorlage wurde modifiziert und ergänzt. Der Verfasser sieht die dort dargestellte Beziehung der  
     Interessenabstimmung zwischen Politik und Investoren u.a. als nachgeordnet an, da diese über die Planungsprozesse, 
     die von der Politik entschieden werden, abgewickelt werden.  
Abb. E - 16  Transaktionsmodell
A
B
C
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drei Hauptorgane Gemeinderat, (Ober-) Bürgermeister und Verwaltung. Nach der 
Gemeindeordnung stellt der Gemeinderat das oberste Willensbildungs- und Be-
schlussorgan der Gemeinde dar (Abb. E - 17). Als durch Wahlen demokratisch 
legitimierte Volksvertretung ist er für alle Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung 
zuständig. Ausgenommen ist die Leitung und Beaufsichtigung des Geschäftsganges 
der Gemeinde. Hierfür ist der gewählte (Ober-) Bürgermeister zuständig, der zu-
gleich Leiter der Verwaltung, rechtlicher Vertreter und politischer Repräsentant der 
Gemeinde und Vorsitzender des Gemeinderates ist. 
Der Vollzug der städtebaulichen Planung findet in den Planungsämtern innerhalb der 
hauptamtlichen Gemeindeverwaltung auf der Grundlage der verfassungsmäßig den 
Abb. E - 17  Modell der politisch / administrativen Steuerung
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Gemeinden zugeordneten Kompetenz „Planungshoheit“ statt. Die kommunale Pla-
nungshoheit umfasst das Recht der Gebietskörperschaften, die jeweilige städtebau-
liche Entwicklung im Rahmen der Bauleitplanung eigenverantwortlich zu gestal-
ten.131 Zu diesem Recht zählt auch die Planung für kommunale Einrichtungen wie 
zum Beispiel Schulentwicklungsplan oder Kindergartenbedarfsplan. Da die gesetz-
lichen Grundlagen etwa der Bauleitplanung im Wesentlichen durch den Bund oder 
das jeweilige Bundesland festgelegt werden, können diese Ebenen den Umfang der 
kommunalen Planungshoheit mit festlegen.
3.10  Kommunikations- und  Informationsprozesse der Fallbeispiele
Die Kommunikations- und Informationsprozesse sind in der Regel auf die gesetzlich 
vorgeschriebenen Verfahren wie Genehmigungen und  das formelle Bebauungsplan-
verfahren sowie die informelle Planverfahren wie Wettbewerbe, Planwerkstätten und 
Rahmenpläne beschränkt und erfolgen daher nur sporadisch. 
Bei den untersuchten Fallbeispielen umfasst während der gesetzlich vorgeschriebe-
nen Verfahren die Kommunikation mit den Koordinierungs- und Abstimmungsverfah-
ren nach Innen und Außen zum Maßnahmeträger. Werden im Vorfeld der formellen 
Planung das informelle Planverfahren einer Planungswerkstatt durchgeführt, erfolgt 
eine partizipatorischen Einbindung der Öffentlichkeit. Kooperationsprozesse zwi-
schen Verwaltung und Maßnahmeträger im Rahmen einer Public-Private-Partner-
ship zeigen sich auch bei der Aushandlung von Städtebaulichen Verträgen nach § 
20 BauGB mit Verantwortungs- und Kostenteilung. Projektinformationen an die Be- 
völkerung erfolgen nur sporadisch, wenn zum Beispiel ein Wettbewerbsergebnis 
bekannt gegeben wird oder eine kontroverse Bürgerbeteiligung im Rahmen des Be- 
bauungsplanverfahrens stattgefunden hat. Über lange Zeiten des Projektablaufes 
gibt es  keine Bürgerinformationen zum Entwicklungsstand, so dass die Informations-
defizite der Bürgerschaft  über das, was in der Nachbarschaft passiert, immer größer 
werden.
3.11 Komplexes Zusammenwirken verschiedener Komponenten einer erfolg- 
  reichen Umsetzung
Am Beispiel des Medienhafens, einer mehr wirtschaftsorientierten Entwicklung, lässt 
sich das komplexe Zusammenwirken verschiedener Komponenten in der Verknüp-
fung der Standortqualität („Waterfront-Entwicklung“) und der wirtschaftlichen Entwick-
lung mit dem Aufkommen der New Economy in den 1990er Jahren sowie der 
aufstrebenden Rolle Düsseldorfs als führender Werbestandort ablesen. In dieser Zeit 
expandierte die Umsetzung, wurden die Grundstücke für attraktive Neubauten sowie 
für die hochwertige Modernisierung bestehender Hafengebäude beschleunigt ver-
kauft und realisiert. Gefördert wurde dies durch eine gezielte Vermarktungsstrategie 
des im Rahmen des städtischen Liegenschaftsmanagements tätigen Hafenkoordina-
tors, die die Grundstücksverkaufsverträge mit hohen Qualität sichernden Ansprü-
chen einer hochwertigen Architektur versehen konnte. Als Anfang 2000 der Boom 
131 Neben der „Planungshoheit“ gehören zu dem Kernbereich der Gemeindekompetenzen die „Organisationshoheit“,  
     „Personalhoheit“, „Steuerhoheit“, „Rechtsetzungshoheit“ und „Finanzhoheit“.
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der New Economy einbrach und sich die wirtschaftliche Entwicklung insgesamt ver- 
schlechterte, sank das Tempo der Umsetzung der Vermarktung. Es mussten Neu- 
bauten, die noch von hohen Renditeerwartungen getragen waren, lange Zeit Leer-
stände hinnehmen, manche neu entstandene Gebäude stehen heute noch leer. 
Neuvermietungen kamen zunehmend schleppend in Gang und erhöhten den kurzfris-
tigen Leerstand im Hafen. Grund  waren die in Düsseldorf wegen der wirtschaftlichen 
Gesamtentwicklung nachlassenden Vermietungszahlen, die selbst für den sonst flo- 
rierenden Büromarkt Düsseldorf zu hohen Leerständen von 12 Prozent des Büroflä-
chenbestands führten.   
Seit  2006  vollzieht sich langsam eine Erholung des Büromarkts. Treiber ist u.a. die 
ansteigende Nachfrage von Betrieben der unternehmensbezogenen Dienstleis-
tungen (Unternehmensberatung, Anwaltskanzleien, Ingenieurbüros, Architekten 
u.a.). Das zeigt sich in der Zusammensetzung der Beschäftigung im „MedienHafen“: 
Die Medienberufe haben ihre bis dahin vorhandene Dominanz zu Gunsten anderer 
Branchen, insbesondere auch der unternehmensbezogenen Dienstleister verloren.
Auch für den Duisburger Innenhafen trifft  die erfolgreiche Kombination hochwertiger 
Architektur und „Waterfrontentwicklung“ zu. Der Technologiepark Eurotec in Moers 
setzte zunächst mit der Verbindung von historischer Bausubstanz, moderner Archi-
tektur und urban gestalteter Parklandschaft auf ein außergewöhnliches Ambiente für 
kreative Dienstleistungsbetriebe. Im Verlauf der Zeit wurden die  Ansiedlungsziele 
der Entwicklungsgesellschaft MGG, die ursprünglich im Zeitraum des Aufkommens 
der New Economy auf die Ansiedlung von Branchen der Informations- und Kommu-
nikationstechnik (I.u.K) setzte, weitergefasst und für weitere Gewerbe- und sogar 
Industriebranchen geöffnet. Die heute nahezu abgeschlossene und erfolgreiche 
Umsetzung wurde auch durch die Standortgunst befördert, die durch die sehr gute 
Erreichbarkeit sowohl der Städteschwerpunkte des Ruhrgebietes (Duisburg, Essen, 
Bochum, Dortmund) als auch  des westlichen Rheinlands (Krefeld, Mönchenglad-
bach, Düsseldorf, Köln) sowie die gute Zugänglichkeit der Nachbarländer Niederlan-
de und Belgien geprägt ist. Die Zeche Ewald setzt mit dem Projektnamen H2 auf ein 
neu zu entwickelndes Kompetenzfeld  der Wasserstofftechnik und erhofft sich über 
die Implementierung neuer Anwendungstechniken bedeutende Ansiedlungserfolge.  
3.12  Akteursmodell der Umstrukturierung
Bei der Umstrukturierung der Fallbeispiele zeigt sich für die städtebauliche Steue-
rung eine komplexe Akteurskonstellation. Folgende Akteure und Größen beeinflus-
sen den Umstrukturierungsprozess: (Abb. E - 18)
 „Der Staat (Land NW, Bund - Verf.) als rahmensetzende Instanz (Gesetze...)
und Zuwendungsgeber (Subventionen)
Die Gemeinde als Träger der Planungshoheit (Wettbewerbe, Werkstätten, 
Bebauungspläne, Genehmigungsverfahren)
Die Eigentümer der Grundstücke oder deren Beauftragte als Vorhabenträger 
(Projektsteuerung, Baureifmachung der Grundstücke, Realisierung, Vermark-
tung u.a.)
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 Die Kreditinstitute als Finanziers der städtebaulichen Vorhaben
 Die Bürgerinnen und Bürger als Betroffene und Interessierte und ebenfalls
Anregungsgeber und Bedenkenträger  
 Der Standort, der Markt als Ausfluss der wirtschaftlichen Entwicklung
Die potenziellen Nutzer der Grundstücke als Nachfrager/Erwerber von Bau-
rechten“132
Die Bedeutung des Staates als rahmensetzende Instanz liegt bei den Umstrukturie-
rungsfällen bei den staatlichen Zuwendungen. Bund und Land fördern über Städte-
bauförderungs- und Wirtschaftsförderungsmittel die  Umstrukturierung. Die Rolle der
Gemeinde betrifft die „Verantwortung für die örtlichen Belange  und damit auch die 
Aufgabe, diese zu gestalten. […] Das Selbstverwaltungsrecht umfasst auch die 
Planungshoheit, das heißt die Kompetenz, die städtebauliche Entwicklung zu steu-
ern (zu leiten).“133  Die Eigentümer haben die Nutzungs- und Verkaufsrechte an den 
132 Bunzel A.,…, 2003: Seite 141
133 Ebenda
Abb. E - 18 Modell Akteure und Einflussgrößen (in Anlehnung Bunzel A.)
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Grundstücken. Die Bedeutung der potenziellen Nutzer erfolgt erst am Ende der 
Umstrukturierung, wenn Grundstücke für neue Nutzer verkauft werden und wenn 
Vermietungen in den neu erstellten oder wieder genutzten Gebäuden entstehen. Der 
Developer und Vorhabenträger führt die Umstrukturierung im Auftrag des Grund-
stückseigentümers durch. Banken und sonstige Finanziers stellen die Finanzierung 
sicher. Bürgerinnen und Bürger werden punktuell an den Planverfahren beteiligt. Das 
Muster der Hauptakteure Grundstückseigentümer, Developer / Vorhabenträger, 
Gemeinde, Finanziers und Bürgerschaft zeigt bei den meisten Düsseldorfer Fallbei-
spielen eine eigenständige Rolle mit getrennter Verantwortung. (Abb.  E - 19) Bei 
einem Fall (Arcaden Bilk) entstand über ein Werkstattverfahren, in dem die Bürger-
schaft, der Vorhabenträger und die Gemeinde gemeinsam und konsensorientiert 
Abb. E - 19
Abb. E - 20 Akteursmodelle
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mitgewirkt haben, ein Public Private Partnership-Projekt. Dieses Projekt wurde über 
städtebauliche Verträge abgesichert und steht damit für eine Verzahnung von öffent-
lichen und privaten Interessen. (Abb. E - 20)
3.13  Zusammenwirken von öffentlichem und privatem Projektmanagement bei  
         der Entwicklung der Fallbeispiele
3.13.1  Fallbeispiele bis Mitte der 1990er Jahre
Bis zur Einfügung der städtebaulichen Verträge in das Baugesetzbuch im Jahr 1998 
gab es zwischen der Gemeinde und dem Vorhabenträger keine gegenseitigen Ver- 
bindlichkeiten bei der Abwicklung der Umstrukturierung. Es wurden Wettbewerbe mit 
dem Vorhabenträger vereinbart und durchgeführt, die Grundlage für die Bebauungs-
planung sein sollen. Erst wenn der Bebauungsplan rechtskräftig geworden ist, ent- 
steht eine Verbindlichkeit, die Bebauung und Erschließung nach dem Plan durchzu-
führen. So kann es bei einer fehlenden Sicherung des Wettbewerbsergebnisses 
durch z.B. einen Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans und einer Verände-
rungssperre nach § 15 BauGB (Rückstellung von Baugesuchen) passieren, dass ein 
Vorhabenträger nach dem Wettbewerb seine Umsetzungsstrategie ändert und die 
Erstellung eines Bebauungsplans auf der Wettbewerbsgrundlage herauszögert. 
Wenn dann noch Baugenehmigungen (ohne Bebauungsplan) nach § 34 Baugesetzbuch 
(BauGB) möglich sind, kann ein vereinbartes Wettbewerbsergebnis schnell Makulatur 
werden.134 Selbst wenn ein Bebauungsplan rechtskräftig geworden ist, kann es bei 
dem Vorhabenträger aus wirtschaftlichen oder grundstücksbezogenen Gründen dazu füh-
ren, das Baurecht nicht wahrzunehmen. Erst nach Jahren kann sich eine neue Konstellation 
ergeben, für deren Erfüllung ein neuer Bebauungsplan aufgestellt  wird.135Die Umwand-
lungsprozesse wurden von den Akteuren in eigener Verantwortung durchgeführt. Die 
Gemeinde beschränkte sich auf die Durchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren, der Vorhabenträger entwickelte das Umstrukturie-
rungsprojekt unabhängig von den Vorstellungen der Gemeinde.
Aus systemischer Betrachtung zeigte sich hier ein geschlossenes System der eigen-
ständigen Akteure, die „mit ihrer Umgebung in keiner nennenswerten Wechselwir-
kung stehen.“136 Die Beziehungen der Akteure werden über gesetzlich vorgeschrie- 
bene Abläufe geregelt.
3.13.2  Fallbeispiele mit städtebaulichen Verträgen
Bei zwei der untersuchten Fallbeispiele (Arcaden Bilk, Tannenstraße) wurde die Um-
strukturierung mit Werkstattverfahren und städtebaulichen Verträgen durchgeführt. 
Hier veränderte sich die bisher passive Rolle der Verwaltung, die in den Fällen, wo 
die Stadt nicht selbst Eigentümer war, auf die Ableistung der Planungs- und Geneh-
migungsprozesse ausgerichtet war, in eine aktive, den Umstrukturierungsprozess 
mit gestaltende Rolle. Hier zeigt sich wegen der Verzahnung der Interessen der Ak- 
teure ein offenes System, dessen Wechselwirkungen ausgehandelt und in Vertrags-
134 Beispiel: Düsseldorf Derendorf-Nord
135 Beispiel: Düsseldorf Bahngelände Oberkassel
136 Kyrein, R., 2000: Seite 19f   
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form abgesichert werden.137 Die Vereinbarungen gehen über die gesetzlich vorge-
schriebenen Beziehungen hinaus.
3.14  Städtebauliche Steuerung als Schwerpunkt des Zusammenwirkens von 
          öffentlichem Prozessmanagement und privatem Projektmanagement 
Steht für den Grundstückseigentümer/Vorhabenträger das Management des Projekts
z. B. einer Umwandlung eines aufgegebenen Industriebetriebes in ein Wohngebiet 
im Vordergrund, stellt sich für die Gemeinde als Hauptaufgabe das Management der 
Prozessabläufe der Planungs- und Genehmigungsverfahren. Nach der DIN 69901 
wird Projektmanagement als die „Gesamtheit von Führungsaufgaben, -organisation, 
-techniken und –mittel für die Abwicklung eines Projektes“138 beschrieben. Das 
Prozessmanagement bezieht sich auf die Steuerung und Verbesserung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren. Ein Prozess bezeichnet nach dem Brockhaus  
Lexikon einen Verlauf, eine Entwicklung. In den mathematischen und technischen 
Wissenschaften ist Prozess ein Ablauf von Entwicklungszuständen. Es wird zwischen 
deterministischen und stochastischen Prozessen unterschieden: 
 ein deterministischer Prozess ist ein Verlauf, bei dem sich jeder Entwicklungszu-
stand aus dem  vorherigen ableitet. 
 ein stochastischer Prozess ist ein Verlauf, bei dem sich die Entwicklungszustän-
de zufällig ergeben.
Die Planungs- und Genehmigungsprozesse können wegen der gesetzlich festgeleg-
ten Abläufe den deterministischen Prozessen zugeordnet werden. Der  Ablauf  einer
Umstrukturierung wird von dem Projektmanagement des Grundstückseigentümers 
oder dessen Beauftragten gesteuert.  Die Verwaltung begleitet das Projekt punktuell 
im wesentlichen dort, wo gesetzlich vorgeschriebene Verfahren  abgewickelt werden 
müssen. Im Verlauf des Projektablaufes gibt es zu unterschiedlichen Zeiten viele auf 
gesetzlichen Vorschriften beruhende  Kontakte zur Verwaltung, wie  zum Beispiel mit  
Abrissgenehmigungen bei der Baureifmachung von Grundstücken, oder Altlastenbe-
gutachtung und -beseitigung im Benehmen mit der Umweltbehörde.
Schwerpunkt des Zusammenwirkens von privatem Projektmanagement und öffent-
licher Verwaltung ist die Bebauungsplanung, über deren gesetzliche Verfahren die 
städtebauliche Steuerung über einen Interessenausgleich erfolgt. Da der Vorhaben-
träger für die Realisierung seiner Projekte häufig ein Baurecht über einen Bebau-
ungsplan braucht, kommt es hier punktuell zu einer Kooperation mit der Verwaltung, 
bei dessen Verlauf ein Interessenausgleich angestrebt wird. Über einen städtebau-
lichen Vertrag werden Regelungen, die sich auf Finanzierungs- und Durchführungs-
modalitäten z.B. der Bau der Erschließung beziehen, im Sinne einer gegenseitigen 
„win - win“- Gegebenheit getroffen. Als Grundlage für den Bebauungsplan werden in 
Kooperation mit der Verwaltung (Stadtplanungsamt) gemeinsam Qualität sichernde 
Verfahren (Städtebauliche Wettbewerbe, Städtebauliche Gutachten, Planungswerk-
137 Ebenda
138 J. Goldschmidt, www.staedtebau-recht.de unter „Management der Stadtentwicklung“ hier „Prozessmanage- 
     ment“, 2005 (Zugriff 2009) 
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stätten) durchgeführt. 
Die Durchführung von städtebaulichen Wettbewerben, Werkstätten o.ä. umfasst als 
informelle Planung einen Teil der Ausfüllung der Planungshoheit der Gemeinde, der 
andere ist die Durchführung des anschließenden, im Baugesetzbuch geregelten, 
Bebauungsplanverfahrens. Die Festsetzungen im Bebauungsplan sind Vorausset-
zung für die im Baugenehmigungsverfahren vom Bauaufsichtsamt erteilte Bauge-
nehmigung. 
Die Kommunikationsprozesse als Koordination erfolgen innerhalb der Verwaltung 
und des Projekträgers auf der Ebene der Abstimmungen des Planungs- und Projekt-
managements.139 Die Kommunikation als Kooperation zeigt sich im  Verhandlungs- 
und Interessenausgleich, als Partizipation in den Bürger- und Betroffenheitsbeteili-
gungen im Planungsprozess. In dem Bebauungsplanverfahren erfolgt der Inte-
ressenausgleich140 sowie die Öffentlichkeitsbeteiligung.141
Partizipationsprozesse erfolgen in den als informellen Planungsprozess dem for-
mellen Bebauungsplanverfahren vor geschalteten  Werkstattverfahren. Die Kommu-
nikation als Informationsvermittlung, Marketing und Öffentlichkeitsarbeit  erfolgt nur 
punktuell während des Planungsprozesses. So kommt es während der Jahre dau-
ernden Umsetzung zu keiner geordneten  Information der umliegenden Bevölkerung 
über den Stand des Projektes.  
Prägt die Umgebungsnutzung das Plangebiet, sind einige Gebäude der Vornutzung 
erhalten und modernisiert worden, besteht keine Notwendigkeit, einen Bebauungs-
plan aufstellen. Damit sind keine Beteiligungsprozesse, wie sie das formelle Bebau-
ungsplanverfahren und vor geschaltete informelle Planungen gewähren, erforderlich. 
Für die Baugenehmigung gilt dann die Einfügung des Vorhabens nach Art und Maß 
der Nutzung142 in die nähere Umgebung bei einer gesicherten Erschließung. In 
diesem Fall ist vom Gesetzgeber keine Beteiligung und Information der Bevölkerung 
vorgesehen. 
B. Bewertung
1.  Bewertungsrahmen
Als qualitativer Bewertungsrahmen dienen folgende Kriterien:
1. Städtebauliche Planung und Qualität
2. Dauer der Zeitabläufe
3.   Einpassung in die Stadtstruktur
4. Einpassung in die Baulandentwicklung
5. Nachfragesituation
6. Immobilienwirtschaftliche Vermarktung
139 Langer K., Oppermann B.,  u.a., 2003:  Seite 9
140 § 1 (9) BauGB: Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander 
    und untereinander gerecht abzuwägen.
141 § 3 BauGB sieht eine zweistufige Öffentlichkeitsbeteiligung vor:  In der ersten Phase der Planerarbeitung ist die " frühzei-
     tige Öffentlichkeitsbeteiligung" durchzuführen. Die zweite Phase ist die "förmliche Offenlage".
142 Baugenehmigung nach § 34 BauGB: Ist kein Bebauungsplan vorhanden, gilt als Grundlage für eine Baugenehmigung der  
     § 34 BauGB. Das Baugesuch muss sich nach Art und Maß der Nutzung und der überbaubare Grundstücksfläche in die  
     Umgebung einpassen. Die Erschließung muss gesichert sein.
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7.  Projektfinanzierung und Förderung
8.  Zusammenwirken von öffentlichem und privatem Projektmanagement
9.    Informations- und Kommunikationsstruktur
10.  Schwachstellen und Stärken der Entwicklungsabläufe
1.1   Bewertung der  städtebaulichen Planung und Qualität
Über Qualität sichernde Verfahren wie Wettbewerbe und Gutachten werden von 
einer Jury aus unterschiedlichen Lösungen die optimalen Konzepte ausgewählt.  Die- 
se Lösungen werden in der Regel als städtebauliches Konzept für das anschlie-
ßende Bebauungsplanverfahren verwendet. Die städtebauliche Qualität der so ermit-
telten Konzepte, die die Zielvorstellung der Stadt, des Investors und, insbesondere 
bei Werkstattverfahren, der Bürgerschaft enthalten, haben einen optimalen Stand 
erreicht. Ob dann in der Folge auch die Lösungen realisiert werden, hängt von einer 
zügigen Umsetzung ab. Bei langjähriger Stagnation werden bei Veränderungen der 
Investoren und deren Vorstellungen, der wirtschaftlichen Lage, der Grundstücksbe-
dingungen  u.a. nach Jahren erneute Qualität sichernde  Verfahren mit veränderten 
Rahmenbedingungen erforderlich. Beispiele hierfür  sind das Bahngelände Oberkas-
sel, Derendorf-Nord mit der Tannenstraße und dem Rheinmetallgelände („Unterneh-
mer-Stadt“). Beispiele, die nach dem Lösungsmuster des Wettbewerbspreisträgers 
gebaut wurden sind der Hauptbahnhof-Ost und das Internationale Handelszentrum 
(IHZ), die vom Liegenschaftsmanagement der Stadt betreut wurden. Wie das Bei-
spiel Duisburg Innenhafen zeigt, kann eine städtebaulich hochwertige Konzeption 
auch über einen Masterplan eines international renommierten Architekten (Foster) 
entwickelt werden. Qualität sichernde Maßnahmen können auch in den Grundstücks- 
kaufverträgen gesichert werden. So wurden Grundstücksverkäufe im Medienhafen 
mit der Bedingung der Erreichung einer hohen Architekturqualität  verknüpft.
Bewertung:
Für die Ermittlung einer optimalen städtebaulichen Konzeption sind Qualität sichern-
de Verfahren wie Wettbewerbe, Werkstattverfahren, Gutachten oder eine qualifizier-
te Masterplanung unabdingbar. Hier können die Zielsetzungen der zukünftigen Ent- 
wicklung des Gebietes im Konsens und Kooperation mit den beteiligten Akteuren wie 
Grundstückseigentümer, Verwaltung und Öffentlichkeit räumlich konkretisiert wer-
den. Wegen der Vorteile der vorzeitigen Einbindung der Bürgerschaft sind bei grö- 
ßeren Projekten Werkstattverfahren zu bevorzugen. Die auf diese Weise ermittelten 
qualitätsvollen Lösungen können die Marktakzeptanz erhöhen und zu einer zügigen 
Umsetzung führen.    
1.2  Bewertung der zeitlichen Abläufe 
Welche Zeitabläufe zeigen sich? Die Umstrukturierungsgebiete haben lange Umset-
zungszeiten. Die Ablaufzeit der ausgewählten Gebiete liegt in einer Zeitspanne von 
5 - 24, im Durchschnitt bei fünfzehn Jahren. Im Verlauf der langen Umwandlungs-
zeiten haben sich in den einigen Gebieten die Rahmenbedingungen und Planungs-
vorstellungen geändert. Die Gebiete wurden bereits zum zweiten Mal neu mit zum 
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Teil neuen Investoren und Bauträgern beplant. Gründe für lange Laufzeiten sind 
veränderte Rahmenbedingungen, Grundstücksprobleme, fehlendes durchgängiges 
aktives Gebietsmanagement, Wechsel der Investoren, mangelhafte Standortqualität 
sowie die stockende Realisierung über den Markt. 
Wegen der zeitlich nicht kalkulierbaren Planungs- und Realisierungszeiträume ist es 
ungewiss, zu welchem Zeitpunkt das aus der Umwandlung entstehende Wohnungs-, 
Büro- und Gewerbepotenzial auf den jeweiligen Märkten wirksam wird, zu welchem 
Zeitpunkt die Wohnungen gebaut und bezogen werden, wann der Gewerbe- oder 
Bürobau realisiert wird. Insofern handelt es sich bei dem Bauflächenpotenzial aus 
Umstrukturierungsgebieten wie überhaupt der Innenentwicklung (z.B. Baulückenrea-
lisierung, Nachverdichtung auf minder genutzte Flächen…) unter den heutigen Be- 
dingungen als eine für einen Realisierungszeitraum  nicht kalkulierbare Bauflächen-
reserve. Für die ständig aktualisierte Bauflächenreserve werden Realisierungsein-
schätzungen in Zeiträumen von kurzfristig (bis 2 Jahre), mittelfristig (3 – 5 Jahre), 
langfristig (später als 5 Jahre) vorgenommen. Die untersuchten Fälle sind in der 
Regel mit „langfristig“ eingestuft, ihre durchschnittliche Umsetzungszeit beläuft sich 
häufig auf über 10 Jahre.
Bewertung:
Gründe für lange Laufzeiten sind Grundstücksprobleme, fehlendes durchgängiges 
aktives Projekt- und Gebietsmanagement insbesondere während des Realisierungs-
zeitraums, Wechsel der Investoren, Standortqualität sowie die stockende Realisie-
rung über den Markt. Im Umkehrschluss sind ein aktives durchgängiges Projekt-  und  
Gebietsmanagement sowie ein marktgängiges Konzept Garanten für schnellere Lauf- 
zeiten. Der Vergleich der Abläufe von Gebieten, die sich selbst überlassen wurden 
und solche, die im Ablauf gesteuert wurden, bestätigen dies.
1.3  Bewertung der Einpassung in die Stadtstruktur
Die Vornutzung der meisten der ausgewählten Fallbeispiele war Gewerbe, Industrie, 
Zechen und Hafen. Die gewerblich-industriell geprägten Strukturen sind ab Mitte des 
19. Jahrhunderts zusammen mit den angrenzenden Blockstrukturen der Arbeiter-
wohnquartiere als Teil der Industrialisierung entstanden. Die nach dem Brachfallen 
der De-Industrialisierung erfolgte Wiederbebauung großflächiger Gewerbe- und In- 
dustriebereiche passte sich in die von dem Nebeneinander von groß- und kleinforma-
tiger Bebauung vorgeprägte Struktur ein.
Bewertung:
Wegen der bereits strukturprägenden Vornutzung mit großformatigen Hallen und  Pro-
duktionsgebäuden u. ä. führt die Neunutzung, die zumeist kleinformatiger ist, zu 
keinen Brüchen mit der umgebenden Stadtstruktur. 
1.4  Bewertung der Einpassung in die Baulandentwicklung
Die Umstrukturierungsgebiete umfassen heute bereits 50 Prozent der Bauflächenre-
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serve der Stadt Düsseldorf. Das zeigt die große Bedeutung der Umstrukturierungsge-
biete für die Baulandbereitstellung. Das führt in der Landeshauptstadt Düsseldorf mit 
einer bereits heute vorhandenen Bauflächenknappheit dazu, dass der größte Teil der 
Bauflächenreserve von der Baufertigstellung und damit von dem Wirksamwerden auf 
dem Wohnungs- und Gewerbemarkt zeitlich nicht eingeschätzt werden kann. Das 
verstärkt, zumal bei einer wachsenden Stadt, die  Knappheitserscheinungen  mit den 
Folgen des weiteren Ansteigens der Grundstückskosten und Mieten.
Bewertung:
Eine zügige Umsetzung der Umstrukturierungsgebiete, insbesondere der Wohnungs-
baupotenziale wird immer dringlicher, weil die übrigen Bauflächen die Wohnungsver-
sorgung der wachsenden Stadt Düsseldorf nicht mehr allein erfüllen können. Damit 
steigt die Notwendigkeit, mit stärkerer Steuerung auf eine zeitgemäße Umsetzung 
der Umstrukturierungsgebiete einzuwirken.
1.5  Bewertung der Nachfragesituation
Für die Umsetzung über den Markt ist die Nachfragesituation in einer Gemeinde von 
großer Bedeutung. Die gewerblich/industrielle sowie Dienstleistungsnachfrage wird  
geprägt von der  generellen wirtschaftlichen Lage, aber auch von der strukturellen 
Qualität einer Stadt sowie von dem Standort des Projektes in der Stadt und der 
Nachfragequalität von Dienstleistungsbetrieben.  Für den Wohnungsneubau gilt für 
die Nachfragequalität die Bevölkerungs-, hier insbesondere die Haushaltsentwick-
lung einer Gemeinde und die Qualitätsstandards der nachfragenden Bevölkerung so- 
wie die Einkommenssituation. Hier zeigt sich in den letzten Jahren eine starke Aus- 
differenzierung der Wohnungsnachfrage, die auf die Veränderung der Lebensstile zu- 
rückzuführen ist, mit hohen Qualitätsansprüchen. Die Dienstleistungsnachfrage wur- 
de in Düsseldorf in dem letzten Jahrzehnt durch das starke Anwachsen der unterneh-
mensbezogenen Dienstleistungen geprägt, deren Nachfrage sich auf kleinere Büro-
einheiten mit hoher Qualität richtet. 
Bewertung:
Die jeweils herrschenden Marktverhältnisse und Nachfragefaktoren können eine 
marktgerechte Umsetzung beschleunigen oder behindern.
1.6  Bewertung der immobilienwirtschaftlichen Vermarktung
Der Erfolg immobilienwirtschaftlicher Vermarktung ist abhängig vom vermarktungs-
fähigen Angebot von Bestandsflächen im Innenbereich, von der Marktkonkurrenz  
durch vergleichbare neu ausgewiesene Flächen sowie von der Nachfrage, die von 
der wirtschaftlichen Entwicklung gestützt wird.
Ein weiterer wichtiger Gesichtspunkt ist die wirtschaftliche Position der Stadt. Hier ist 
es insbesondere die Dynamik der Dienstleistungsentwicklung, die sich in Bürogebäu-
den niederschlägt. Die von der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung induzierten 
Schwankungen des  Büromarktes  mit dem jeweiligen Angebot und der jeweiligen 
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Nachfrage prägen neben der Standortqualität die Umsetzungsgeschwindigkeit der 
dienstleistungsgeprägten Umstrukturierungsgebiete.
Dies gilt nur indirekt für die wohnungsgeprägten Gebiete. Bevölkerungs- und Haus-
haltsentwicklung prägen hier entscheidend den Wohnungsmarkt und beeinflussen 
das Neubaugeschehen. Eine indirekte Beeinflussung der wirtschaftlichen Entwick-
lung zeigt sich in dem, trotz vorhandener Nachfrage, generell starken Rückgang der 
Neubautätigkeit im Wohnungsbau. Hier wird von den gegenwärtig ungünstigen Rah- 
menbedingungen für den Geschosswohnungsneubau gesprochen, die u.a. neben 
schlechteren steuerlichen Bedingungen, mietrechtlichen Restriktionen auch ein ge-
ringes Renditeniveau des eingesetzten Kapitals umfassen. Für die institutionellen An- 
leger wie Versicherungen, Kapitalgesellschaften u.a. ist der Wohnungsneubau ge-
genwärtig nicht attraktiv. Anders sieht es mit den Bestandswohnungen aus, die zur 
Zeit im großen Stil von ausländischen Kapitalgesellschaften143 aufgekauft werden.  
Die Immobilienwirtschaftliche Vermarktung eines Standortes  ist nicht nur abhängig 
von der gesamtwirtschaftlichen Situation, sondern auch von dem übrigen (Konkur- 
renz-) Angeboten in der Stadt. So zeigt sich in Düsseldorf gerade bei den Planungen 
der Umstrukturierungsgebiete ein Überhang an Büroflächen ab, dass insgesamt zu 
unterschiedlichen Geschwindigkeiten der Umsetzung führen wird. So verzeichnen 
die beiden Flughafen nahen Standorte Airport-City und Ehemalig Kaufring mit je- 
weils 250 000 qm BGF  und 220 000 qm BGF Büroflächen eine  lebhafte Bautätigkeit, 
während der etwa fünf Kilometer südliche Büroteil der Neuen Düsseldorfer Stadtquar-
tiere (Ehemalig Güterbahnhof Derendorf) mit etwa 310 000 qm BGF Bürofläche noch 
keine Anzeichen einer Umsetzung zeigt.  
Eine weitere Restriktion oder Beförderung einer immobilienwirtschaftlichen Umset-
zung ist das Image des Standortes. Als Restriktion zeigte sich dies insbesondere bei 
Hauptbahnhof Ost, dem Internationale Handelszentrum sowie den Vereinigten Kes- 
selwerke  (VKW) im altindustriellen Gürtel Düsseldorfs. Trotz der hervorragenden 
Standortgunst am Hauptbahnhof verlief die Umsetzung dieser Gebiete schleppend. 
Das Image „Hinter der Bahn“ prägte lange Zeit den Standort. 
Für den Hafen bedeutete das Image einer „Waterfront-Entwicklung“, die international 
sich in vielen Hafenstädten zeigt, eine Beförderung der immobilienwirtschaftlichen 
Umsetzung. Fällt eine spezifische wirtschaftliche Entwicklung, wie zum Beispiel das 
Aufkommen der  „New Economy“  mit induzierten Gründerbetrieben  der Informations- 
und Kommunikationstechnik sowie der Ausbau der Stärke Düsseldorfs als Werbe-
zentrum mit dem Image des „Waterfront-Gebietes“ zusammen, wirkt sich das beför-
dernd für die Umsetzung der Umstrukturierung aus. 
Bewertung:
Der Erfolg einer zügigen Umsetzung über den Markt ist komplex. Faktoren einer zü- 
gigen nachfrageorientierten, gewerblich/industriellen und Dienstleistungs-Umset-
zung sind eine gute wirtschaftliche Gesamtentwicklung, die wirtschaftliche Stärke ei- 
ner Stadt, der Standort in der Stadt und der Region mit der Lage zu Konkurrenzstand-
orten, sowie ein gutes Management sowie Marketing der Flächen. 
143 Jüngstes Beispiel: Verkauf von 83.000 Wohnungen der LEG an eine amerikanische Kapitalgesellschaft.
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1.7 Bewertung der Projektfinanzierung und Förderung
Die Projekte des Flächenrecyclings und der damit zusammenhängenden Finanzie-
rungsstrukturen lassen sich in Abhängigkeit von Aufbereitungskosten und erzielba- 
ren Grundstückserlösen als  „Selbstläufer", „Entwicklungsflächen" und „Reserveflä-
chen" als Grundtypen von Projekten des Flächenrecyclings unterscheiden.144 Die 
meisten Düsseldorfer Projekte können als Selbstläufer eingestuft werden, da die 
Umsetzung über den Markt verlief.
Bewertung:
Die Projektförderung durch Subventionen unterstützen die Wirtschaftlichkeit einer 
Umstrukturierung. Die hohen Kosten der Baureifmachung der Grundstücke, zumal 
wenn Altlasten beseitigt werden müssen, beeinflussen den Grundstücksverkauf.
1.8    Bewertung des Zusammenwirkens von öffentlichem und privatem 
     Projekt- und Verfahrensmanagement bei der Entwicklung der Fallbeispiele
1.8.1 Fallbeispiele ohne vertragliche  Vereinbarungen
Die meisten der ausgewählten Düsseldorfer Fallbeispiele, wenn sie nicht im Eigen-
tum der Stadt waren, wurden ohne vertraglichen Vereinbarungen zwischen Vorha-
benträger und Stadt durchgeführt. Bis zur Einfügung der städtebaulichen Verträge in 
das Baugesetzbuch im Jahr 1998  gab es zwischen der Gemeinde und dem Vorha-
benträger keine gegenseitigen Verbindlichkeiten bei der Abwicklung der Umstruktu-
rierung. Es wurden zwar Wettbewerbe mit dem Vorhabenträger vereinbart und 
durchgeführt, die Grundlage für die Bebauungsplanung sein sollen. Erst wenn der 
Bebauungsplan rechtskräftig geworden ist, entsteht eine Verbindlichkeit, die Bebau-
ung und Erschließung nach dem Plan durchzuführen. Hier zeigt sich, dass der 
Vorhabenträger und die Gemeinde die Umstrukturierung in getrennter Verantwortung
entwickeln. Eine Kooperation erfolgt ledigleich bei den erforderlichen Planungs- und 
Genehmigungsverfahren.
Bewertung:
Bei den meisten Fallbeispielen nahm die Verwaltung in dem komplexen Prozess ei- 
ner Umstrukturierung eher eine reaktive Rolle ein, die sich auf die erforderliche 
Durchführung gesetzlich vorgeschriebener Planungs- und Genehmigungsverfahren, 
die in Kooperation und Abstimmung mit dem Vorhabenträger durchgeführt werden, 
beschränkte. Einbindung und Information der Bevölkerung erfolgte nur während des 
Planungsprozesses. Unterstützend für den wirtschaftlichen Erfolg einer Umstrukturie-
rung wirkt die öffentliche Hand durch die Vermittlung von Zuschüssen und Subventi-
onen, die sich auf die Baureifmachung der Grundstücke sowie den Bau der Erschlie- 
ßung beziehen. 
1.8.2  Fallbeispiel mit vertragliche  Vereinbarungen: Beispiel Arcaden Bilk
Seit 2000 wird in Düsseldorf die Umstrukturierung über städtebauliche Verträge 
geregelt. Von den ausgewählten, zumeist abgeschlossenen Fällen wurde bisher nur 
144 Kälberer A.,  u.a., 2005: Seite 8;  Ferber U., 2003: Seite 75f; Siehe Seiten 179ff
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einer  im Sinne einer Public-Private-Partnership mit einem aktiven Zusammenwirken 
der Akteure Vorhabenträger, Stadt und Bürgerschaft ausgewählt: Arcaden Bilk („Düs- 
seldorf Arcaden“). Bei der Umstrukturierung des Bahngeländes Bilk kam es zu einem 
kooperativen Handeln mit dem Essener Vorhabenträger mfi - management für Im- 
mobilien AG, der Stadt Düsseldorf und der Bürgerschaft. Im Vorfeld der verbindlichen 
Bauleitplanung wurde ein „Bürgermarkt“ durchgeführt und anschließend ein Wettbe-
werbsverfahren mit einer Kooperation zwischen Bürgerinnen und Bürger, Bürgerin-
itiativen, Lokalen Agenda 21, Vorhabenträger mfi und der Stadt Düsseldorf. Der Vor- 
habenträger beabsichtigte auf dem von der Bahn erworbenen Grundstück eine 
Einzelhandelseinrichtung zu bauen und erhoffte sich über eine Kooperation Akzep-
tanz des Projektes in der Bürgerschaft, bei den zukünftigen Kunden. Die Stadt 
beabsichtigte Wohnungsbau auf dem Grundstück unterzubringen. In dem „Bürger-
markt“ wurden die Interessen der Bürgerschaft und der Initiativen erarbeitet und nach 
einem Interessenausgleich mit allen Akteuren in ein kooperatives Wettbewerbsver-
fahren eingebracht, dessen Ergebnis Grundlage des Bebauungsplans wurde. In 
einem städtebaulichen Vertrag wurden gegenseitig zu erfüllenden Pflichten geregelt. 
Das kooperativ entwickelte Projekt wurde und wird innerhalb von drei Jahren reali-
siert, die gesamte Umwandlungszeit dauerte vom Grundstückskauf bis zur Realisie-
rung acht Jahre.  
Bewertung:
Bei diesem Projekt kam es zu einer aktiven Kooperation zwischen dem Akteursdrei-
eck Bürgerschaft, Vorhabenträger und Verwaltung. Der Interessenausgleich zwi-
schen den Akteuren wurde über städtebauliche Verträge gesichert. Die Umsetzung 
des Projektes erfolgte mit Vorteilen (win-win-Situation) für alle beteiligten Akteure. 
Wegen der aktiven Kooperation wurde das Projekt zügig umgesetzt. 
1.9  Bewertung der Informations- und Kommunikationsstruktur
Die Information der Bürgerschaft über den Entwicklungsstand der Umstrukturie-
rungsgebiete erfolgte bis in die jüngste Zeit nur sporadisch zu den Planungs- und 
Genehmigungsverfahren. Während der langjährigen Laufzeiten gab es darüber hi- 
naus keine Informationen zu dem jeweiligen Entwicklungsstand. Die Bewohnerschaft 
und die Handel- und Gewerbetreibenden benachbarter Umstrukturierungsgebiete 
waren über lange Zeiträume im Unklaren darüber, was in ihrer Nachbarschaft pas- 
siert. Das änderte sich etwa ab dem Jahr 2005 mit dem durchgängigen Wirksamwer-
den des Internets. Die Landeshauptstadt Düsseldorf hatte schon frühzeitig auf ihrer 
Stadtplanungshomepage145 versucht, die Informationsdefizite bei den vielen aktu-
ellen Umstrukturierungsgebieten durch eine ständig aktualisierte Fortschreibung der 
Entwicklungsbereiche abzuhelfen. Die kontinuierlich steigenden hohen Zugriffs-
zahlen, insbesondere bei der gesondert dargestellten  Hafenentwicklung, bestätigten 
145 Seit Ende 1997 besteht im Rahmen der Website der Landeshauptstadt Düsseldorf  das  Internetangebot des  Stadtpla-         
      nungsamts (www.duesseldorf.de/planung). Im Jahr 2000 wurde das Internetangebot mit dem ersten ifr-Preis ausge-
      zeichnet, 2002 erhielt das Angebot einen Preis der IT-Wirtschaft. Bis heute informiert die homepage mit wenigen ande-
     ren Städten am umfassendsten über Stadtplanung und Stadtentwicklung einer Stadt in Deutschland.
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die hohe Informationsnachfrage.146 Auch die externen Beispiele Duisburger Innenha-
fen, Eurotec und Zeche Ewald informieren inzwischen über den Entwicklungsstand 
über eigene homepages.
Bewertung:
Die Einrichtung einer Internetplattform, auf der u.a. der aktuelle Entwicklungsstand 
der Umstrukturierungsgebiete dargestellt wird, ist unerlässlich. Über diese Plattform 
wird die Kommunikation zur Verwaltung  und auch zum Vorhabenträger hergestellt.
1.10  Bewertung von Schwachstellen und Stärken der Entwicklungsabläufe
Wo sind  Prozesse nicht optimal gelaufen, welche Gründe sind dafür  maßgebend?
Zur Feststellung von Schwachstellen und Stärken der Entwicklungsabläufe der Düs- 
seldorfer Fallbeispiele wurde vom Verfasser eine generelle Bewertung der Zielerrei-
chung nach folgenden Kriterien vorgenommen: (Abb. E - 21)
1. Städtebau: Zielerreichung des vorgegebenen städtebaulichen Konzeptes
2. Städtebauliche Integration: Zielerreichung einer Integration in die vorhande-
ne Stadtstruktur
3. Nutzung: Zielerreichung einer vom Markt angenommenen Nutzung
4. Umsetzung: Zielerreichung einer angemessenen Umsetzungszeit (rd. 8 Jah-
re)
Bei zwei Düsseldorfer Fallbeispielen  (Automeile und Arcaden Bilk) werden die Um- 
struktuierungsabläufe nach den oben aufgeführten Kriterien als voll erfüllt bewertet. 
Bei zwei Beispielen (Medienhafen und Mannesmann Lierenfeld) sind jeweils ein  
Kriterium, hier insbesondere keine angemessene Umsetzungszeit, nur zum Teil oder 
nicht erfüllt. Vier Fälle (Hauptbahnhof, Internationales Handelszentrum, Nördliches 
Derendorf und Bahngelände Oberkassel) weisen zum Teil städtebauliche, nutzungs- 
und umsetzungsbezogene Mängel auf, deren Gründe nachfolgend beschrieben 
werden.
146 Fischer H.,  Zielgruppengerechte Aufbereitung..., 2005: Seite 75
Abb. E - 21 Bewertung der Zielerreichung
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1.10.1  Bewertung Ausgewählter Beispiele mit nicht optimalem Planungs- und  
            Umsetzungsprozess 
Von den neun untersuchten Düsseldorfer Fällen werden  folgende vier  Bereiche 
ausgewählt und die Gründe für den nicht optimalen Umsetzungsprozess dargestellt:
1. Hauptbahnhof
2. Nördliches Derendorf
3. Internationales Handelszentrum
4. Bahngelände Oberkassel
Es handelt sich dabei um einen Fall (Hauptbahnhof), wo in zwei Teilbereichen die 
städtebauliche Zielvorstellung nicht erreicht wurde. In einem weiteren Fall (Nörd-
liches Derendorf) konnte  ein in einem Wettbewerbsverfahren gefundenes städtebau-
liches Gesamtkonzept nicht durchgesetzt werden, es scheiterte an den eigenen 
Entwicklungen von Grundstückseigentümern. Es musste schließlich ein neues Wett-
bewerbsverfahren angestrebt werden. Im dritten Fall (Internationales Handelszent-
rum) konnte das mit der visionären Namensgebung des Gebietes verbundene Ziel 
nicht erreicht werden. Im vierten Fall (Bahngelände Oberkassel) führten Grund-
stücks- und Kommunikationsprobleme, die Neustrukturierung des Grundstückseigen-
tümers Bahn sowie das bei diesem Projekt fehlende komplementäre Grundstücks- 
management der Stadt Düsseldorf zur erheblichen Verlängerung der Umsetzungs-
zeiten.
1.10.1.1 Hauptbahnhof
Ein komplexes Projekt war die Neugestaltung des Hauptbahnhofs einschließlich 
seiner Umgebung mit dem Konrad-Adenauer-Platz im Westen und dem Gelände des 
Stahlwerks Oberbilk im Osten. Auslöser der Umstrukturierung war der U-Bahnbau, 
der den Hauptbahnhof aus dem Stadtkern kommend unterqueren und weiter nach 
Süden durch den Stadtteil Oberbilk geführt werden sollte. Der Einbau der U-Bahn mit 
einer Haltestelle machten den völligen Umbau des Hauptbahnhofes zu einem 
Kreuzungsbauwerk147 erforderlich. Darüber hinaus wurden die vorhandenen Gleisan-
lagen um einen Fernbahnbahnsteig mit zwei Gleisen nach Osten erweitert. Es waren 
drei Ebenen geplant: +1 Ebene: S-Bahn, Regionalbahn, Fernbahn; Null-Ebene: 
Fußgängerverteilung mit Einzelhandel zu den Bahnhofsein/ausgängen zur Innen-
stadt und dem Stadtteil Oberbilk; -1 Ebene: U-Bahnhaltestelle mit zwei Bahnsteigen 
und entsprechenden Gleisen. 
Um ein städtebauliches Konzept für den Konrad-Adenauer-Platz - hier waren Gebäu-
deabrisse (u.a. Rheinbahnhaus) und Neuordnung des nördlich des Konrad-Ade-
nauer-Platzes gelegenen maroden Postgeländes geplant - und dem östlich angren-
zenden 12 ha großen  Gelände des Thyssen Stahlwerks Oberbilk zu erhalten, wurde 
1975 ein zweistufiges städtebauliches Gutachten- und Obergutachten für beide Bahn-
147 Kreuzungsbauwerk nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz. Dieses Gesetzt regelt u.a. die Kostenaufteilung der
     Baumaßnahmen, die voll zu Lasten des Verursachers, hier die Stadt Düsseldorf, geht.
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hofsseiten ausgeschrieben. Ziel war:
1.  Öffnung des Bahnhofes nach Osten
2. Schaffung eines Vorplatzes am östlichen Bahnhofsausgang
3. Abrundung des Konrad-Adenauer-Platzes nach Norden
4. Schaffung eines Endpunktes der Immermannstraße
5. Unterbringung des städtischen Weiterbildungszentrums
6. Herausarbeiten der gegenseitigen Wechselbeziehungen der städtebaulichen 
Lösung und dem Kreuzungsbauwerk
Die Obergutachter haben im Preisgericht umfangreiche Empfehlungen für die Ent-
wicklung eines Bauleitplanungs- und Verkehrskonzepts für die umgebenden Be-
reiche des Hauptbahnhofes Düsseldorf. Insbesondere wurde mit der Öffnung des 
Bahnhofs nach Osten die Bedeutung der beiden Bahnhofsseiten festgelegt: der 
Konrad-Adenauer-Platz sollte die Hauptverknüpfung des Bahnhofs mit dem Öffent-
lichen Personennahverkehr (ÖPNV) (Straßenbahn, Bus), die neue Bahnhofsostseite 
über den Neubau eines Parkhauses mit dem Autoverkehr herstellen. 
Welche Prozesse sind und warum nicht optimal gelaufen? Zur Beantwortung der 
Frage werden zwei städtebauliche Beispiele angeführt: einmal die Qualität des 
Neuen Bahnhofsplatzes und zum anderen der stadtgestalterische Abschluss der Im- 
mermannstraße. 
Die auf der Ostseite im Gutachten gefundene Platzlösung entsprach nicht  voll den 
Empfehlungen der Obergutachter, die für die Ostseite des Bahnhofs wegen der 
bisherigen Rückseitenlage eine repräsentative Darstellung forderten. Die von der 
Verwaltung beauftragte Überarbeitung entwickelte einen kreisrunden Platz mit dem 
von Norden nach Süden, parallel zur erweiterten Bahntrasse  durchlaufenden Park-
haus und der davorgestellten Baumaske mit Bürogebäuden. Die Parkhauszufahrten 
wurden über Spindeln am nördlichen (Kölner Straße) und südlichen Ende (Eisen-
straße, Mintropplatz) erstellt. Die Taxenhaltebereiche wurden getrennt von der nörd- 
lichen (Kölner Straße) und südlichen Zufahrt (Eisenstraße, Mintropplatz) angefahren. 
Sie wurden unterhalb der Platzrandgebäude und dem Parkhaus direkt dem neuen 
Bahnhofsausgang zugeordnet. 
Diese überarbeitete Lösung fand allgemein Zustimmung. Parallel zur städtebau-
lichen Planung erfolgte die technische Durchplanung der unter dem Platz und dem 
Weiterbildungszentrum verlaufenden U-Bahntrasse samt einer Abstellanlage für 
Stadtbahnwagen. Hier zeigte sich sehr bald, dass das Stützenraster des runden Plat- 
zes und des Weiterbildungszentrums nicht mit den unter dem Platz und dem Weiter-
bildungszentrum liegenden U-Bahnanlagen vermitteln ließ. Der inzwischen vertrag-
lich eingebundene Investor (Philipp Holzmann AG), der als Gegenleistung für die 
Übernahme der Grundstücke das städtische Weiterbildungszentrum sowie das Park- 
haus finanzierte und baute, beauftragte den Architekten Professor Deilmann mit ei- 
ner aus Renditegründen  stärker verdichteten Lösung, der einen über Eck gestellten 
quadratischen und räumlich abgeschlossenen Platzraum entwickelte. Diese Form 
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ließ sich mit dem Stützenraster der U-Bahn vereinbaren. Die Bauprobleme einer 
runden Platzbebauung wurden vermieden. Nachteilig war, dass dieser gefundene 
Platzraum eigentlich nicht den Kriterien eines Platzes, insbesondere in dem Verhält-
nis von Platzrandbebauung und Platzfläche148 entspricht und eher als Hof charakteri-
siert werden muss. Das Ziel, den Bahnhof mit einem zweiten Vorplatz nach Osten zu 
versehen, wurde damit nicht erreicht.
Bei der Anlage der Immermannstraße - die Immermannstraße und Berliner Allee wa- 
ren nach dem Krieg neu gebaute Straßenzüge - wurde ursprünglich das Ziel verfolgt, 
die Immermannstraße über die Bahn nach Osten zu führen. Diese Planung wurde 
aufgegeben. Mit dem Bahnhofsgutachten wurde daher die Aufgabe gestellt, einen 
baulichen Endpunkt der Immermannstraße schon an der Karlstraße zu finden Der 
prämierte Wettbewerbsentwurf (Brandt, Fiedler, Müller) sah zur Abrundung des 
nördlichen Platzraums des Konrad-Adenauer-Platzes eine Verschwenkung der Platz-
randbebauung in den Straßenraum der Immermannstraße vor, mit einer 18 geschos-
sigen Hochhausbebauung zur Verdeutlichung des Abschlusses in der Achse der 
Immermannstraße.
Die Obergutachter hielten für den Abschluss der Immermannstraße eine Überbau-
ung nicht für  zwingend, jedoch für eine denkbare Lösung. „Für den Fall der Offenhal-
tung der Straßenfläche ist jedoch eine Abwinklung oder eine Versetzung der 
entsprechenden Baukörper zu bedenken. Ziel einer städtebaulichen Gestaltung 
muss es sein, dass die Immermannstraße nicht am Hauptbahnhofsplatz, sondern 
schon an der Karlstraße ihren von der Funktion bestimmten räumlichen Abschluss 
findet.“149 Dieser Punkt erfüllte damit eine Doppelfunktion: er ist einmal Platzrand des 
Konrad-Adenauer-Platzes und zum zweiten mit dem ausgeschwenkten Teil Ab-
schluss der Immermannstraße. Da das Preisgericht in seinen Empfehlungen eine 
klare Aussage zu der Platzrandbebauung hatte, dass eine „übermäßige Höhenent-
wicklung der Platzrandbebauung mit Rücksicht auf das Empfanggebäudes des 
Bahnhofes nicht erwünscht ist“150 wurde die Hochhausbebauung, die im Diskurs 
umstritten war, zurückgenommen und dem gesamten Konrad-Adenauer-Platz eine 
einheitliche Bauhöhe gegeben. Das hatte zur Folge, dass die Immermannstraße 
einen eher unbestimmten Abschluss bekam. Damit wurde das Ziel verfehlt, der Im- 
mermannstraße einen deutlichen städtebaulichen Abschluss zu geben. 
Fazit:
Dieses Beispiel zeigt bezogen auf die Gestaltung des neuen Bahnhofsplatzes, wie  
in der Umsetzung des Wettbewerbsergebnisses bautechnische Randbedingungen  
und Verwertungsgründe des Bauträgers (höhere Dichte !) zu einer Verschlechterung 
der angestrebten städtebaulichen Qualität eines Platzes führten. Am Konrad-Ade-
nauer Platz führte die Wegnahme der im Wettbewerbsentwurf vorgeschlagenen 
Hochhausbebauung zur Optimierung einer einheitlichen Platzrandbebauung auf Kos- 
148 In der Literatur (Stimpel R., 1984: Seiten 625-653) wird für einen Platz das Verhältnis von Wand- zur Platzfläche von 1 : 3  
       bis 1 : 6  von der Raumwirkung als angemessen gesehen. Bei einem Verhältnis unter 1 : 3 entsteht die Raumwirkung  
       eines Hofes. Der quadratische Bertha-von-Suttner-Platz liegt mit seinem Platzdurchmesser von ca. 67 m und der Bauhö- 
      he der Randbebauung von  ca. 23 – 26 m unterhalb der 1 : 3 Grenze.
149  Städtebauliches Gutachten Hauptbahnhof-Oberbilk, 1977, Preisgerichtsprotokoll mit Empfehlungen der Ober- 
      gutachter, Seite 8
150  Ebenda
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ten der städtebaulichen Qualität eines räumlichen Abschlusses der Immermannstra-
ße.
1.10.1.2 Nördliches Derendorf
Auf der Grundlage eines Städtebaulichen Rahmenplans wurde 1992/93 ein internati-
onaler städtebaulicher Ideenwettbewerb im kooperativen Verfahren für ein 40 ha 
umfassendes Gebiet im nördlichen Derendorf durchgeführt. Das Planungsgebiet 
umfasste vier Teile:
1. Bereich Tannenstraße (Grundstück des Landes NW)
2. Bereich Rheinmetall
3. Bereich Rather Straße / nördlich Schlachthof (Städtische Grundstücke, Rheinme- 
       tall)
4. Bereiche Schlachthof und Schlösser Brauerei
Hintergrund der Wettbewerbsausschreibung waren Kaufabsichten zweier franzö-
sischer Investoren, die das Landesgrundstück und Rheinmetall kaufen und entwi-
ckeln wollten.
Der Wettbewerb wurde von den amerikanischen Architekten Kohn-Pederson-Fox 
(Büro London) gewonnen. Das städtebauliche Konzept sah als Kern eine von Wes-
ten nach Osten durch das gesamte Plangebiet verlaufende mit zwei Fahrstreifen 
durch Grünflächen getrennte Verkehrs- und Grünachse vor, die sich an dem westli-
chen und östlichen Rand zu Grünflächen verbreiterten. Der Straßen- und Grünraum 
wird durch hoch geschossige, blockartige Wohn- und Bürobebauung begrenzt.
In der ab Mitte der 1990er Jahre aufziehenden Wirtschaftskrise zogen sich die Inves- 
toren zurück. Die Stadtplanung schaffte es, das städtebauliche Konzept im Einver-
nehmen mit den Grundstückseigentümern in einem Rahmenplan für den gesamten 
Bereich umzuarbeiten und 1985 in dem Ausschuss für Planung und Stadtentwick-
lung zu beschließen. Es gelang jedoch in der Folgezeit nicht mehr, das Gesamtkon-
zept in einem Bebauungsplan zu sichern. 
Grund dafür war in erster Linie das Verhalten des Eigentümers Rheinmetall, der 
zunächst große Flächen an das nördlich jenseits der Heinrich-Ehrhardt-Straße ge- 
legene Mercedes Kleinlasterwerk („Sprinter“) verpachtete, einmal als Abstellflächen 
für produzierte Kleinlaster, zum anderen mit der Option, Zulieferbetriebe in Werksnä-
he anzusiedeln.  Darüber hinaus baute Rheinmetall auf dem Grundstück die eigene 
Hauptverwaltung und begann das eigene Grundstück zu vermarkten. Diese Vorgän-
ge standen den Ausweisungen des Rahmenplans entgegen. Auch das Land verhielt 
sich bezogen auf die Umsetzung des Gesamtkonzepts wenig kooperativ und zeigte 
lange Jahre keine Verkaufsbereitschaft. Das führte letztendlich dazu, dass sich ne- 
ben Rheinmetall  die Teilbereiche Landesgrundstück, Schlachthof und Schlösser in 
ihren städtebaulichen und grundstücksbezogenen Dispositionen verselbständigten. 
Damit wurde das in einem Wettbewerb ermittelte städtebauliche Gesamtkonzept 
Makulatur. Die Folge war eine langjährige Stagnation, die erst mit einem erneuten 
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planerischen Anlauf mit einem Werkstattverfahren überwunden werden konnte. Das 
neu ausgeschriebene Werkstattverfahren strebte nicht mehr die Gesamtlösung an, 
sondern in erster Linie Teillösungen, die das Landesgrundstück und nachgeordnet 
den Bereich Rather Straße von Rheinmetall umfassten. In diesem Verfahren kam es 
zu einem Konsens der beteiligten und mitwirkenden Grundstückseigentümer, Bürger-
schaft  und Stadt.
Fazit:
Dieses Beispiel zeigt, wie ein über ein Wettbewerb erzieltes, mit einem für mehrere 
große Grundstückseigentümer übergreifendem Gesamtkonzept, an den Einzelinte-
ressen scheiterte, weil es nicht  über einen Bebauungsplan gesichert wurde
1.10.1.3  Internationales Handelszentrum
Über einen Grundstücksringtausch, der sich über die ganze Stadt erstreckte, wurde 
1987 die Stadt Düsseldorf Eigentümer des  20 ha großen Grundstückes der Mannes-
mann Röhrenwerke an der Kölner Straße. Zur Erlangung eines städtebaulichen 
Konzepts wurde 1989 ein städtebaulicher Ideenwettbewerb ausgeschrieben. Vorbild 
war der 1987 ausgeschriebene städtebauliche Wettbewerb „Media Park“ für die Um- 
strukturierung des Güterbahngeländes  Gereon in Köln. Dieser stand unter dem Ein- 
druck der aufkommenden Entwicklung der Informations- und Kommunikationstech-
nik (I. u. K), die zu dem visionären Projektnamen „Media Park“ führte. Bei der Aus- 
schreibung des Düsseldorfer Wettbewerbs und auch der visionären Namensgebung 
„Internationales Handelszentrum“ war die Handelsentwicklung in Düsseldorf maß-
geblich, aber auch die in der Kölner Ausschreibung des „Media Parks“ antizipierte 
Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechnik (I. u. K). Der Auslober 
sah für die Niederlassung von Handelsbetrieben die Möglichkeit des Anschlusses an 
die sich inzwischen weltweit organisierenden Telekommunikations- und Informations-
netze und in der Bereitstellung der zur Nutzung notwendigen Technik für Handelsbe-
triebe. „Die Internationalität des Handelszentrums kann über diese Kommunikati- 
onsnetze, die sowohl von nationalen wie auch internationalen Firmen mit hohem 
Kommunikationsbedarf genutzt werden können, hergestellt werden. In die Büro- 
struktur soll zu diesem Zwecke eine Serviceeinrichtung zur Bereitstellung von Tele-
kommunikations- und Informationstechnik integriert werden, in der Videokonferenz- 
technik und Studios, Fachdatenbänke, Produktinformationsdienste, EDV-Service 
usw. vorgehalten werden.“ 151
Das Wettbewerbsergebnis ergab mit dem 1. Preis (hpp Hentrich-Petschnigg-Part-
ner, Düsseldorf) eine Lösung, die von einem großen zentralen, rechteckigen Park 
geprägt wird, um den sich die Wohn- und Bürogebäude des Handelszentrums grup- 
pieren. Als Landmark sah die Wettbewerbslösung ein 38 geschossiges Hochhaus 
vor.
Was ist in dem nachfolgenden Ablauf nicht optimal gelaufen? Die Vermarktung des 
städtischen Geländes verlief zunächst positiv. Französische Bauträger wollten das 
Hochhausgrundstück kaufen und bebauen. Es wurde daraufhin für das Hochhaus 
151 Wettbewerbsausschreibung Internationales Handelszentrum, 1989: Seite 20
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ein international ausgeschriebener Realisierungswettbewerb durchgeführt, den der 
amerikanische Architekt Kevin Roche mit dem 1. Preis gewann. Der französische 
Investor zog sich jedoch nach einigen Jahren zurück, das Hochhausgrundstück ist 
bis heute (2009) trotz ausgewiesenem Baurecht noch unbebaut.
1989 wurde vom Land Nordrhein-Westfalen das Grundstück Ecke Kölner Straße / 
Werdener Straße dem damaligen Generalsekretär des Zentralkomitees der Kommu-
nistischen Partei der Sowjetunion, Michail Gorbatschow, der sich auf Staatsbesuch 
in der Bundesrepublik und auch in Nordrhein-Westfalen aufhielt, für ein russisches 
Handelszentrum zugeeignet. Das Grundstück wurde dafür dem Grundstücksfond 
des Landes übereignet. Das russische Handelszentrum ging in die Konkursmasse 
des Niedergangs der Sowjetunion ein und wurde 1994 zunächst mit Unterstützung 
des Landes NW, der Stadt Düsseldorf und einem weiteren Investor, der einen rus- 
sischen Anteil enthielt, als „Russisches Haus der Wirtschaft und Industrie“  mit einem 
Hotel gebaut. Mit Niedergang der Sowjetunion und Entstehen der Russischen Föde- 
ration 1991 entstand eine langjährige Stagnation mit dem damit verbundenem Zö- 
gern, die Funktion eines russischen Handelszentrums auszufüllen. Schließlich verlor 
sich der russische Handelsanteil und es wurde aus dem Gebäudekomplex eine nor- 
male Büro- und Hotelimmobilie.  
Die Stärke des Düsseldorfer Handels war der Stahlhandel, der Anfang der 1990er 
Jahre  mit der anhaltenden  Stahlkrise (1994 Zusammenschluss Thyssen/Krupp) zu- 
rückging. Die Ansiedlung von Handelsbetrieben kam nicht zu Stande, zumal sich 
große Stahlhandelsfirmen, wie zum Beispiel Thyssen Handelsunion in Düsseldorf an 
anderen Standorten niederließen. Vielmehr zeichnete sich in Düsseldorf eine neue 
Entwicklung ab: der Aufstieg der unternehmensbezogenen Dienstleistungen. So wur- 
de 1994 das Grundstück  Werdener Straße / Moskauer Straße an die Unternehmens-
gruppe C + C Deutsche Revision / WIBERA verkauft und 1996 mit 38 000 qm Bü- 
rofläche fertig gestellt. Heute wird der Komplex von der Unternehmensberatung Pri- 
ce Waterhouse belegt.
Fazit: 
Dieses Beispiel zeigt, wie globale Entwicklungen und Veränderungen der wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen zur Veränderung von Planungszielen führen können. 
Das Leitziel „Internationales Handelzentrum“ wurde nicht erreicht. Es fehlte eine 
durchgängige Strategie, das Handelszentrum durchzusetzen, zumal Potenzial vor-
handen war, das sich an anderen Standorten niederließ. Das „Internationale Handels-
zentrum“ hat sich zu einem Wohn- und Bürogebiet mit vorwiegend unternehmens- 
bezogenen Dienstleistern entwickelt. Eine ähnliche Biographie, bezogen auf das Leit- 
ziel, nahm der „Media Park“ in Köln. Auch hier führte eine externe Entwicklung, näm- 
lich das Auf und Ab der IT-Wirtschaft dazu, dass heute der Leitname nicht mehr 
vollends mit dem Inhalt übereinstimmt. Ein Bürogebiet, der Nachfrage des Büromark-
tes überlassen, differenziert sich mit der Zeit in seinen Nutzungen aus und passt sich 
den Marktgegebenheiten an. Ähnliches zeigt sich gegenwärtig in Düsseldorf mit dem 
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„MedienHafen“, wo der Anteil der Mediennutzung zu Gunsten anderer Nutzungen 
zurückgeht.152
1.10.1.4  Bahngelände Oberkassel
Als Beispiel für ein seit 16 Jahren auf die Umwandlung wartendes Gebiet ist das Gü- 
terbahngelände Oberkassel, wo Grundstücksprobleme und Strukturprobleme des 
Grundstückseigentümers trotz mehrmaliger Anläufe zu keinem Ergebnis führte.  
1993 wurde für das aufgelassene Bahngelände in Oberkassel ein städtebaulicher 
Ideenwettbewerb ausgelobt, dem umfangreiche Vorarbeiten (Verkehrsplanung, Rah-
menplan, Studentenarbeiten der RWTH Aachen) vorausgingen. Der städtebauliche 
Entwurf des 1. Preisträgers Thies, Köln sah als Kern die Verlängerung der Luegallee 
mit einer Wasserachse vor, um die sich Wohnungs- und Bürobau gruppierten. Dieser 
Entwurf wurde Grundlage des anschließenden Bebauungsplanverfahrens. Aufkom-
mende Grundstücksprobleme führten jedoch zur Einstellung des Verfahrens. Der 
Kaufvertrag zwischen der Bundesbahn und der Stadt Düsseldorf war etwa 1995 in 
der Bundesbahndirektion Köln bereits ausgehandelt, während parallel lokale Ins-
tanzen der Bundesbahn ohne Kenntnis des Verhandlungsstands mit der Stadt Düs- 
seldorf  Pachtverträge  von zwei Autohäusern bis weit in das Jahr 2000 hinein ver- 
längerten. Dadurch konnte der Grundstückskauf nicht vollzogen werden, der Bebau-
ungsplan zum Wettbewerbsergebnis wurde auf Eis gelegt. Es erfolgte eine lang 
anhaltende Stagnation, die durch den mit der deutschen Einigung verbundenen 
Strukturwandel der Deutschen Bundesbahn zur Deutschen Bahn verursacht wurde. 
Kennzeichen dieser Veränderung war die Entstaatlichung der Bahn mit der Heraus-
nahme der bahneigenen Grundstücke aus den bisher geltenden eisenbahnrechtli-
chen Zusammenhängen und deren Überführung in bahneigene Immobilien- und Ver- 
wertungsgesellschaften. Erst 2003 wurde, nach Übergang des Grundstückes in den 
Besitz des bahneigenen Vorhabenträgers Vivico, von einem beauftragten Architekt 
ein neues Konzept entwickelt und ein Bebauungsplan ins Verfahren gebracht.
Da ein von der Stadt geführtes durchgängiges Parallelmanagement zu den Umstruk-
turierungsgebieten fehlte, führten eine unterbliebene Verlagerung eines Holzhandels, 
der in den diversen  Planungskonzepten mit Wohnungsbau überplant wurde, zur wei- 
teren Umsetzungsverlängerung. Aktuell (2007) musste das laufende, inzwischen 
zweite Bebauungsplanverfahren geändert und eine Teilung des Plans vorgenom-
men werden, mit der Konzentration auf die Flächen, die aktuell bebaut werden kön- 
nen. 
Fazit:
Dieses Beispiel zeigt, wie Grundstücksprobleme und Strukturprobleme eines Grund-
stückseigentümers sowie ein fehlendes gemeindliches Parallelmanagement der 
Umstrukturierungsgebiete eine Umsetzung erschweren.   
Zusammenfassende Bewertung:
Komplexe Umstrukturierungsprozesse erfordern im Verlauf der langen Umsetzungs-
152 Siehe auch Seite 81f
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zeiten immer wieder Anpassungsentscheidungen an sich verändernde Rahmenbe-
dingungen. Das kann zu Abweichungen und Aufgabe ursprünglich gefasster Pla-
nungssziele führen.
1.10.2 Fallbeispiele mit optimalen Planungs- und Umsetzungsprozessen
Die Fallbeispiele Automeile und Arcaden Bilk erfüllen die Kriterien für eine optimale 
Zielerreichung. (Abb. E - 21, Seite 221)
1.10.2.1 Automeile
Einen optimalen Planungs- und Umsetzungsablauf verzeichnete das Projekt Auto-
meile. Tragend für das Projekt war die Idee eines Autoverkaufs- und Austellungszent-
rums verschiedener Automarken mit der Ansiedlung von autobezogener Nutzung 
wie der Autoversicherer DEKRA mit TÜV-Stelle, ADAC und die KFZ-Zulassungsstel-
le der Stadt. Die Idee ging von dem VW-Autohaus Schultz aus. Unter dessen 
Führung wurde zur Realisierung das Konsortium „Automeile“ gegründet, das aus 
interessierten Automarken bestand. Dieses Konsortium kaufte das brach liegende 
Gewerbegrundstück von den Stadtwerken und trat als Bauherr auf. Das Konsortium 
beauftrage einen Architekten mit der Anfertigung eines Rahmenkonzepts. Die Projek-
tentwicklung übernahm die LEG-Standort- und Projektentwicklung. Die Baureifma-
chung des Grundstücks und der Bau der Erschließung wurde von den Stadtwerken 
durchgeführt. Da bereits Baurecht für eine gewerbliche Nutzung vorlag, wurden die 
einzelnen Autoshowrooms auf der Grundlage des Rahmenkonzeptes genehmigt. 
Das Projekt wurde im Zeitraum von fünf Jahren umgesetzt.   
Bewertung:
Die Umsetzung wurde von einem erfolgreichen, nachfrageorientierten Konzept getra-
gen. Der frühe Einbezug zukünftiger Grundstücksnutzer und Bauherren in ein Kon-
sortium, das das brachliegende Grundstück kaufte, garantierte einen optimalen 
Planungs- und Realisierungsablauf. Die Kooperation zwischen dem Konsortium, der 
Projektentwicklung und dem vorherigen Grundstückseigentümer, der die Baureifma-
chung des Grundstücks und die Erschließung im Auftrag des Konsortiums  durchführ-
te, hatte, auch durch die Neubebauung in einem Zug, mit fünf Jahren die geringste 
Umsetzungszeit der Fallbeispiele zur Folge.
1.10.2.2 Arcaden Bilk
Bei der Umstrukturierung des Bahngeländes Bilk kam es zu einem kooperativen 
Handeln von dem Essener Vorhabenträger mfi – management für immobilien AG, 
der Stadt Düsseldorf und der Bürgerschaft. Der Vorhabenträger kaufte das Bahnge-
lände von der deutschen Bahn und verabredete mit der Stadt ein kooperatives 
Vorgehen. Im Vorfeld der verbindlichen Bauleitplanung wurde ein „Bürgermarkt“  
durchgeführt, in dem von der beteiligten Bürgerschaft, von Initiativen u.a. Zielvorstel-
lungen für die Neuordnung des Bahngeländes  ausgearbeitet und diskutiert wurden. 
Ziel des Grundstückseigentümers und Vorhabenträgers war der Neubau einer Einzel-
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handelseinrichtung, Ziel der Stadt war zusätzlicher Wohnungsbau. Als Ziel der Bür- 
gerschaft, die sich über Bürgerinitiativen  und über die Düsseldorfer Lokale Agenda 
21 unter dem Dach der Bilker Friedenskirche (Pfarrer Lilie) artikulierten, kristallisierte 
sich die Einrichtung eines Stadtteilzentrums mit Bürgersaal und Schwimmbad und 
die Ausgestaltung des ca. acht Hektar großen Grundstücks mit wohnungsnaher 
Freiflächennutzung heraus. Diese Ziele für die städtebauliche Neuordnung des teil- 
weise brachen und teilweise mit Zwischennutzungen versehenen Geländes wurden 
konsensual als Programm in eine Planungswerkstatt in der Form eines kooperativen 
Wettbewerbsverfahrens eingebracht. Die von Architekten, Stadt- und Landschaftspla-
nern ausgearbeiteten Lösungsvorschläge wurden öffentlich in zwei Veranstaltungen 
diskutiert und zu einer Entscheidung gebracht (Abb. E - 21 a-c). Die von den 
Akteuren ausgewählte Arbeit wurde Grundlage des Bebauungsplans, der die Ziele 
der Akteure sicherte. Die Durchführung des Projektes sowie die gegenseitigen 
Verpflichtungen und Kosten wurden in städtebaulichen Verträgen geregelt. 
Das Projekt wurde inzwischen weitgehend zügig realisiert.153 Neben der Einzelhan-
delseinrichtung „Bilk Arcaden“ entstand der von der Stadt gewünschte Wohnungs-
bau sowie das von der Bürgerschaft angestrebte Stadtteilzentrum mit Bürgersaal 
und Schwimmbad. Dem Wohnungsbau zugeordnet werden großzügige öffentlich 
nutzbare Freiflächen mit Spiel- und Sportflächen. 
Insgesamt fand dieses Projekt die Zustimmung von Politik und Akteuren. Ablehnung 
dagegen erhielt das Projekt durch den Handel, der durch das Einzelhandelskonzept 
der Arcaden und deren hohen Verkaufsflächen eine Bedrohung des umliegenden 
Einzelhandels bis in Citylagen hinein befürchtete. Es kam im Verlauf des Bebau-
ungsplanverfahrens zu einer Verringerung und Festschreibung einer Obergrenze der 
Verkaufsfläche im Bebauungsplan. Die Bedenken des Handels konnten nicht aus-
geräumt werden. Die Prozessdauer lag bei rd. acht Jahren.
Bewertung:
Eine frühzeitige Einbindung der Bürgerschaft  und ein über einen Bürgermarkt 
hergestellten Interessenausgleich zwischen Vorhabenträger, Bürgerschaft und Ver-
waltung, der in ein Wettbewerbsprogramm einfloss, führte zu einem erfolgreich  
abgewickelten Public-Private-Partnership-Projekt. Der Interessenausgleich und das 
städtebauliche Konzept wurde über einen Bebauungsplan und städtebauliche Verträ-
ge gesichert.
153 Der Wohnungsbau ist zum Teil noch im Bau (2009).
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Bilk Arcaden – Bürgermarkt und Kooperativer Wettbewerb  
Abb. E – 21 a-c 
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F.  Ergebnisse der Falluntersuchung zur Fragestellung und  Folgerungen
1. Darstellung der Ergebnisse
Die Untersuchungsfragen (Seiten 12 und 185) beziehen sich auf die untersuchten 
Themenbereiche:
 Entwicklungsabläufe und Akteursrollen
 Bedeutung der städtebaulichen Planung
 Prozessstrukturen
 Kooperationsstrukturen
 Zeitablauf
 Erfolgsfaktoren
Aus der Analyse und Bewertung der Entwicklungsabläufe der Fallbeispiele werden 
nachfolgend die Ergebnisse zur Fragestellung  abgeleitet.
1.1  Komplexe Entwicklungsabläufe und Akteursrollen
Der Ablauf einer Umstrukturierung ist ein komplexer Entwicklungsprozess, der von 
mehreren Akteuren mit eigenen und getrennten Entscheidungsprozessen beein-
flusst  und gesteuert wird. „Die komplexen Verfahrensabläufe [...] sind geprägt durch 
hohe Risiken im Projektverlauf. [...] Die traditionelle Immobilenwirtschaft ging und 
geht deshalb [… ] sehr vorsichtig mit Projekten des Flächenrecyclings um, weil sie 
im Vergleich zu anderen eine hohe Komplexität haben, die vor Allem aus externen 
Einflussgrößen resultieren und sich in der Entwicklungs- und Planungsphase eines 
Projektes nur schwer kalkulieren lassen.“154 Ein großes Risiko stellen die Berech-
nung der Kosten und zukünftigen Erträge dar. Über die langen Entwicklungszeiten 
hinweg können diese nur unzureichend ermittelt werden. Renditeerwartungen wer-
den häufig nur über öffentliche Fördermittel, z.B. zur Grundstücksfreimachung, er- 
reicht. Weitere Risiken zeigen sich nach Brüggemann zum einen als Planungsrisiko 
in der Einschätzung des Standortes und seiner zukünftigen Chancen, zum anderen 
in den Planungs- und Genehmigungsverfahren. Hier können externe Entscheidungs-
träger das Vorhaben in Hinsicht auf die Erwartungen des Vorhabenträgers negativ 
beeinflussen. Ein weiteres Risiko liegt darin, dass beschlossene Planungsziele in der 
Realisierungsphase in Gefahr laufen, nicht eingehalten zu werden, wenn sich zum 
Beispiel über die langen Umwandlungszeiten hinweg die Geschäftsgrundlagen der 
Entscheidungsträger, sei es zum Beispiel in wirtschaftlicher oder personeller Art, 
verändern. Neben wirtschaftlicher Probleme und gesonderter Dispositionen des 
Vorhabenträgers kann auch die Kommunalpolitik in den Gemeinderäten eine Verän-
derung der Planungsziele einer Umstrukturierung bewirken. Alle fünf Jahre werden 
die Gemeinderäte neu gewählt, was zu personellen und kommunalpolitischen Verän-
derungen führt. Neue kommunalpolitische Mehrheiten können auch Veränderungen 
der Planungsziele von Umstrukturierungsgebieten herbeiführen, sofern sie nicht 
vertraglich geregelt sind. Das kann zu einer erheblichen Stagnation, Umorientierung 
oder sogar zur Aufgabe der Umstrukturierung führen.
154 Brüggemann J., 2000: Seite 4
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Ergebnis:
Komplexe Verfahrensabläufe werden durch hohe Risikofaktoren im Projektverlauf  
beeinflusst, die zu einer Stagnation oder sogar Aufgabe der Umstrukturierung führen 
können.
1.2  Bedeutung der städtebaulichen Planung
Mit der Einführung der städtebaulichen Verträge im Baugesetzbuch  und der Aufnah-
me der Erfahrungen des Münchener Modells der Sozialen Bodenordnung änderte 
sich der  Interaktionsprozess der Akteure. Hier kommt es zu einer stärkeren Verzah-
nung der Prozessabläufe. Die gegenseitige Abhängigkeit führt zu Konsenslösungen, 
an die die Prozessbeteiligten mitwirken konnten. Der Konsens wird über städtebau-
liche Verträge mit dem gegenseitigen Nehmen und Geben abgesichert. Der Vorha- 
benträger und die Kommune entwickeln eine aktive Rolle zur Verwirklichung der Um- 
strukturierung. Im Zentrum liegt die städtebauliche Steuerung, über deren Instrumen-
te der Interessenausgleich zwischen Investor, Kommune und Bürgerschaft geregelt 
wird. Das gemeinsam im Konsens ausgehandelte städtebauliche Konzept stellt die 
Weichenstellung für die Art und Qualität der gesamten Umstrukturierung in städtebau-
licher, stadtgestalterischer, ökonomischer und ökologischer Hinsicht dar. Dieses wird 
mit dem Bebauungsplan abgesichert. Der städtebauliche Vertrag regelt Kostenbetei-
ligungen und gemeinsame Aktionen der Akteure. (Abb. F - 1)
Das städtebaulichen Konzept, das die städtebauliche Qualität der Umstrukturierung 
festlegt und die Art und das Maß der neuen Nutzung regelt, ist Basis  für viele grund- 
legenden Entscheidungen des Vorhabenträgers und der Gemeinde. So hängt von 
diesem zum Beispiel für den Vorhabenträger die Wirtschaftlichkeit der Umstrukturie-
rung ab sowie deren Vermarktung, für die Gemeinde die Kosten der Erschließung 
und ergänzender Infrastruktur (Schulen, Kindergärten u.a.). Das Konzept wird koope-
rativ mit den Akteuren Gemeinde, Vorhabenträger und Bürgerschaft über Wettbe-
Städtebauliche Steuerung
Abb. F - 1  Städtebauliche Steuerung: Interessenausgleich Vorhabenträger und Gemeinde
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werbe oder Werkstattverfahren ermittelt und über den nachfolgenden Bebauungs- 
plan gesichert. Ein weiterer Schwerpunkt des Interessenausgleichs ist der Planungs-
wertausgleich. Da mit der Bebauungsplanung das Grundstück einen höheren Pla-
nungswert erhält, kommt es der Gemeinde darauf an, dass dieser Planungswert- 
zuwachs nicht voll dem Vorhabenträger zufällt, sondern zu einem großen Teil für die 
Finanzierung von Erschließung und ergänzender Infrastruktur herangezogen wird. 
Der ausgehandelte Konsens wird in städtebaulichen Verträgern vereinbart und 
gesichert. Hier zeigt sich der Kern der über das städtebauliche Konzept und den 
städtebaulichen Verträgen erreichten städtebaulichen Steuerung.
Ergebnis:
Die städtebauliche Steuerung ist der Kern der Umstrukturierung, über deren Instru-
mente Bebauungsplan und städtebaulicher Vertrag der Ausgleich zwischen privaten 
und öffentlichen Interessen hergestellt wird. Im Zentrum liegt das städtebauliche Kon- 
zept und dessen Sicherung im Bebauungsplan. Aus dem  Konzept werden die grund- 
legenden Entscheidungen des Vorhabenträgers und der Gemeinde abgeleitet wie 
u.a. Städtebauliche Qualität, Wirtschaftlichkeit der Umstrukturierung, Kosten der 
Erschließung und Infrastruktur sowie die Grundstücksbildung und die Grundstücks-
vermarktung.
1.3  Prozessstrukturen
Aus den Entwicklungsabläufen der Fallbeispiele wurde ein Modell des Brachfallens 
und der Umstrukturierung gebildet. Dieses Modell beschreibt den Umwandlungs-
prozess in acht Phasen von der Nutzungsaufgabe und dem Brachfallen über das 
städtebauliche Konzept und die Grundstücksaufteilung- und -freimachung bis zur 
Neunutzung. Der Gesamtprozess vollzieht sich in Einzelprozessen in getrennten 
Verantwortungsbereichen des Grundstückseigentümers/Vorhabenträgers und der 
Gemeinde, die über Kooperationen verknüpft werden. Der Grundstückseigentümer 
steuert zunächst den Prozess der Nutzungsaufgabe und deren Verlagerung. Es wer- 
den Zwischennutzungen organisiert und über Mietverträge gesichert. Die Gemeinde 
organisiert in Kooperation mit dem Vorhabenträger die Prozesse der Bebauungspla-
nung mit Teilprozessen der informellen und verbindlichen Planung. Das im Bebau-
ungsplan gesicherte städtebauliche Konzept und die in den städtebaulichen 
Verträgen getroffenen Vereinbarungen sind Grundlage für die Prozesse der Projekt-
planung des Vorhabenträgers wie Kosten-, Finanzierungs- und Ertragskalkulationen, 
Grundstücksbildung, Baureifmachung der Grundstücke und eventueller Modernisie-
rung erhaltenswerter Gebäude. Diese Projektprozesse erfordern wiederum Koopera-
tionen mit der Gemeinde etwa bei Abrissgenehmigungen während der Baureifma-
chung, Altlastenentsorgung und Beantragung von Subventionen. Ein weiterer koope-
rativer Teilprozess ist die Finanzierung und der Bau der Erschließung und ergänzen- 
den Infrastruktur. In der Verantwortung des Vorhabenträgers liegen die Prozesse 
des Standortmarketings, der Grundstücksvermarktung und des Grundstücksver-
kaufs nach dem Bebauungsplan. Bei der Bebauung und Modernisierung durch Neu- 
eigentümer sind Teilprozesse der Baugenehmigung durch die Gemeinde erforderlich. 
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Ergebnis:
Flächenrecycling ist ein komplexer Gesamtprozess, der jeweils die Steuerung für 
sich stehender Teilprozesse mit unterschiedlichen Zuständigkeiten, hohem Koopera-
tions-, Kommunikations- und Koordinationsaufwand bedeutet. 
1.4  Kooperationsstrukturen
Das kooperative Zusammengehen der Akteure ermöglicht dem Vorhabenträger eine 
Verminderung seiner Risikofaktoren, die sich aus der Kostenentwicklung sowie den 
Planungs- und Genehmigungsverfahren ergeben können. Der Gemeinde wird es er- 
möglicht, in den Entwicklungsprozess ihre strategischen Stadterneuerungsziele ein- 
zubringen. Die Bürgerschaft kann an dem Entwicklungsprozess mitwirken. 
Die kooperative Steuerung der Planungs- und Realisierungsprozesse vernetzt den 
Träger der Planungshoheit, Investoren und Nutzer, die in eigenen Systemkreisen ar- 
beiten. Es sind hauptsächlich zwei Systemkreise, die als Grundlage für eine erfolg- 
reiche Umstrukturierung zusammengebracht werden müssen. Da ist einmal der Ent- 
wicklungsablauf der Umstrukturierung vom Brachfallen bis zur Neunutzung, der pro- 
jektmäßig vom Vorhabenträger gesteuert wird. Zum zweiten die Gemeinde als Trä- 
ger der Planungshoheit, die das Baurecht schafft, ohne das, bei vorwiegendem Neu- 
bau, die Umstrukturierung nicht durchgeführt werden kann. Daraus erwächst die Not- 
wendigkeit einer kooperativen Verschneidung dieser Systemkreise.
In der Literatur wird hier vielfach von der „Kooperativen Planung“ gesprochen, die 
sich auf unterschiedliche Formen erstreckt. „In der Diskussion werden unter dem 
Oberbegriff der kooperativen Planung verschiedene Arbeitsweisen von Public-Pri-
vate-Partnership bis zur Stadtteilkonferenz zusammengefasst. Dabei beschränkt 
sich der Begriff nicht auf die kommunale Stadtplanungsverwaltung, sondern bezieht 
die gesamte Aktivitäten einer Stadt ein.“155 Es werden auf kommunaler Ebene Ko- 
operationen mit anderen Gebietskörperschaften und gesellschaftlichen Gruppen so- 
wie mit wirtschaftlichen Akteuren unterschieden. Als Kooperation mit anderen Ge-
bietskörperschaften gelten zum Beispiel auf dem kulturellen Sektor die „Opernehe“ 
zwischen Düsseldorf und Duisburg oder die Gebietsrechenzentren, die gemeinsam 
von mehreren Gemeinden kooperativ betrieben werden. Als Kooperation mit gesell-
schaftlichen Gruppen kann der Komplex „Soziale Stadt“ bezeichnet werden, aber 
auch die Werkstattverfahren, die unter Mitwirkung von Bürgerinitiativen, Bürgerverei-
nen u.a. durchgeführt werden.
Als Kooperation mit wirtschaftlichen Akteuren bezieht sich die Zusammenarbeit 
zwischen der Gemeinde und dem Vorhabenträger als wirtschaftlicher Akteur auf die 
Baurechtsschaffung. „Das Themenfeld der im Rahmen der Bauleitplanung zu regeln-
den Fragen reicht über die baulich-räumliche Nutzung hinaus und umfasst zum Bei-
spiel Fragen der Erschließung oder der Altlastensanierung.“156  Da beide Akteure bei
der Abwicklung der Umstrukturierung aufeinander angewiesen sind, kommt es zu 
einem Aushandlungsprozess. 
Die grundlegende Absicht des Grundstückseigentümers oder dessen Beauftragten 
ist, sein Grundstück nach Aufgabe einer Altnutzung einer neuen Nutzung zuzuführen.  
155 Ehrbeck, H., 2006:  Seite 54
156 Ebenda: Seite 55
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Der Ablauf wird vom Vorhabenträger prozesshaft und projektorientiert organisiert 
und durchgeführt. Akteure dieses Umwandlungsprozesses sind einerseits der Grund-
stückseigentümer und/oder Vorhabenträger sowie die Investoren/Finanziers der 
Umwandlung auf der einen Seite. Auf der anderen Seite steht die Kommune mit der 
Bürgerschaft, ohne deren gesetzlich vorgeschriebenen Plan- und Genehmigungsver-
fahren die Umstrukturierung nicht durchgeführt werden kann. Wie sind die Akteure 
verknüpft? Zunächst einmal kann von einer Interessenidentität  von Vorhabenträger 
und Kommune ausgegangen werden, die beide eine erfolgreiche Umstrukturierung 
anstreben. Der Vorhabenträger möchte sein eingesetztes Kapital umsetzen, die 
Kommune neues Leben auf brach gefallenen Flächen entwickelt haben. Der Vorha-
benträger zielt mit der Neunutzung auf eine marktgerechte Angebotsschaffung 
(Wohnungen, Büros, Gewerbe u.a.), dessen Grundstücksverkaufserlöse höher sein 
müssen als der Aufwand, der sich aus der Grundstücksfreimachung und Baureife u.a. 
ergibt. Die Gemeinde, eingebunden in das kommunalpolitische Entscheidungssys-
tem und die Gesetzesstruktur, verfolgt strategisch/städtebauliche Ziele zur Aktivie-
rung der Stadtstruktur. Der Vorhabenträger entwickelt sein Projekt von der Nut- 
zungsaufgabe bis zur Neunutzung in eigener Verantwortung, die Gemeinde erfüllt in 
eigener Verantwortung die für eine erfolgreichen Umstrukturierung erforderlichen 
Abb. F - 2  Kooperationsmodel Public Private-Partnership (PPP)l
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Planungs- und Genehmigungsverfahren. Die Kooperation zwischen den Akteuren 
erfolgten bei den meisten Fallbeispielen nur punktuell zu unterschiedlichen Zeiten 
des Entwicklungsablaufs bei den Planungs- und Genehmigungsverfahren. Bei ei- 
nem Public Private Partnership-Projekt geht die kooperative städtebauliche Steue-
rung über die bisher in getrennten Verantwortungsbereichen gesteuerten Entwick-
lungsabläufe hinaus und definiert gemeinsam gesteuerte Projekte wie die Ent- 
wicklung des städtebaulichen Konzepts, dessen Sicherung im Bebauungsplan und 
städtebaulichem Vertrag sowie die Finanzierung und Herstellung der Erschließung 
und begleitender Infrastruktur. (Abb. F – 2)
Ergebnis:
Über die städtebauliche Steuerung entsteht eine Schnittstelle zwischen dem privaten 
Projektziel einer Umstrukturierung und den öffentlichen stadtentwicklungspolitischen 
Zielen einer Kommune, die mit dem Interessenausgleich eine Kompatibilität der 
getrennten Zielsysteme herbeiführt. Die kooperative städtebauliche Steuerung ist 
der Kern der Umstrukturierung, über deren Instrumente Wettbewerb/Städtebauliches 
Konzept, Bebauungsplan und städtebaulicher Vertrag der Interessenausgleich der 
Akteure herbeigeführt wird. Mit dieser Verzahnung des privaten und öffentlichen 
Interesses tritt die Gemeinde aus ihrer passiven hoheitlichen Funktion heraus.
1.5  Lange Umwandlungszeiten
Die Untersuchung der Fallbeispiele zeigt als Ergebnis lange Umwandlungszeiten. 
Die Ablaufzeit der ausgewählten Gebiete liegt in einer Zeitspanne von 5 - 24, im 
Durchschnitt bei  rd. 15 Jahren. Bei solch langen Umwandlungszeiten verändern sich 
die  Rahmenbedingungen durch veränderte Nachfragemuster der Bevölkerung und 
des Marktes, wachsenden Einfluss großer privater Investoren und Developer sowie  
durch die Verschlechterung der Haushaltslage der Kommunen. Umstrukturierungs-
gebiete, die schon eine lange Laufzeit aufwiesen, mussten neu geplant werden, weil 
sich zwischenzeitlich die Randbedingungen der Planung und auch die handelnden 
Akteure verändert haben. Lange Umwandlungszeiten bedeuten vor dem Hintergrund 
der sich immer schneller verändernden Rahmenbedingungen eine zeitlich unkalku-
lierbare Bauflächenreserve.     
Nach einer Zusammenrechnung der in den Bauflächenberichten 2007 aufgeführten 
Bauflächen in Baugebieten befindet sich nahezu die Hälfte der Düsseldorfer Bauflä-
chenreserve in Umstrukturierungsgebieten. Das führt in der Landeshauptstadt Düs-
seldorf mit einer bereits heute vorhandenen Bauflächenknappheit dazu, dass der 
größte Teil der Bauflächenreserve von der Baufertigstellung und damit von dem Wirk- 
samwerden auf dem Wohnungs- und Gewerbemarkt zeitlich nicht eingeschätzt wer- 
den kann. Das verstärkt, zumal bei einer wachsenden Stadt, die Knappheitserschei-
nungen  mit den Folgen des weiteren Ansteigens der Grundstückskosten und Mieten. 
Es entsteht Handlungsdruck, die Umstrukturierungsgebiete stärker zu steuern, um 
deren Bauflächenreserven nachfragegerecht und zeitnah realisieren zu können.
Ergebnis:
Ungesteuerte Abläufe einer Umstrukturierung enthalten Risiken, die die sich auf die 
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Länge der Umwandlungszeiten auswirken. Lange Umwandlungszeiten führen we-
gen der sich ständig ändernden Rahmenbedingungen zur Veränderung der Randbe-
dingungen der Planung und Realisierung. Die städtebaulichen Konzepte müssen da- 
her für veränderte Rahmenbedingungen offen gehalten werden. Lange Umwand-
lungszeiten bedeuten eine unkalkulierbare Bauflächenreserve, die eine vorausschau-
ende Stadtentwicklung erschweren.
1.6  Faktoren einer erfolgreichen Umstrukturierung
Der Voraussetzungen einer erfolgreichen und zügigen Umsetzung über den Markt 
sind komplex. Faktoren für eine zügige nachfrageorientierte gewerblich/industrielle 
und Dienstleistungsumsetzung sind eine gute wirtschaftliche Gesamtentwicklung,  
die wirtschaftliche Stärke einer Stadt, der Standort in der Stadt mit der Lage zu Kon- 
kurrenzstandorten, sowie ein gutes Management und Marketing der Flächen. Die 
jeweilige Marktlage für Wohn-, Gewerbe- und Büronutzung kann ein Umwandlungs-
projekt befördern oder verlangsamen. Für den Wohnungsbau zeigt sich gegenwärtig 
eine starke Schwäche des Geschosswohnungsbaues. In vielen Städten ist die 
Baufertigstellung von Geschosswohnungen auf einem Tiefstand  angekommen. Hier- 
für sind eine Reihe von Strukturproblemen des Wohnungsbaues verantwortlich, die 
sich aus der zurückliegenden wirtschaftlichen Schwäche und steuerlichen Verände-
rungen erklären, wie z.B. die geringen Renditeerwartungen insbesondere im Seg-
ment „bezahlbaren“ Wohnungsbau. Hiervon sind einige Umstrukturierungsgebiete 
mit erheblichen Verzögerungen in der Umsetzung betroffen, die einen hohen Ge-
schosswohnungsbauanteil aufweisen wie die Bahngelände Oberkassel und Deren-
dorf.
Der Bürobau vollzieht sich in zyklischen Marktschwankungen. Die wirtschaftliche 
Entwicklung seit Mitte der 2000 Jahre hat zu einem Nachfrageeinbruch geführt, der 
sich in Düsseldorf mit Leerständen in zweistelliger Größenordnung niederschlug. 
Auch hier führte die zurückliegende Marktsituation zu erheblichen Verzögerungen 
und fehlender Vermietbarkeit bereits gebauter Projekte. Als Beispiel können hier die 
noch verbliebenen Neubauteile des Medienhafens angesehen werden, wo langjährig 
geplante Gebäude erst dann gebaut werden, wenn eine Vorvermietung bis zu 80 
Prozent vorliegt oder bereits spekulativ gebaute Projekte lange Zeit leer stehen. 
Parallel zur zwischenzeitlichen Belebung der Wirtschaft stiegen die Vermietungszah-
len  wieder an und hatten eine Verringerung der Leerstände zur Folge. Wie sich die 
aktuell abzeichnende Wirtschaftskrise auswirken wird, die durch das Fehlverhalten 
der Finanzmärkte verursacht wird, ist noch nicht erkennbar.
Ein weiterer Punkt ist die Qualität des Standortes und dessen Umgebung:  Lage im 
Stadtgebiet, Verkehrsanschluss sowie Image des Standortes sind wichtige Einfluss-
größen, die sich auf eine positive oder negative Vermarktung des Projektes auswir-
ken. Dazu gehört auch die Lage zu Konkurrenzstandorten. In Düsseldorf sind in zehn 
Umstrukturierungsgebieten rd. 1,2 Mio. Quadratmeter BGF Bürofläche157 ausgewie-
sen. Die einzelnen Standorte konkurrieren miteinander um die Ansiedlung von Bü- 
157 Bauflächen 2007 für Dienstleistungen und Gewerbe, Seite 50
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robetrieben. Vorteile haben offensichtlich die Gebiete in unmittelbarer Flughafennä-
he. So werden bereits Teile der Airport City sowie des ehemaligen Kaufring Gelän-
des bebaut, während dagegen in nicht sehr weit entfernt liegenden Bereichen wie 
Theodorstraße und Güterbahnhof Derendorf bisher geringe Aktivitäten für eine Büro- 
bebauung verzeichnet werden. Bei den übrigen Gebieten zeichnet  sich lediglich auf 
dem Rheinmetallgelände und Tannenstraße Büroneubau ab. Vermutlich laufen die 
beiden Baugebiete Airport City und Ehemalig Kaufring zu, ehe sich eine größere 
Bautätigkeit auf den anderen Gebieten zeigt.
Da die Baureifmachung von Recyclingflächen wegen eventueller Altlastenbesei-
tigung, Abriss von alter Bausubstanz sowie der Bau der Erschließung u.a. sehr hohe 
Kosten verursacht, liegen auf den Grundstücken hohe Vorkosten, die eine spätere  
Verwertung der Grundstücke (geringe Verkaufserlöse) beeinträchtigen können. Hier 
können Subventionen wie die Städtebauförderung, Altlastenbeseitigungsförderun-
gen, EFRE-Fonds, Wirtschaftsförderungsfond NW  u.a. einen Beitrag zur späteren 
rentablen Verwertung der Grundstücke leisten. Umstrukturierungsgebiete mit hohem 
Subventionsanteil wie die Zechen Ewald und Minister Stein können fix und fertig er- 
schlossene Grundstücke zum Kauf anbieten.
Voraussetzung für eine ständige Information der Bürgerschaft ist die Einrichtung 
einer Internetplattform, auf der immer der aktuelle Stand der Umstrukturierungsge-
biete dargestellt wird. Hier zeigt sich der Vorteil des Internets, das einen ständigen 
Zugriff auf Informationen ermöglicht. Print- und TV-Medien berichten dagegen nur 
punktuell zu Ereignissen, z.B. über ein Wettbewerbsergebnis, eine Bürgerbeteiligung 
in einem Bebauungsplan oder über ein spektakuläres Bauprojekt.
Für das einzuführende Gebietsmanagement sollte für jedes größere Gebiet eine ei- 
gene Internetplattform bereitgestellt werden, die über den Entwicklungsstand, Veran-
staltungen bis hin zu Einzelhandelsangebote informiert und eine Kommunikation der 
Bürgerschaft mit den Gebietsmanagern ermöglicht. Folgende Modellkomponenten 
eines erfolgreichen kooperativen Managements (Abb. F - 3) können abgeleitet  
werden:
Projektentwicklung
Genereller Aufgabenbereiche ist die Projektentwicklung des Vorhabenträgers, die 
strategische Aufgaben bearbeitet, Markt-, Bedarfs- und Standortanalyse sowie Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen durchführt. Über die Projektentwicklung wird das Pro-
jekt vom Start bis zum Abschluss gesteuert. 
Flächenmanagement
Da ist zum zweiten das Flächenmanagement des Grundstückseigentümers oder des- 
sen Beauftragten, das nach Aufgabe der Vornutzung zunächst die Zwischennutzung 
vorhandener Gebäude organisiert, die Baureifmachung des oder der Grundstücke 
mit Altlastensanierung, Abriss u.a. durchführt und später die Vermarktung und Ver-
kauf übernimmt. 
Städtebauliche Planung
Der dritte Komplex ist die Städtebauliche Planung mit Qualität sichernde Verfahren 
F. Ergebnisse der Falluntersuchung zur Fragestellung und Folgerungen
240
(Wettbewerbe, Werkstattverfahren u.a.), Bebauungsplänen, Vorhaben und Erschlie-
ßungsplan, Fachplanungen (Erschließungsplanung) und Städtebauliche Verträge. 
Hier werden die städtebaulichen Ziele zwischen den Akteuren über Werkstattverfah-
ren ausgehandelt. Über Bebauungspläne werden die ausgehandelten Ziele gesi-
chert. Dieser Teil liegt in der Verantwortung der Gemeinde, die hier ihre grundge- 
setzlich verankerte Planungshoheit wahrnimmt. Über die Bebauungsplanung erfolgt 
der Interessenausgleich158 zwischen Investor und Gemeinde. Über Städtebauliche 
Verträge werden die vereinbarten gegenseitigen Rechten und Pflichten sowie Finan-
zierungsmodalitäten geregelt. (Abb. F - 3)
Realisierungsmanagement
Der vierte Komplex der Projektentwicklung ist das Realisierungsmanagement durch 
den Grundstückseigentümer, das u.a. den Bau der Erschließung, die Einrichtung der 
Grünflächen, die städtebauliche Koordination mit der Gemeinde bis zur Vermarktung 
und eventuellen Bebauung der Einzelgrundstücke umfasst. Alle Entwicklungsphasen 
des Projektes werden nach kooperativen und kommunikativen Prinzipien gesteu-
ert.159 Das Projektmanagement des Vorhabenträgers ist durch ein flankierendes 
aktives Gebietsmanagement der Gemeinde zu begleiten, das auch eine Qualitäts-
kontrolle der ausgeführten Maßnahmen durchführt.
Qualität sichernde Verfahren
Für die Ermittlung einer optimalen städtebaulichen Konzeption sind Qualität sichern- 
158 § 1 (7) BauGB : „Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander  
     und untereinander gerecht abzuwägen.“
159 Kötter T., Bauflächenrecycling…1999: Seite 46
Abb. F - 3   Modell: Erfolgsfaktoren einer Umstrukturierung 
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de Verfahren wie Wettbewerbe, Werkstattverfahren, Gutachten unabdingbar. Hier 
können die ausgehandelten Zielsetzungen der zukünftigen Entwicklung des Gebie-
tes im Konsens mit den beteiligten Akteuren wie Grundstückseigentümer, Verwal-
tung und Öffentlichkeit räumlich konkretisiert werden. Die auf diese Weise ermittelten 
qualitätsvollen Lösungen können die Marktakzeptanz befördern und zu einer zü-
gigen Umsetzung führen. (Abb. F - 3)
Ergebnis:
Aus den abgeleiteten Ergebnissen lassen sich Modellkomponenten einer erfolgrei-
chen Umstrukturierung ableiten. Es sind dies das Projektmanagement des Vorhaben-
trägers sowie das komplementäre Verfahrens- und Prozessmanagement der Ge-
meinde, ein nachfragegerechtes städtebauliches Konzept sowie eine nachfragege- 
rechte Neunutzung (Wohnungs-, Gewerbe-, Bürobau) sowie ein Gebietsmanaga-
ment während der Realisierung. Diese Komponenten werden über kooperative 
Ablaufstrukturen mit vertraglichen Vereinbarungen verknüpft.
2.  Folgerungen
Aus dem Untersuchungsergebnis wird die zentrale Forderung abgeleitet, die langen 
Umwandlungszeiten zu verkürzen. Das kann erfolgreich über eine stärkere Steue-
rung und Betreuung durch Vorhabenträger und Gemeinde erreicht werden. 
Der Entwicklungsablauf der Fallbeispiele weist unterschiedliche Realisierungsge-
schwindigkeiten auf. Im Rahmen einer vergleichenden Betrachtung fällt auf, dass die 
Ablaufzeiten derjenigen Fallbeispiele, die eine durchgängige Steuerung durch den 
Vorhabenträger und eine komplementäre durch die Gemeinde aufweisen, kürzere 
Ablaufzeiten haben, als diejenigen, die in ihrer Entwicklung mehr oder weniger sich 
selbst und den Marktkräften überlassen wurden. Da insbesondere während der 
langen Realisierungszeiträume Informations- und Kooperationslücken auftreten, ist 
während des gesamten Umwandlungsprozesses ein kontinuierliches Gebietsmana-
gement sowohl des Vorhabenträgers als auch der Gemeinde im gegenseitigen Dia- 
log und Kooperation erforderlich.     
Folgerung:
Eine durchgängige aktive Steuerung des Umstrukturierungsverlaufs durch den Vor-
habenträger und eine komplementäre aktive Betreuung durch die Gemeinde wäh- 
rend des gesamten Transformationsprozesses führt zur Verkürzung der Entwick-
lungsabläufe.
Bezieht man das Ergebnis der Untersuchung der Fallbeispiele auf die Fragestellung, 
ob für die zukünftige Stadtentwicklung eine strategische und kooperative Steuerung 
der Stadterneuerung  eine unverzichtbare Voraussetzung darstellt, kann für den 
Zeitraum der vergangenen Stadtentwicklungsperiode festgestellt werden, dass in 
Düsseldorf eine zu dem Projekt des Vorhabenträgers komplementär agierende  
strategische und kooperative Projekt- und Verfahrenssteuerung zur Optimierung der 
Abläufe der Umstrukturierungsgebiete und einer schnelleren Umsetzung beigetragen 
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hätte. Es war jedoch zu dem Zeitraum nicht „unverzichtbar“, weil in Düsseldorf neben 
den Umstrukturierungsgebieten noch ausreichend nachfrageorientiertes Bauland  
entwickelt werden konnte  und damit der ständig währenden Nachfrage nachgekom-
men werden konnte. Für die Baulandbereitstellung fehlte daher der Druck auf eine 
zeitgemäße Verfügbarkeit der Wohnungs-, Gewerbe- und Bürobauten aus den Um- 
strukturierungsgebieten. Das änderte sich, als sich mit dem ab 2000 abzeichnenden 
Bevölkerungswachstum der Stadt eine sich verstärkende Nachfrage auf ein stark 
abnehmendes verfügbares Flächenangebot traf und damit Knappheitserscheinun-
gen mit steigenden Grundstückspreisen und Mieten erzeugte. Daraus erwächst die 
Notwendigkeit, dass die Umstrukturierungsgebiete, die inzwischen nahezu die Hälfte 
der Bauflächenreserve einnehmen, zeitnah und nachfragegerecht umgesetzt wer-
den. Dazu ist eine kooperative Steuerung der Entwicklungsabläufe unverzichtbar.             
Folgerung:
Die Anwendung einer kooperativen Steuerung der Stadterneuerung wird immer dring-  
licher, damit die erforderliche zeitnahe Umsetzung der Umstrukturierungsgebiete 
unterstützt wird. 
3.   Zusammenfassendes Ergebnis und Folgerungen
Der Ablauf einer Umstrukturierung ist ein komplexer Entwicklungsprozess, der von 
mehreren Akteuren mit eigenen und getrennten Entwicklungs- und Entscheidungs-
prozessen beeinflusst  und gesteuert wird. Die komplexen Verfahrensabläufe mit 
externen Einflussgrößen sind durch hohe Risiken im Projektverlauf geprägt. Risiken 
ergeben sich einmal bei der Kalkulation der Kosten und Renditeerwartungen bei 
langen Entwicklungszeiträumen. Häufig können Renditeerwartungen nur über öffent-
liche Subventionen erreicht werden. Zum anderen zeigen sich Unsicherheiten bei 
der Einschätzung des Standortes und seiner zukünftigen Möglichkeiten sowie der 
Einflüsse aus den Planungs- und Genehmigungsverfahren. 
Die Untersuchung der ausgewählten Fallbeispiele hat ergeben, dass die durch-
schnittliche Umwandlungszeit vom Zeitpunkt des Beginns der Planung bis zur Reali-
sierung etwa 15 Jahre umfasst. Die Spannweite der Umwandlung liegt bei 5 bis 24 
Jahren. Zwar wurde in den meisten Fällen zügig Baurecht und Baureife der Grundstü-
cke geschaffen, der größte Zeitanteil des Ablaufs fällt  jedoch  - wenn die Umwand-
lung in den Abschnitten Brache, Baureifmachung des Grundstücks, Planung und Re- 
alisierung betrachtet wird - mit 46 Prozent auf die Abwicklung der Realisierung. Diese 
langen Umwandlungszeiten führen zu Unsicherheiten insbesondere in dem Einhal-
ten der zwischen den Akteuren Bürgerschaft, Vorhabenträger und Verwaltung ver- 
einbarten Planungsziele. Während der langen Zeiträume verändern sich die wirt-
schaftlichen und stadtentwicklungspolitischen Rahmenbedingungen und auch die 
kommunalpolitischen Gegebenheiten in der Kommune. Das in den Umstrukturie-
rungsgebieten geplante Potenzial an Wohnungen, Büros und Gewerbe erweist sich 
bezogen auf den Realisierungszeitraum und die Marktwirksamkeit als unkalkulierbar.  
Damit wird eine vorausschauende Stadtentwicklung erschwert. 
Ein weiteres Ergebnis ist der Zusammenhang zwischen Umwandlungszeit und 
Projektsteuerung. Kürzere Umwandlungszeit weisen die Fallbeispiele auf, die durch-
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gängig von dem Vorhabenträger und parallel von der Gemeinde gesteuert wurden, 
im Vergleich zu den Beispielen, deren Umwandlung dem Markt überlassen wurde.  
Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass zur Verkürzung der Umwandlungszeit eine 
durchgängige Projektsteuerung der Akteure erforderlich ist. Diese Steuerung muss 
bei komplexen Projekten mit getrennten Verantwortungsbereichen kooperativ erfol- 
gen. Die Instrumente für eine kooperative Abwicklung solch komplexer Umstrukturie-
rungsprozesse sind inzwischen mit der Anwendung von städtebaulichen Verträgen 
und der Aufteilung des Planungswertzuwachses gegeben. Das bedeutet für die Ge- 
meinden, ihre lediglich reaktiv auf die Erfüllung der gesetzlichen Verfahren und Ge- 
nehmigung gerichtete Rolle aufzugeben und sich darüber hinaus kooperativ auf eine 
aktive Prozessbeteiligung aller Entwicklungsphasen einer Umstrukturierung einzu- 
stellen. Die kooperative städtebauliche Steuerung ist der Kern der Umstrukturierung, 
über deren Instrumente Wettbewerb/Städtebauliches Konzept, Bebauungsplan und 
städtebaulicher Vertrag der Interessenausgleich der Akteure herbeigeführt wird. Mit 
dieser Verzahnung des privaten und öffentlichen Interesses tritt die Gemeinde aus 
ihrer passiven hoheitlichen Funktion heraus. Für die Umstrukturierung bedeutet dies, 
dass die Gemeinde komplementär zu dem durchgängigen Projektmanagement des 
Vorhabenträgers ein durchgängiges und kooperatives Management der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren sowie ein begleitendes und ergänzendes Gebietsma-
nagement während der Realisierungszeit aufbaut, das auch eine Qualitätskontrolle 
der ausgeführten Maßnahmen der Realisierung umfasst. 
Zusammenfassend ergeben sich für den Entwicklungsablauf einer Umstrukturierung 
folgende Erfolgsfaktoren: 
1.  Zielgerechtes Projektmanagement durch den Vorhabenträger
2.  Rentabilität der Umstrukturierung
2.  Durchgängiges komplementäres Projekt-, Verfahrens-, Qualitäts- und Gebietsma-  
     nagement der Kommune insbesondere während der Realisierungszeit.
3.  Kooperative städtebauliche Steuerung durch Vorhabenträger und Gemeinde:  
     Interessenausgleich und Konsens unter Einbezug der Bürgerschaft 
4.  Nachfrage- und marktgerechtes Städtebauliches Konzept
5.  Nachfrage- und marktgerechte Neunutzung: Wohnungs-, Gewerbe- und 
     Bürobau, Infrastruktur
Die Erfolgsfaktoren einer Umstrukturierung gelten auch für die Entwicklung anderer 
komplexer Planungs- und Realisierungsprozesse, die von verschiedenen Verantwor-
tungsträgern durchgeführt werden. Der Schlüssel für eine erfolgreiche Abwicklung ist 
eine kooperative Steuerung komplexer Entwicklungsabläufe durch die Verantwor-
tungsträger.
Als generelle und über die betrachteten Fälle hinaus reichende Aussage kann 
festgehalten werden, dass eine kooperative Steuerung von komplexen Planungs- 
und Realisierungsprozessen unerlässlich ist. 
G. Grundlagen für ein kooperatives Projekt- und Verfahrensmanagement
244
G.  Grundlage für ein kooperatives Projekt- und Verfahrensmanagement
1.  Kooperationsverträgen  von privatem Projektmanagement und paralle-
     lem  kommunalem  Verfahrens- und Prozessmanagement
Die Untersuchung der Fallbeispiele belegt, dass ein paralleles Projekt- und Verfah-
rensmanagement der Kommune in Kooperation mit dem privaten Projektmanage-
ment den Ablauf der Umstrukturierung erfolgreich beeinflusst. Übertragen auf kom-
plexe Stadterneuerungsprozesse bedeute dies, dass eine kooperative kommunale 
Steuerung der Erneuerungsprozesse eine unverzichtbare Voraussetzung für die 
zukünftige Stadtentwicklung darstellt. Dazu muss in den Kommunen eine aktive 
kooperierende Prozesssteuerung mit Projektstrukturen eingerichtet werden. 
Als ein Beleg für erfolgreiche kooperative Planungs- und Realisierungsprozesse 
kann das nachfolgend dargestellte  Beispiel der Stadt  Zürich angeführt werden.
2.  Beispiel:  Kooperative Planung in der Stadt Zürich 
Kooperative Planungsweisen haben sich in Deutschland in verschiedenen Städten 
bei einzelnen Projekten bewährt. Als die bekanntesten Beispiele seien hier der 
Wohnstadtteil „Quartier Vauban“ in Freiburg und der „Städtebauliche Entwicklungsbe-
reich Südstadt“ in Tübingen genannt, die durch die Aufgabe von Kasernennutzung 
entstanden sind. Diese Umwandlungsprojekte zeichneten sich durch ein durchge-
hendes Quartiersmanagement während der gesamten Realisierungszeit aus.
Eine mit Düsseldorf von der Wirtschaftsstruktur und dem Strukturwandel her ver-
gleichbare Stadt ist Zürich. Die schweizer Bankenmetropole hat in den letzten zwan- 
zig Jahren einen ähnlichen Rückgang der Industrie mit erheblichen Flächenfreiset-
zungen und das verstärkte Aufkommen des tertiären Sektors erlebt wie Düsseldorf. 
Zürich praktiziert seit Anfang 2000 an Stelle der vorher angewandten hoheitlichen 
Planung eine kooperative Planung.
Ähnlich wie in Düsseldorf setzte in Zürich die De-Industrialisierung schwerpunktmä- 
ßig Mitte der 1980er Jahren ein. Anders als in Düsseldorf, wo sich die De-Industri-
alisierung  auf einzelne verstreut liegende Schwerpunkte bezog, vollzog sich diese 
in Zürich zum größten Teil in zwei großen Arealen: Zürich- Nord  und Zürich West, 
darüber hinaus in räumlich dispers verteilten kleineren Industriearealen im übrigen 
Stadtgebiet. Wie in Düsseldorf gab es auch in Zürich Flächenfreisetzungen von Post 
und Bahn, die zu einem Entwicklungsbereich um den Züricher Hauptbahnhof führ-
ten.160
Der Entwicklungsbereiche Zürich-West entstand durch die Freisetzung von mehre-
ren großen Betrieben der Maschinen- und Textilindustrie und einer Brauerei. Bei Zü- 
rich-West handelt es sich um ein 100 ha großes Areal. Zürich-Nord umfasst  zwei 
etwa 60 ha große Areale: Neu-Oerlikon, entstanden aus dem Weggang der Industrie-
betrieben ABB und Oerlikon–Bührle, und das 60 ha große ehemalige Industriegebiet 
Leutschenbach.  
Als erstes Planungsgebiet wurde in Zürich Nord das ABB-Gelände in Zürich Oerlikon 
entwickelt, das mit der damals gültigen Planungsmethode mit einem 1992 durchge-
160 Projekt „Stadtraum HB“
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führten Wettbewerb für das gesamte  Gebiet und den daraus abgeleiteten Sonder-
bauvorschriften begonnen wurde. 
Mitte der 1990er Jahre beeinträchtigte die offene Drogenszene das Image der Stadt 
Zürich, die darüber hinaus von einer Wirtschaftskrise mit einer erheblichen Rezessi-
on betroffen war. Die Krise führte zur Verhärtung der Positionen der Wirtschaft, die 
eine freie Verwendung ihrer Areale insbesondere für den tertiären Sektor forderte, 
und der Stadt Zürich, die  einmal den industriellen Sektor nicht aus der Stadt verlieren  
und zum anderen das Wohnen in der Stadt stärken wollte. Die bereits begonnenen 
Konversionsgebiete Zürich-Nord und Zürich-West stagnierten. 
Als die Krise auch den Dienstleistungsstandort Zürich mit großen Leerständen in Fra- 
ge stellte, entschloss sich der damalige Stadtpräsident Estermann über ein Stadtfo-
rum Zürich-West die Stagnation mit den verhärteten Fronten der Akteure abzubauen 
und wieder Vertrauen herzustellen. In vielen Gesprächsrunden einigten sich die 
Akteure, Zürich-West über ein kooperatives Verfahren zu entwickeln. Dieses koope-
rative Verfahren wurde 2000 von der Stadtversammlung für alle Planungen der 
Innenentwicklung verbindlich gemacht und löste das konventionelle „hoheitliche“ 
Verfahren ab.
Charakteristisch für die Kooperative Planung  ist folgender Ablauf:
1. Als Ausgangslage erarbeiten Architekten Entwicklungskonzepte
2. Auf der Grundlage dieser Konzepte werden mit den beteiligten Akteuren in öf- 
fentlichen workshops  die Grundsätze zur Nutzung, Bebauung, Freiraum und 
Verkehr formuliert
3. Diese stellen die Basis für die verbindlichen Rahmenbedingungen für die Bau- 
projekte dar (Zonierungsplan,161 Quartiersplan mit Sonderbaubestimmungen für 
das Planungsgebiet162)
4. Ein durchgängiges Gebietsmanagement steuert die Realisierungszeit
.
Ziel ist es, über Moderations- und Mediationsprozesse eine Übereinstimmung zwi-
schen allen Akteuren zu erreichen. Dieser Dialog und Aushandlungsprozess mit den 
Akteuren (Abb. G - 1) erfordert viel Zeit und ist vom gegenseitigen Nehmen und Ge- 
ben bestimmt. Die Grundeigentümer stellen Teile ihrer Grundstücke zur Verfügung. 
Dafür werden ihnen an anderer Stelle hochwertige Nutzungsrechte eingeräumt.163 Ist 
eine Akteursvereinbarung zustande gekommen und in den formellen Planverfahren 
(Zonierung, Quartiersplan mit Sonderbaubestimmungen) niedergelegt, wirkt sich das 
beschleunigend auf die Realisierungsphasen aus. Für die Aushandlung, der förm-
lichen Verfahren und der Realisierung wurde in dem Städtebauamt ein durchgän-
giges Gebietsmanagement für die jeweiligen Gebiete eingerichtet.164
3. Kooperative Stadterneuerung
Die mit der Kooperation zwischen dem Vorhabenträger und der Kommune zusammen-
161 Entspricht dem Flächennutzungsplan, hat aber eine größere Verbindlichkeit für die Grundstückseigentümer.
162 Entspricht dem Verfahren und der Verbindlichkeit nach mit landesspezifischen Abweichungen dem  
     Bebauungsplan.
163 Zum Beispiel in Zürich-Oerlikon mit vier Stadtteilparks, um die sich die Bebauung gruppiert.
164 Wehrli-Schneider B., 2007; Heim R., 2009
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geführte öffentliche und private Steuerung der Umstrukturierungsgebiete kann auch 
als Muster für viele Projekte der Stadterneuerung insbesondere des Stadtumbaues 
angesehen werden. Stadtumbau erfordert eine gezielte Steuerung mit :
Einbindung von privaten Investoren
Kooperativem Management mit Einbindung der am Stadtumbau beteiligten Ak-
teure 
Stärkerem  öffentlichem Engagement über Subventionen und Flächenmanage-
ment
Schlagkräftigeren Umsetzungsinstrumenten
Ein solches Management ist umso mehr erforderlich, weil zum Beispiel in wachsen-
den Städten neues Bauland im Innenbereich nur über Umstrukturierungsflächen, 
Baulückenschließung, Nachverdichtung und Neuordnung in minder genutzten Ge-
bieten gewonnen werden kann. Solche komplexen Aufgaben erfordern eine Koope-
ration von privatem Projektmanagement und Verfahrens- und Prozessmanagement 
der Gemeinde. 
Hier wird das Instrument Stadtumbau prozessual eingesetzt werden müssen, das ei- 
nen hohen Steuerungsaufwand erfordert. Das Gleiche gilt für schrumpfende Städte 
mit der Aufbereitung nicht mehr nachgefragter Flächen. Das Steuerungserfordernis 
ist hier besonders hoch, weil hier Rückbau und Neubau mit  Unterstützung durch öf- 
fentliche Mittel durchgeführt werden müssen. 
Abb. G - 1  Kooperative Planung in der Stadt Zürich
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Die Einrichtung eines solchen Managements ist zur Steuerung und Aufgabenbewäl-
tigung der Stadterneuerung unverzichtbar. Würde die sich abzeichnende Entwick-
lung mit den heute praktizierten reaktiven Verfahrensweisen gesteuert werden, 
könnten die Ziele einer zukunftsorientierten Stadtentwicklung  nicht erreicht werden.  
3.1.  Strategische Komponente der Stadterneuerung
Für die Steuerung der Entwicklungsabläufe von Stadterneuerungsprojekten ist eine 
Einbindung in eine Entwicklungsstrategie der Gemeinde erforderlich. Am Beispiel 
der Städte Essen und Düsseldorf lässt sich diese These nachvollziehen. Beide 
Städte haben ein Stadtentwicklungskonzept aufgestellt und befinden sich bereits in 
dessen Umsetzung.
3.1.1  Beispiel Stadt Essen als schrumpfende Stadt
Auch die Stadt Essen steht, allerdings als schrumpfende Stadt, vor ähnlichen Prob-
lemen der städtebaulichen Steuerung eines Entwicklungsprozesses. Essen ist  von 
den demografischen Veränderungen wie zum Beispiel niedrige Geburtenraten, Be- 
völkerungsverlusten und einer zunehmende Zahl von Migranten sowie dem wirt-
schaftstrukturellen Wandel betroffen und will sich der seit geraumer Zeit sich zei-
genden negativen Entwicklungen entgegenstellen. Ein weiteres Ziel der Stadt Essen 
ist die Stärkung der zentralen Funktionen, um der von einer polyzentrischen Struktur 
geprägten Metropole Ruhr165 einen erlebbaren Kern zu geben. 
In dem im Zeitraum 2005 – 2007 durchgeführten Stadtentwicklungsprozess mit Per- 
spektive 2015+ wurde in einem kooperativen Prozess mit den entscheidenden 
Akteuren der Stadtentwicklung nach einer umfangreichen Analyse zum Standort Es- 
sen eine Strategie zur Entgegnung der sich seit geraumer Zeit zeigenden negativen 
Entwicklung erarbeitet. Der Stadtentwicklungsprozess „Essen - Perspektive 2015+“ 
wurde als dezentraler und eigenverantwortlicher Arbeits-, Konzeptentwicklungs- und 
Umsetzungsprozess konzipiert, in den die gesamte Stadtverwaltung eingebunden 
war. Es gilt Wohnungsleerständen und der Entwicklung von Quartieren mit schlei-
chendem Funktionsverlust in wohnungspolitischer und städtebaulicher Hinsicht ent-
gegen zu wirken. Neben den Maßnahmen auf dem Weg zur „Kulturhauptstadt 
Europas 2010“ - Essen ist Bannerträger für die 53 Städte des Ruhrgebiets als 
Kulturhauptstadt Europas 2010 - werden dazu in thematischen Projektgruppen 
Impulsprojekte für den Stadtumbau mit mittelfristiger Perspektive entwickelt. Als 
Umsetzungsinstrument zur Entgegnung von Funktionsverlusten in Quartieren z.B. 
mit hohem Wohnungsleerstand wird der Stadtumbau gesehen mit Ausweisung von 
Stadtumbaugebieten nach § 171 a - d Baugesetzbuch (BauGB). Die strategische 
Steuerung der Stadtentwicklung erfolgt: leitbildorientiert, integrativ, kooperativ, um- 
setzungsorientiert.166 Viele Projekte befinden sich noch in der Planungsphase. Einige 
davon werden bereits als Stadtumbaumaßnahme umgesetzt.  Die Planungsverwal-
tung beginnt sich auf die hohen Steuerungsanforderungen bei der Projektdurchfüh-
165 Die Metropole Ruhr umfasst 11 kreisfreie Städte und vier Kreise. Sie ist deckungsgleich mit dem Gebiet des  
     Regionalverbands Ruhr (RVR).
166 Stadt Essen, Büro für Kommunal- und Regionalplanung (BKR) Essen, 2006
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rung einzustellen. Sie gibt die bisherige strenge Anlehnung an die Produkte des Pro- 
duktplans der Stadt Essen auf und richtet die Organisationsstruktur des Amtes zu- 
gunsten einer projektbezogenen Aufgabenerfüllung aus. Kommunikation und Ko- 
operation spielen zukünftig eine größere Rolle bei der Vermittlung und Umsetzung 
von Planungen in der Öffentlichkeit.167
3.1.2 Beispiel Stadt Düsseldorf als wachsende Stadt
Ab dem Jahr 2000 wächst in Düsseldorf die Bevölkerung nach starkem Rückgang in 
den 1970er und 1980er Jahren. Um die Auswirkungen des Wachstums auf die 
soziale und technische Infrastruktur zu ermitteln, hat die Landeshauptstadt 2007 den 
Prozess für die Entwicklung eines Stadtentwicklungskonzeptes 2020+ gestartet. Das 
inzwischen vorliegende Stadtentwicklungskonzept geht auf einen Auftrag des Rates 
zurück, ein integriertes Stadtentwicklungskonzept auf der Grundlage eines Demogra-
phieberichts zu erarbeiten. Für folgende Themen sollten die Auswirkungen und Fol- 
gen der demographischen Entwicklung analysiert und als Reaktion darauf fachbezo-
gene Handlungskonzepte, Projekte und Maßnahmen abgeleitet werden: Wohnen, 
Wirtschaft und Beschäftigung, Versorgung, soziale Infrastruktur, Sport und Bewe-
gung. Die Analyse der Themenbereiche erfolgte über Fachexpertisen der beteiligten 
Ämter und über externe Auftragnehmer für die Bausteine Wohnen und Wirtschaft.168
Alle Expertisen und hieraus resultierende Empfehlungen haben Daten und Progno-
sen des durch das Amt für Statistik und Wahlen vorgelegten Demographieberichts 
als Grundlage. Der Erarbeitungsprozess aller Fachexpertisen wurde durch ämter-
übergreifende Projektgruppen begleitet und abgestimmt, um somit eine integrierte 
Betrachtung zu ermöglichen. (Abb. G - 2)
Methodisch beinhalten die Fachexpertisen eine eingehende Analyse der aktuellen 
Situation sowie darauf aufbauend eine Ableitung  von Handlungsbedarfen und -emp-
fehlungen, die sich an den demographischen Prognosen in der Gesamtstadt wie 
auch in den Stadtteilen orientieren.
Für die einzelnen Themenbereiche wurden Maßnahmen abgeleitet. Für den Bereich 
Wohnen und Wohnumfeld wurden acht Handlungsfelder mit siebzehn Projekten 
entwickelt. Im Rahmen des Handlungsfelds „Integrierte Quartiersentwicklung“ sind 
zwei Modellprojekte ausgewählt worden, für die im November 2008  in der öffent-
lichen Veranstaltung „Dialog zur Stadtentwicklung“  Zielvereinbarungen für Koopera-
tionsprojekte zwischen Wohnungsbaugesellschaften, Planungs- und Wohnungsver-
waltung vertraglich vereinbart wurden. Demnach werden zur Weiterentwicklung des 
Wohnungsbestands in den Wohngebieten Wersten Süd-Ost und dem Schwietzke-
Gelände in Mörsenbroich gemeinsam mit den zuständigen Wohnungsunternehmen, 
privaten Eigentümern, Stadtplanungsamt, Amt für Wohnungswesen sowie weiteren 
Akteuren des Wohnungsmarktes integrierte Quartierskonzepte entwickelt. Weitere 
Projekte folgen. (Abb. G - 3)
167 Franke T., 2008: Seiten 6f
168 InWIS Forschung und Beratung GmbH, Ruhruniversität Bochum (Wohnen) und empirica GmbH, Bonn  (Wirt-- 
     schaft) 
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Abb. G - 2  Das Stadtentwicklungskonzept - Prozess
Abb. G - 3  Handlungsfelder Wohnen und Wohnumfeld
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Mit dem vorliegenden STEK ist mit den ersten Bausteinen ein offener Prozess be- 
gonnen worden, der durch weitere Themen der Stadtentwicklung ergänzt und weiter-
geführt werden soll. Die Einbindung der Bürgerinnen und Bürger sowie der Akteure 
der Düsseldorfer Stadtentwicklung erfolgt in den thematisch ausgerichteten Veran-
staltungen „Dialog zur Stadtentwicklung“. Das Ziel ist, dass in Düsseldorf ein Diskurs 
über die Düsseldorfer Stadtentwicklung entsteht, der alle Akteure (Politik, Verbände, 
Bürgerinnen und Bürger, Verwaltung, Agenda …) umfasst und der die in der Vergan-
genheit zwischen den Akteuren aufgeworfenen Gräben beseitigen hilft.  
Was das Bauflächenpotenzial angeht, hat die Planungsverwaltung seit 1993 alle zwei 
Jahre den gesamten Bauflächenbestand  für Wohnen, Gewerbe und Dienstleistungen 
(Büro) incl. Baulücken aufgearbeitet, mit Analysen zum Wohnungs-, Gewerbe- und Büro-
markt versehen und veröffentlicht. Ab 2004 wurde der Bauflächenbestand für das Wohnen 
incl. Baulücken als Baulandkataster im Sinne des § 200 des Baugesetzbuches im Internet 
veröffentlicht. Seit geraumer Zeit zeichnete sich ab, dass die Düsseldorfer Bauflächenre-
serven zur Neige gehen und damit der Anteil der Flächen der Umwandlungsgebiete an 
der Bauflächenreserve ansteigt. Heute liegt der Anteil bereits bei  rund 50 Prozent. Wie in 
den Kapiteln E und F beschrieben, stellen die Umstrukturierungsflächen für die Realisie-
rung eine zeitlich unkalkulierbare Flächenreserve dar. Verschärfend wird sich das prognos-
tizierte Bevölkerungswachstum auswirken, das  nach der Bevölkerungsprognose der 
Stadt von heute rd. 584 000 auf 601 000 Einwohner im Jahr 2020 weiter anwachsen soll. 
Nach Berechnungen des Bochumer InWIS-Institutes bedeutet dies einen Wohnungsneu-
baubedarf von rd. 28 000 Wohnungen.169  Das gesamte Wohnungsbaupotenzial Düssel-
dorfs  umfasste 2007 nach den Bauflächenberichten des Stadtplanungsamtes170 insge- 
samt  rd. 17 400 Wohnungen. Es fehlen demnach rd. 11 000 Wohnungen, die nur über 
neues Bauland gewonnen werden können. „Kern dieses Problems sind zu niedrige 
Baufertigstellungsraten im Wohnungsneubau: Wurden 1996 noch über 2 800 Wohnungen 
fertig gestellt, waren es in den vergangenen Jahren lediglich unter 1 000 Wohneinheiten 
(WE) im Jahr. Besonders betroffen ist hiervon auch der Geschosswohnungsbau, der von 
rd. 2 500 fertig gestellten WE in 1996 auf 675 fertig gestellte WE in 2008 zurückgegangen 
ist. Angesichts zahlreicher Planverfahren der letzten Jahre zeichnet sich eine Erholung ab. 
Für die Zukunft ist - gemessen an der Zielprognose - eine Baufertigstellungsrate von ca. 
2 200 WE / Jahr bis 2010 und ca. 1 700 WE / Jahr bis 2020 erforderlich. Da allerdings die 
aktuellen Wohnbauflächenpotenziale der Stadt Düsseldorf unter diesen Bedingungen im 
Jahr 2015 vollständig aufgebraucht sein werden, müssen als Voraussetzung des weiteren 
Bevölkerungswachstums neue Flächen erschlossen werden.“171 Das mögliche Wachstum 
der Stadt kann nur durch umfangreiche Neubaumaßnahmen realisiert werden.172 Wenn 
nicht die vorhandenen Baugebiete (vor allen Dingen in den Umstrukturierungsgebieten) 
zeitnah aktiviert und  nicht neues Bauland geschaffen wird, wird sich das Bevölkerungs-
wachstum Düsseldorfs verlangsamen oder sogar umkehren. Eine solche Entwicklung an 
sich braucht nicht negativ gesehen zu werden. Da aber wegen der hohen Attraktivität der 
169 InWIS,  2007: Seite 48
170 Bauflächen  für das Wohnen, 2007: Seite 29
171 Stadtentwicklungskonzept Düsseldorf  2020+, 2008:  Seite 7
172 InWIS,  2007: Seite 43
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Stadt und der modernen Wirtschaftsstruktur die ständige Nachfrage bleibt, nach Düssel-
dorf zu ziehen, führt das immer knapper werdende Grundstücksangebot bei anhaltender 
starken Nachfrage zu weiteren Erhöhung der Grundstückspreise und  Mieten. Es wird sich, 
da die attraktiven Arbeitsplätze in Düsseldorf bleiben, die Abwanderung als Verdrängung 
in die Region verstärken mit den Folgen eines noch höheren Pendleraufkommens. Bereits 
heute pendeln bereits täglich rd. 256 000  Berufseinpendler173 in die Stadt und zurück in 
die Region. Daraus ergibt sich die Strategie, neue Angebote zu schaffen, die einmal die 
abwanderungsgefährdete Bevölkerung in der Stadt hält und die zuwandernde Bevölke-
rung an die Stadt bindet. Es müssen neue Baugebiete in den urbanen und integrierten 
Lagen im Innenbereich geschaffen werden und gleichzeitig der Wohnungsbestand und 
das Wohnumfeld qualitativ aufbereitet werden. „Die Schaffung urbaner und verdichteter 
Quartiere mit hochwertigen städtebaulichen Konzepten muss hier im Vordergrund 
stehen.“174  Das Stadtentwicklungskonzept konzentriert die zukünftige Baulandgewinnung 
auf die Innenbereiche. Das räumliche Leitbild der „Innen- vor Außenentwicklung“ schafft 
neue Handlungsfelder in der Stadtentwicklung, die sich besonders auf den Bestand 
konzentrieren:
 verstärkte Umstrukturierung und Neunutzung freigesetzter, gerade auch klein-
teiliger ehemals gewerblich-industriell genutzter Flächen,
 Optimierung minder genutzter Flächen,
 Nachverdichtung,
 Überplanung nicht mehr nachfragegerechter Flächen und Grundstücke,
 Nutzung von durch Rückbaumaßnahmen freigesetzter Flächen,
 Baulückenschließung,
 aktive und integrierte Quartiersentwicklung
Ist die Umstrukturierung ein Projekt mit geteilter Verantwortung zwischen Vorhaben-
träger und Gemeinde, liegt zum Beispiel das Projekt einer Nachverdichtung voll in 
der Verantwortung der Prozesssteuerung der Gemeinde, für deren Realisierung 
allerdings die Kooperationsbereitschaft der Grundstückseigentümer erforderlich ist. 
Geht für eine Umstrukturierung die Initiative von dem Grundstückseigentümer/Vor-
habenträger aus, ist der Initiator einer Nachverdichtung die Gemeinde. Dieses alles 
gilt genauso für die anderen städtebaulichen Projekte wie Optimierung minder ge- 
nutzter Flächen, Überplanung nicht mehr nachfragegerechter Flächen und Grundstü-
cke, Nutzung von durch Rückbaumaßnahmen freigesetzter Flächen, Baulücken-
schliessung, aktive und integrierte Quartiersentwicklung. Zur Durchführung solcher 
Projekte müssen Projektstrukturen der Projektinitiierung, Durchführung und Prozess-
steuerung in der Bauverwaltung eingerichtet werden.  
Mit der integrierten Quartiersentwicklung wird der Prozess der Qualifizierung des 
Wohnungsbestands und des Wohnumfeldes in einer Kooperation Stadt/Wohnungs-
baugesellschaften begonnen. Für die Bereiche ehemalig Schwietzke und Wersten-
West sind bereits Zielvereinbarungen mit Wohnungsbaugesellschaften getroffen wor- 
den, den Wohnungsbestand der Gesellschaften marktgängig zu machen, nicht mehr 
173 Statistisches Jahrbuch 2007 der Landeshauptstadt Düsseldorf, Seite 173
174 InWIS,  2007: Seite 109
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nachgefragte Substanz abzureißen, dafür ersetzenden Neubau durchzuführen und 
den öffentlichen Raum sowie die dazugehörige Infrastruktur zu verbessern. 
Weitere Projekte, wie die Erarbeitung eines Innenhofatlas zur Ermittlung von Bebau-
ungspotenzialen in der Innenentwicklung, sind in der Vorbereitung.
4. Zukünftiges Zusammenwirken von privatem Projektmanagement und  Kom- 
    munalverwaltung: aktiv, kooperativ, integriert
War bisher das kommunale Flächenmanagement von Projekten der Umstrukturie-
rung eher reaktiv auf die Durchführung gesetzlich vorgeschriebener Verfahren 
beschränkt, wird dies für die zukünftige Aufgabenerledigung175 nicht mehr ausrei-
chen: ein aktives, kooperatives Prozessmanagement der Stadterneuerung, das in 
eine Entwicklungsstrategie der Gemeinde eingebunden ist, wird zur Lösung der Zu- 
kunftsaufgaben unerlässlich sein. Anstelle der klassischen „passiven“ Angebotspla-
nung tritt zukünftig eine aktive nachfrageorientierte strategische Steuerung.  "Innen-
entwicklung” und ”Stadtumbau” sind komplizierte und anspruchsvolle Aufgaben, die 
vor allem Kommunikation, Kooperation und wirksame Steuerung erfordern. Die Kom- 
munen sollten Projekte des Stadtumbaues nach ihren eigenen strategischen Notwen-
digkeiten anstoßen und aktiv entwickeln, ebenso wie sie Investitionsvorhaben in Ko- 
operationsformen steuern und begleiten sollten. Die Städte können den Stadtumbau 
nicht bewältigen, ohne die Verwaltung auf eine projektorientierte Arbeitsweise umzu-
stellen. „Stadtumbau kann nur als Ressort übergreifendes Konzept funktionieren. 
Erst wenn es gelingt, die sich immer weiter verknappenden Ressourcen der Fachpla-
nungen (z.B. Wirtschaftsförderung, Städtebauförderung, Verkehrsbauförderung 
usw.) zu bündeln, sind nachhaltige Effekte zu erwarten.“176 In der Zukunft ist eine 
strategische und kooperative kommunale Steuerung der Erneuerungsprozesse eine 
unverzichtbare Voraussetzung für die Stadtentwicklung. „Die Steuerung der Stadtent-
wicklung mit baukulturellem Anspruch ist und bleibt Kernaufgabe der Städte und 
zentrales Arbeitsfeld der Planerinnen und Planer“.177
Hierzu ist die Entwicklung neuer Organisationsformen erforderlich, die die Planung 
und Realisierung von Stadtumbauprojekten kooperativ und integriert mit den am 
Prozess beteiligten internen und externen Akteuren abwickeln können. 
4.1 Vergleich des Projekt- und Verfahrensmanagements Düsseldorf, Stuttgart  
      und München
Die Analyse der Fallbeispiele zeigt, dass bei der Entwicklung der Düsseldorfer 
Umstrukturierungsgebiete, insbesondere während der langjährigen Realisierungs-
zeiten, ein für alle Gebiete gleichermaßen durchgängiges, zum Vorhabenträger 
komplementäres und aktives Projekt-, Verfahrens-, Qualitäts- und Gebietsmanage-
ment fehlt, was zur Verlängerung der Umwandlungszeiten beiträgt. Gleichwohl 
175 Nach  wie vor besteht das Ressortprinzip mit seiner klassischen Funktions- und Verantwortungsteilung. An dieses  
      Gliederungsprinzip sind auch die politischen Entscheidungsebenen mit den Fachausschüssen angebunden. Diese
      Struktur hat sich bewährt, weil in ihr sektoral die Regelaufgaben der Verwaltung abgearbeitet und politisch (Ausschüsse) 
      entschieden werden. Eine strategische Steuerung z.B. der Maßnahmen eines Stadtentwicklungsprogramms müsste dem  
      Büro des (Ober-) Bürgermeisters zugeordnet werden, weil von dort aus über die Dezernate ein Durchgriff auf die 
     Aufgabenabwicklung möglich ist.
176 Stadtumbau West, 2004, Hatzfeld U.: Seite 15
177 Lütke-Daldrup E., in Selle K., Bd. 2, 2006: Seite 233
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können In Düsseldorf andere Elemente eines erfolgreichen Bauflächenmanage-
ments als vorbildlich angesehen werden und brauchen den Vergleich zu dem 
Flächenmanagement der eingangs erwähnten Städte (S. Seite 6f) Stuttgart und 
München nicht zu scheuen. Wie Stuttgart und München verfolgt Düsseldorf mit der 
Aktivierung der vielen Umstrukturierungsgebiete ein nachhaltiges Flächenmanage-
ment mit dem Schwerpunkt der Innenentwicklung nach dem Grundsatz „Innen- 
entwicklung vor Außenentwicklung“. Wie in Stuttgart und auch München werden die 
Bauflächen und Baugebiete als Bauflächenkataster in Printform aber auch im Inter-
net mit regelmäßiger Fortschreibung veröffentlicht. In Düsseldorf werden darüber 
hinaus sämtliche Baulücken im Internet dargestellt. Bei den neueren Umstrukturie-
rungsfällen wird ähnlich wie in dem Münchener Modell der sozialgerechten Boden-
ordnung der Vorhabenträger über städtebauliche Verträge zur Finanzierung von In- 
frastruktur, Erschließung o.ä. herangezogen. Es werden Instrumente der informellen 
Planung wie zum Beispiel Werkstattverfahren genutzt, die eine vorzeitige Einbezie-
hung der Bürgerschaft in den Planungsprozess gewährleisten. Was in Düsseldorf im 
Vergleich zu dem Stuttgarter Flächenmanagement fehlt, sind zum Beispiel das 
Vorhalten einer strategischen Grundstücksreserve für die Verlagerungen von Nut-
zungen (S. Fallbeispiel Bahngelände Oberkassel) aus den Umstrukturierungsgebie-
ten sowie ein revolvierender Grundstücksfond für die Innenentwicklung.
4.2 Aufgaben eines zukünftigen Projekt- und Verfahrensmanagements
Aus der Betrachtung der Städte Düsseldorf, Stuttgart und München wird ein zukünf-
tiges Projekt- und Verfahrensmanagement mit folgenden Aufgaben abgeleitet:
1.  Stadtentwicklungskonzepte zur Zielfestlegung der Stadt als  Verhandlungsgrund- 
     lage mit Investoren
Als strategischer Leitfaden und Orientierungsrahmen für zukünftige Entscheidungen 
ist die Aufstellung eines Stadtentwicklungskonzepts erforderlich, das auf der Grund- 
lage von Prognosen der demografischen, sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung 
die Entwicklungsmöglichkeiten der Kommune aufzeigt und daraus Strategien und 
Maßnahmen für die zukünftige Stadtentwicklung ableitet. 
Die Aussagen des mit der Bürgerschaft diskutierten und von den Räten der Kommu-
nen beschlossenen  Konzepts dienen als Positionsbestimmung der Gemeinden und 
als Richtlinie für Einzelentscheidungen. Sie umfassen letztendlich die Grundlage für 
die konsensualen Verhandlungen von Vorhabenträgern und Kommunen. 
2.  Stadtgestalterisches Rahmenkonzept
Für die Beurteilung der stadtgestalterische Einpassung von Projekten ist ein gesamt-
städtisches stadtgestalterisches Rahmenkonzept zu entwickeln.
3.  Aktives Liegenschaftsmanagement
Kern eines aktiven Liegenschaftsmanagements ist eine langfristig angelegte Boden-
vorratspolitik. Die Gemeinde kauft ständig und frühzeitig Grundstücke schon vor der 
G. Grundlagen für ein kooperatives Projekt- und Verfahrensmanagement
254
Ausweisung von Bauflächen als Bauerwartungsland im Flächennutzungsplan und 
verkauft diese nach Festlegung im Flächennutzungsplan als Baufläche und Bauer-
wartungsland oder mit Baurecht als Bauland zur privaten Entwicklung und Nutzung. 
Die langfristige Bodenpolitik dient nicht nur der Schaffung von Bauland, sondern 
auch anderen Bedürfnissen der Gemeinde wie u.a. Ausgleichsflächen, Gemeinbe-
darfsflächen, landwirtschaftliche und gewerbliche Tauschflächen u.a.
3.1  Einrichtung einer strategischen Grundstücksreserve
Zur Begleitung der Stadtumbauprojekte sollten die Liegenschaftsverwaltungen der 
Städte eine strategische Grundstücksreserve einrichten, die für die Durchführung der 
Projekte unterstützend wirken kann. So könnten aus dieser Reserve Ersatzgrundstü-
cke für eventuelle Verlagerungen aus den Projektgebieten vorgehalten und bereitge-
stellt oder Grundstückstausch ermöglicht werden. Im Falle des Vorhandenseins ei- 
nes kommunalen Entwicklungs- und Maßnahmeträgers können projektbezogene 
Grundstücke von der Liegenschaftsverwaltung als Zwischenerwerb gekauft werden, 
von dem Maßnahmeträger entwickelt, vermarktet und dann  von der Liegenschafts-
verwaltung verkauft werden.
3.2  Baulandmanagement
Kern einer erfolgreichen Baulandpolitik der Kommune ist die bedarfsgerechte Bereit-
stellung von Bauland. „Hierbei handelt es sich um einen komplexen Prozess, der 
neben der Bauleitplanung, der Bodenordnung, der Erschließung, der Herstellung der 
erforderlichen Infrastruktur-, Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen auch die Be-
reitstellung der baureifen Grundstücke umfasst.“178
3.2.1  Neue Rolle des Flächennutzungsplans
Der Flächennutzungsplan (FNP) stellt als vorbereitender Bauleitplan die aus der 
beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung einer 
Gemeinde nach den vorausschaubaren Bedürfnissen dar (§ 5 (1) BauGB). 
In vielen Gemeinden liegt der Zeitpunkt der Aufstellung viele Jahre zurück: er wird 
laufend in parallel zu den Bebauungsplanverfahren verlaufenden  Änderungsverfah-
ren geändert. Die städtebaulichen Rahmenbedingungen haben sich geändert. Der 
Flächennutzungsplan hat mit den vielen Jahren seine Leitplanfunktion verloren. Um 
dem Flächennutzungsplan seine strategische Rolle wieder zurückzugeben, sollte der 
Plan in Verbindung mit einem Stadtentwicklungskonzept entweder geändert oder 
neu aufgestellt werden. Nach § 5 (1) BauGB  soll der Flächennutzungsplan „spätes-
tens 15 Jahre nach seiner erstmaligen oder erneuten Aufstellung überprüft und [… ] 
geändert, ergänzt oder neu aufgestellt werden“.
Die Bestimmung der Abgrenzung der Siedlungs- und Freiflächen der Gemeinden ist 
Angelegenheit der Landesplanung (Landesentwicklungsplan), die räumliche sich im 
Regionalplan (Gebietsentwicklungsplan) konkretisiert. Im Rahmen der landesplane-
rischen Abstimmung des Flächennutzungsplans (§ 1 (4) BauGB) muss sich die Ge- 
meinde an die Siedlungs- und Freiflächenaufteilung des Regionalplans anpassen. 
178 Dransfeld E. , 2004: Seite 102
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Freiflächen sollen von Bebauung freigehalten werden, die Bebauung vollzieht sich 
auf den Bauflächen der Siedlungsflächen. Abgeleitet aus dem Stadtentwicklungskon-
zept werden die „vorausschaubaren Bedürfnisse der Bevölkerung“ mit deren flächen-
bezogenen Ansprüchen in ein zukunftsträchtiges Bauflächengerüst eingebracht und 
die zukünftig erforderlichen und zur Verfügung stehenden Bauflächenpotenziale 
ermittelt. Der Flächennutzungsplan soll die bebauten und unbebauten Flächen 
kenntlich machen. Die strategische Ausrichtung erhält der Flächennutzungsplan  
über die Darstellung der zukünftigen Bauflächenpotentiale, die qualitativ und quanti-
tativ aufbereitet und aktuell gehalten werden. Neue Strategien zur Beschränkung des 
Flächenverbrauchs und Verstärkung der Innenentwicklung haben den strategisch 
ausgerichteten Flächennutzungsplan zur Grundlage.
3.2.2   Einrichtung eines Brach- und Bauflächenkatasters nach § 200 BauGB
Nachhaltiges Bauflächenmanagement ist eine Daueraufgabe und erfordert eine 
eigene Operationsbasis. „Zu den Aufgaben eines aktiven Bauflächenmanagements 
gehört es, das Wissen über die Planungs- und Bebauungsmöglichkeiten in der Stadt 
für die am Planungs- und Bauprozess beteiligten Akteure sowie für die Bürgerschaft 
transparent zu machen.“179 Dazu ist die Einrichtung eines Brachflächen- und Bau-
landkatasters im Sinne des § 200 Baugesetzbuch erforderlich, das die Brachflächen, 
die aktuellen Baugebiete und Baulücken sowie bebaubare Einzelgrundstücke enthält. 
Das Baulückenkataster soll über das Internet einsehbar sein. In einem regelmäßigen 
Turnus sollte die Bauflächenreserve als Print-Veröffentlichung mit Bauflächen- und 
Marktanalysen des Wohnungs-, Gewerbe- und Bürobaues herausgebracht werden 
und den Akteuren des Baugeschehens zur Verfügung gestellt werden.180
Zur geforderten Transparenz gehört auch eine digitale Baurechtsübersicht, die dem 
Kataster zugeordnet werden sollte. 
4. Schaffung von Durchführungsressourcen
Für die Durchführung von Stadtumbauprojekten ist neben der begleitenden Steue-
rung und Qualitätssicherung der Planung und Durchführung von Projekten in Koope-
ration mit privaten Vorhabenträgern eine eigene kommunale Grundstücks- und 
Entwicklungsgesellschaft einzurichten, die im Auftrag der Gemeinde ersatzweise an- 
stelle von privaten Maßnahmeträgern die Entwicklung und Realisierung vornehmen 
kann. Das trifft vor allen Dingen für solche stadtentwicklungsbedeutsame Projekte zu, 
für die keine privaten Investoren gefunden werden können. Hier sind  zum Beispiel 
die Durchführung von Projekten des geförderten (sozialen) Wohnungsbaues zu nen- 
nen, aber auch Projekte der Nachverdichtung u.a. Auch die Abwicklung von Pro-
jekten im Durchgangseigentum mit zum Beispiel dem Bau der Erschließung sowie 
Vermarktung und Veräußerung des Baugeländes kann hier angeführt werden.
Für die Abwicklung von privaten Projekten ist von der Gemeinde ein kooperatives 
Komplementärmanagement einzurichten, das Kooperationsformen mit den privaten 
Vorhabenträgern entwickelt und das Projekt während der gesamten Ablaufzeit kom-
179 Bauflächen Gewerbe und Dienstleistungen, 2007: Vorwort
180 Vgl.  Bauflächenberichte in Düsseldorf
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plementär betreut. Für die betroffenen Projektgebiete ist ein Gebietsmanagement 
einzurichten, das vor Ort den Interessenausgleich moderiert.
5.  Aktive Nutzung der Informations- und Kommunikationsmedien
Als ein großes Informationsdefizit für die benachbarte Bevölkerung und den Akteuren 
an der Umstrukturierung erwies sich eine fehlende durchgängige Öffentlichkeitsar-
beit für die Umstrukturierungsgebiete. Die oft über mehrere Jahre hinweg gehenden 
Verfahrensabläufe der Planung und Realisierung, die keine Öffentlichkeitseinbindung 
erfordern, vermitteln nach Außen den Eindruck, dass das jeweilige Gebiet längere 
Zeiträume stagniert oder brachliegt. Zur Transparenz über den aktuellen Stand der 
Gebiete und den Planungszielen ist eine durchgängige Öffentlichkeitsarbeit erforder-
lich. Da über die Printmedien und auch über lokales Fernsehen und Rundfunk nur 
zeitlich punktuell etwa zu einem bestimmten Ereignis181 berichtet wird, bietet sich die 
ständige Informationsmöglichkeit  über eine Internetplattform an, die den aktuellen 
Informationsstand182 der Umstrukturierungsgebiete und auch anderer Öffentlichkeits 
wirksamer Projekte des Stadtumbaues (Nachverdichtungsprojekte u.a.) für die am 
Planungs- und Realisierungsgeschehen beteiligten Akteure wie Bürgerinnen und 
Bürger, Bürgervereine, Mieter und Vermieter, Investoren und Grundstückseigentü-
mer u.a. erläutern und eine Kommunikation zwischen den Akteuren ermöglichen. 
3.5 Verstärkung der Bundes- und Landesförderung für die Stadterneuerung
Die komplexen Prozesse der Stadterneuerung erfordern verstärkt die Unterstützung 
und Förderung der Länder und des Bundes.
5.  Modell einer Organisationsstruktur zur Aufgabenbewältigung von komple-
     xen Stadterneuerungsprojekten am Beispiel einer Umstrukturierung
Die Städte können die immer komplexer werdenden Stadterneuerungsprojekte nicht 
bewältigen, ohne die Verwaltung auf eine projektorientierte Arbeitsweise umzustellen.
Stadterneuerung kann nur als Ressort übergreifendes Konzept funktionieren. Die 
oben geschilderten Aufgaben erfordern für deren Bewältigung eine neue Organisati-
onsstruktur. Komplexe Aufgaben, wie die der Umstrukturierung und Stadtumbau, die 
Ausführungsleistungen verschiedener Verwaltungssektoren erfordern, sollten einen 
Koordinierungs- und Steuerungsschwerpunkt haben, der die Kooperationsformen 
der privaten und öffentlichen Prozessbeteiligten und die sektoral in den beteiligten 
Dezernaten abgewickelten und dort verantworteten Leistungen steuert. Am Beispiel 
einer Umstrukturierung erfolgte, wie die Fallbeispiele zeigen, diese Querschnittskoor-
dinierung nur punktuell zum Beispiel bei der Bauleitplanung und eventuell erforder-
lichen Genehmigungsverfahren. Es fehlt eine ständige und  durchgängige parallele 
Betreuung aller Projekte mit Koordinierung und Steuerung der Prozessabläufe der 
Umsetzung.
181 z.B. Grundstücksverkauf an einen neuen Investor oder neues Planungskonzept usw. 
182 In Düsseldorf werden seit 2005 auf der homepage des Stadtplanungsamtes (www.duesseldorf.de/planung) die  
     Entwicklungsgebiete der Stadt mit den aktuellen Planungszielen und Verfahrensständen dargestellt. Die  
     Entwicklungsbereiche umfassen die aktiven Umstrukturierungsgebiete.
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Abb. G - 4  Modell einer Organisationsstruktur
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Das nachfolgend behandelte Modell einer Organisationsstruktur  sieht auf der dispo-
nierenden Ebene eine Verwaltungseinheit „Stadterneuerung“ vor, die den Stadtum-
bau inhaltlich und planerisch vorbereitet, qualitätssichernd betreut, die Gebietsbe-
treuung moderierend vornimmt, evaluiert und die Berichterstattung zur Entschei-
dungsebene Rat, Ausschüsse betreut. Auf der operativen Ebene wird eine weitere 
Organisationseinheit eingerichtet, die die Durchführungsprozesse  innerhalb der Ver- 
waltung und nach außen in Kooperation mit den Vorhabenträgern, den am Prozess 
beteiligten Akteuren sowie den beteiligten Ämtern („interne horizontale Kooperation“) 
steuert, die Finanzierung (Zuschüsse, Subventionen) und Verfahren (Sanierungs-
träger usw.) der Stadterneuerung koordiniert. Für jedes größeres Projekt  wird eine 
Projektgruppe eingerichtet, die das Projekt von der Planung bis zur Realisierung, 
auch vor Ort, im Zusammenwirken mit den örtlichen Akteuren, betreut. In die Projekt-
gruppe werden der Vorhabenträger, die beteiligten, auch die örtlich tätigen, Akteure 
sowie die Ämter mit Ihren Leistungen und auch externe Fachleute integriert. Hier 
findet der Interessenausgleich und die Qualitätssicherung statt. Die Ämter, die ihre 
Dezernatszugehörigkeit und Aufgabenkompetenzen beibehalten, arbeiten der Pro-
jektgruppe und den Entscheidungsebenen (Rat, Ausschüsse) im Rahmen ihrer 
Aufgabenkompetenz zu,  und erfüllen damit ihre gesetzlich vorgeschriebenen Aufga-
ben. (Abb. G - 4)
Letzterer Einheit wird ein Ausführungsinstrument in der Art einer Entwicklungsgesell- 
schaft, zum Beispiel eine städtische Wohnungsgesellschaft, zur Seite gestellt. Paral-
lel wird ein Liegenschaftsmanagement aufgebaut, das aktiv am Grundstücksmarkt 
tätig ist und die Baulandentwicklung vom Bauerwartungsland bis zum Bauland be- 
treut, eine strategische Grundstücksreserve vorhält, Grundstückstausch organisie- 
ren kann und als Instrument für den Zwischenerwerb eingesetzt  werden kann.  Eine 
Projektorganisation, die für die Dauer des Projektes bestehen bleibt, hat den Vorteil, 
die manchmal über Jahre hinweg laufenden Prozesse zusammenzuhalten, Hilfen 
und Unterstützungen einzubringen, um zu einer Beschleunigung der Abläufe beizu-
tragen. Bei zwischenzeitlich wechselnden Vorhabenträgern ist dadurch eine Kontinu-
ität gesichert (Abb. G - 4).
Die angegliederte städtische Entwicklungsgesellschaft sollte in der Lage sein, Projek- 
te in eigener Regie durchzuführen und damit die Rolle eines Vorhabenträgers aus- 
zufüllen. Die Aufgabe des Entwicklungsträgers umfasst die Durchführung von Pro-
jekten des Stadtumbaues, die von privaten Vorhabenträgern nicht durchgeführt wer- 
den. Hierunter fällt auch der Bau von preiswertem und geförderten (sozialen) Woh-
nungsbau auf kommunalen Grundstücken. Hierunter fällt auch die Abwicklung der 
Bebauung von Grundstücken, die als Zwischenerwerb von der Kommune erworben 
wurden, und deren Vermarktung und Wiederveräußerung. 
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H.  Rahmenbedingungen zukünftiger Stadtentwicklung
1.  Veränderung des Strukturwandels
Bezog sich der Strukturwandel bisher auf die Nutzungsaufgabe und Flächenfreiset-
zungen von Einzelsegmenten wie Gewerbe und Industrie, Bahn und Post, wird er zu- 
künftig zusätzlich die Städte als Ganzes im regionalen und globalen Kontext erfas-
sen. Veränderungen der Wirtschaftsstruktur, Bevölkerungsschrumpfung oder Wachs-
tum, veränderte Nachfragestrukturen u.a. führen zu negativen siedlungsstrukturel- 
len und städtebaulichen Auswirkungen, die ein Gegensteuern der Kommunen erfor-
dern. Je nach der individuellen Situation der Gemeinden werden  Anpassungs- und 
Stadterneuerungsmaßnahmen notwendig, die in eine Gesamtstrategie der Gemein-
de eingebunden sind.  
„Wesentliche Rahmenbedingungen der kommunalen Flächenpolitik und Bodenwirt-
schaft haben sich in den letzten Jahren verändert. Wirtschaftlich-technologischer 
Strukturwandel und Globalisierung haben den Stadtumbau beschleunigt und Immo-
bilienmärkte internationalisiert. Stadtentwicklung wird mehr denn je von großen 
privaten Projekten und kürzeren Nutzungszirkeln bestimmt.“183 Welche Rahmenbe-
dingungen beeinflussen die zukünftige Stadtentwicklung?  
Ab 2003 wirkten sich zunehmend der Rückgang der Geburtenzahlen und die durch 
die großräumige wirtschaftliche Entwicklung verursachten Bevölkerungswanderun-
gen auf die Entwicklung von Regionen und Städten aus. Es entstehen jeweils von 
der wirtschaftlichen Entwicklung geprägte, von der Bevölkerung her schrumpfende 
und wachsende Städte und Regionen.
Die Folgen zeigen sich insbesondere in Ostdeutschland mit der Entleerung ganzer 
Stadtbereiche aber auch im Ruhrgebiet mit größeren Leerständen in den Wohnungs-
beständen. Zur Gegensteuerung wurden und werden Stadtentwicklungs- und Stadt-
erneuerungsstrategien entwickelt, die nicht nur die Problembereiche umfassen, son- 
dern auch auf eine bessere Positionierung der gesamten Stadt im Wettbewerb der 
Städte und Regionen ausgerichtet sind. 
Der Struktur- und Nutzungswandel und die damit verbundenen Planungs- und Reali- 
sierungsprozesse werden auch in der Zukunft Kern der Stadtentwicklung bleiben. Je 
nach der individuellen Situation der Gemeinden werden Anpassungs- und Stadter-
neuerungsmaßnahmen notwendig, um die Gemeinden im regionalen und globalen 
Wettbewerb zu positionieren. Kennzeichen dieser Entwicklung wird sein, dass neben 
den kooperativen Steuerungsanforderungen zur Lösung von Stadterneuerungsauf-
gaben die strategische Ausrichtung der Kommunen zunehmend an Bedeutung ge- 
winnen wird.
2. Zukünftige Entwicklungsbedingungen
Die Entwicklung der Städte wird sowohl durch globale Rahmenbedingungen, als 
auch durch lokale Besonderheiten geprägt. Wirtschaftliche und demografische Ten-
denzen erfahren in den Städten ihre räumliche Abbildung.
183 Strategisches Flächenmanagement…, 2002: Seite 4
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Auslöser dieser Entwicklung sind die vielfältigen, ständig im Fluss befindlichen Verän-
derungen
 in Gesellschaft und Politik 
 der demografischen Entwicklung
 der wirtschaftlichen Entwicklung
 der technologischen Randbedingungen
 der Mobilität und Infrastruktur
 der Arbeitsbedingungen
 der Wohnbedingungen
„Diese Veränderungen führen zu Weichenstellungen im Städtebau, im Bauen, in der 
Architektur, im Wohnen und prägen die Zukunftsbilder von unseren Städten und 
Landschaften.“184
2.1  Bevölkerungsentwicklung
Die Bevölkerungsentwicklung wird, bezogen auf eine Gebietseinheit (Bund, Land, 
Gemeinde), von der natürlichen Entwicklung, also dem Saldo der Sterbefälle und 
Geburten, sowie dem Saldo der Zu- und Abwanderung bestimmt.
Die Zahl der Geburten ist rückläufig. Sie wird durch die Fertilität geprägt, die generell 
in Wohlstandsgesellschaften in Abgrenzung zu wirtschaftlich geringer entwickelten 
Ländern deutlich rückläufig ist. So betrug Ende des 20. Jahrhunderts die Zahl der 
Lebendgeborenen pro Frau in Deutschland bei den Einwohnern mit deutscher 
Staatsangehörigkeit 1,2 und bei jenen mit ausländischer 1,9.185 „In hoch entwickel-
ten Ländern mit niedriger Sterblichkeit beträgt die notwendige Geburtenrate zum Er- 
satz der Elterngeneration bei 2,1. Dies ist eine Quote, die in Deutschland schon seit 
mehreren Jahrzehnten nicht mehr durchgängig erreicht wird. Für die Bevölkerungs-
entwicklung in Deutschland ist deshalb unter Vernachlässigung künftiger Zuwande-
rung eine Bevölkerungsschrumpfung zu prognostizieren, die bei weiterhin konstant 
niedrigen Fertilitätsraten die Zahl der potenziellen Eltern wellenförmig abnehmen 
lässt.“186
Zuwanderung gleicht den Verlust aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung nicht 
aus. Wohl aber ergeben sich bei einer regionalen Betrachtung der Wanderungen 
Regionen, die hohe positive Wanderungssalden aufweisen, die höher sind als der 
Verlust aus der natürlichen Entwicklung, und damit Wachstumsregionen beschreiben. 
Dagegen gibt es solche Regionen, die einen starken Wanderungsverlust mit starker 
Bevölkerungsschrumpfung aufweisen.  Eine große Zahl von Regionen weist Bevölke-
rungsstagnation auf, das heißt die positiven Wanderungssalden gleichen den Verlust 
aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung wieder aus. 
2.2  Auswirkungen der Fernwanderung der Bevölkerung
Die Fernwanderung der Bevölkerung wird von der wirtschaftlichen Entwicklung der 
184 Stadtumbau West…, Reicher C., 2004: Seite 47
185 Landtag NRW, Zukunft der Städte, Enquetekommission, 2004: Seite 63
186 Ebenda, 2004: Seite 43
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Ballungsräume geprägt. Vier Metropolregionen werden in den nächsten fünfzehn 
Jahren wie ein Schwamm vor allem junge, motivierte Arbeitnehmer aufsaugen. Es ist 
dies zum einen das gewaltige Ballungsgebiet München, Ingolstadt und Stuttgart. 
Dann die Großräume Berlin im Osten und Hamburg im Norden. Schließlich noch die 
Region um die Wirtschaftszentren Düsseldorf und Köln im Westen, die durch Zuwan-
derung wachsen. Im Rest der Republik ist Bevölkerungsrückgang angesagt.187
2.3 Auswirkungen der Nahwanderung der Bevölkerung
Die Nahwanderung der Bevölkerung mit der dazugehörigen suburbanen Siedlungs-
entwicklung verläuft regional in die Klein- und Mittelstädte im Ballungsrand188 und 
den ländlichen, den Ballungskerngebieten zugeordneten Bereichen. Im Gegensatz 
zu der großflächigen Suburbanisierung  in den USA, die sich inzwischen als „sprawl“ 
aus dem suburbanen Zusammenhang gelöst hat und weitausgreifend, unabhängig 
von einer urbanen Anbindung, Landschaft in Anspruch nimmt, wächst hier die 
Siedlungsflächenerweiterung aus den zentralen Orten außerhalb der Ballungskerne 
heraus. Die Siedlungsflächenerweiterung vollzieht sich um die alten Ortskerne und 
Zentren, die das Versorgungs- und Infrastrukturniveau sichern und für den Bevölke-
rungszuzug ergänzen und erweitern. Dies zeigt deutlich die Abbildung der Siedlungs-
entwicklung der Region Frankfurt. (Abb. H - 1) Dort, wo die Siedlungsflächen um die 
Ortskerne zusammenwachsen spricht man von der „Zwischenstadt“, einem Flächen-
gebilde zwischen Stadt und Landschaft, das auf mehrere Zentren orientiert ist und 
inzwischen ein eigenständiges Leben, unabhängig von den zugeordneten Stadtker-
nen, entwickelt.189
Auch in der Region um Düsseldorf zeigt sich eine ähnliche Entwicklung. In den Städ- 
ten und Gemeinden des Ballungsrands und der ländlichen Zone sind weitaus mehr 
Bauflächen mit einer hohen Wohnungsbaureserve ausgewiesen und auf Zuwande-
rung ausgerichtet, als für den Eigenbedarf erforderlich. So hat zum Beispiel die 
187 Kröhnert S. u.a.,  Berlin Institut für Bevölkerung und Entwicklung, 2007
188 Das Landesgebiet NRW ist in Verdichtungsgebiete (Ballungskerne, Ballungsrandzonen, Solitäre  
     Verdichtungsgebiete) sowie in Gebiete mit überwiegend ländlicher Raumstruktur eingeteilt. (§ 21(1) 
     Landesentwicklungsprogramm (LEPro))
189 Sieverts T., 1997
Abb. H - 1  Bebauung Rhein-Main-Gebiet (Quelle: Leitbild Stadtentwicklung Frankfurt, 2008)
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Region Düsseldorf-Mittlerer-Niederrhein190 ein Wohnungsbaupotenzial von rund 
108.000 Wohnungen,191 davon nimmt Düsseldorf mit einer Wohnungsbaureserve 
von rund 20 200 Wohnungen einen Anteil von rund 19 Prozent ein. Das Verhältnis 
Wohnungsbaureserve zum Wohnungsbestand lässt auf die Aufnahmekapazität einer 
Gemeinde über den Eigenbedarf hinaus schließen. So umfasst die Wohnungsbau-
reserve der Kreise Neuss 10 Prozent und Viersen sogar 13 Prozent, dagegen die 
Reserve Düsseldorfs nur 6 Prozent des Wohnungsbestands. 
Es besteht ein anhaltender, wenn auch sich abschwächender Trend zum "Wohnen 
im Grünen". Diese Prozesse werden durch das Grundstücks- und Mietpreisgefälle 
zwischen  Kernstadt und Ballungsrand oder ländlicher Zone befördert. Die Gewichte 
verlagern sich schleichend in den Ballungsrand, dort verbunden mit erheblich größe-
rem Flächenverbrauch als in den Kernstädten. Günstige großräumige Verkehrsver-
bindungen verstärken diese Entwicklung und weiten das Einzugsgebiet aus. Die Sub- 
urbanisation geht Hand in Hand mit sozialer Segregation in der Kernstadt. Vor allem 
einkommensstärkere Haushalte, oft mit Kindern, verlassen die Innenstadt, häufig we- 
gen mangelnden kindgerechten Umfelds, und suchen Gebiete, in denen sie familien-
gerechtes Wohnen nach ihren Vorstellungen („Wohnen im Grünen“) finden und be- 
zahlen können. Tendenz der sozialräumlichen Gliederung: Mittelschicht und wohlha-
bende Bevölkerung am Stadtrand („Speckgürtel“), einkommensschwache Bevölke-
rung tendenziell eher in der Innenstadt und am Innenstadtrand; in bestimmten 
"trendy" Innenstadt-Stadtteilen finden sich aber auch viele Ein- und Zweipersonen-
haushalte mit gutem Einkommen (YUPPIES, DINKS192), die urbane Qualität suchen 
und schätzen. Das bestätigt die Verteilung der Haushalte, die durch den hohen Anteil, 
teilweise mehr als 60 %, der Einpersonenhaushalte in der Innenstadt und dem 
höheren Anteil der Mehrpersonenhaushalte am Stadtrand gekennzeichnet ist.
In jüngster Zeit ist eine gegenläufige Tendenz erkennbar. Schwankende Spritprei-
se,193 steuerliche Einschränkungen sowie die besseren Möglichkeiten und Infrastruk-
turangebote in den Städten zur Gewährleistung der Vereinbarkeit von Beruf und Fa- 
milie führen wegen des erhöhten regionalen Verkehrsaufwands wieder zu einer 
Zurückorientierung in die Stadt. Auch wohlhabende Schichten kehren  zurück, wie 
die wie Pilze aus dem Boden sprießenden „Residenzen“ in Stadt- und Townhäusern 
mit Phantasienamen der neuen Immobilienpoesie wie  z.B. „Heinrich-Heine-Gärten“ 
(in Düsseldorf), „New Heaven Seven“ (in München) mit „Sky-Deck“ (Balkon), „Mas-
terbedroom“ (Schlafzimmer) und „Masterbad“ (Bad)194 andeuten: ein illusionärer Na- 
me lässt sich besser vermarkten als zum Beispiel die korrekte geografische Bezeich-
nung „Müllerstraße 6“. Statistisch ist dieser Trend „Zurück in die Stadt“ allerdings 
noch nicht belegt. In Düsseldorf zeichnet sich jedoch in den letzten Jahren nach 
190 Die Region Düsseldorf-Mittlerer Niederrhein umfasst die Kreise Neuss, Viersen und Mettmann sowie die kreis-
     freien Städte Düsseldorf, Mönchengladbach und Krefeld. Die Region zählte 2005 rund 2 331 000 Einwohner.
191 Quelle: Erfassung der Wohnungsbaureserven der Städte und Gemeinden der Bezirksregierung Düsseldorf  
     durch die Bezirksplanungsbehörde. Stand 2006 
192 Englische Bezeichnung (Abkürzung) für eine Haushaltsgruppe mit doppelten Einkommen ohne Kinder  
     („Double-Income-No-Kids“)
193 Nach Einschätzung des Verfassers wird sich der gegenwärtige Niedrigstand der Spritpreise in der Zukunft  
     wieder nach oben bewegen. 
194 Siehe Artikel von Gerhard Matzig im Feuilleton der Süddeutschen Zeitung vom 17. 06. 2008 unter dem Titel  
     „Reiche Stadt, armes Land – Der „Neue Urbanismus“ dient der Exklusionsgesellschaft“.
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Jahrzehnte langem starkem Rückgang ein leichtes Bevölkerungswachstum der 
Innenstadt und ein starkes am Innenstadtrand ab. (Abb. H - 2) Eine Reihe von 
speziellen Wohnungsprojekten in der Innenstadt und im Innenstadtrand weisen da- 
rauf hin. Ein weiteres Indiz ist der aktuelle (2008) leichte Bevölkerungsrückgang der 
Nachbarkreise Neuss und Mettmann nach jahrzehntelangem Zuwachs.195
Ist die Fernwanderung eher arbeitsplatzorientiert, erweist sich die Nahwanderung 
eher an den Wohnwünschen und Wohnmöglichkeiten in einer Stadt orientiert. Befra-
gungen in Kernstädten ergeben196, dass bei der Wohnungssuche das Wohnen in der 
Stadt als erste Präferenz angegeben wird. Wenn der Wohnungsmarkt keine ent- 
sprechenden Angebote aufweist, weil zu hohe Mieten, Grundstückspreise und  
schlechte Wohnungs- und Wohnumfeldqualität, erfolgt die Wanderung in die Region. 
Die Nachfrage der abwandernden Bevölkerung bezieht sich zu einem größeren Teil 
auf Geschosswohnungen als auf Einfamilienhäuser.
3. Handlungskonzepte für wachsende und schrumpfende Städte
Kommunalwissenschaft wie Kommunalpraxis haben zu den Problemen der de-
mografischen Herausforderung für die Kommunen unterschiedliche Handlungsstra- 
tegien entwickelt. Das Institut für Landes- und Stadtentwicklungsplanung (ILS) hat 
dazu - als Ergebnis einer Befragung von 21 kreisfreien Städten und sechs Kreisen in 
Nordrhein-Westfalen im Jahr 2001 - eine geeignete Typisierung kommunalen Han- 
delns entwickelt (Abb. H - 3). Es liegt auf der Hand, dass jede dieser Strategien 
primär Besonderheiten der individuellen Betroffenheit der Kommunen mit Alterung 
195 Vergleich der statistischen Jahrbücher 2008 und 2009 der Landeshauptstadt Düsseldorf, Seiten 12 und 13
196 U.a. Wohnungsamt der Landeshauptstadt Düsseldorf, Wanderungsumfrage - Fortzüge 2001
Abb. H - 2  Bevölkerungsentwicklung im Stadtgebiet Düsseldorf
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und Schrumpfung der Bevölkerung widerspiegelt: Eine expansive Strategie steht nur 
jenen Kommunen zur Verfügung, die über marktfähige Baulandreserven verfügen, ei- 
ne Bestandspflege kommt für jene Kommunen in Betracht, die aufgrund günstiger Be- 
dingungen nicht akut von Schrumpfung betroffen sind. Die geordnete Schrumpfung 
setzt voraus, dass überhaupt noch Handlungsoptionen bestehen, so dass noch kei- 
ne “Schrumpfung als Teufelskreis” einsetzen muss. Die Schrumpfung als Teufels-
kreis ist der worst case einer Kommunalpolitik, die von Resignation gekennzeichnet
ist, falls die schrumpfenden Ressourcen keinesfalls die wachsenden Probleme auf- 
heben können. Treten wirtschaftlicher Strukturwandel, Bevölkerungsrückgang und 
eine Verschiebung der Nationalitätenstruktur gleichzeitig auf, kann sich dies zu ei- 
nem sich negativ verstärkenden Prozess hoch schaukeln, den die Kommune allein 
kaum aus eigener Kraft bewältigen kann. Es muss auf jeden Fall vermieden werden, 
dass z.B. leer stehende Wohnungen, Brachflächen oder ein weiterer Abbau von 
Arbeitsplätzen das Image dieser Städte und Gemeinden weiter belasten. Ziel ist hier 
der Übergang zur Strategie der geordneten Schrumpfung. Ohne eine Unterstützung 
von Bund und Land scheint hier eine Lösung aus eigener Kraft kaum möglich.197
4. Wirtschaftliche Entwicklung
Die Stadt ist nicht nur Kommunikations-, Kultur- und Wohnort, sondern auch zentra-
ler Standort ökonomischer Transaktionen. Die ökonomische Funktion der Stadt ist al- 
lerdings einem ständigen Wandel unterzogen, der sich zudem in den letzten Jahren 
beschleunigt hat. Ursache ist vor allem der Wandel der ökonomischen Wertschöp- 
fungsprozesse selbst: Kapital und Arbeit sind mobiler geworden und dies sowohl 
international als auch in kleinräumiger Hinsicht. Der Dienstleistungssektor hat 
gegenüber der klassischen Industrieproduktion die Führungsrolle übernommen und 
gewinnt weiter an Bedeutung.198 Die Städte befinden sich in der Transformation von 
197 Landtag NRW, 2004: Seite 58 f ;  ILS NRW, 2002: Seite 25
198 Landtag NRW, 2004: Seite 63
Abb. H - 3  Typen kommunalen Handelns bei Wachstum und Schrumpfung
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der Industrie- zur Dienstleistungs- und Wissensstadt.
Die globale Vernetzung der Wirtschafts- und Finanzmärkte hat zwei wesentliche Aus- 
wirkungen auf die Stadtstrukturen: Sie führt einerseits zur Dezentralisierung von Pro- 
duktionsstandorten und gleichzeitig zur Konzentration von Steuerungsfunktionen 
und Finanzdienstleistungen in global orientierten Metropolen.199 Der parallel einher-
gehende wirtschaftliche, technologische Strukturwandel führt zu Veränderungen der 
Arbeitswelt, des Arbeitsmarktes und des Standortverhaltens. Globalisierung bedeutet 
Intensivierung des Wettbewerbs zwischen den Städten und Regionen um Investiti-
onen, Arbeitsplätze und  Einwohner. 
5. Zukünftige Entwicklungstendenzen
5.1  Einfluss der globalisierten Märkte
Der zunehmende Einfluss der globalen Märkte verstärkt die sich heute abzeichnen-
den Tendenzen: Großräumige Konzentration der Dienstleistungsstandorte und De-
konzentration der Gewerbe- und Industriestandorte prägen die räumliche Entwick-
lung.  Flächenfreisetzungen, auch von profitablen Unternehmen, nehmen aus glo- 
balen, konzernstrategischen Gründen zu, wie z.B. die aus Kostengründen ange-
strebte Produktionsverlagerung in Billiglohnländer. Beispiele der letzten Jahre: Nokia, 
Bochum, Stora Enso in Düsseldorf und die Aufgabe der Düsseldorfer Glashütte. Die 
Investitionsstrategien  der „Global Player“ nehmen Einfluss auf lokale Arbeitsmärkte 
und Gewerbesteueraufkommen. Das hat zur Folge, „dass die Rahmenbedingungen 
lokalen Handelns nur noch in eingeschränktem Maße lokal kontrollierbar und gestalt-
bar sind“.200 Wie abhängig die Gemeinden von der wirtschaftlichen Entwicklung sind, 
zeigt aktuell die mit der internationalen Finanzkrise einhergehende Wirtschaftskrise, 
die zu einem Einbruch der Gewerbesteuereinnahmen der Gemeinden und damit in 
der Folge zu Einschränkungen kommunaler Leistungen für die Bürgerschaft führen 
wird.
5.2  Stärkerer Wettbewerb von Städten und Regionen
“Viele Kommunen sind bereits oder werden in den nächsten Jahren von einem 
Rückgang der Bevölkerung betroffen sein. Das betrifft nicht nur, aber in besonderem 
Maße, die größeren Städte des Ruhrgebietes. Ursächlich hierfür ist einerseits die 
demographische Entwicklung (natürliche Bevölkerungsentwicklung und Wande-
rungsverluste, v.a. durch Stadt-Umland-Wanderungen) und anderseits eine stagnie-
rende bzw. schrumpfende Wirtschaftsentwicklung, die (auf Grund von Arbeitsplatz-
mangel) zu weiteren Wanderungsverlusten führt. Es ist in diesem Zusammenhang 
damit zu rechnen, dass die kommunale Konkurrenz um Einwohner zunehmen 
wird.”201 Städte und Regionen werden sich in der Zukunft stärker dem Wettbewerb 
um Kapital und Köpfe stellen müssen. Es erfolgt eine Selektierung in schrumpfende 
und wachsende Städte mit Flächenverfügbarkeit und Flächenknappheit. In den Groß- 
städten wächst die Kluft zwischen armen und wohlhabenden Stadtbereichen.
199 Sassen S., 2004  
200 Häußermann H., 2008: Seite 8
201 Dransfeld E., 2004: Seite 29
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5.3  Veränderung der Nachfragestrukturen
Der Wohnungsmarkt hat sich von der Angebotsorientierung zu einer Nachfrage-
orientierung geändert. Individualisierung der Lebensstile und eine älter werdende 
Bevölkerung bewirkt eine differenzierte Nachfrage auf den Wohnungsmärkten. Es 
zeigt sich jedoch eine unterschiedliche Wohnungsnachfrage in  wachsenden und 
schrumpfenden Städten.
“Die Veränderungen werden sich innerhalb eines Stadtgebietes unterschiedlich 
auswirken: bevorzugte Wohnstandorte werden weniger von Wohnungsleerstand und 
Brachen betroffen sein; weniger nachgefragte Stadtteile sind stärker von Abwande-
rung, Leerstand und Verfall betroffen, wodurch wiederum Abwanderungstendenzen 
verstärkt werden.”202 Durch die Veränderungen der Bevölkerungsentwicklung muss 
die soziale Infrastruktur an die veränderten Gegebenheiten angepasst werden. Der 
steigende Anteil der älteren Bevölkerung erfordert die Einrichtung einer altenspezi-
fischen Infrastruktur. Die Vereinbarkeit von Beruf und Kinderaufziehung  erfordert ei- 
ne Veränderung der bestehenden Infrastruktur, z.B. die Einrichtung von Krippen, 
Ganztagsschulen u.a. 
In den Wachstumsregionen wird die Ressource Fläche knapp, was einen weiteren 
Anstieg der Grundstückskosten und Mieten zur Folge hat. Es muss in der Zukunft 
sich stärker auf die Entwicklung des Innenbereichs konzentriert werden, da hier noch 
Entwicklungspotenzial vorhanden ist.
In den schrumpfenden Regionen kommt es darauf an, die frei gesetzten, nicht mehr 
genutzten Flächen einer neuen qualitativen Nutzung zuzuführen. 
6. Folgen der Entwicklung für die Städte
Für die Städte ergeben sich daraus die nachfolgend beschriebenen  Auswirkungen.
6.1  Beschleunigter Nutzungswandel
Die zunehmende Dynamisierung des Nutzungsgefüges, verursacht durch den Wan-
del von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft, die Beschleunigung und Ver-
änderung der Produktionsprozesse, Veränderung von Lebensstilen und Wohnfor- 
men sowie die hohe Mobilität von Menschen, Waren und Gütern, führt zu kürzeren 
Nutzungszyklen. „Die räumlichen Auswirkungen machen sich städtebaulich unter 
anderem an einem schnellen Umschlag von Flächen, Einrichtungen und Nutzungen 
aber auch an innerstädtischen Verdrängungsprozessen fest“.203 Die Beschleunigung 
der Markt- und Nutzungszyklen führt zu vermehrten Standortveränderungen und 
damit auch zu vermehrten  kleinräumigen Flächenfreisetzungen.
6.2 Stärkere Anpassungserfordernisse an Nachfrageveränderungen
Wohnungsbestand und -neubau sowie die Infrastruktur müssen sich an die Nachfra-
geveränderungen anpassen. „Der Wohnungsmarkt ist vom Anbieter- zum Nach-
fragemarkt geworden.“204  Nachfragegerechte Wohnformen gewinnen  in der Zukunft  
in den Städten mit rückläufiger Nachfrage an Bedeutung, da dort bei einer größer 
202 Dransfeld E., 2004: Seite 29
203 Bunzel A., 2003: Seite 137
204 Spiegel E., in Selle K., 2006, Band 1: Seite 104
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werdenden Wohnungsauswahl die qualitativen Merkmale von Wohnungsausstat-
tung und Wohnumfeld wichtiger werden. Nicht mehr nachgefragter Wohnungsbe-
stand muss qualitativ aufgewertet werden.205 In den Wachstumsregionen gilt es 
zusätzliche Potenziale im Innenbereich zu entwickeln, um den mit Knappheitser-
scheinungen einhergehenden Anstieg von Bodenpreisen und Mieten abzumildern. 
Dazu muss der in den Städten eingebrochene Wohnungsneubau für alle Nachfrage-
segmente aktiviert werden. Insgesamt gilt es stärker die Wohnungsversorgung der 
einkommensschwächeren Bevölkerung zu sichern. Die in dem letzten Jahrzehnt 
rückläufige Wohnungsbauförderung und der damit verbundene geringe Neubau von 
geförderten Wohnungen sowie die große Zahl der jährlich aus der Belegungsbin-
dung fallenden Sozialwohnungen werden zu einem großen Engpass der Wohnungs-
versorgung einkommenschwacher Bevölkerung führen. Insbesondere werden davon 
die Wachstumsregionen betroffen sein, in denen zusätzlich steigende Mieten die 
Nachfrage nach preiswertem Wohnraum anheizt. 
6.3  Größere Bedeutung privater Investoren 
Für die Um- und Neunutzung freigesetzter Flächen wird die Akquirierung privater 
Investoren immer wichtiger. Hier gilt es private Investitionsbereitschaft mit der Reali-
sierung öffentlicher Zielsetzungen in einer „Win-Win“-Situation als Public Private- 
Partnership zusammenzubringen. 
6.4  Zunehmende Bedeutung der Innenentwicklung
Der Planungsgrundsatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ wird an Bedeu-
tung gewinnen. Die Stadtentwicklung wird in der Zukunft zu einem großen Teil vom 
Prinzip der Nachhaltigkeit bestimmt werden, das mit einer ausgeprägten Orientie-
rung auf das Recycling bereits bebauter Flächen bei gleichzeitiger Verbesserung der 
Umweltbedingungen und Lebensverhältnisse in den überplanten und neu genutzten 
Bereichen geprägt wird. Aufgrund der nur noch begrenzt verfügbaren Flächenres-
sourcen werden sich die vielfältigen Aktivitäten der Stadtplanung auf die Entwicklung 
einer Vielzahl von Umstrukturierungsgebieten konzentrieren. 
7.  Zukunftsaufgaben der Stadtplanung und Stadtentwicklung
Aus der Entwicklungsanalyse ergeben sich folgende Aufgabenfelder der zukünftigen 
Stadtplanung und Stadtentwicklung.
7.1  Zukunftsaufgabe: Weiterhin Vorrang der Innenentwicklung vor der Aus-  
       senentwicklung
Als ein Vorteil der Innenentwicklung  kann einmal die Auslastung vorhandener Infra- 
struktur angesehen werden. Das bezieht sich auf eine vorhandene äußere aber auch 
zum Teil auf eine vorhandene innere Erschließung. Auch die übrige soziale Infra-
struktur wie Schulen, Kinder- und Alteneinrichtung u.a. ist vorhanden, sie braucht 
meistens, im Gegensatz zu Neubaugebieten am Stadtrand, wo sie auch neu gebaut 
205 Dransfeld E., 2004: Seite 147
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werden muss, nur ergänzt oder erweitert zu werden. Als ein weiterer Vorteil erfolgt 
mit den Umstrukturierungsgebieten meistens eine Belebung oder Revitalisierung vor- 
handener Stadtquartiere. Dadurch, dass neues Bauflächenpotenzial auf bereits 
genutzten Flächen entwickelt sowie realisiert und damit ein beträchtlicher Teil der 
Bauflächennachfrage auf die Innenentwicklung gelenkt wird, erfolgt damit eine 
Senkung des Freiflächenverbrauchs.
Die Wiedernutzung von Brachflächen verbindet alle Aspekte einer nachhaltigen Ent-
wicklung:
 Städtebauliche Dimension: durch Stabilisierung und Wiederbelebung städ-
tischer Bereiche; durch die städtebauliche Aufwertung und Erneuerung einer 
Fläche, die vorher einen städtebaulichen Missstand darstellte
Ökologische Dimension: durch Verringerung des Flächenverbrauchs in den 
Randbereichen; durch ökologische Aufwertung der städtischen Bereiche, durch 
Schonung des Freiraumes im Außenbereich
Ökonomische Dimension: Unmittelbar durch wieder in Wertsetzung ökono-
misch nutzlos gewordener Flächen; durch Einsparpotenziale bei den Infrastruk-
turkosten gegenüber Neubaugebieten; durch bessere Auslastung vorhandener 
Infrastruktur
Soziale Dimension: durch Ansiedlung von sozialer Infrastruktur; durch die 
Beteiligung der Bevölkerung am Prozess der Wiedernutzung, damit eine stärke-
re soziale Integration und Identifikation der Bürger mit dem Stadtteil erfolgt; 
durch stärkere soziale Durchmischung der Bewohner als in Neubaugebieten am 
Stadtrand206
7.2  Zukunftsaufgabe: Begrenzung des Flächenverbrauchs
Die Begrenzung des Flächenverbrauchs ist eine Zukunftsaufgabe, die sich die Bun- 
desregierung aber auch das Land Nordrhein-Westfalen mit der „Allianz für die Fläche“ 
gestellt hat, zu der sich rd. 32 Institutionen und Verbänden von den Umweltverbän-
den, Städten, Ministerien bis hin zur Architektenkammer zusammengeschlossen 
haben. Die Allianz setzt sich für eine deutliche Verminderung künftigen Flächenver-
brauchs in Nordrhein-Westfalen ein. Wichtige Handlungsfelder dafür sind:
ein strategisches, effizientes Flächenmanagement
der Vorrang der Innen- vor der Außenentwicklung
die Wiedernutzung von Brachflächen
die qualitative Aufwertung der Wohnstandorte im  Innenbereich
der Schutz wertvoller oder empfindlicher Freiräume und Böden
die Stärkung des öffentlichen Bewusstseins für den Wert unzersiedelter Land-
schaften und unversiegelter Böden
7.3  Zukunftsaufgabe: Gezielte Eindämmung der Suburbanisierung
Wichtiges Ziel für eine positive Bevölkerungsentwicklung ist die Verstärkung der An-
206 Dransfeld E., 2004: Seite 99; Hennings G., 2005.: Seite 10
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strengungen, neue, zugewanderte Bevölkerung und Stadtrückkehrer an die Stadt zu 
binden und abwanderungswillige in der Stadt zu halten.  Hier gilt es insbesondere die 
Wohnverhältnisse in der Stadt qualitativ zu verbessern mit städtischen Wohn- und 
Wohnumfeldformen, die eine Kompensation des „Wohnens im Grünen“ erreichen 
können und stärker die lebenszyklisch bedingten Anforderungen der Menschen 
berücksichtigen müssen. (Abb. H - 4) Neue Zusammenlebensformen (Neue 
Haushaltstypen), Verbindung von Wohnen und Arbeiten in der Wohnung (u.a. Tele-
arbeit), lebenszyklisch bedingte Wohnungsanpassung (Flexible Grundrisse), barri-
erenfreies Servicewohnen wie zum Beispiel Seniorenwohnen (Veralterung der Be-
völkerung) gemischt mit Wohnen für junge Familien, qualitätvolles städtisches, urba- 
nes Wohnen (Kompensation zum Einfamilienheim im suburbanen Raum), aber auch 
bezahlbarer Einfamilienhausbau in der Stadt als Stadthäuser seien hier als Stich-
worte angeführt. Es müssen neue bezahlbare Wohnungsangebote in der Stadt mit 
einem kinder- und altenfreundlichen Wohnumfeld entwickelt und ausgeführt wer-
den.207
8.   Strategische Planung und deren Umsetzung
Für die Lösung komplexer Zukunftsaufgaben ist von den Städten als Grundlage für 
207 Bauflächen Wohnen, 2002: Seiten 24f 
Abb. H - 4  Lebenszyklus: Typische Wohnkarrieren in Düsseldorf
Stadtplanungsamt 61/21
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Zukunftsentscheidungen eine strategische Planung aufzubauen.
8.1  Entwicklung von generellen und komplexen Stadtentwicklungsstrategien 
„Ohne Zuwanderung ist die Bevölkerungszahl nicht zu halten. Die Bindungsfähigkeit 
von Zuwanderern wird für die Bevölkerungsentwicklung der Städte der entschei-
dende Faktor, und das hängt wieder stark mit dem ökonomischen Erfolg der Städte 
zusammen.“208 Um in der Städtekonkurrenz bestehen und die Bevölkerungsentwick-
lung stabilisieren zu können, ist generell eine auf drei Säulen gestützte Entwicklungs-
strategie erforderlich, die durch eine umfassende Attraktivierung der Stadt Magnet- 
wirkung auf Kapital und Köpfe entfalten soll: 
1.     Stärkung und Ausbau der Wirtschaftsstruktur 
2.     Qualifizierung des Wohn- und Lebensraumes Stadt, Verbesserung der Le-  
        bensqualität für die  Bürgerinnen und Bürger                              
3.   Stärkung der weichen  Standortfaktoren Kultur, Bildung, Ausbildung, Sport, 
Wissenschaft, Stadtgestalt, Sozialer Frieden, Weltoffenheit. (Abb. H - 5)
Nur das Zusammenwirken der drei Säulen führt zu verstärkten arbeitsplatzbezoge-
nen Zuwanderungen und deren Bindung an den Wohnstandort.
Das kann neben der wirtschaftlichen Attraktivierung hauptsächlich nur über ein 
ständig vorhandenes, preislich angemessenes und differenziertes Wohnungsan-
gebot in den verschiedenen Stadtquartieren mit einem ständig zu verbessernden an- 
sprechenden und familiengerechten Wohnumfeld sowie entsprechender Infrastruk-
tur erfolgen. Das Wohnen in der Stadt mit hoher Lebens- und Versorgungsqualität 
gilt es als Kompensation zum Wohnen in Suburbia wieder in den Vordergrund zu 
208 Lütke-Daldrup E., in  Selle K., Planen neu denken, Band. 2 : Seite 231
Abb. H - 5  Drei-Säulen-Modell
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rücken. Da in der Zukunft eine große Zahl der Jobs wissensbasiert sein wird, ist es 
entsprechend den Standortanforderungen und den neuen Werten einer modernen 
Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft erforderlich, die Faktoren Ausbildung, 
Bildung, Kultur, Sport, Wissenschaft stärker auszubauen und in die Gesamtstrategie 
zu integrieren. Es gilt dabei insbesondere den kreativen Milieus,209 die für Innovation 
stehen, Entfaltungsmöglichkeiten zu geben. Gerade die „Kreative Klasse“, dazu 
werden Software-Entwickler, Freiberufler, Medienleute, Wissenschaftler und ihr Um-
feld gezählt, bevorzugen zum Wohnen und Arbeiten urbane, funktional und sozial 
gemischte Stadtbereiche.210
Zur aktiven Stadtentwicklungsstrategie gehört es insbesondere, den sozialen Frie-
den in der Stadt zu sichern. Dazu muss dem Auseinanderleben von armen und 
wohlhabenden Stadtbereichen entgegengewirkt werden, Benachteiligungen im Bil-
dungswesen beseitigt und für eine preiswerte Wohnungsversorgung der Bevölke-
rung gesorgt werden. Die Qualität der Integration der Migranten kennzeichnet die 
Weltoffenheit einer Stadt. 
Zur aktiven Stadtentwicklungsstrategie gehört auch der Erhalt und die Entwicklung 
eines unverwechselbaren Stadtbildes mit vielfältiger und hochwertiger  Architektur 
der Ensembles und Einzelgebäude. „Die Bilder des Zentrums gehören zu den Lock- 
mitteln des internationalen Stadttourismus und dienen als werbende Botschaften der 
Städtekonkurrenz.“211
8.2  Stadtentwicklungskonzepte als Orientierungsrahmen und Entschei- 
       dungshilfe für Einzelentscheidungen
Als Orientierungsrahmen und Entscheidungshilfe für Einzelentscheidungen sowie als 
Leitlinien für eine nachhaltige räumliche Entwicklung mit Ableitung von Leitprojekten 
mit räumlichen Schwerpunkten zur Aufwertung der jeweiligen Stadt werden neu-
erdings von vielen Städten Stadtentwicklungskonzepte erarbeitet. Diese Konzepte 
enthalten eine umfassende Analyse der räumlichen, demographischen, wirtschaft-
lichen und sozialen Entwicklung der Stadt und des zugehörigen Umlands und stellen 
damit eine Positionsbeschreibung der jeweiligen Stadt dar. Aus der Analyse werden 
strategische Ziele für eine zukünftige Entwicklung zur Verbesserung der Positio-
nierung der Stadt und der zugehörigen Region im regionalen und globalen Wettbe-
werb abgeleitet. Zur Erreichung der Ziele und als Reaktion auf die prognostizierte 
Entwicklung werden Leitprojekte mit räumlichen Schwerpunkten entwickelt. Die 
Erarbeitung des Stadtentwicklungskonzeptes erfolgt kooperativ mit den Akteuren der 
Stadtentwicklung der jeweiligen Stadt.
Die Stadtentwicklungskonzepte, die in jüngster Zeit von vielen Gemeinden erarbeitet 
wurden, haben nicht mehr, wie in Kapitel D 3.1, Seite 167f beschrieben, den allum-
fassenden Entwicklungsanspruch. Sie orientieren sich an den Stärken und Schwä-
chen einer Stadt und beschränken sich darauf, Maßnahmen zu entwickeln und 
209 Der Autor Richard Florida hat nachgewiesen, dass in amerikanischen Städten das Vorkommen der Kreativen  
     Klasse mit hohem Anteil zu einem höheren Sozialprodukt, Einkommensniveau und niedrigerer Arbeitslosigkeit  
     führt (Harlander T., Seite 4)
210 Harlander T, 2007: Seite 3 
211 Bodenschaftz H, 2008: Seite 14
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durchzuführen, die die Schwächen der jeweiligen Stadt beseitigen und die Position  
insgesamt verbessern helfen. 
8.3  Stadtumbau als zukünftiges Umsetzungsinstrument der Stadtentwicklung
Ein wichtiges Instrument zur Umsetzung der generellen Stadtentwicklungsstrategie 
ist der Stadtumbau durch Umnutzung. Wegen der sich zukünftig stärker ausprägen-
den Randbedingungen wie  Einfluss der globalisierten Märkte mit:
 Stärkerem Wettbewerb von Städten und Regionen
Veränderung der Nachfragestrukturen
 Veränderter Infrastrukturnachfrage
 Knapper werdende Flächenressourcen
 Auswirkungen der Klimaveränderung
wird der gesteuerte Umbau der Stadt  wegen der an Bedeutung gewinnenden Anpas- 
sungserfordernissen an sich wandelnde gesellschaftliche Ansprüche den Rang einer 
wichtigen Zukunftsaufgabe erlangen. Der Stadtumbau wird „Motor oder Reflexion 
komplexer ökonomischer und sozialer Veränderungen, in dem sich sämtliche Facet-
ten des Strukturwandels von der industriellen zur post-industriellen Stadt wider-
spiegeln.“212
8.3.1  Stadtumbau unter Schrumpfungsbedingungen
Die Folgen der demografischen Entwicklung, die Veränderungen der Nachfrage-
strukturen, führen zu einer Erweiterung der klassischen Umnutzungsfälle. Hierunter 
fällt in erster Linie die Aufbereitung nicht mehr nachgefragter Wohngebiete. Beispiele 
dafür finden sich in den neuen Bundesländer, wo insbesondere die Großsiedlungen 
der 1960er und 1970er Jahre als nicht mehr nachgefragter Wohnform leer laufen. 
Hier werden zum Beispiel im Rahmen des vom Bund und den betroffenen Ländern 
geförderten Stadtumbaues-Ost u.a. Gebäude abgerissen, durch kleinere Einheiten 
ersetzt oder in Grünflächen umgewandelt. Diese Art von Stadtumbau wird sich in der 
Zukunft, allerdings in ganz verschiedenen Spielarten, auch im Westen verstärkt 
zeigen. Schrumpfende Städte müssen verstärkt die Wohnungsbestände und das 
Wohnumfeld modernisieren, um sie nachfragetauglich zu machen, um die abwan-
dernde Bevölkerung zu halten.  
8.3.2  Stadtumbau unter Wachstumsbedingungen
Auch in wachsenden Städten müssen in der Zukunft die Wohnungsbestände und das 
Wohnumfeld an die sich stärker ausdifferenzierende Nachfrage qualitativ angepasst 
werden, um einem Leerlaufen entgegenzuwirken. Darüber hinaus muss in diesen 
Städten neues Bauland bereitgestellt werden, um den Zuzug zu bewältigen und we- 
gen der hohen Nachfrage dämpfend auf die Grundstückspreise und Mieten einwir-
ken zu können. Da gemessen an dem Grundsatz „Innenentwicklung vor Aussenent-
wicklung“ diese neuen Baugebiete zum größten Teil nur in der Innenentwicklung ge- 
212 Bodenschaftz H, 2008: Seite 7
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wonnen werden können, werden neue Wege der Baulandbereitstellung im Innenbe-
reich entwickelt werden müssen. Ein großer Teil der Neubauflächen entsteht in Re- 
cyclingflächen. Ein weiterer Teil könnte durch Umwandlung oder Nachverdichtung 
minder genutzter Gebiete sowie Umsetzung der Baulücken gewonnen werden. Alle 
diese Arten von Nutzungsänderungen erfordern wegen der Komplexheit der Prozes-
se einen hohen Steuerungsaufwand. 
8.3.3 Handlungsfelder des Stadtumbaues durch Umnutzung
Handlungsfelder des Stadtumbaues sind:
 Stadtstrukturelle Verbesserungen zur Standortstärkung
 Umstrukturierung und Neunutzung von freigesetzten Flächen
 Nachverdichtung, Baulückenschließung, Städtebauliche Neunutzung von min-
der genutzten Gebieten
 Ersetzen nicht mehr nachgefragter Flächen, Nutzung von durch Rückbaumaß-
nahmen freigesetzten Flächen
 Aktive Wohnumfeldverbesserung und Gestaltung des öffentlichen Raums
 Klimaschutzmaßnahmen z.B. Umbau und Anpassung der Entwässerungssyste-
me, Gebäudesanierung zur verbesserten Wärmedämmung  u.a.
8.3.3.1 Stadtstrukturelle Verbesserungen zur Standortstärkung 
Generell ist der Stadtumbau strategisch zur sozialen und wirtschaftlichen Struktur-
verbesserung einzusetzen, um die Städte für den sich verstärkenden Wettbewerb fit 
zu machen. Dazu kann in Düsseldorf der Stadtumbau der 1980er und 1990er Jahre 
angeführt werden, wo nach der Wiederaufbau- und Konsolidierungsphase  1947 - 
1970 eine Reihe von strategisch eingesetzten Großprojekten zur Strukturverbes-
serung der Stadt beigetragen haben. Es waren dies Verbesserungen der Verkehrs-
struktur (U-Bahnbau, Umbau des Hauptbahnhofs, Neubau der Oberkasseler Brücke, 
Neubau Nordring und Werstener Tunnel, Rheinufertunnel und Ausbau des Flugha-
fens), der technischen Infrastruktur (Müllverbrennungs- und Kläranlage-Süd), der 
Neubau der Heinrich-Heine-Universität, der Messe und die Durchführung der Bun-
desgartenschau.213 Das Zusammenwirken unterschiedlicher Maßnahmen führte 
letztendlich in der Summe zu einer Stärkung der Landeshauptstadt. 
Als ein ähnlich, allerdings zielorientierter angelegtes Projekt kann die Internationale 
Bauausstellung (IBA) Emscher Park angesehen werden. Hier wurde über die Durch-
führung einer Vielzahl von Einzelprojekten214 zum Wohnungs-, Gewerbe- und Land-
schaftsbau unter dem Ziel der nachhaltigen Entwicklung sowohl in erhaltender 
Modernisierung als auch mit Neubauten215 mit landschaftlicher Begleitung die ganze 
Emscher Region aufgewertet. Nach diesem Beispiel der gezielten Entwicklung von 
städtebaulichen Projekten zur eigenen Standortstärkung und Positionierung sind 
inzwischen international viele Städte wie Barcelona, Manchester, Lyon, Moskau u.a.   
213 Fischer H., 2004, Seite 52
214 Es wurden in einem Zeitraum von  10 Jahren  rd. 120 Projekte geplant und realisiert.
215 Neubau nur nach den Prinzipien des ökologischen Bauens
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vorgegangen.216 Aus diesen Beispielen kann abgeleitet werden: Die Städte müssen 
auf die vielfältigen Herausforderungen der wirtschaftlichen und sozialen Veränderun-  
gen reagieren. „Die Städte sind gezwungen, Maßnahmen des Stadtumbaues zu 
ergreifen, um sich im weltweiten ökonomischen Wettbewerb zu behaupten.“217
8.3.3.2   Umstrukturierung und Neunutzung von freigesetzten Flächen
Klassisches Handlungsfeld des Stadtumbaues sind die von einer Umnutzung betrof-
fenen Flächen. Alle Flächen befinden sich in einem ständigen Nutzungskreislauf, der 
von Flächennutzung, Nutzungsaufgabe, Flächenfreisetzung, Umwandlungsprozess, 
neue Flächennutzung, Nutzungsaufgabe  und so fort geprägt wird.218 Durch die 
Beschleunigung der Nutzungszyklen wird das Handlungsfeld  Flächenrecycling, wie 
bereits beschrieben, in der Art der Industrie-, Gewerbeflächen- und Infrastrukturflä-
chenfreisetzungen ihre Bedeutung behalten. Für eine aktive Innenentwicklung 
kommt der Revitalisierung von brach gefallenen Flächen im Vergleich zur Nachver-
dichtung und zum Schließen von Baulücken schon mengenmäßig eine zentrale Rolle 
zu.219
216 Bodenschatz H, Laible U., 2008
217 Ebenda: Seite 8
218 Perspektiven der Flächenkreislaufwirtschaft, 2006
219 Kommunales Flächenmanagement Baden-Württemberg, 2003: Seite 29
Abb. H - 6  Stadtstruktur Düsseldorf - Nachverdichtungspotenziale (Eigene Darstellung)
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8.3.3.3  Fläche auf Zeit
In den schrumpfenden, aber auch zunehmend in den wachsenden Städten gibt es 
brachgefallene Flächen, für die keine Nachfrage mehr besteht und die nicht mehr in 
den Nutzungskreislauf gebracht werden können. Hier wird es Aufgabe der Stadter-
neuerung sein, eine „Re-Aktivierung von brachliegenden und mindergenutzten Flä-
chen jenseits gängiger immobileinwirtschaftlicher Verwertungsmuster anzustos-
sen.“220 Für diese Flächen könnte zum Beispiel eine gezielte Renaturierung vorge-
nommen werden, die entweder auf Zeit angelegt ist, bis sich eine Nachfrage für die 
Fläche ergibt, oder eine ständige Grünfläche im Rahmen eines nachhaltigen Frei- 
raumkonzepts zur Qualitätsverbesserung innerstädtischer Wohnquartiere. 
8.3.3.4  Nachverdichtung, Baulückenschließung, Städtebauliche Neunutzung   
             von minder genutzten Gebieten
Nachverdichtung oder städtebauliche Neunutzung mindergenutzter Gebiete ist ein 
weiteres wichtiges Handlungsfeld des Stadtumbaues. Nachverdichtung bezeichnet 
im Städtebau das Nutzen freistehender Flächen im Bereich bereits bestehender Be- 
bauung. Nachverdichtung erfolgt z.B. durch Hinterlandbebauung, Aufstockungen 
oder Teilabriss, dichtere Neubebauung und Baulückenschließung. Die Vorteile einer 
Nachverdichtung: Es ist bereits eine komplette Infrastruktur vorhanden. Es gibt 
Schulen, Kindergärten oder Einkaufsmöglichkeiten. Die Gebiete sind bereits er-
schlossen. In den dicht und kompakt bebauten Bereichen der Innenstadt und des In- 
nenstadtrands der Gründer- und Spätgründerzeit erfolgt die Nachverdichtung vorwie-
gend durch Baulückenschließung. Hier wird sich darüber hinaus eine Nachverdich-
tung in die Vertikale mit Dachausbauten und auch mit Hochhäusern entwickeln 
können. In den an die Gründer- und Spätgründerzeitbebauung, die durch geschlos-
sene Blockstrukturen geprägt wird, angrenzenden Stadtbereiche der 1920er  und 
1930er Bebauung und  der Nachkriegsbebauung des funktionalen Städtebaues, die 
durch eine Auflösung des Straßenraums und der Optimierung der Ausrichtung der 
Gebäude nach Licht, Luft und Sonne (u.a. Zeilenbauweise) gekennzeichnet ist221,
ergeben sich viele Möglichkeiten der Nachverdichtung, auch durch Auswechslung 
nicht mehr nachgefragter Wohngebäude. (Abb. H - 6) „Städtebaulich sind diese Be- 
reiche äußerst heterogen, weil hier von suburbanen Vorstädten bis zum Leitbild ‚Ur- 
banität durch Dichte’ unterschiedlichste städtebauliche Varianten ausprobiert und 
realisiert wurden.“222
Ein großer Teil der Bauflächenreserve kann als Nachverdichtung im Bestand be-
zeichnet werden. Es handelt sich dabei um Baugebiete auf freien Grundstücken, die 
kleiner als ein Hektar sind und Bestand ergänzenden Charakter haben. Die Düssel-
dorfer Bauflächenreserve weist über 30 Prozent der Baugebiete dieser Größe auf. 
Diese Baugebiete sind auf dem Innenstadtrand und Stadtrand verteilt.
220 Forschungsprojekt  „Freiraum auf Zeit“, Internationales Institut für Gartenkunst, Schloß Dyck,
     www.freiraumaufzeit.nrw.de/forschungsprojekte/indeex.php
221 Der Nachkriegsstädtebau war von dem Ziel der „gegliederten und aufgelockerten Stadt“ (Professor Göderitz,   
     1957) mit Funktionstrennung der städtischen Nutzungen geprägt.
222 Aring J.,2003: Seite 29
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8.3.3.5 Probleme mit der Nachverdichtung
Je dichter die Städte bereits bebaut sind, desto größer werden die Umsetzungs-
schwierigkeiten und entsprechend höher der Steuerungs- und Abstimmungsaufwand 
der Nachverdichtung. Eine Reihe von Städten in Nordrhein-Westfalen sind bereits 
dicht bebaut und haben eine Siedlungsdichte223 von mehr als 4 000 Einwohner je 
Quadratkilometer Siedlungs- und Verkehrsfläche. Die höchste Siedlungsdichte hat  
Düsseldorf mit 4 498 Einwohner je Quadratkilometer Siedlungs- und Verkehrsfläche, 
gefolgt von Wuppertal (4 462), Bonn (4 448) und Herne (4 383). In Düsseldorf führen 
darüber hinaus Spitzengrundstückspreise zu einer automatischen Verdichtung, weil 
wegen der hohen Grundstückskosten auf immer kleineren Grundstücken gebaut wird. 
Mittlerweile zeichnen sich Probleme der anhaltenden Verdichtung ab. In dicht be-
bauten Gebieten ist eine zusätzliche Nachverdichtung bei der Bevölkerung unbeliebt. 
Jede Neubebauung im Bestand erzeugt dort Widerstand. Es gibt Grundstückseigen-
tümer, die präventiv Nachbargrundstücke aufkaufen, damit diese nicht bebaut wer-
den können, um zum Beispiel Distanz zur Nachbarbebauung zu halten oder eine 
Landschaftsansicht unverbaut zu erhalten. Es gibt Siedlungsbereiche, vorwiegend 
am Stadtrand, deren Bevölkerung sich gegen eine Bebauung  wehrt, in der Furcht 
(„Not in my backyard !“), dass neue soziale Schichten zu einer Abwertung des 
Eigentums führen und sie in ihrer sozialen Homogenität gestört werden könnten. 
Kommunalpolitisch kann dies dazu führen, dass, je nach Bedeutung der Wählerstim-
men des Stadtteils, solche Baugebiete nicht mehr bebaut werden können. 
8.3.3.6 Bisherige Erfahrungen mit Nachverdichtungsprojekten
In Düsseldorf sind eine Reihe von Bebauungsplänen zur Nachverdichtung in Verbin-
dung mit Umlegungsverfahren durchgeführt worden. Es handelte sich dabei um 
kleinteilige Bereiche, wo noch Potenzial für eine Bebauung in zweiter oder weiterer 
Reihe, parallel zur Straße und von dieser über einen besonderen Zuweg erschlossen, 
besteht.224 Grundlage sind größere Grundstücke im hinteren Bereich, die für eine 
Bebauung aufgeteilt werden können. Problem für diese  Baugrundstücke ist die Zu- 
wegung von der Straße. Eine Neuordnung der Grundstücke ist nur über eine Um- 
legung225 auf der Grundlage des Bebauungsplans möglich. Die Verfolgung solcher 
aufwendigen Bebauungspläne ist aufgegeben worden, zumal die Kooperationsbereit-
schaft der vorhandenen Grundstückseigentümer oft gering ist. Der große Verwal-
tungsaufwand stand in keinem Verhältnis zu dem geringen gewonnen Bauflächen- 
potenzial. 
8.3.3.7 Nachverdichtung bedeutet hoher Steuerungs- und Kooperations-
            aufwand
Die Nachverdichtung über die Bebauungsplanung und Umlegung zu lösen, bedeutet 
langwierige Abstimmungsprozesse, hoher Steuerungs- und Kooperationsaufwand 
und kleinteilige Detailarbeit der baulichen Festsetzungen im Bebauungsplan, der le- 
diglich für größere Gebiete mit nennenswertem Baulandpotenzial lohnend sein kann. 
223 Quelle: Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (LDS), Regionalstatistischer Online-Atlas NRW, 2007
224 Stromberg D., 1980: Seite 23
225 Umlegung nach § 45 und folgende Baugesetzbuch(BauGB)
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Zur Umsetzung größerer Nachverdichtungsgebiete bietet sich die Städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme  nach § 165  BauGB an. „Mit städtebaulichen Entwick-
lungsmaßnahmen nach Absatz 1 sollen Ortsteile und andere Teile des Gemeindege- 
biets entsprechend ihrer besonderen Bedeutung für die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung der Gemeinde oder entsprechend der angestrebten Entwicklung des 
Landesgebiets oder der Region [… ] im Rahmen einer städtebaulichen Neuordnung 
einer neuen Entwicklung zugeführt werden.“226
8.4  Ersetzen nicht mehr nachgefragter Flächen, Nutzung von durch  
       Rückbaumaßnahmen freigesetzten Flächen
In der Zukunft werden in solchen Wohnungsbeständen, die wegen geänderter 
Rahmenbedingungen und veränderter Nachfragestrukturen nicht mehr vom Markt 
nachgefragt werden, Leerstände und in der Folge Brachen entstehen. Hier gilt es in 
Zusammenarbeit mit den Eigentümern und den Wohungsbaugesellschaften die 
Bestände anzupassen und nachfragegerecht zu modernisieren.  Dabei können auch 
abgewirtschaftete Bestände abgerissen, die freigesetzten Flächen neu geordnet und 
durch Neubauten einer neuen Nutzung zugeführt  werden. Diese Umstrukturierungs-
prozesse können in Kooperation mit Wohnungsbaugesellschaften in deren Bestän-
den durchgeführt werden oder bei heterogenen Eigentumsverhältnissen über eine 
Stadtumbaumaßnahme nach §  171 a - d  Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführt 
werden.
8.5  Aktive Bestandsaufwertung mit Wohnumfeldverbesserung und  
       Gestaltung des öffentlichen Raums
Das Entwicklungsziel, das Wohnen in der Stadt zu aktivieren, muss durch Maßnah-
men der Bestandsentwicklung und -aufwertung begleitet, mit einer Wohnumfeldver-
besserung und Gestaltung des öffentlichen Raumes (Straßen und Plätze) ange-
gangen werden. „Sowohl die klassischen Altbaubestände als auch der soziale Woh-
nungsbau müssen veränderten Anforderungsprofilen (Wohnungsgrößen, Grundriss-
gestaltung, Dichte, Wohnumfeld, Freiflächen, öffentlicher Raum, Sicherheit) ange- 
passt und attraktiver gestaltet werden. Bestandsentwicklung und -aufwertung vom 
Wohnquartieren können zunehmend für potenzielle „Rückwanderer“ aus dem Um-
land von Bedeutung werden, aber auch Abwanderung verhindern.“227 Hier nimmt die 
zusätzliche  Wohnumfeldverbesserung und Gestaltung des öffentlichen Raums eine 
Schlüsselstellung ein. Bei letzterem ist die Gemeinde als Grundstückseigentümer 
der Hauptakteur. Diese Prozesse zur Verbesserung des Wohnens in der Stadt 
unterliegen einer kooperativen Steuerung der Gemeinde mit betroffenen Grundstück-
seigentümern sowie Bürgerinnen und Bürger. Sie sind auch Fördergegenstand des 
Stadtumbaues.
8.6  Stadtumbau zum Klimaschutz
In der Zukunft werden Stadtumbaumaßnahmen zum Klimaschutz228 eine größere Be- 
226 § 155 (2) Baugesetzbuch  (BauGB)
227 Bunzel A. u.a., 2003: Seite 113
228 Das Deutsche Institut für Urbanistik (DIFU) erarbeitet zur Zeit einen Leitfaden zur Aufstellung von kommunalen  
     Klimaschutzprogrammen.
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deutung erhalten. Hier entwickelt sich in den Städten ein bisher ungesteuertes 
Aufgabenfeld mit einem erheblichen Investitionsbedarf. Die durch die Klimaerwär-
mung zu erwartenden größeren Regenmengen mit Überschwemmungen erfordern 
zum Beispiel die Anpassung und den Umbau der Entwässerungssysteme sowie des 
Hochwasserschutzes. In den Städten müssen verstärkte Anstrengungen unternom-
men werden, Flächen zu entsiegeln und Flächen sparende Bauweisen auszuführen. 
Gebäude müssen energiesparend umgerüstet werden, die Siedlungsstrukur muss 
„verkehrsärmer“ organisiert werden. Hier eröffnen sich eine Fülle von Einzelmaßnah-
men, die in der Gesamtwirkung zur CO2 – Reduzierung beitragen und die Folgen der 
Klimaveränderung bekämpfen können. Dazu müssen kommunale Klimaschutzpro-
gramme unter dem Gesichtspunkt der Maßnahmenbündelung und -koordinierung 
erarbeitet  werden.
8.7  Förderung des Stadtumbaues
Bund und die alten Bundesländer haben analog zum Osten den Stadtumbau-West 
zum Fördergegenstand erhoben. „In den Städten der alten Bundesländer zeichnet 
sich immer deutlicher ein Wandel der Bevölkerungs- und Wirtschaftsstruktur ab. 
Verluste an Unternehmen, Arbeitsplätzen und Einwohnern stellen die Kommunen 
auch in den alten Bundesländern vor die Herausforderung, sich an den demo-
graphischen und wirtschaftlichen Wandel anzupassen. Die Bundesregierung legte 
deshalb im Jahr 2004 das neue Städtebauförderungsprogramm Stadtumbau West 
mit Bundesfinanzhilfen in Höhe von 40 Millionen Euro auf. Die Bundesmittel sollen 
bis 2009 auf jährlich 86 Millionen Euro wachsen. Für 2006 wurden die Bundesmittel 
auf über 55 Millionen Euro um 16 Millionen Euro aufgestockt, um insbesondere die 
vom militärischen Strukturwandel betroffenen Kommunen zu unterstützen.  Der Re- 
gierungsentwurf für den Haushalt 2007 sieht ebenfalls 55 Millionen vor. Mit diesem 
Bund-Länder-Programm will der Bund die Städte in den alten Bundesländern dabei 
unterstützen, sich frühzeitig auf die notwendigen Anpassungsprozesse einzustellen. 
Ziel ist die Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen auf der Grundlage 
von städtebaulichen Entwicklungskonzepten.“229
Zweck der Förderung ist:
 Die Siedlungsstruktur den Erfordernissen der Entwicklung von Bevölkerung und     
       Wirtschaft angepasst wird
 Innerstädtische Bereiche gestärkt und aufgewertet werden
 Nicht mehr bedarfsgerechte bauliche Anlagen einer neuen Nutzung zugeführt         
werden
 Die Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Umwelt verbessert werden
 Einer anderen Nutzung nicht zuführbare bauliche Anlagen zurückgebaut werden
 Freigelegte Flächen einer nachhaltigen städtebaulichen städtebaulichen Entwick-
lung oder einer hiermit verträglichen Zwischennutzung zugeführt werden
 Innerstädtische Altbaubestände erhalten werden
229 Internetportal des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zum Sadtumbau-West  
     www.bmvbs.de, Zugriff 10/2007
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8.8 Stadtumbau erfordert Steuerung und Intervention der Gemeinden
Da sich der sowohl für die schrumpfenden wie auch für die wachsenden Städte stra- 
tegisch erforderliche Stadtumbau nicht zielgerecht über den Markt entwickelt, kom-
men auf die Städte für die Planung und Realisierung erhebliche  Steuerungsauf-
gaben zu. Stadtumbau erfordert eine gezielte Steuerung mit: 
 Einbindung von privaten Investoren
 Kooperativem Management
 Stärkerem  öffentlichem Engagement über Subventionen und Flächenmanage-
ment
 Schlagkräftigeren Umsetzungsinstrumenten
Generell kann gesagt werden, dass Baulückenrealisierung, Umstrukturierung frei 
gesetzter Flächen (der Durchschnitt der Umsetzung der untersuchten Umstrukturie-
rungsgebieten liegt bei etwa 15 Jahren), Nachverdichtung im Innenbereich  nach den 
bisherigen Verfahrensabläufen, wie bereits dargelegt, keine zeitlich kalkulierbaren 
Baupotenziale darstellen. Wenn die Innenentwicklung die Aussenentwicklung kom-
pensieren soll, muss die Stadt und die Liegenschaftspolitik eine neue Rolle einneh- 
men, um das Innenpotenzial zeitnah entwickeln zu können. Die Städte müssen über 
die Rolle eines Moderators hinaus als aktiver Player in dem Baugeschehen auftreten. 
Hier muss insbesondere die Liegenschaftspolitik instrumentalisiert werden.  
8.9  Durchführungsinstrumente von Maßnahmen des Stadtumbaues
Das Baugesetzbuch führt im zweiten Kapitel „Besonderes Städtebaurecht“ vier 
Durchführungsinstrumente auf, die für die Durchführung von Maßnahmen des Stadt-
umbaues von Bedeutung sein können:
1.  Erster Teil, Städtebauliche Sanierungsmaßnahme (§ 136 BauGB und
     folgende)
2.  Zweiter Teil, Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme (§ 165 und folgende)
3.  Dritter Teil, Stadtumbau  (§ 171 a-d)
4.  Vierter Teil, Soziale Stadt (§ 171e)
Für die Durchführung von Maßnahmen des Stadtumbaues gilt in erster Linie der im 
dritten Teil genannte „Stadtumbau“ (§ 171 a-d). Hiernach werden als Stadtumbau-
maßnahmen solche bezeichnet, „durch die von erheblichen Funktionsverlust betrof-
fenen Gebieten Anpassungen zur Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Struk- 
turen vorgenommen werden. Erhebliche städtebauliche Funktionsverluste liegen ins- 
besondere vor, wenn ein dauerhaftes Überangebot an baulichen Anlagen für be-
stimmte Nutzungen, namentlich für Wohnzwecke, besteht oder zu erwarten ist.“230
Stadtumbaumaßnahmen sollen beitragen zur:
230 § 171a (2) BauGB
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 Anpassung der Siedlungsstruktur an die Erfordernisse der Bevölkerung und  
Wirtschaft
 Verbesserung der Wohn- und Arbeitsverhältnisse
 Stärkung innerstädtischer Bereiche
 Zuführung einer neuen Nutzung für nicht mehr bedarfsgerechte baulicher Anla-
gen
 Rückbau von nicht neu zu nutzenden Gebäuden
 Zuführung einer neuen Nutzung für freigelegte Flächen
 Erhaltung des innerstädtischen Altbaubestands
Die Maßnahmen des Stadtumbaues werden in von der Gemeinde beschlossenen 
Stadtumbaugebieten auf der Grundlage eines städtebaulichen Entwicklungskonzep- 
tes durchgeführt. Die Umsetzung der Stadtumbaumaßnahmen erfolgt im Konsens 
mit den betroffenen Eigentümern über städtebauliche Verträge im Sinne des § 11 
Baugesetzbuch (BauGB).   
Für die Wiedernutzung von Brachflächen kann auch eine „Städtebauliche Entwick-
lungsmaßnahme“ nach § 165 Baugesetzbuch als Durchführungsinstrument genutzt 
werden. Entwicklungsmaßnahmen umfasst die erstmalige Entwicklung eines Ortsbe-
reiches (Neubau) oder die Entwicklung im Rahmen einer städtebaulichen Neuord-
nung (§ 165 (2)). 
Ein weiterer Handlungsbereich des Stadtumbaues sind Maßnahmen zur städtebau-
lichen Verbesserung von Stadtquartieren in funktionaler Hinsicht, die von privaten 
Initiativen in eigener Verantwortung durchgeführt werden können. Nach dem  § 171f  
Baugesetzbuch (BauGB)231 können Gebiete festgelegt werden, „in denen in privater 
Verantwortung standortbezogene Maßnahmen durchgeführt werden, die auf der 
Grundlage eines mit den mit den städtebaulichen Zielen der Gemeinde abgestimm-
ten Konzepts zur Stärkung oder Entwicklung von Bereichen der Innenstädte, Stadt-
teilzentren, Wohnquartiere und Gewerbezentren […] dienen“. Diese Bestimmung 
dient dem stadtentwicklungspolitischen Ziel der Stärkung privater Initiativen, wie zum 
Beispiel Buisiness Improvement Districts (BID) und Immobilien- und Standortgemein-
schaften. Private Initiativen können nach dem § 171f BauGB auch in Wohnquartieren 
zur Wohnumfeldverbesserung beitragen, zum Beispiel mit der Ein- richtung von 
Kinderspielplätzen oder der Ausgestaltung von Wohnstraßen o.ä. Hier handelt es 
sich um neue Kooperationsformen. Das Spektrum der Kooperationen reicht von 
aktivem Eingriff, Steuerung kooperativer Prozesse von öffentlichen und pri- vaten 
Vorhaben bis hin zur Moderation von privat getragenen Projekten. Bei letzteren 
handelt es sich um Projekte, die von privaten Akteuren finanziert und durchgeführt 
werden. Hierunter zählen die Business Improvement Districts (BID), in dem sich für 
ein abgegrenztes Gebiet (eine Einkaufsstraße, ein Zentrum) anliegende Ge- schäfts-
leute zusammengeschlossen haben, um den öffentlichen Raum aufzuwerten, die 
Maßnahmen zu finanzieren und durchzuführen. Die Verwaltung moderiert und orga-
nisiert Hilfe im Rahmen ihrer Zuständigkeit (z.B. Zuschüsse nach § 171f  BauGB). 
231 Nach der BauGB-Novelle 2006
H.  Rahmenbedingungen zukünftiger Stadtentwicklung 
281
Gleiches gilt z.B. für Großsiedlungen, in denen sich beteiligte Wohnungsgesell-
schaften zusammengeschlossen haben, um Wohnumfeld verbessernde Maßnah-
men wie z.B. die Ausgestaltung von Wohnstraßen oder Einrichtung von Kinderspiel- 
plätzen zu finanzieren und durchzuführen. Man spricht hier von Housing-Improve-
ment-Districts (HID). BID’s und HID’s sind Kooperationsformen, die aus den USA 
kommen und inzwischen in Deutschland praktiziert werden. Sie haben inzwischen in 
der Städtebauförderung des Landes NW Eingang gefunden und werden dem „Pri- 
vaten Städtebau“ zugeordnet. 
9. Fazit:
Bezog sich bisher der Strukturwandel auf die Nutzungsaufgabe und Flächenfreiset-
zungen von Einzelsegmenten wie Gewerbe und Industrie, Bahn und Post, wird er 
zukünftig zusätzlich die Städte als Ganzes im regionalen und globalen Kontext er- 
fassen. Wegen der sich zukünftig stärker ausprägenden Randbedingungen wie
 Folgen des demografischen Strukturwandels
 Folgen des wirtschaftlichen Strukturwandels
 Einfluss der globalisierten Märkte
 Stärkerer Wettbewerb von Städten und Regionen
Veränderung der Nachfragestrukturen
 Veränderte Infrastrukturnachfrage
 Knapper werdende Flächenressourcen
 Folgen der Klimaveränderung
verändern sich wesentliche Rahmenbedingungen der kommunalen Flächenpolitik 
und Bodenwirtschaft. 
Demographische Entwicklung, Wirtschaftlich-technologischer Strukturwandel, Glo-
balisierung und Klimawandel beeinflussen die zukünftige Stadtentwicklung und wer- 
den als Reaktion Anpassungen erfordern und damit die Notwendigkeit einer Stadter-
neuerung durch Stadtumbau beschleunigen. Stadtentwicklung wird mehr denn je 
von großen privaten Projekten und kürzeren Nutzungszyklen  bestimmt. Der wirt-
schaftsstrukturelle und demografische Wandel erfordert ein Umdenken weg von der 
Siedlungsexpansion hin zur Bestandserneuerung. Stadterneuerung mit Stadtumbau 
durch Umnutzung ist daher das zentralen Politikfeld.
Vorsorgender Klimaschutz als Reaktion auf die Klimaveränderung gewinnt in den 
Städten immer mehr an Bedeutung. Neben der erforderlichen CO2 - Reduzierung et- 
wa bei dem Ausbau der Energieversorgung sowie der Wärmedämmung in den Ge- 
bäuden, gewinnen präventive Maßnahmen zur Anpassung der Infrastruktur an die 
Folgen der Klimaveränderungen wie etwa der Umbau der Entwässerungssysteme 
und der Hochwasserschutz an Bedeutung. 
Handlungsfelder des Stadtumbaues sind:
Stadtstrukturelle Verbesserungen zur Standortstärkung
Umstrukturierung und Neunutzung von freigesetzten Flächen
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Nachverdichtung, Baulückenschließung, Städtebauliche Neunutzung von minder 
genutzten Gebieten
Ersetzen nicht mehr nachgefragter Flächen, Nutzung von durch Rückbaumaß-
nahmen freigesetzten Flächen
Aktive Wohnumfeldverbesserung und Gestaltung des öffentlichen Raums
Klimaschutzmaßnahmen z.B. Umbau und Anpassung der Entwässerungssyste-
me, Gebäudesanierung zur verbesserten Wärmedämmung  u.a.
Alle diese Anpassungsmaßnahmen weisen, wie auch die untersuchten Fallbeispiele 
zeigen, eine hohe Komplexität in den Entwicklungsabläufen auf.  Der für viele Städte 
erforderliche Stadtumbau als Anpassung an die verändernden Rahmenbedingungen 
und gesellschaftlichen Anforderungen wird stärker gesteuert werden müssen. Da in 
der Zukunft schrumpfende wie auch wachsende Städte aktiv handeln müssen, ist ein 
Mix aus Markt, Intervention und strategischer Steuerung erforderlich. 
6.  Schlussbetrachtung
In der Zukunft werden komplexe Anpassungsmaßnahmen als Reaktion auf die sich 
stärker verändernden Rahmenbedingungen der Stadtentwicklung an Bedeutung 
gewinnen. Von großer Bedeutung ist daher die Frage, ob diese Anpassungsprozes-
se allein über den Markt geregelt werden können oder ob eine stärkere  parallele Pro- 
zess-Steuerung durch die Kommunen  in Kooperation mit den Marktkräften und den 
beteiligten Akteuren, insbesondere mit der Bürgerschaft, erfolgreicher ist. Die Beant-
wortung dieser Frage ist klar: der Markt kann die für die Zukunft erforderlichen 
Stadterneuerungsprozesse nicht in Gang setzen. Hier sind die Kommunen gefordert, 
die Initiativen zu ergreifen. Bezog sich der Strukturwandel bisher, wie bei den 
untersuchten Fallbeispielen, auf die Nutzungsaufgabe und Flächenfreisetzungen 
von Einzelsegmenten wie Gewerbe und Industrie, Bahn und Post, wird er in der 
Zukunft zusätzlich die Städte als Ganzes im regionalen und globalen Kontext erfas-
sen. Die Städte stehen vor vielfältigen Herausforderungen. Sie müssen den Struktur-
wandel von der Industriegesellschaft zur Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft, 
Schrumpfung und Wachstum der Bevölkerung, Veränderung der Altersstrukturen, 
Wandel der sozialen und ethnischen Strukturen, Globalisierung und Transformation 
der Wirtschaftsstruktur, die ökologische Herausforderung der Begrenzung des Flä-
chenverbrauchs und die Folgen der Klimaveränderung bewältigen. Diese Prozesse 
wirken sich auf die Nutzung und Nichtnutzung von Flächen aus und erfordern als 
Reaktion auf negative Entwicklungen Veränderungs- und Anpassungsleistungen der 
Städte. Die anstehenden Veränderungen können nicht mehr mit dem  bisherigen 
mehr oder weniger reaktiv ausgerichteten Handlungsstrukturen der Städte bewältigt 
werden.  Die Städte sind aufgerufen, aktiv zu handeln! Sie sollten Maßnahmen zu 
ihrer Positionsverbesserung im regionalen und globalen Wettbewerb ergreifen und 
die heute schon sich abzeichnenden Folgen der Klimaveränderung bekämpfen. Es 
sollten neue Nutzungen für leergelaufene und brach gefallene Flächen und Gebäude 
von Industrie, Gewerbe-, Büro-, aber auch Wohngebiete, für minder- und unterge-
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nutzte Bereiche gefunden, ausgelaufene Stadtbereiche restrukturiert und strate-
gische Projekte zur Standortstärkung entwickelt werden. Diese immer komplexer 
werdenden Prozesse sollten vor dem Hintergrund einer strategischen Ausrichtung 
der Städte gesteuert werden. Sie können nur über eine kontinuierliche Stadterneue-
rung mit Stadtumbau und Umstrukturierung abgewickelt werden. Wie die Evaluie-
rung der Fallbeispiele nachwies, erfordern komplexe Vorhaben eine kooperative 
Steuerung und Betreuung durch Vorhabenträger und Gemeinde. Die Städte sollten 
daher die Stadterneuerungsprozesse stärker in Kooperation mit privaten Investoren 
sowie bei gleichzeitiger Einbindung und Mitwirkung der Bürgerschaft steuern und 
ihre Verwaltungen auf ein aktives und zielorientiertes Projekt- und Verfahrensma-
nagement einstellen. 
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